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1. Militärifche Fragen. — Auswärtige Politik. — Soziale Reformen. — 
Sızantinismns. — Sozialiftifhe Zukunftspläne. 
Sitzung des Reichdtages vom 10. Dezember 1903.) 


Am 4. Dezember war die elfte Legislaturperiode im Auftrage de3 Kaifers 
durch eine Thronrede vom Neichskanzler eröffnet worden. Gleichzeitig war der 
Reichshaushaltsetat für das Finanzjahr 1904/05 dem Reichstage zugegangen. Am 
9. Dezember hatte die erjte Lefung des Etats begonnen. Den zweiten Beratungstag 
leitete der Abgeordnete Bebel mit einer zweiftündigen Rede ein. Ihm antwortete 
zunächft der Reichsfanzler. 

Reichskanzler Graf von Bülow: _ 

Ich darf e8 dem Herrn Kriegsminifter überlaſſen, meine Herren, 
im einzelnen die Angriffe zurückzuweiſen, welche der Herr Abgeordnete 
Bebel gegen die Organiſation unſeres Heeres gerichtet hat. Ich geſtehe 
allerdings von vornherein, daß ich auf dieſem Gebiet, was die Ein— 
richtungen unſeres Heerweſens angeht, in kavalleriſtiſchen und artillerifti- 
ſchen Fragen, was die Uniformierung betrifft, daß ich in militäriſchen 
Detailfragen von vornherein mehr Vertrauen habe zu dem Herrn General 
von Einem als zu dem Herrn Abgeordneten Bebel. 

(Sehr gut! ſehr richtig! rechts.) 
Darin foll feine befondere Unfreundlichkeit für den Herrn Abgeordneten 
Bebel liegen. Aber die Erfahrung beweift, daß auf foldhen Gebieten 
ein Quentchen eigener Anſchauung, Praris und Kenntnis ſchwerer wiegt, 
al3 ein Zentner der phantafievolliten Vorftellungen. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat in dem militärischen Abjchnitt 
feiner Rede vom Drill gejprochen. Der Drill ift nicht Selbftzwed und 
foll nie Selbftzwed fein, aber als Mittel zum Zweck hat er fehr 
wejentlich beigetragen zu den Erfolgen der preußifchen Waffen jeit 
König Friedrich Wilhelm 1. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Drill und Erziehung, wie unfer alter Kaifer fagte, haben den preußi- 
ſchen Soldaten zu dem gemacht, was er iſt. 





Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg.:Per., I. Seffion 1903/04, 4. Sitzung. 
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Der Herr Abgeordnete Bebel hat ſich auch über die Manöver ver: 
breitet in einer Weiſe, die mich glauben läßt, daß er perjönlich wohl 
faum je an einem Manöver teilgenommen hat. 

(Heiterfeit rechts.) 
Der Zwed der Manöver wie aller militärischen Übungen kann jelbjt- 
verftändlic; immer nur die friegsmäßige Ausbildung fein. Aber in 
diejer Beziehung haben die Manöver einen großen Wert, zur Erziehung 
für Marſch- und Gefechtsleiftungen, zur Erziehung der Führer, als 
Vorbereitung für den Ernitfall. Daß aber im Ernſtfall die Reiterei, 
auf die es der Abgeordnete Bebel beſonders abgejehen hat, eine wichtige 
Rolle ſpielen wird, wie fie das im leßten Kriege, in den napoleonifchen 
Zeiten und unter Friedrich dem Großen getan hat, das iſt die Anficht 
vieler einfichtiger Militärs in Deutjchland und außerhalb unjerer Grenzen. 
In jolhen Fragen fann ich nur dem Praktiker folgen, nicht dem Laien 
und auch nicht dem beredteften Dilettanten. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Schaedler hat hier gejtern 
eine Anzahl von Soldatenmighandlungen, von jchweren Soldatenmiß- 
handlungen zur Sprade gebradt. Wir alle verurteilen Roheit und 
Grauſamkeit. Brutalität und Ungerechtigkeit empören mich gerade fo 
ſehr wie Sie, und als Reichskanzler füge ich Hinzu, daß ich in voller 
Übereinitimmung mit den Kriegsminiftern aller Bundesftaaten es als 
die heilige Pflicht der Militärverwaltung betrachte, mit allen geeigneten 
Mitteln derartigen Ausschreitungen entgegenzutreten, ihnen vorzubeugen, 


fie auszurotten. 
(Bravo! rechts.) 


Je höher uns unfer Heer ſteht, um jo mehr müfjen wir feinen Schild 
blank halten, um jo energifcher müjjen wir und werden wir alles dran 
fegen, um begründeten Bejchwerden abzuhelfen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sch beftreite auch feinem Mitgliede diejes Hohen Haujes das Necht, 
militärische Fragen in den Kreis feiner Kritik zu ziehen. Die Kritik 
muß aber jachlic) und gerecht jein, fie darf nicht blind tadeln und 
blindling3 verwerfen, jte muß in militärifchen Fragen auf die militärifchen 
Intereſſen Rücficht nehmen und auf die nationalen Gefichtspunfte, fie 
darf weder das Selbjtvertrauen unjeres Bolfes erfchüttern noch mit dem 
Anfehen, das wir im Ausland genießen, die Ausfichten auf weitere 
Erhaltung des Friedens untergraben. 

(Sehr gut! rechts.) 
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Es gibt, meine Herren, eine doppelte Art der Kritik: es gibt die Kritik, 
die offen und ungefcheut Mißftände zur Sprache bringt, in der patrio- 
tiſchen Abficht, fie dadurch zur Heilung zu bringen und dadurch den 
Körper gefund zu erhalten. E3 gibt aber auc eine Art der Kritik, 
der e3 viel mehr auf einen Ngitationsitoff anfommt als auf die Sache 


(Sehr richtig! rechts; Widerjpruch bei den Sozialdemokraten), 


und das iſt die Art der Kritik, die jeit Monaten, die feit Jahren auf 
dem empfindlichjiten Gebiet, das wir haben, auf diefem Gebiet, wo mehr 
al3 auf irgend einem anderen die höchiten Intereſſen des Vaterlandes 
auf dem Spiel jtehen, auf militärischem Gebiet von jozialdemofratischer 
Seite geübt wird. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Das iſt ja überhaupt fennzeichnend für Sie, meine Herren (zu den 
Sozialdemokraten) — und das zog fich auch wie ein roter Faden durch 
die Ausführungen des Herrn Abgeordneten Bebel —, jeden einzelnen 
Fall zu verallgemeinern, immer die Ausnahme zur Regel aufzubaufchen. 


(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen; 
Zuruf der Sozialdemofraten.) 


— Nicht mit Recht, Herr Bebel! Denn wenn fich irgendwo ein Mitglied 
der bürgerlichen Gejellichaft, wen fich ein Unternehmer, ein Offizier, 
ein Unteroffizier, ein Geijtlicher, ein Richter eine Blöße gibt, jo ftellen 
Sie die Sache fo dar, al3 ob die ganze bürgerliche Gejelljchaft ſchuld wäre, 
als ob das die Schuld der heutigen bürgerlichen und gejellichaftlichen 
Ordnung wäre, als ob es nicht auch bei Ihnen räudige Schafe gäbe 
(ehr wahr), 
als ob es nicht auch in Ihren Reihen rohe, nichtsnugige, gemeine, 
Schwache Menfchen gäbe. Die Armee fest fich zufammen aus 600000 
Mann mit einem Unteroffizierforps von rund 80000 Mann. Daß 
unter einer halben Million Menfchen, die ſich aus allen Bevölferungs: 
klaſſen refrutieren, Ausjchreitungen vorkommen, meine Herren, das 
motiviert noch nicht die Angriffe, die in der jüngjten Zeit jo vielfach 
gegen unjere militärischen Inſtitutionen gerichtet worden find. Solche 
Erjcheinungen, wie die zur Sprache gebraten, finden jih auch in 
anderen Berufsflajfen, es fommen auch in anderen Ständen brutale 
Eingriffe und Übergriffe vor, auch anderswo Mißhandlungen. Ich 
£onftatiere, daß jolche tief betrübenden und unbedingt zu mißbilligenden 
Erfeheinungen in der Armee mit jedem Jahr abnehmen. Ich konſtatiere 
1* 


4 1. Militärifche Fragen. — Auswärtige Politik. 


weiter, daß, wo fich ſolche Ericheinungen wieder zeigen, jie mit Der 
größten Strenge beftraft werden jollen. Nach meiner Anficht können 
derartige Infamien gar nicht ftreng genug bejtraft werden. 

(Sehr richtig! rechts, in der Mitte und bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, es ift auch geitern von dem Herrn Abgeordneten 
Schaedler Bezug genommen worden auf die Borgänge in einer unferer 
Grenzgarnijonen, in Forbach. ch ftimme dem Herrn Abgeordneten 
Schaedler darin zu, daß die rückhaltlofe Aufdedung jolcher Vorgänge 
nüßlich ift, nicht nur, weil in der Öffentlichkeit ein heilfames Korreftiv 
liegt, jondern auch, weil es ein gutes Zeichen für eine Inſtitution tft, 
wenn nichts verfleiftert und vertufcht wird, und das ift in diefem Falle 
nicht gejchehen. Sch bin weiter der Anficht, daß derartige Vorgänge 
Fingerzeige dafür fein follen, wo die befjernde Hand — die von ſach— 
lichen Beweggründen geleitete und jo fachlich befjernde Hand — der 
Heeresverwaltung einzugreifen hat. Kein Heer der Welt, das deutjche 
Heer jo wenig wie irgend ein anderes Heer, ja noch weniger al3 irgend 
ein anderes Heer, foll auf feinen Zorbeeren ausruhen. Mit Recht Hat 
der Herr Abgeordnete Schaedler aber davor gewarnt, jolche Fälle zu 
verallgemeinern. „sch lege hier nicht nur vor dem Inland, ich lege auch 
vor dem Ausland Verwahrung dagegen ein, daß, wie dies fortgejegt 
von fozialdemofratifcher Seite gejchieht, die Sache fo dargeftellt wird, 
al3 ob jolche häßliche Ericheinungen, die überall vorkommen, typiſch 
wären für deutjche Verhältniſſe, als ob man fie unferem Offizierforps 
als charakteriftiiche Merkmale anhängen und gewiſſe Borfommniffe dahin 
verdrehen dürfe, daß nur das deutjche Offizierforps oder vorzugsweise 
das deutſche Offizierforps ſolche Erfcheinungen zeitige. Das ift in meinen 
Augen Heuchelei, das erkläre ich für Pharifäertum. Es wird auch 
. anderswo gefündigt. Ganz ohne Schuld und Fehle ſcheint ja nicht 
einmal die Sozialdemokratie zu fein. 

(Deiterfeit.) 

Ich proteftiere aljo dagegen, daß unfer Offizierforps in diejer Art 
verantwortlich gemacht wird für einzelne mißratene Glieder. 

Meine Herren, das deutiche Offizierforps ift auch heute davon durch: 
drungen, daß Fein Stand mehr der ehrenhafteiten Gefinnung — ich 
meine hier ehrenhaft im bürgerlichen Sinne des Worts — und einer 
idealiſtiſchen Weltauffafjung bedarf als derjenige Stand, dem die Ver: 
teidigung des Vaterlandes anvertraut ift. Unfer Offizierforps wird ſich 
immer gegenwärtig halten, daß die großen Erfolge, die wir vor dreißig 
Jahren errungen haben, in erjter Linie zurüdzuführen waren auf die 
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altpreußifche jchlichte und einfache Art, auf die Tüchtigfeit und Anjpruds: 
Iofigfeit, die ihre Pflicht tat, ohne viel Worte zu machen, und ohne 
unnötiges Sporenklirren, auf die Eigenart, für die Offiziere wie Göben, 
wie die beiden Alvensleben, wie der Feldmarjchall Graf Roon, wie unfer 
großer Moltfe vorbildlich waren. Dann wird unjer Offizierforps aud) 
weiter das Rob verdienen, das ihm Fürft Bismard erteilt hat, nämlich, 
daß fein Land der Welt uns diejes Offizierforps und feine Vorzüge 
nachmachen könne. 

Meine Herren, ich; wende mich jet zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Bebel über die auswärtige Bolitif. Was unjere 
oftafiatifche Politik angeht, jo hat der Herr Abgeordnete Bebel mir 
zwei Vorwürfe gemacht, die in ſeltſamem Widerſpruch zu einander ftehen. 
Einerſeits hat er mir vorgeworfen, daß unfere oſtaſiatiſche Politik zu 
aftiv wäre, phantaftiich, abenteuerlich; andererjeit3 findet er, daß ich 
mich in der Mandſchurei zu paffiv verhielte. ch muß geftehen, daß 
ein größerer Mangel an Logik mir faum vorgefommen ift. 

(Heiterkeit und jehr richtig! rechts.) 

Wenn e3 einen Punkt i in Oftafien, und ich möchte beinahe jagen, in der 
Melt gibt, wo wir nichts zu fuchen haben, jo ift e8 die Mandfchurei. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn aljo der Herr Abgeordnete Bebel für die Tſchunguſen und 
Mongolen, die, wie ich glaube, die Mandjchurei bewohnen, eimen neuen 
Kreuzzug infcenieren will al3 neuer Peter von Amiens, fo lafje ich ihn 
allein vorgehen. Ich bleibe zu. Haus, 

(Heiterfeit rechts und in der Mitte; Zurufe bei den 
Sozialdemofraten.) 
Ich habe den Herrn Abgeordneten Bebel dahin verjtanden, daß er findet, 
ih jei in Oftafien im allgemeinen zu unternehmungslujtig, ich jollte da— 
gegen mehr Feuer hinter meiner Politik in der Mandjchurei machen. 
Das lehne ich ab.”) 

Nun. hat der Herr Abgeordnete Bebel weiter gemeint, unfere oft= 
afiatische Politit würde uns Komplikationen zuziehen. Wie das möglich 
jein ſoll, ift mir nicht recht klar. Unfere Politik ift, wie überall, jo 
aud) i in Oſtaſien ſo beſonnen, friedliebend und loyal, daß ſie gar keinen 


2) Der Abg. Bebel hatte gejagt: „Neben England und Japan find es ins— 
bejondere auch die Vereinigten Staaten, die mit lebhaften Intereſſe auf die Ent: 
wicklung in Ehina bliden und feineswegs geneigt find, dem Machtzuwachs Ruß— 
lands im äußerſten Diten jo paſſiv gegenüberzuftehen, wie das feitens der deutſchen 
Politik bisher gefchieht.” 
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Grund, gar feinen Anlaß zu begründeten Ausftellungen geben kann. 
Sie fann uns aljo auch nicht in Konflikte verwideln. Wenn wir in 
Konflikte verwicelt würden, jo würden wir die defenfive Rolle und das 
gute Gemifjen für uns haben. Ich betone aber nochmals, daß nach 
menschlicher Berechnung, und da auc) die anderen Staaten den Frieden - 
wünfchen und die Verträge achten, wir in Oftaften nicht in Verwick— 
lungen geraten werden. 

Der Herr Abgeordnete Bebel ijt auch auf Venezuela zurüdge- 
fonımen, und er hat fein Bedauern darüber ausgedrüdt, daß wir unfere 
Differenzen mit Venezuela nicht jofort vor das Haager Schiedsgericht 
verwiejen hätten. Ja, meine Herren, das haben wir aus dem einfachen 
Grunde nicht getan, weil der Präſident Caftro, für den der Herr Ab- 
geordnete Bebel im vorigen Winter mit ſolcher Wärme eintrat 


(Heiterkeit), 


anfänglich auf fein Schiedsgericht eingehen wollte und fich dazu erjt 
bequemt hat, al3 wir ihm mit einem gewiſſen Nachdrucd dieje unjere 
Forderung zu Gemüte führten. 

(Heiterkeit) 

Nun, meine Herren, will ich aber nicht zaudern, meinem Bedauern 
darüber Ausdrud zu geben, wie fich der Herr Abgeordnete Bebel foeben 
über Rußland ausgejprochen hat. Die Art und Weiſe, wie fich der 
Herr Abgeordnete Bebel bemüht hat, Stimmung gegen Rußland zu 
machen, und wie er die rufftschen Verhältnifje Eritifiert hat, wird ficher- 
lich viel Genugtuung erregen bei denjenigen unjerer ausländischen Gegner, 
welche die guten Beziehungen zwifchen Nußland und Deutjchland zu 
trüben fuchen. 

(Sehr richtig! rechts.) 


sch bin aber überzeugt, meine Herren, daß ich die Mehrheit diefes Hohen 
Hauſes auf meiner Seite habe, wenn ich jage, daß eine derartige tadelnde 
Kritit der inneren VBerhältniffe eines befreundeten Nachbarreiches; daß 
eine derartige zügellofe Kritif, wie fie der Herr Abgeordnete Bebel 


(großer Lärm bei den Sozialdemokraten. Sehr richtig! rechts) 


— — ich wiederhole, eine jo zügellofe Weife, wie ſoeben der Herr Ab- 
geordnete Bebel die ruffichen Zuftände Fritifiert hat, weder den Tradi- 
tionen des deutschen Volkes entjpricht, noch feinen Wünfchen, noch feinen 
Intereſſen. Und ich bin überzeugt, daß ich die große Mehrheit des deut- 
ichen Volkes hinter mir habe, wenn ic) jage, daß ich mich durch den Tadel 
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des Herrn Abgeordneten Bebel nicht abhalten lafjen werde, auf das 
forgjamfte die Beziehungen zu Rußland auch weiter zu pflegen. 


(Großer Lärm bei den Sozialdemokraten, lebhafte Zuftimmung 
rechts. Glocke des Präfidenten.) 


Bizepräfident Dr. Baafche: Meine Herren, ich bitte, den Herrn Redner 
nicht zu unterbrechen. 

Reichsfanzler Graf von Bülow: 

Der Herr Abgeordnete Bebel ift weiter eingegangen auf unſer 
Verhältnis zu Amerifa. Er hat mir vorgeworfen, daß wir Amerifa 
gegenüber zu nachgiebig feien, daß wir Amerifa nacdliefen. Das ift 
genau derjelbe Vorwurf, der in der fogenannten gelben Preſſe in Amerika 
gelegentlich) gegen die Leiter der dortigen Politik erhoben wird, und 
das beweiit, daß auf beiden Seiten des großen Wajjers die einfichtigen, 
befonnenen und verjtändigen Leute an der Aufrechterhaltung guter Be— 
ziehungen zwifchen Amerika und Deutichland arbeiten, und die weniger 
einfichtigen, weniger verftändigen und weniger bejonnenen Leute dieſe 
Beziehungen zu trüben fuchen. 

Was Herrn DVanderbilt anlangt, über den ſich Herr Abgeordneter 
Bebel wenig liebenswürdig ausgejprochen hat, jo hat er die deutjchen 
Herren, die vor zwei „jahren Amerika bejuchten, aufs freundlichite auf: 
genommen. E3 war ganz natürlich, daß, als er nad) Deutjchland Fam, 
ihm hier gleichfall3 ein höflicher Empfang bereitet wurde. Bon irgend- 
welcher Unterwürfigfeit der ihn empfangenden Herren iſt gar nicht die 
Rede gewejen. Es handelte fich auch nicht um den fommandierenden 
General von Danzig oder um den Oberpräfidenten, jondern, joviel mir 
befannt ijt, um einen Afjeffor der dortigen Regierung und den General 
von Madenjen, der von früher her mit Herrn Vanderbilt befannt war. 
Ich möchte wünjchen, daß häufiger fremde in einflußreichen Stellungen 
Deutjchland befuchen; denn im allgemeinen fennen wir Deutiche das 
Ausland bejjer als das Ausland uns, und wenn wir folche Fremde 
freundlich und höflich empfangen, fo vergeben wir uns gar nichts. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat fich weiter über den Stand der 
Handelsverträge ausgejprochen. Wie er es tat, das würde im höchjten 
Grade geeignet jein, das Zuftandefommen von Handelsverträgen zu er: 
jcehweren, wenn man im Auslande glaubte, daß der Herr Abgeordnete 
Bebel auf unfere Politik einen beftimmenden Einfluß ausüben fünnte. 


(Heiterfeit rechts.) 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat alle Argumente zufammengetragen, 
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die möglich waren, um die Stellung unferer Unterhändler zu ſchwächen 
und die Stellung der Unterhändler der anderen Vertragsftaaten zu ftärfen. 


(BHört! hört! rechts.) 


Demgegenüber betone ich, daß die verbündeten Regierungen nach) wie 
vor an dem Wunjche feithalten, auf für uns annehmbarer Baſis bald: 
möglichjt zu Handelsverträgen zu fommen. 


Der Herr Abgeordnete Bebel hat weiter die Frage der Erhebung 
von Abgaben auf den Wafferjtraßen berührt. Über diefen Punkt 
erkläre ich das Nachitehende: nach der ganzen Entjtehungsgeichichte des 
Art. 54 der Neichsverfafjung kann es feinem Zweifel unterliegen, daß 
durch dieje Verfafjungsbeitimmnng das Recht der einzelnen Staaten bejeitigt 
werden jollte, auf den deutjchen Strömen lediglich für die Befahrung 
derjelben irgendwelche Abgaben zu erheben. Jede Ausnahme von diefem 
reichsgefeglichen Grundjag würde hiernach der Genehmigung durch ein 
befonderes Reichsgeſetz bedürfen, und zwar, wie bei den Verhandlungen 
über das Geje vom 5. April 1886, betreffend die Erhebung einer 
Schiffahrtsabgabe auf der Unterweſer, ausdrüclich hervorgehoben wurde, 
eines Neichsgejetes, welches im Bundesrat unter Wahrung der Vor: 
ſchriften des Art. 78 der Neichöverfajjung zu bejchließen if. Dem 
Bundesrat liegt keinerlei Antrag vor, von dem allgemeinen Grundjat 
des Art. 54 der NReichsverfafjung eine Ausnahme zu erwägen und zu 
beichließen, und es dürfte deshalb auch für das Hohe Haus und Die 
beteiligten Erwerbskreiſe fein Grund bejtehen, auf die in der Preſſe 
enthaltene Erörterung einer theoretischen Streitfrage einzugehen, welche 
durch die deutfche Reichsverfaſſung dem Gebiete der Reichsgeſetzgebung 
vorbehalten ift, und bei der auch bejtehende vertragsmäßige Abmachungen 
mit den betreffenden Staaten in Betracht kommen würden. 

Meine Herren, nun hat der Abgeordnete Bebel an das erinnert, 
wa3 ich vor einem Jahre hier gejagt habe über meine fozialpolitifche 
Auffaffung.’) Dabei hat der Abgeordnete Bebel gefragt, warum ich nicht 
den Ehrgeiz hätte, ein Millerand zu werden. Das will ich Ihnen jagen, 
Herr Bebel: ich habe diejen Ehrgeiz nicht, einmal, weil Herr Millerand 
durch und durch Franzoje ift, ein franzöſiſcher Patriot, während Sie 
und Ihre Freunde bei jeder Gelegenheit erklären, daß Sie nicht auf 
demjelben nationalen Boden jtünden wie wir. 


(Bravo! jehr richtig!) 


3, Val. die Neden vom 20. und 21. Jan. 1903 (Bd. 1, S.3W ff). 
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Und dann, meine Herren, wenn ich mich wirklich zum Millerand ent- 
wickelte oder mir einen Millerand zulegen würde 


(Heiterkeit), 


diefem Millerand von feiner Seite mehr Knüppel zwifchen die Räder 
gejchoben werden würden al3 von dem Herrn Abgeordneten Bebel. 


| (Sehr wahr! jehr richtig!) 

Darüber, Herr Bebel, werden Sie ſich doch wohl jelbft nicht nach den Ver— 
handlungen des Dresdener Barteitages irgendwie im Zweifel jein können. 
(Lebhaftes Bravo.) 

Meine Herren, ich habe vor einem Jahre gejagt, daß von einem 
Stillftand der jozialpolitifhen Geſetzgebung nicht die Nede fein 
fünne. Daran halte ich feit. Die verbündeten Regierungen werden fich, 
wie Sie aus der Thronrede erjehen haben, in ihren arbeiterfreundlichen 
Beftrebungen nicht irremachen laſſen. Wir werden auch weiter bemüht 
fein, Leben und Gejundheit der Arbeiter immer bejjer zu ſchützen. Wir 
werden auch verjuchen, nach und nach die großen Fragen der Arbeitszeit 
und der Arbeitsverfafjung, der Frauen: und Kinderarbeit, der Lohn: 
zahlungsmethode jo weit zu löſen, als dies möglich ift unter voller 
Aufrechterhaltung unferer Konfurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt. - Wir 
betrachten es al3 die Pflicht des Staates, wie, wenn ich mich nicht irre, 
mein auf diefem Gebiete jo fompetenter Nachbar Graf Poſadowsky 
einmal gejagt bat, ich glaube, es war in Düfjeldorf — wir betrachten 
es als die Pflicht des Staates, den Arbeiter in möglichit umfafjender, 
in möglichjt wenig bedrückender, dem Stande unjerer heutigen Kultur 
entfprechender Weiſe gegen die Gefahren jeines Berufslebens zu ſchützen. 
Wir wollen nicht nur fortführen, was auf dem Gebiete des Arbeiter- 
ſchutzes und der Arbeiterverficherung ſchon gejchaffen ijt, jondern wir 
hoffen auch, allmählich denjenigen Aufgaben näher treten zu können, die 
noch der Löjung harren. Diefe Aufgaben find für das nächſte Jahrzehnt 
die Witwen: und Waijenverjorgung und, wie ich hoffe, jpäter auch einmal 
die Arbeitslojenverficherung. 

Wir werden aber diefe Aufgaben nur löſen fönnen, wenn wir auf 
der jozialen Bahn, wenn wir in dem, was ich den Kampf, den ewigen 
Kampf gegen das menjchliche Elend nenne, Schritt für Schritt vorgehen, 
ohne den Boden der Wirklichkeit unter den Füßen zu verlieren, ohne 
durch unreife und unpraftifche Forderungen, wie fie von jozialdemofra- 
tifcher Seite geftellt werden, unjer ganzes wirtjchaftliches Leben mit 
Rataftrophen zu bedrohen, durch Forderungen, von denen jeder weiß, 
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daß fie nicht oder noch nicht realifiert werden fönnen. Durch ſolche 
‚sorderungen wird lediglich ein befonnener und ftetiger Fortſchritt auf 
der jozialen Bahn erjchwert. „indem fte fortgejeßt jolche Forderungen 
erhebt, erleichtert die Sozialdemokratie nicht die ſozialpolitiſchen Reformen, 
wie der Herr Abgeordnete Bebel mir dies joeben in freundliche Ausficht 
ftellen wollte, jondern fie erichwert ſolche Reformen. 

(Sehr richtig!) 
Und es iſt noch ein anderer Grund, der die fozialpolitiiche Geſetz— 
gebung hemmt und erjchwert, und den will ich Ihnen offen jagen. Der 
Abgeordnete Bebel hat niemals ein Hehl daraus gemacht, daß er ein 
Gegner der beitehenden Berfaffung, ein Gegner der Monarchie, daß 
er Nepublifaner ift. Durch nichts aber werden die Beltrebungen zu: 
gunften der Mrbeiter mehr erjchwert, und nichts iſt ein größeres 
Hemmnis für eine Verbejjerung der Yage der Arbeiter als die jozial- 
demofratische Gepflogenheit, die Bejtrebungen zugunften der Arbeiter 
mit antimonarchifchen Zielen und Tendenzen zu verquiden. 

(Sehr wahr!) 
Und nichts ift unlogijcher. Die Gejchichte beweift, daß die Sozial: 
reform eines Landes völlig unabhängig ift von feiner Staatsverfaflung; 
die Gefchichte beweiſt, daß es mit der Nepublif allein auch nicht getan ift. 

(Sehr wahr!) 
Ich bin viel herumgefommen, ich glaube, objektiv zu fein. ch kann 
Sie verlichern, daß in Nepublifen auch mit Waſſer gekocht wird 

(Heiterkeit), 
daß es auch da fehr häufig hapert, und daß es ein großer Irrtum iſt, 
zu glauben, daß es irgend ein politijches Univerfalferum gäbe, um alle 
menjchlichen Krankheiten und Leiden zu heilen. Ich jage aljo, daß der 
Hang der Sozialdemokratie, ihre republifanijche Gefinnung in den 
Bordergrund zu jchieben, jchädlich ift für die Fortführung der Sozial: 
reform, und daß er im hohen Grade ungerecht if. Es gibt feine 
Nepublif, wo fo viel für die arbeitenden Klaſſen gefchehen ift, wie bei 
uns gejchehen if. Der Herr Abgeordnete Bebel jprach uns eben von 
feinen Schweizer Freunden. Er bewohnt während eines Teils des 
Sommers die jchöne Schweiz. Es wird ihm ficherlich nicht unbekannt 
jein, daß in der Schweiz große joztalpolitifche Gefege angenommen 
wurden von der Bundesverfammlung, aber in der Volksabſtimmung 
fielen. Das befannte Projekt für die Arbeitslofenverficherung wurde in 
Bajel-Stadt vom Großen Rat des Kantons angenommen, dagegen im 
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Referendum abgelehnt. Das ift eine ſchöne Illuſtration zu den Angriffen, 
die Herr Bebel jveben gegen die bürgerlichen Klajjen und die höheren 
Stände gerichtet hat. 
(Sehr richtig!) 
Herr Bebel hat joeben noch mit großer Lebhaftigfeit für direkte Steuern 
plädiert. Es wird Herrn Bebel nicht unbekannt fein, daß in feinem 
Lande der Welt der Widerjtand gegen die Einführung direkter Steuern, 
und namentlich progrejjiver direkter Steuern, wie fie Seren Bebel als 
Ideal vorjchweben, jtärfer ift als in dem republifanifchen Frankreich 
(ſehr richtig!), 
und daran hat auch Herr Millerand nichts ändern fünnen. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel hat weiter eine ent— 
jegliche Schilderung von unjeren heutigen Zuftänden entworfen. 
Er verglich diejelben zweimal mit den Zuftänden im kaiſerlichen Rom, 
im jinfenden Rom. Na, meine Herren, da muß ich wirklich jagen: 
ein hinfenderer Vergleich ift mir lange nicht vorgefommen. Sch habe 
mich doch auch mit Gefchichte bejchäftigt, mit römischer Gejchichte, ich 
babe Gibbon gelejen, Tacitus, Friedländerr. Das werden Sie wohl 
auch gelejen haben. Wo in aller Welt ſoll Ähnlichkeit bejtehen zwifchen 
den damaligen römischen Zuitänden und unferen heutigen Berhältnifjen? 
ch verfichere Jhnen, daß der Senat in Rom zur Zeit des Katjers 
ZTiberius ganz anders ausjah als diefes Hohe Haus. 

(Stürmifche Heiterkeit.) 
Und wenn der Herr Abgeordnete Bebel unter Kaifer Caligula eine 
Nede gehalten hätte, wie er fie heute hier gehalten hat, jo wäre es ihm 
jchlecht befommen. 
(Lebhafte Zuftimmung und große Heiterfeit.) 
Deutjchland ift fein defadentes Volf, und fein Kaifer ift weder ein 
Galigula noch ein Nero. 

Der Herr Abgeordnete, Bebel hat aud von Byzantinismus 
geiprochen. Ich geitehe, es hat mich gewundert, daß der Herr Abge- 
ordnete Bebel dies Wort in den Mund genommen hat. Dem Herrn 
Abgeordneten Bebel wird doch wohl nicht unbekannt fein, daß es nicht 
bloß einen Byzantinismus nad) oben gibt, fondern auch einen Byzan— 
tinismus nad) unten. 

(Lebhafte Zujtimmung. — Zurufe von den Sozialdemofraten.) 
Es gibt nit nur Fürſtenſchranzen, es gibt auch Volksſchranzen. 

(Lebhafte Rufe: Sehr gut!) 
Das find diejenigen, die immer dem untrüglihen Maſſen— 
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inſtinkte fchmeidheln; das find diejenigen, welche finden, daß 

der Herr Demos jich niemals irren könnte. Und von diefen Volks— 

ſchranzen hat unjer größter Dichter gejagt, fie jeten die ſchlimmſten von allen. 
(Sehr gut! und Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat Vorgänge zur Sprache gebracht, 
welche ic; in Krimmitichau abgejpielt haben. Ich muß es jelbit- 
verjtändlich dem ſächſiſchen Herrn. Bundesratsbevollmächtigten überlafjen, 
näher auf diefe Ausführungen des Herrn Abgeordneten Bebel zu 
antworten. Meinerſeits möchte ich aber doch das Nachitehende jagen. 
Wenn der Herr Abgeordnete Bebel von einem Terrorismus der Arbeit: 
geber jpricht, wenn er über Unterdrüctung Flagt, wenn er freiheit verlangt, 
wenn er in allen Tonarten alle möglichen Freiheiten fordert, jo erwidere 
ih ihm: wo herrſcht denn weniger Freiheit als bei Ihnen? 

(Lebhafter Beifall. — Stürmifche Zurufe von den 

Sozialdemofraten.) 
Keine Partei hat während der Wahlfämpfe die NRedefreiheit und die 
Berfammlungsfreiheit anderer Parteien weniger geachtet al3 die ſozial— 
demokratische Partei. 
(Lebhafte Zuftimmung. — Stürmifche Zurufe 
von den Sozialdemofraten.) 
— Daß Shnen das nicht gefällt, meine Herren, wenn ich das hier 
ausjpreche, das weiß ich wohl. Das iſt aber noch fein Grund für Sie, 
mich bejtändig zu unterbrechen. Ich habe den Herrn Abgeordneten 
Bebel auch nicht unterbrochen, und ich denke, wir wollen von beiden 
Seiten hübſch anjtändig diskutieren. 
(Sehr gut!) 

Sch jage: feine Partei hat die Rede- und Verjammlungsfreiheit anderer 
Barteien weniger rejpeftiert als die jozialdemofratiihe Partei. Die 
Preſſe feiner Partei führt gegenüber den anderen Barteien, gegenüber 
den Führern anderer Parteien eine intolgrantere und rohere Sprache 
als die Prejje der jozialdemofratijchen Partei. 

(Lebhafte Zuftimmung. — Große Unruhe bei den 

Sozialdemokraten.) 
Wie gewaltfam gehen Sie vor auf den Bauplägen und in den Werf: 
ftätten gegen den einzelnen Arbeiter, der fich Ihren Genofjenjchaften 
nicht anſchließen will, der jich der Sozialdemokratie nicht unterwerfen will! 
(Sehr gut!) 

Welche Tyrannei üben Sie aus in den Kranfenfajjen-Berwaltungen! 

(Stürmifhe Zurufe von den Sozialdemofraten.) 
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Fragen Sie die Ärzte, die Apotheker, viele Mitglieder der Kranken: 
fafjenverwaltungen! Und mie, meine Herren, ift es denn mit der 
Meinungsfreiheit bei Ihnen beſtellt? 

(Sehr gut! und große Heiterkeit.) 
Sie reden fo oft von dem finftern Mittelalter. Es hat niemals ein Konzil 
gegeben, wo eine jolche Unduldjamfeit, eine folche Engherzigfeit, eine 
jolche Kegerrichterei geherrjcht hätte als auf Ihrem legten Parteitage. 

(Lebhafter Beifall. — Widerjpruch bei den Sozialdemokraten.) 
Keine Bulle ift je jo jchroff abgefaßt worden wie damals die Erflä- 
rungen des Abgeordneten Bebel. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
Und ich möchte noch folgendes hinzufügen. Wie war es denn nach den 
Wahlen, als der Abgeordnete Bernftein eine gewiſſe Sehnfucht durch: 
blicken ließ 

(Zurufe von den Sozialdemokraten) 
— doch, meine Herren, Sehnſucht durchbliden ließ nach einem jozial- 
demofratifchen Vizepräfidenten. 

(Große Heiterkeit.) 
Da erhielt der Herr Abgeordnete Bernjtein von dem Herrn Abgeord- 
neten Bebel einen Rüffel von einer Schärfe, wie ich ihn nicht gegen 
über dem jüngjten Beamten in einem der mir unterftellten Reſſorts zur 
Anwendung bringen würde. 
Stürmiſche Heiterfeit.) 
Da nehme ich alle die Herren zu Zeugen, die da hinter mir ftehen. 
(Erneute ftürmijche Heiterkeit.) 
Herr Bebel, ja, Sie, Herr Bebel, der Sie heute von Freiheit reden, 
Sie haben in Dresden förmliche Erfommunifationen ausgejprochen, 
excommunicatio major und excommunicatio minor 
(große Heiterkeit); 

Sie haben auch einen Inder aufgeftellt, in welchen Zeitungen gejchrieben 
werden foll und in welchen nicht gejchrieben werden darf. Reden Sie 
uns von allem, nur nicht von Freiheit! 

(Lebhafte Zuftimmung. — Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
Die Freiheit, die Sie meinen, das iſt die Willkür für Sie, der Terro: 
rismus für andere. 

(Sehr richtig!) 
Und willſt du nicht mein Bruder fein, 


So fchlag’ ich dir den Schädel ein. 
(Stürmifche Heiterfeit.) 
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Meine Herren, der Abgeordnete Bebel hat uns wieder eine Rede 
gehalten, wo fich eine kritiſche Bemerkung an die andere anreihte, wie 
eine Perle an die andere. Wenn ich der Sozialdemokratie ein Zeugnis 
auszustellen hätte, jo würde ich jagen: Kritik, Agitation und — Das 
gebe ich Ihnen vollfommen zu, da fünnen Sie jehen, wie objektiv ic) 
bin — Disziplin und Opferfreudigfeit Ta 

(jtürmifche Heiterkeit); 
pofitive Leiftungen, Klarheit des Programms Vh. 
(Erneute jchallende Heiterkeit.) 

In der Sigung des Neichstages vom 26. November 1884 bejchäftigte 
fi Fürſt Bismarcd mit dem Anwachjen der Sozialdemokratie. Mein 
großer Amtsvorgänger jagte damals: 


Ich bin über diefe Vergrößerung gar nicht unglüdlih. Se 
größer die Zahl der joztaliftiichen Abgeordneten wird, defto mehr 
wird ihnen die Ehrenpflicht obliegen, doch bald mit pofitiven 
Plänen hervorzutreten und zu jagen, wie fich in ihren Köpfen 
die Zukunft der Welt und die Verfafjung geitaltet. Bisher find 
jie damit im Nüdjtand geblieben. Was beſteht, iſt alles fchlecht, 
das unterliegt ihrer Kritif, wird alles verworfen. — Alſo die 
Kritik ift außerordentlich leicht, aber das Beſſermachen! Wenn 
ich doc endlich einmal eine Verfaſſung, eine jolche Gejeggebung 
jehen könnte, wie die Herren Führer der Sozialdemofraten jie 
fich denken. Sie find jetzt 25; das zweite Dußend haben fie alfo; 
ich will ihnen noch das dritte geben; wenn fie aber 36 find, er: 
warte ich mit Sicherheit, daß fie ihren vollen Operationsplan zur 
Verfaſſung, wie fie jein joll, entwerfen; jonjt glaube ich, fie 
fünnen nichts. 


Meine Herren, jeitdem jind beinahe 20 Jahre verflofjen. Die 
Sozialdemofratie hat das jechite Dußend Mandate bereit3 überjchritten. 
Aber den vollen Operationsplan der Berfafjung, den Fürſt Bismard 
von Ihnen verlangte, den haben Ste und immer noch nicht verraten. 
Wenn es früher hieß, daß es dazu noch zu früh wäre, jo fünnen wir 
eine folche Entjchuldigung heute nicht mehr gelten lafjen. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat im juni in Karlsruhe gejagt, 
daß der Untergang der bürgerlichen Gejellichaft viel näher bevorjtünde, 
als fie es jelbjt glaube. Da ift es doch natürlich, daß wir willen 
möchten, was uns bevoriteht. 

(Heiterfeit.) 
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Daß der Herr Abgeordnete Bebel einen genauen und detaillierten 
Zufunftsplan bejißt, das muß ich nicht nur anjtandshalber annehmen 
(Heiterkeit), 
fondern das hat er jelbjt auf einem der le&ten ſozialdemokratiſchen 
Barteitage — ich weiß wirklich nicht, war es in Kübecf oder in Mainz — 
gejagt. Da jagte der Herr Abgeordnete Bebel, in der Zeit der Aktion 
jet es zu ſpät für theoretiiche Diskuffionen, der Plan des Zufunfts- 
ftaates müßte jchon vorher in allen Details ausgearbeitet und fertig 
jein. Sie bejigen aljo einen jolchen ganz genauen Plan, Sie wollen 

ihn und nur nicht zeigen. 

(Heiterfeit.) 
E3 geht dem Heren Abgeordneten Bebel und der Sozialdemokratie wie 
dem Berteidiger von Parts, dem General Trochu, während der Bela: 
gerung durch die Deutſchen: der jprach auch immer von einem geheimnis- 
vollen Plan, durch den alles gut und jchön werden würde. Wenn man 
aber den Plan jehen wollte, dann jagte er: der Plan ift bei meinem 
Notar mit meinem Teftament deponiert, beide werden einmal gleichzeitig 
geöffnet werden. 

(Große Heiterfeit.) 

Den Plan des Herren Abgeordneten Bebel möchten wir aber doch noch 
bei jeinen Lebzeiten jehen. 

(Heiterfeit.) 
Alfo jagen Sie und doch endlich ftatt der ewigen Klagen, jtatt der 
fortgejegten Bejchwerden, jagen Sie uns endlich, aber nicht in negativer 
Kritik, nicht in verneinenden Redensarten, jondern in pofitiven Angaben, 
was Sie nun eigentlich an die Stelle des Bejtehenden jegen wollen, wie 
es nun eigentlich praktisch ausjehen foll in dem Paradies, in das Sie 
uns führen wollen. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 

— Ich danfe Ihnen, daß Sie mic nicht dorthin mitnehmen wollen, 
ic; möchte dort auch gar nicht fein. 

Heiterkeit.) 
Daß für die Sozialdemokratie die Pflicht vorliegt, in diefer Beziehung 
endlich einmal mit der Sprache herauszurüden, das hat Ihnen auch 
ein Ihnen nahejtehender, ein Ihnen befreundeter Bolitifer, der Herr 
Abgeordnete — leider nicht mehr Abgeordneter — Dr. Barth, vor: 


gehalten. 
(Heiterfeit.) 
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der vor einiger Zeit in einem Artikel der „Nation“ jchrieb, für die 
Sozialdemokratie fei jet endlich der Augenblick gefommen, nicht mehr 
wie bisher eine Politif unfruchtbarer Demonjtrationen und Agitationen 
zu machen, jondern zu zeigen, was fie Bofitives leiften, was fie Poſitives 
hervorbringen könnte. 

Meine Herren, ich habe mich nicht exit jeit heute und geftern, ich 
habe mich feit Jahren redlich bemüht, aus Ihren Reden, denen ic) 
immer bejonder3 aufmerfjam zuhöre, und aus Ihren Schriften mich 
darüber zu informieren, wie nun Ihr Zufunftsitaat praktiſch eingerichtet 
werden foll, wie Ihr Zufunftsjtaat eigentlic; ausjehen jpll. Die Aus: 
beute war unendlich gering. Das Konfreteite, was id; darüber gelejen 
habe, war noch ein Aufſatz, der vor drei oder vier ‚Jahren erjchien in 
einer Zeitfchrift, deren Mitarbeiter zum Teil perjönliche Bekannte von 
mir waren, und der mir liberfandt worden iſt, in der Zeitjchrift „Kos: 
mopolis”, und dann die Brofchüre „Die foziale Revolution” von Herrn 
Kautsky, die ich als Bädeker, al3 grünen Bädeler für die Reife 
nach Utopien bei mir habe. 

(Große Heiterkeit.) 

Alfo, meine Herren, in dem Aufjat des Herrn Liebfnecht hieß e3 
über den Zufunftsitaat — denn es war dieſer Aufſatz die möglichit präziſe 
Antwort auf die Frage, wie e8 in dem Zufunftsitaate ausjehen würde —: 

Verſchwinden werden die Kaſernen, denn wir haben feine Soldaten 

mehr, und verjchwinden werden die Zuchthäufer, denn die Ge: 

jellichaft wird ſich ohne Verbrecher behelfen. 
(Heiterfeit.) 

Verſchwinden werden die Juftizpaläfte, denn an Prozeſſen wird 

Mangel jein. Berichwinden werden — rein aus Schönheitsrüd- 

ſichten — die entjeßlichen Bauungeheuer, durch die man heute 

den Menfchen beweiſen will, daß außerhalb diefer Welt der 

Materie eine beſſere Welt über dem Sternenzelt ſei. Denkmäler 

der Kunjt wird man dafür um jo andachtsvoller verehren. Ber: 

jchwinden werden die Bajtillen der Arbeit, die Fabriken, ver: 
jchwinden werden die Köcher, nicht gut genug für das Vieh. Und 
verjchwinden werden die ungejunden, fieberverbreitenden Häufer: 
wüfteneien und Häuferfümpfe, genannt Großjtädte. Der Unter: 
fchied zwischen Stadt und Land wird aufhören, und dank den 
vervollkommneten Beförderungsmitteln werden die Menjchen nicht 
mehr Sklaven der Entfernungen fein, und ohne jich von den 
Kulturgenüffen zu trennen, in der freien Natur leben können. 
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Meine Herren, da frage ich doch mit aller Riückficht, die ich für 
einen ehrlichen und überzeugten Mann hege, der jetzt unter der Erde 
ruht: Sit es möglich, von dem Zufunftsprogramm einer großen Partei, 
einer Partei, die alles Bejtehende umftürzen will, ein nebelhafteres, 
phantaftijcheres, unflareres Bild zu entwerfen, als es hier einer der her: 
vorragendften parlamentarifchen Führer der Sozialdemokratie getan hat? 

Was mich bei jolhen und ähnlichen Zukunftsbildern nur immer 
wundert, tft, daß die Farben nicht noch dicker aufgetragen werden. 
Wenn ich jchon das Aufhören der Berbrechen, der Zuchthäufer, der 
großen Städte und der Fabriken verjpreche, warım nit aucd das 
- Aufhören von Kopf: und Zahnmeh, von Tod und Krankheit. 

(Heiterfeit.) 
Vielleicht fommt das noch. Wenn ich an Ihrer Stelle jtände, würde 
ich die Farben noch viel dicker auftragen. 

Bei Herrn Kautsky habe ich gelejen, daß an dem Tage nad) 
dem. Siege der fozialdemofratifchen Partei die Grundeigentümer, die 
Großinduftriellen, die Kapitalijten ihres Befiges enteignet werden würden. 
Daß bei einem jolchen großen Raubzug auc nur die Lage der Arbeiter 
ſich wirklich und dauernd bejjern würde, dafür bleibt Herr Kautsky den 
Beweis volllommen jchuldig. Wie in dem Zufunftsitaat nun praftijch 
regiert werden joll, wie bei der in Ausficht genommenen Herabjegung 
der Arbeitszeit und Steigerung der Arbeitslöhne eine Verringerung der 
Produktion verhindert werden foll, wie bei der Zumeifung der Arbeit 
dem Arbeiter auch nur der befcheidenjte Reſt von perjönlicher Freiheit 
aus eigener Initiative bleiben joll, welcher Maßſtab der Verteilung 
gelten joll, ob gleichmäßig oder nach Maßgabe der Leitung — über 
alle diefe entjcheidenden und grundlegenden Fragen erfahren wir fo qut 
wie gar nichts. Ich bin alſo vollfommen berechtigt, zu jagen, daß es 
der Sprung eines Blinden ins Dunkle ift, den uns die Sozialdemofratie 
mit ihrer ganzen Agitation, mit ihren ewigen Klagen zumutet. Was 
Sie an die Stelle des Bejtehenden jegen wollen — das hat ja der 
Dresdener Parteitag jedem gezeigt —, das wiljen Sie eben jelbjt nicht, 
darüber find Sie fich ſelbſt nicht Elar, darin find Sie nicht einmal 
untereinander einig. Wenn e3 wirklich die Durchführung Ihres Bartei- 
programm jein würde, fo käme das heraus — es tft jchon vor mir 
gejagt worden — auf die Schaffung eines riefigen Staatszuchthaufes, 
auf ein folofjales ergastulum, wo es fein Menjch aushalten würde. 
Es wird aber niemals gelingen, einen ſolchen Zuchthausſtaat aufrecht: 
zuerhalten. Die von Herrn Bebel in Ausficht genommene Nivellierung 
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wäre natürlich nur möglich und denkbar, wie er das mehr als einmal in 
jeinen Schriften entwickelt hat, durch die Anwendung der brutaliten Ge- 
walt. Aber jelbjt wenn die von Ihnen in Ausficht genommene Diktatur 
des Wroletariat3 durchgeführt würde, wenn momentan der Belit aller 
Menichen gleich gemacht würde, jo würde das morgen wieder anders 
fein, denn es wird ftet3 fleißige und faule, jparfame und verjchwen- 
derifche, Eluge und dumme Menjchen geben. 


(Zwijchenrufe bei den Sozialdemokraten.) 


- Ah, Herr Bebel, ich habe aus den Berhandlungen hres legten 
Barteitages den Eindrud entnommen, daß Sie manchen Ihrer Partei: 
genofjen für jehr viel weniger fleißig halten als fich felbft; daß mancher 
von Ihnen manchen anderen für jehr viel dümmer hält als fich jelbit. 
Daran, an der Bejonderheit der Menfchen, an ihrem Bedürfnis nach 
individueller Freiheit, welche macht, daß der Menjch nicht getrieben 
und geleitet und von Herrn Bebel an den Pflock gebunden werden will, 
daran werden Sie jcheitern, auch wenn Sie fich nicht vorher die Köpfe 
einrennen an den ehernen Mauern der gegenwärtigen Staats: und 
Gejellfchaftsordnung, die jehr viel fejter it, als Sie glauben. 

(Sehr richtig!) 

Es iſt ja unmöglich, fi) mit diefem Thema zu befchäftigen, ohne den 
Herrn Abgeordneten Bebel auf Schritt und Tritt auf Widerfprüchen 
zu ertappen. Diejenige Staats- und Gejellichaftsordnung, die Sie durch: 
führen wollen, Herr Bebel, und die Sie am Schluß Ihrer Ausführungen 
herbeiwünfchten, wäre doch nur möglich bei einem Mangel an Egoismus, 
bei einem Altruismus, bei einer gegenjeitigen Bruderliebe, wie fie meines 
Wifjens bisher in feinem Staatsweſen und in feiner Gejellichaft an- 
zutreffen gemwejen find. Ihre Nepublil, Herr Bebel, wäre wie die 
Nepublif des Plato nur möglich mit Engeln und Engelsjöhnen. Bilden 
Sie fi) etwa ein, ein ſolcher Engel zu fein? 

(Heiterfeit.) 

Sie find mir ein netter Engel! 

(Stürmifche Heiterkeit.) 

Und glauben Sie, daß Ste Engel züchten, indem Sie immerfort an den 
Neid, das Mißtrauen, den Haß, an alle jchlechten menjchlichen Leiden: 
jchaften appellieren? Wer, wie Sie, den berechtigten und natürlichen 
Egoismus, auf dem bis jest jede gejellichaftliche und jtaatliche Ordnung 
mit beruht hat, erjegen will durd eine angeblich höhere Form felbit: 
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Iojen Gemeinfinns, der muß doc) erſt anfangen, felbjt duldfam und milde 
und gut zu fein. 
(Sehr richtig! rechts, in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen.) 
Statt folder Harmonie haben Sie uns in Dresden eine Kafophonie 
aufgeführt, wie fie noch nie dageweſen iſt. 
(Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat im Eingange jeiner Ausführungen 
fich auch wieder gegen den Militarismus gewendet. Er glaubt, e3 ginge 
auch ohne Armee oder mit einem Milizheer. Sch möchte nur wiſſen, 
was er täte, wenn wir von unfern Nachbarn angegriffen würden. 
Gegenüber Zuftänden, wie fie der Herr Abgeordnete Bebel hervorrufen 
will, läge die VBerfuchung zu einem joldhen Angriffe jogar jehr nahe. 

(Sehr wahr! rechts.) 
Und ſelbſt wenn ein ſolcher Angriff vermieden würde, jo beweiſt doc) 
die ganze Gefchichte, daß der Beſte nicht in Frieden leben kann, wenn 
es dem böjen Nachbar nicht gefällt. Was würden Sie nun alfo machen, 
Herr Bebel, wenn wir ohne eine jtarfe, ohne eine wohldisziplinierte 
Armee von unjern Nachbarn angegriffen würden? Und wie denfen Sie 
fich überhaupt die Durchführung Ihrer auswärtigen Politik ohne eine 
große Armee? 
(Sehr richtig! rechts. Unruhe bei den Sozialdemokraten 

und BZurufe.) 
Um die auswärtige Politif des Herrn Abgeordneten Bebel und der 
Sozialdemokratie zu realifteren, müßten wir eine viel ftärfere Armee haben, 
als wir ſie heute befigen. Er will ja überall intervenieren: in Mazedonien, 
in Finnland, in Armenien, in Rumänien, fogar in der Mandjchurei 

(Heiterkeit), | 
überall, wo Menjchen leiden. Das iſt an ſich ganz fchön, das macht 
vielleicht dem menjchlichen Gefühl Ehre, das iſt aber nicht durchzuführen 
ohne eine ganz ungewöhnlich große Armee. Und mie denft fich der 
Herr Abgeordnete Bebel die fünftige Leitung der auswärtigen Politik? 
Wen haben Sie beifpielsweife als Minifter des Außern ins Auge gefaßt 

(große Heiterkeit), 
als Botichafter, als Gejandte? 
(Heiterkeit und Zurufe.) 

Ich fürchte nad den Auslafjungen des Heren Abgeordneten Bebel auf 
dem Dresdener Parteitag, daß es Akademiker nicht jein dürfen. 

(Heiterfeit.) 
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Sich auf diefe Frage vorzubereiten, haben Sie ja allen Grund, wo Sie 
uns fagen, daß unfer Untergang und Ihr Regierungsantritt jo nahe 
bevorfteht, und wo Sie, ebenfalls in Dresden, erflärt haben, die Sozial- 
demofraten würden, wenn fie am Ruder wären, ihre Sache ganz vor: 
züglich machen. 
(Heiterfeit rechts.) 
Und wie denfen Sie ſich das Verhältnis zu Rußland 
(Heiterkeit), 
über das Sie fich ſoeben fo überaus unfreundlih und gehäffig aus— 
geiprochen haben? Vor einigen Wochen las ich in einer italienijchen 
Zeitung einen Brief, den der Herr Abgeordnete Bebel an einen italienifchen 
Freund, den Abgeordneten Enrico Ferri, einen italienischen Sozialiſten, 
gerichtet hatte. In dem Briefe hieß es, die deutjche Sozialdemokratie 
ignoriere das Zarentum. 
(Lachen rechts. Zuruf.) 
— Herr Bebel, ich habe den Brief in der Prefje gelefen. Wenn Sie 
den Brief nicht gejchrieben haben, dann freut e8 mich für Sie. Aber 
glauben Sie, daß Sie, einmal am Ruder, das mächtige ruffifche Weich 
mit 130 Millionen ignorieren würden? 

Ich leſe beitändig in fozialdemofratiichen Blättern Angriffe gegen 
Rußland, beinahe fo jcharf wie das, was der Herr Abgeordnete 
Bebel hier eben über Rußland gejagt hat. Ich Ieje da, Fein Mittel 
müßte unverfucht gelajfen werden, dem ruſſiſchen Kaiſertum den Abſcheu 
des deutjchen Volkes, den Haß des deutjchen Bolfes zum Ausdrud zu 
bringen. Glauben Sie, daß mit jolchen Tendenzen ein friedliches Ver: 
hältnis möglich wäre zwijchen uns und Rußland, wie es dem wohl: 
verftandenen Intereſſe des deutjchen Volkes entjpricht? Wer vor jolchen 
Unflarheiten, ſolchen Widerfprüchen, fo viel Rätſeln ſteht, der follte jich 
mehr in feiner Kritif mäßigen, al3 es der Herr Abgeordnete Bebel 
heute getan hat. 

(Sehr gut! rechts und bei den Nationalliberalen; 

Zurufe bei den Sozialdemofraten), 
der follte nicht die beftehende Gejellichaft umftürzen wollen, denn er hat 
gar nichts Befjeres an ihre Stelle zu ſetzen. 

(Sehr gut!) 

Das größte Pech, das dem Herrn Abgeordneten Bebel und der Sozial: 
demofratie paffieren könnte — das habe ich oft gedacht —, wäre, wenn 
Sie durch irgend ein Wunder plößlich in die Gewalt, an die Macht kämen 

(Zurufe von den Sozialdemofraten); 
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denn dann würde fich Ihre Unfähigkeit im Innern wie nach außen, 
Ihre Unfähigkeit, die Produktion zu organifieren, Ihre Unfähigkeit, die 
auswärtige Politik zu führen — Ihre ganze Impotenz würde fich 
in bengalifcher Beleuchtung zeigen. 
(Große Heiterkeit und Sehr wahr! — 
Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
ch gebe allerdings zu, daß Ihre Gefchäftsübernahme auch für uns ein 
heillojes Pech fein würde 
(große Heiterkeit), 
denn, wenn Sie nichts Dauerndes organifieren und produzieren würden, 
im Zerftören und Ruinieren würden Sie groß jein. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, in den langen Ausführungen des Herrn Abge- 
ordneten Bebel traten uns namentlich zwei Gefichtspunfte entgegen. 
Einmal das von dem Herren Abgeordneten Bebel ſchon früher oft pro: 
flamierte unverhüllte Bejtreben, die beftehende Ordnung der Dinge 
unfere beftehende ftaatliche und gejellichaftliche Ordnung umzuftürzen. 
Und dann Klagen über mangelndes Entgegentommen des Staates gegen= 
über der fozialdemofratifchen Bewegung, der fozialdemofratifchen Welt: 
auffafjung. a, meine Herren, folche Klagen erinnern mich an das 
franzöfifhe Sprichwort von dem Tier, das für böfe erklärt wird, weil 
e3 fich verteidigt, wenn es angegriffen wird. Verteidigen wird fich der 
Staat. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
— Wer der Staat ift? Das würden Sie fchon merken, wenn Sie 
losgingen. Wir werden die beftehende Ordnung der Dinge, 
wir werden die Fundamente, auf welchen diefe Ordnung ruht, 
die Religion, die Monarchie, die in Jahrhunderten langſam 
emporgewachjene Kultur, wir werden das Haus, das vielen 
Geſchlechtern Obdac gewährt hat und das noch unsere Kinder 
aufnehmen joll, zu verteidigen wifjen und verteidigen können. 
An diefem Hauje haben viele Generationen gearbeitet, große 
Geifter und tüchtige Männer, es ift das Reſultat von viel Hin— 
gebung und Treue, von viel Schweiß und Blut. Aufzubauen iſt 
jchwer, einzureißen tft leicht. Die Künjtler, die den Tempel 
aufführen, werden jelten geboren, aber Herojtrate, die bereit 
find, ihn anzuzünden, find zu Dußenden vorhanden. 
(Sehr gut! rechts.) 
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Wir werden unjer Haus zu verteidigen willen mit voller Feſtig— 
feit, aber auch mit voller Ruhe; denn wenn wir jehr wohl die Gefahren 
jehen, welche unjere Traditionen und Zufunftshoffnungen, die Quellen 
unferer Macht und Wohlfahrt bedrohen, jo fürchten wir diefe Gefahren 
doc) durchaus nicht. Und alle Berfuhe, an die Stelle der 
organiichen und gejegmäßigen und verfajfungsmäßigen Fort: 
entwicklung die widerredhtliche und gewaltjame Revolution 
zu jegen, werden nach meiner Überzeugung fcheitern — 
jheitern an dem gefunden Sinn des deutichen Bolfes, das 
jich jelbjt aufgeben müßte, wenn es Ihnen folgen würde. 

(Andauernder lebhafter Beifall rechts, in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen. Zifchen bei den Sozialdemokraten. — Erneuter 
lebhafter Beifall.) 


2. Replik des Reichskanzlers gegen den Abgeordneten Bebel. 
Situng des Neichstages vom 14. Dezember 1903.1) 


Am vierten Tage der eriten Beratung des Neichshaushaltsetats antwortete 
der Abgeordnete Bebel in dreieinhalbitündiger Rede auf die vorjtehenden Aus: 
führungen des Reichskanzlers. Diefer erwiderte mit folgenden Darlegungen. 


Neichsfanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, als ich diefen Saal betrat, erklärte der Herr 
Abgeordnete Bebel, daß meine neulichen Ausführungen der Ausdrud 
der vollfommenften Unfähigkeit gewejen wären. Meine Darlegungen 
müſſen doch einen gewiſſen Eindruck auf ihn gemacht haben 

(jehr richtig! rechts), 
daß er fich während 392 Stunden über diejelben verbreitet hat. Se 
aufgeregter der Herr Abgeordnete Bebel gejprochen hat, um jo mehr 
werde ich mich eines ruhigen Tons befleißigen. 

Was zunächit die Divergenzen angeht, die zwifchen dem Herrn 
Abgeordneten Bebel und mir auf militärifchem Gebiete beftehen, 
jo Eonftatiere ich, daß ich niemals gejagt habe, daß ich auf dieſem 
Gebiete irgendwelche Autorität für mich in Anſpruch nähme Darin 
unterjcheide ich mich gerade von dem Herrn Abgeordneten Bebel, 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg. Per., I. Seſſion 1903/04, 7. Sigung. 
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daß ich mich nicht Fompetent halte auf Gebieten, wo ich feine gründ— 
liche Kenntnis beſitze, daß ich mir aljo beijpielsweife nicht einbilde, 
von Gefchügen, von Artillerie und dergleichen viel zu verjtehen. Ich 
habe nur gejagt, daß ich den Herrn Kriegsminifter von Einem auf 
militärifchem Felde für kompetenter hielte al3 den Herrn Abgeordneten 
Bebel, und das ijt feitdem in doppelter Weiſe bewiejen worden. Es 
ift bewiefen worden durch die jehr jachlundigen Ausführungen, die der 
Herr Kriegsminifter hier neulich gemacht hat, und es iſt andrerjeits 
bejtätigt worden durch die weit weniger jachfundigen Darlegungen, Die 
uns der Herr Abgeordnete Bebel heute über militärifche Dinge ge: 


boten hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Wenn der Herr Abgeordnete Bebel bei diefer Gelegenheit beftritten 
bat, daß er einzelne Fälle verallgemeinere, um dadurch unjere Zujtände 
in trübem Licht erfcheinen zu laſſen, jo muß ich jagen, daß von allen 
Behauptungen, die er heute aufgeftellt, dieſe mich vielleicht am meiſten 
durch ihre Kühnheit überrajcht hat. 

(Sehr richtig !) 
ch berufe mich, meine Herren, zum Beweiſe auf zahlloje Artikel in 
der jozialdemofratiichen Preſſe, auf ebenjo zahlreiche Reden der jozial- 
demofratifchen Abgeordneten und vor allem und insbejondere gerade 
auf die Rede, die der Herr Abgeordnete Bebel heute gehalten hat. 
Ich wundere mich auch nicht, daß der Herr Abgeordnete Bebel in diejer 
Beziehung verallgemeinert; er hat ja vor furzem erklärt, daß er bis zum 
fegten Atemzug die bejtehende Ordnung der Dinge bekämpfen und 
untergraben wolle. Da iſt eine ſolche verallgemeinernde Taktik natür- 
(ih. Was mid) wundert, ift nur, daß er uns für jo einfältig hält, 
daß wir diefe Tendenz bei ihm nicht merfen und herausfühlen follten. 
Darin unterfhägt der Herr Abgeordnete Bebel doch unjere Kapazität. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel ijt auch auf die 
Soldatenmißhandlungen zurücgefommen. Ich wiederhole nochmals, 
daß von der Heeresverwaltung alles, aber alles geſchehen foll, um 
ſolchen Abjcheulichkeiten vorzubeugen, um folche Abjcheulichfeiten auszu- 
rotten. Wenn aber bei diejer Gelegenheit der Herr Abgeordnete Bebel 
unter vielen anderen unliebenswürdigen Bemerkungen über unjer Heer 
gefragt hat: „Wo wird mehr geichimpft als auf dem Ererzierplag?” fo 
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fönnte ihm doc einen Ort nennen, wo in diefer Beziehung auch nicht 
Übles geleiftet wurde. 
| (Stürmifche Heiterkeit.) 
Ich könnte ihm fogar einen Herrn nennen, der im Schimpfen einiges 
leiftet; das werde ich aber nicht tun. 
(Große Heiterfeit.) 

Nun hat der Herr Abgeordnete Bebel bei diejer Gelegenheit auch 
gejagt, wir, die wir in jeinen Augen die große bourgeoije Mafje bilden, 
d. h. die jehr große Mehrheit des Hohen Hauſes und alles, was hier auf 
diejer Bank fit, wir jeien die Feinde der Bildung. Mir jcheint, daß die 
bürgerliche Gejellihaft unjerer Generation wie die der vorhergegangenen 
Generationen, über die der Herr Abgeordnete Bebel fich jo unfreund- 
lich) geäußert hat, doc) einiges geleiftet haben für die Bildung und den 
geiftigen Fortichritt der Nation. Wie jteht aber der Herr Abgeordnete 
Bebel jelbft zur Bildung? Was liegt denn feinem Hafje gegen die 
Akademiker im Testen Ende anders zu Grunde als Mißtrauen und 
Haß gegen die Bildung? 

(Sehr wahr! jehr gut! rechts.) 
Diefe Abneigung iſt auch ganz natürlihd. Denn jede Bildung — ich 
jpreche nicht von Halbbildung, jondern von wirklicher und echter Bil- 
dung — führt zu individueller Meimung und felbjtändiger Anjchauung, 
und das ijt nicht verträglich mit dem jozialdemofratifchen Programm, 
das paßt nicht zum Zufunftsitaat. 
(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 

— Herr Bebel, habe ich Sie ein einziges Mal unterbrochen? Nun jeien 
Sie doch jo freundlich und unterbrechen Sie mic) auch nicht. Sie haben 
drei Stunden unausgejeßt geredet; haben Sie jet die Freundlichkeit, ftille 
zu fein, während ich rede. 

Der Herr Abgeordnete Bebel ift auch auf die auswärtige Bolitif 
gefommen und hat mir zum zweitenmal meine Haltung in der Mand- 
jchurei vorgeworfen. Als ausmwärtiger Politifer kann ich es eben dem 
Herrn Abgeordneten Bebel nie recht machen. Wenn wir irgendwo ein- 
jchreiten müfjen in Verteidigung deutjcher Rechte und deutfcher Inter— 
ejfen, mag es in China oder in Südamerifa fein, jo heißt es bei ihm, 
wir wollten überall dabei jein, wir machten uns odios oder lächerlich. 
Wenn wir aber nicht einjchreiten, heißt e8, wir ließen Gewalt vor Recht 
gehen. Was DOftafien angeht, jo iſt unfer Programm dort ſehr einfach: 
wir wollen fejthalten und entwiceln, was wir dort befigen, wir wollen 
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aber nicht unfere Finger verbrennen bei Angelegenheiten, die uns nichts 
angehen. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Bebel mit dem ihm eigenen Pathos 
erklärt, er müſſe ſich „vor der ganzen Kulturwelt“, wie er fich aus: 
drückte, dagegen verwahren, daß er in Mazedonien, Armenien und in 
der Mandſchurei intervenieren wollte. Das wird Rußland und die 
anderen Mächte gewiß wejentlich beruhigen. 

(Heiterfeit.) 
Sch muß mic, aber mit dem Herrn Abgeordneten Bebel darüber ver: 
ftändigen, was er eigentlich unter Intervention verfteht. Wer fo jcharf, 
wie der Abgeordnete Bebel e3 tut, die Berhältnifje anderer Länder 
fritifiert, wer jo lebhaft Partei für die inneren Gegner fremder Re— 
gterungen gegen dieje nimmt, der jteht vor zwei Möglichkeiten: entweder 
jeine Worte find Schläge ins Waffer und führen höchitens zu einer 
Blamage, oder e3 fommt jchließlich zu Zufammenjtößen mit dem Aus: 
land. Daß wir das eine wie das andere vermeiden wollen, damit wird 
die Mehrheit diejes Haufes wohl einverjtanden fein. 
(Sehr wahr! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat weiter gejagt, daß er die aus- 
ländifchen Länder und Verhältniſſe fritifiere, völlig unbefümmert darum, 
was für einen Eindrud er dadurd im Ausland hervorrufe, und er ift 
in diejer Kritit jo weit gegangen, daß er fich ein Einfchreiten des 
Herrn Präfidenten zugezogen hat. Ich muß Herrn Bebel darauf auf: 
merfjam machen, daß, wenn er feine Stellung hier jo auffaßt, al3 ob 
Hußerungen, die in diefem Hohen Haufe getan würden, im Auslande 
gar Feine Beachtung fänden, er die Bedeutung des Deutjchen Reichs: 
tags und die Tragweite defjen, was hier ausgeführt wird, erheblich 
unterfchäßt. 

Der Herr Abgeordnete Bebel ift dann auf den Dresdener Partei: 
tag libergegangen. Am Eingange feiner langen Ausführungen behauptet 
er, daß ihm der Herr Kriegsminifter von Einem neulich einen beflom- 
menen Eindrucd gemacht habe. Davon haben wir anderen gar nichts 
gemerft. ' 

(Sehr gut! und Heiterkeit.) 
Aber ich geftehe: als der Herr Abgeordnete Bebel jveben meinte, der 
Dresdener Parteitag fei für feine Bartei ein Jungbrunnen gemwejen, da 
machte er mir einen einigermaßen gedrücten Eindrud. 


(Sehr gut!) 


26 2, Neplif des Neichskanzlers gegen Bebel. 


Das kam jelbjt bei ihm doc) recht gequält heraus. Wir anderen find 
uns wohl alle darüber einig, daß der Dresdener Parteitag mehr AÄhn— 
(ichfeit hatte mit einer riefigen Mohrenwälche, nur daß aus diejer Wäſche 
feiner weiß herausgefommen tft. 
(Große Heiterkeit.) 

Wenn aber der Herr Abgeordnete Bebel gejagt hat, das jei ein ganz 
bejonders gutes Zeichen für die jozialdemofratiiche Partei, daß in 
Dresden nichts vertufcht und verkleiftert wurde, jo iſt das beinahe wört— 
lic) dasjelbe, was ich neulich über die Vorgänge in Forbach gejagt 
habe. Der Unterjchied bejteht nur darin, daß ich geſagt habe, in For: 
bach müſſe die fcharf beifernde Hand eingreifen, während der Herr Ab- 
geordnete Bebel mir leider feine Illuſion darüber gelafjen hat, dag in 
der ſozialdemokratiſchen Partei alles beim alten bleiben joll. 

Als der Herr Abgeordnete Bebel überging zur Beantwortung der 
Fragen, die ich neulich an ihn gerichtet hatte wegen des Zufunfts- 
itaates, da war ich wirklich jehr geipannt, da fagte ich mir: jeßt 
fommt endlich der große Moment, jegt wird das verichleierte Bild von 
Sais enthüllt. 

Heiterkeit.) 
Ja, Kuchen! — wie der Herr Abgeordnete Richter mal fagte. _ 
(Heiterfeit.) 
Wir haben vom Herrn Abgeordneten Bebel gar nichts gehört als die— 
jelbe bandwurmartige Kritik, und im übrigen über den Zufunftsftaat 
blauen Dunft. 
(Heiterfeit.) 

Nun jagte der Herr Abgeordnete Bebel, ich hätte durch das, was 
ich neulich gejagt hätte, bewiejen, daß ich den Zufunftsftaat und das 
Programm der jozialdemofratifchen Partei nicht verjtünde. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Das beweiſt nur — Ihr „sehr richtig”, Herr Ledebour, bemeift nur, 
daß Sie mich nicht richtig veritanden haben. 
(Zuruf von den Sozialdemofraten.) 
— Dann gilt meine Antwort Ihnen, verehrter Herr Nachbar! — Alfo 
das beweiſt nur, daß Sie nicht richtig verftanden haben, was ich aus— 
geführt habe. Was habe ich denn gejagt? Ich habe gejagt, daß, wenn 
das ſozialdemokratiſche Parteiprogramm überhaupt durchführbar wäre, 
dies hinausfommen würde auf ein viefiges Zuchthaus, auf ein folojjales 
Plößenjee, in dem es niemand aushalten würde. Im Zufunftsitaat 
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foll ja doch von der freien Wahl der Arbeitsjtätte, des Berufs, der 
Art und Weije des Lebensgenufjes nicht mehr die Nede fein. Jeder 
fol im Zufunftsftaat diejenige Arbeit verrichten und an der Stelle, 
wo fie ihm von oben vorgejchrieben wird. Und da fage ich — und 
da denkt wahrjcheinlid) die große Mehrheit des Reichstags mit mir —, 
daß dies eben eine Zuchthausordnung und ein Zuchthausftaat ift. 
(Sehr richtig! — Widerfpruch bei den Sozialdemokraten.) 

Ich habe weiter hingewiefen auf den großen Raubzug, den die 
Sozialdemokratie projektiert, indem fie die Grundeigentümer, die In— 
dujtriellen, die Kapitaliften ihres Beſitzes entfleiden will. Ja, entweder 
bat die jozialdemofratifche Forderung nach wirtjchaftlicher Gleichheit 
feinen Sinn, oder fie bedeutet doch jo viel, daß niemand mehr verdienen 
und befiten joll als der andere, ohne Rückſicht auf die perjönliche 
Leijtung. Ein jolcher Gejellichaftszuftand ift natürlich nur herbeizuführen 
auf dem Wege der von Ihnen verlangten und gepriejenen Bergejell- 
Tchaftung der Produftionsmittel und Verftaatlichung des Privateigentums 
an Kapital jeder Art. Und wenn nicht jogleich wieder neue Ungleich- 
beiten entjtehen jollen, jo wird der jozialdemofratische Staat durch fort: 
gejegte und gleichmäßige Verteilung des Arbeitsertrages dafür jorgen 
müſſen, daß nicht wieder neues Privateigentum entiteht. Praktiſch ge: 
jprochen läuft das nach meiner Anfchauung auf die allergrößte Unge- 
vechtigfeit hinaus, weil jede bejondere Anerkennung für perjönliches 
Verdienſt auf diefe Weije befriedigt wird. Und da jagte ich, daß ein 
folcher Zuftand nur einzuführen und durchzuführen wäre, wenn die 
Menjchen, die nun einmal von perjönlichen Intereſſen und Begierden 
erfüllte Wejen find, in Engel verwandelt würden, zu denen Herr Bebel 
ſich nicht rechnet, was ich begreife. 

(Große Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat auch geiprochen von der 
Stellung der Beamten zur Sozialdemofratie.e Ich nehme 
feinen Anjtand, zu erklären, daß ein Beamter nicht Sozial: 
demofrat fein fann. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Jeder Beamte hat jeinem Monarchen den Eid der Treue geleiftet. Die 
fozialdemofratijche Partei befennt ſich trog der heutigen ziemlich ge- 
wundenen Erklärung des Herrn Abgeordneten Bebel über diefen Punkt 
zum NRepublifanismus. Ein Beamter alfo, der für die Sozialdemokratie 
wirkt, der fich zur Sozialdemokratie rechnet, bricht feinen Eid 

(jehr richtig! rechts); 
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ein Beamter, der Beamter bleibt mit jozialdemofratiihen Anſchauungen, 
macht fich des Eid- und Treubruchs jchuldig. 

(Lebhafte Zuftimmung rechts.) 
Einen folchen Beamten werden wir nicht dulden. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat wieder gejprochen von den poſi— 
tiven Leiftungen der Sozialdmofratie. Wo find diefe pofitiven 
Leiftungen? ch jehe nur eine fortgejegte wüſte Kritif, ich 
jehe einen ununterbrodhenen Appell an die niedrigiten Sn: 
ftinfte, an die jchlechteften Leidenschaften 

(jehr richtigh; 
ich jehe einen blinden Fanatismus, einen engherzigen Dog: 
matismuß, ich jehe das volljtändige Fehlen aller derjenigen 
Eigenjchaften, die man immer mit jo großem Recht als gute 
deutſche Eigenfchaften bezeichnet hat: die Innerlichkeit, Das 
Zartgefühl, die Ehrerbietung — jamohl die Ehrerbietung, von 
der Goethe gejagt hat: „Mein Gemüt neigt zur Ehrerbietung“ — ich 
fehe eine geijtlofe, humorloje, die Gemüter ausdörrende 
Agitation 

(lebhafte Zuftimmung), 
die wie ein trodener Samum, wie ein entnervender Sirocco 
über die deutjchen Lande hinweggeht. 
(Lebhafte Zuftimmung rechts.) 
Meine Herren, die Klagen des Herrn Abgeordneten Bebel, jeine er: 
regten Anklagen über Drud, über Tyrannei und Helotentum, wie er 
ji) heute ausdrückte — diefe Klagen find deshalb unbegründet und 
innerlich unwahr, weil der Herr Abgeordnete Bebel die gegenwärtigen, 
von ihm jo heftig angegriffenen, von ihm mißachteten Zujtände in 
Deutfchland, die aber doc) legale und verfafjungsmäßige Zujtände find, 
befeitigen will, um uns hineinzuführen in jeinen Abjolutismus. Das 
würde allerdings ein Dejpotismus fein, der noch ganz anders ausſchauen 
würde al3 der patriarchaliiche Abjolutismus der alten Zeit, über den 
Herr Bebel eben hergezogen iſt. Das würde ein Abjolutismus werden, 
der in der Tat an diejenigen Zuftände erinnern würde, von denen er 
neulich geſprochen hat, an die Zuftände im finfenden Rom. Über dem 
Lager der Sozialdemokratie weht nicht die Fahne wahrer Freiheit. 
(Sehr richtig!) 

MWenn die Sozialdemokraten jemals ans Ruder fämen, jo würde man 
jagen, daß die Bejchwerden, die fie vorher vorgebradht haben, daß die 
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Forderungen der Freiheit, die jie vorher aufgeftellt haben, die ärgjte 
Heuchelei find, die jemals dageweſen ijt. 
(Sehr richtig rechts!) 

Die Diktatur des Proletariats — das hat einer aus Ihren Reihen 
gejagt —, das würde die Diktatur der Klubredner und der 
Literaten fein. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das ift die Diktatur, die jetzt in Dresden im fleinen ihr ftruppiges 
Haupt erhoben hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das ijt die Diktatur, die im großen unter Blut und Tränen Frank: 
reich gejehen hat 1794 und 1871. Das ift die Diktatur, von der ein 
glänzender, ein wirklich glänzender Geift der fozialiftifchen Richtung, 
Proudhon, gejagt hat: „Auf meine Ehre und Gemiffen — fchrieb 
PBroudhon —, ich laſſe mich Lieber regieren von unferen alten Königen, 
die Jahrhunderte der Ehre und Wohlfahrt repräfentierten, al3 von 
Demagogen, die innerlich auf Volk und Staat pfeifen, und die dem 
erjteren nur jchmeicheln, um jich des legteren zu bemächtigen.“ 

(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren, ein tiefer Denker, der vor einigen Tagen in die Ewig— 
feit hinübergegangen ift, Herbert Spencer, hatte furz vor feinem Tode 
einen Brief an einen franzöfifchen Freund gefchrieben, in dem er als 
das Ergebnis eines achtzigjährigen Lebens erklärt, daß, wenn die 
fozialiftifche Weltanjchauung triumphieren jollte, dies der härtefte Schlag 
fein würde, der die menſchliche Kultur bisher getroffen hätte. 

(Hört! hört! — Sehr richtig! rechts.) 

Und er hat hinzugefügt, daß, wenn die Sozialdemokratie triumphierte, 
fie ſehr bald erjegt werden würde durch die Militärdiktatur. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich glaube nicht, meine Herren, daß die Sozialdemokratie triumphieren 
wird. ch bin überzeugt, daß der gejunde Sinn des deutjchen Volkes, 
daß die Feftigfeit unferer Einrichtungen, daß die Baterlandsliebe aller 
auf bürgerlichem Boden ſtehenden Parteien, daß die Einficht und Ent: 
jchlofjenheit der Krone und ihrer Ratgeber ein derartiges Unheil von 
uns abwenden werden. Wo fie aber fiegen follte, da würde ficher- 
lich das eintreffen, was Herbert Spencer vorausgejagt hat; es würde 
eintreffen, daß fie jehr bald Play machen würde dem roheſten, brutal- 
ften Säbelregiment, um das zu retten, was die modernen Barbaren 
noch übrig gelafjen haben würden. 
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Mit der Polizei allein ift es nicht getan. Nur, wenn diejenigen 
Parteien — und damit möchte ich jchließen —, wenn diejenigen 
Parteien, die auf dem Boden der bejtehenden Ordnung der Dinge 
jtehen, fich nicht übertreffen lafjen von der Sozialdemokratie an Einigkeit, 
an Disziplin und Opferfreudigfeit, nur wenn fie der drohenden Gefahr 
mit Entjchlofjenheit, mit Bejonnenheit, mit Feitigfeit begegnen, nur 
dann, aber dann auch ficherlich, werden wir die Entwidlung des 
Baterlandes in glücklichen, ruhigen und friedlichen Bahnen halten. 


(Lebhafter Beifall.) 


3. Maßregelu gegen die Sozialdemokratie. 
Sibung des KReichstages vom 15. Dezember 1903. 1) 


Den Ausführungen des Eonfervativen Abgeordneten Grafen zu Yimburg- 
Stirum, die gejeglihe Maßnahmen zur Bekämpfung der Sozialdemokratie 
forderten, hielt der Neichsfanzler folgendes entgegen. 


Neichsfanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Graf Stirum hat im Laufe 
feiner Ausführungen die Bemerkung fallen laffen, er vermijje bei der 
Regierung den zielbewußten Willen, ev wolle Taten jehen. Das kann 
doch nur jo viel heißen, al3 daß der Herr Abgeordnete Graf Stirum, 
wenn er an dieſer Stelle jtünde, gejeglihe Maßnahmen, daß er 
Nepreffivmaßregeln gegen die Sozialdemokratie in Vorjchlag bringen 
würde. Sch erlaube mir die Frage an den Herrn Abgeordneten 
Grafen Stirum, ob er glaubt, daß gegenwärtig für jolhe Maßregeln 
in diefem Haufe eine Mehrheit zu finden fein würde. Wenn aber 
hierfür feine Ausficht bejteht, jo würde ich es für einen Fehler halten, 
ohne zwingende Not und ohne jachlihen Nutzen Uneinigfeit und 
Zwiejpalt unter die bürgerlichen Parteien zu tragen. 

(Sehr richtig!) 

Der Herr Abgeordnete Graf Stirum hat weiter hingemwiejen auf 
die nur zu zahlreichen Fälle von fozialdemofratifchem Terrorismus in 
den Werfftätten und auf den Arbeitsplägen. Soweit jolche Vorfälle 
ftrafbare Handlungen enthalten, fallen ſie unter das Strafgejeg oder 


1), Sten. Ber. d. R.:T., 11. Yeq.:Per., I. Sejfion 1903/04, 8. Sitzung. 
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unter die Bejtimmungen der Gewerbeordnung. Daß Remedur erfolgen 
wird, ſoweit dies nach Yage der Geſetzgebung möglich it, darauf Fünnen 
Sie ſich verlafjen, dafür wird die Negierung und werden alle Organe 
der Regierung forgen. Wenn der Herr Abgeordnete Graf Stirum 
weitergehende Maßregeln wünjcht, jo jteht es ihm frei, nitiativanträge 
einzubringen, und er wird fich dann davon überzeugen, ob jolche Anträge 
in diefem Hohen Haufe zurzeit auf eine Mehrheit zu rechnen haben 
oder nicht. 

Der Herr Abgeordnete Graf Stirum hat auch nad) dem Progranım 
der Regierung gefragt. ch glaube, daß ich mich in diefer Beziehung 
faum deutlicher ausdrücken kann, als ich dies während der‘ Debatten 
der leßten Tage jchon getan habe. Das Programm der Regierung 
beiteht darin, daß fie alles tun will, um gegenüber der Sozial: 
demofratie die Einigkeit unter den bürgerlichen Parteien und 
in der bürgerlichen Welt aufrechtzuerhalten, und foweit dies 
noch nicht der Fall iſt, fie herbeizuführen; und daß fie tradhten 
wird, zu vermeiden, was dieje Einigkeit ftören könnte. 

Mit Entjchiedenheit muß ich aber dagegen Verwahrung einlegen, 
daß die Regierung in der Bekämpfung verfafjungswidriger Ziele der 
Sozialdemokratie e8 an der nötigen Feitigkeit und Entjchlofjenheit fehlen 
laſſe. Ich glaube aber, daß in diefem Kampfe Ruhe und Bejonnenheit 
befjere Führer jind als Haftigfeit und unüberlegte Hiße. 

(Sehr richtig!) 
Vis consili expers mole ruit sua. 

Ich glaube weiter, daß es ein Fehler ift, die Bereitwilligfeit und — 
ich füge hinzu — die Fähigkeit einer Regierung, ftaatsfeindliche Tendenzen 
der Sozialdemokratie zu befänpfen, einzufchäßen lediglich nach dem Eifer, 
den fie für dieſes oder jenes Sondergejeg an den Tag legt. Sch halte 
nicht viel von einer nervöjen Gejegesmacherei. 

(Sehr richtig!) 
Worauf es anfommt, ift, die öffentliche Ordnung jedem An— 
griff gegenüber mit vollem Nachdrud zu verteidigen, jeden, 
der es wagt, ſich der Majejtät des Gejeges in den Weg zu 
itellen, rückſichtslos zu Boden zu werfen 
(Unruhe bei den Sozialdemofraten), 
die bejtehenden Gejege ohne Schlaffheit und mit Entjchlojjenheit an- 
zuwenden, im übrigen aber die Anhänglichkeit an. die im Intereſſe aller 
beitehenden Inſtitutionen von allen Seiten zu pflegen, von allen Seiten 
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nach Möglichkeit zu vermeiden, was Unzufriedenheit jchafft, die Urſachen 

begründeter Unzufriedenheit tunlichit aus dem Wege zu räumen, mit 

anderen Worten in gemeinfamer Arbeit zwifchen den verbündeten Re— 

gierungen und dem NReichstage unjer Haus jo wohnlich einzu= 

richten, daß fich alle in demfelben jo wohl fühlen, al3 das bei 

unferem zur Kritik geneigten Nationaldharafter möglich ift. 
(Bravo!) 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Graf Stirum hat eine 
Barallele gezogen zwijchen unjeren gegenwärtigen Zuftänden und den 
Zuſtänden vor der franzöfiichen Revolution. Perjönlich fühle ich mich von 
der Sorglofigfeit der damals in Frankreich regierenden Kreife voll: 
fommen frei. Gewiß, die regierenden franzöfiichen Kreife jener Tage 
glaubten nicht, daß die Revolution fommen würde, und doch fam fie 
rajch und blutig. Aber wo jind denn jegt die drückenden Vorrechte 
von Adel und Klerus? Wo die fchwelgenden Höfe? Wo ift der roi, 
qui samuse? Wo jind die Zehnten und Fronden, unter denen damals 
in Frankreich Bauer und Bürger litten? Wir haben jegt dank unferem 
alten großen Kaiſer und feinem großen Kanzler ein foziales Königtum, 
wir haben foziale Gejeßgebungen an allen Eden und Enden. Wir 
haben höchitens Meinungsverjchiedenheiten über das Tempo diefer Geſetz— 
gebung, aber wir haben feine ernftlichen Differenzen über die Notwendig- 
feit der fozialen Neformarbeit. Die deutjchen Regierungen, die gegen: 
über dem Arbeiterjtande ein jo gutes Gewifjen haben wie nur irgend 
eine Regierung der Welt, werden fortfahren in ihrem Beftreben, die 
Entwidelung unjerer inneren Berhältnifje in ruhigen, friedlichen und in 
gejeglichen Bahnen zu halten, joweit das der Größenwahn der Tozial- 
demokratischen Führer, ihr Schüren des Klafjenfampfes und ihr terro- 
riſtiſches Gebaren zuläßt. Und ich möchte wünſchen, daß die Debatten 
diefer Tage nicht nur das Vertrauen der bürgerlichen Klafjen zur Re— 
gierung bei der Abwehr des jozialdemofratifchen Terrorismus, fondern 
auch das Selbitvertrauen der bürgerlichen Kreiſe, der bürgerlichen Ge— 
jellichaft Fräftigen mögen, die jehr viel jtärker ift, als fie jelbjt es glaubt! 

(Yebhaftes Bravo.) 
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4. Der Einzug in das nene Herrenhaus. 


Situng des Herrenhaufes vom 16. Januar 1904.1) 


Am 16. Januar hielt das preußifche Herrenhaus in feinem neu errichteten 
Heim die erite Sitzung ab. Den Vorſitz führte an Stelle des erkrankten Präft- 
denten Fürften zu Wied der erfte BVizepräfident Freiherr von Manteuffel. 
Nach deſſen Eröffnungsanfprache, die in ein dreimaliges Hoch auf den Kaifer und 
König ausflang, ergriff der Minifterpräfident das Wort. 


Präfident des Staatsminifteriums, Reichskanzler Graf von Bülow: 


Im Anschluß an die Begrüßungsworte Ihres verehrten Herrn 
Bizepräfidenten möchte ich meinerfeits zurüctgreifen auf die Glückwünsche, 
welche vor fünf Jahren bei der Eröffnung des neu erbauten Abgeordneten: 
haufes mein Herr Amtsvorgänger im Namen des Königlichen Staats: 
minifterium3 dem Landtag ausſprach. Fürſt zu Hohenlohe wünfchte 
damals dem Haufe der Abgeordneten als Begleiter in jeine neue Arbeits- 
jtätte den Geift der Treue und der opferwilligen Baterlandsliebe, der 
während eines halben Jahrhunderts über der alten Arbeitsftätte ge- 
waltet babe. | 

Heute, wo wir das neue Herrenhaus einweihen, ſei e8 mir ge- 
ftattet, anzufmüpfen an eine Erwartung, die ich ausſprach, als ich zum 
erften Male die Ehre hatte, als Minifterpräfident vor Ahnen zu er: 
jcheinen,?) an die Überzeugung, daß diefe Verſammlung, in der jo 
viel Erfahrung und Einficht vertreten find, mit ſtets bewährtem -Batrio- 
tismus und in immer gleicher Hingebung für Seine Majeftät den Kaifer 
und König, jener Hingebung, der hr Präfident ſoeben beredten Aus: 
drud gegeben hat, die Königliche Staatsregierung unterjtügen werde 
in ihrem Streben, gemeinfam mit der verfafjungsmäßigen Landes- 
vertretung das Wohl der Preußifchen Monarchie zu fördern. Lafjen Sie 
mich dieſe Zuverficht heute erneuern. Der größte Staatsmann, den 
Preußen und den Deutjchland hervorgebracht hat, Fürft VBismard, hat 
einmal gejagt,?) daß das Herrenhaus der Träger fein folle einer 
Politik, die nicht mit Leichtigkeit den Tagesftrömungen folgt, fondern 
die den Regulator und den Ballaft des Schiffes daritellt. Möge diejes 
noblesse oblige auch in diefem neuen Bau die Signatur Ihrer Bes 
ratungen und Bejchlüffe bilden. Möge diejes Hohe Haus immer den 


1) Sten. Ber. der Verhandl. d. Herrenhaufes 1904, 1. Sigung. 
2) Vgl. Bd. 1, ©. 215ff. 
3) Am 24. Januar 1865. 
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Bli gerichtet halten auf das große Ganze, auf die Fundamente der 
Preußifchen Monarchie als des Grund: und Eckſteins des Deutfchen 
Reiches. Möge das Herrenhaus immer ein Vorbild bleiben preußifcher 
Gefinnung und preußiichen Geiites, jener Gelinnung, die ich zujammen: 
faffe dahin: Der König in Preußen voran, Preußen in Deutſch— 
land voran, Deutichland in der Welt voran. 

(Lebhaftes Bravo.) 


3. Der Aufftand der Hereros. 


Situng des Neichstages vom 18. Januar 1904.1) 


Bor dem Eintritt in die Tagesordnung machte der Reichsfanzler dem Reichs: 
tage Mitteilung über die durch den Ausbruch des Herervaufftandes in Südweſt— 
afrifa eingetretene VBerfchlimmerung der Lage. Er jchloß mit einem Appell an 
die Einigkeit und Hilfsbereitfchaft des Reichstages. 


Neichsfanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, ich betrachte es als meine Pflicht, diefem Hohen 
Haufe Aufſchluß zu geben über die ernjten Ereignifje in Südweſtafrika 
und Ihnen Mitteilung zu machen von den Maßnahmen, die wir zum 
Schutze von Leben und Eigentum Hunderter von dortigen deutjchen 
Anfiedlerfamilien unverzüglich) ins Werf werden jegen müſſen. 

Der Aufitand der Hereros, der in wenigen Tagen einen fo be: 
drohlichen Umfang angenommen hat, ift ohne fichtbaren Anlaß und aud) 
für genaue Kenner des Schußgebietes unerwartet zum Ausbruch ge: 
fommen. Die erjte Nachricht über die Möglichkeit einer folchen Er: 
hebung haben wir heute vor acht Tagen aus dem Schußgebiet erhalten. 
Die jeitdem eingegangenen und durchweg von uns fofort veröffentlichten 
Telegramme laſſen leider feinen Zweifel an dem Ernſt der Lage. Der 
Aufjtand hat in wenigen Tagen den von der Eifenbahn durchzogenen 
und von Weißen am dichtejten bejiedelten Teil der Kolonie ergriffen. 
Die Früchte des Fleißes und der Ausdauer eines Jahrzehnts find im 
Aufftandsgebiet vernichtet worden; ein großer Teil der Anfiedler hat 
fein Eigentum an Haus und Hof, an Land und Vieh verloren. 
Schwerer noch ift die Sorge um das Schickſal der von ihren Farmen 


I, Sten. Ber. d. R.-T., 11. Yeg.:Per., I. Seffion 1903/04, 13. Sitzung. 
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nach den Stationen geflüchteten Weißen, die jet einen Verzweiflung: 
fampf gegen eine Übermacht von Eingeborenen führen. Es läßt fich 
heute noch nicht überjehen, wie viele von den in weiten Entfernungen 
über das Land zerftreut wohnenden yarmerfamilien nicht mehr recht: 
zeitig die jchügenden Mauern der Stationen zu erreichen vermochten. 
Der Aufitand ift in einem Zeitpunkt losgebrochen, wo fich der Gouverneur 
mit dem Gros der Schußtruppe infolge der Erhebung der Bondelzwarts 
im Süden des Schußgebietes befindet, mehr al3 20 Tagemärjche vom 
Schaupla der gegenwärtigen Kataftrophe entfernt. Daher find die 
Zufluhtsorte in der Mitte der Kolonie nur mit jchwachen, über ein 
weites Gebiet zerjplitterten Streitkräften verjehen. Okahandja, Otjim: 
bingwe, Karibib find in der äußerten Bedrängnis. Windhoek jelbit, 
die Hauptitadt des Schußgebiets, iſt ernitlich bedroht. 

Gleich die erjten Nachrichten zeigten die Notwendigkeit einer an— 
jehnlichen Verſtärkung der Schußtruppe. Infolgedeſſen wurde die Ent- 
fendung von 500 Mann mit 6 Mafchinengewehren und 6 Mafchinen- 
fanonen vorbereitet. Ihre Zuftimmung zu diefer Maßnahme wird im 
Wege von Vorlagen erbeten, die ich nach bereits erfolgter Genehmigung 
durch den Bundesrat Ihrem Herrn Präfidenten hier übergebe, und die 
einen Nachtragsetat für 1903 und einen Ergänzungsetat für 1904 um: 
fafjen. Die erwähnten Truppen fünnen jedoch) nicht vor dem 30. Januar 
und 6. Februar die Ausreife antreten. Die am Sonnabend eingetroffenen 
Nachrichten indejjen, die das Schlimmite befürchten lafjen, machen 
fofortige weitere Maßnahmen notwendig. Es find deshalb noch geftern 
alle Vorbereitungen getroffen worden, um ein zufammengejtelltes Bataillon 
Marineinfanterie in der Stärke von etwa 500 Mann nebjt einigen 
Geſchützen und einem Detachement Eifenbahnpioniere mit der größten 
Bejchleunigung nad) Swakopmund zu inftradieren. Diefe Truppen 
werden am Donnerstag?) Nachmittag in See gehen fünnen auf einem 
Dampfer des Norddeutschen Lloyd, dejjen Eintreffen in Swakopmund 
am 8. Februar erwartet werden darf. 

Für die Koften, die durch die Ausfendung der Marineinfanterie 
und des Eijenbahndetachements entitehen, und deren Höhe fich heute 
noch nicht feititellen läßt, werde ich zur gegebenen Zeit die nachträgliche 
Genehmigung des Hohen Haufes nachjuchen. 

Bis zum Eintreffen der Marineinfanterie wird ein jeßt unterwegs 
befindlicher Ablöjungstransport von 230 Mann, der am 3. Februar in 

2, Am 21. Januar. 
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Smafopmund fällig ift, bereit3 einige Unterjtügungen gebracht haben. 
Außerdem hat das in Kapftadt ftationierte Kanonenboot „Habicht“ 
Befehl erhalten, nach Swakopmund in See zu gehen. Das Schiff wird 
vermutlich bereit3 heute dort eintreffen. 

Meine Herren, die geplanten Maßnahmen find, fomweit fich die 
Sadjlage bis jeßt überjehen läßt, das Mindeſtmaß deſſen, was mir 
unferen in der Kolonie in volliter Pflichttreue tätigen Beamten und 
Soldaten jchuldig find, wie auch denjenigen, welche fich dort angefiedelt 
haben im Vertrauen auf den Schuß des mächtigen Deutjchen Neiches, 
und vor allen Dingen unferer deutjchen Mitbürger, die im fernen Lande 
deutjchem Wejen eine neue Heimftätte begründet haben. 

Die Vorgänge der legten Tage, die Hilferufe unferer auf das 
äußerfte gefährdeten Landsleute werden — das hoffen die verbündeten 
Regierungen zuverfichtlich — das deutſche Volk und feine Vertretungen 
einmütig finden in fofortigem Handeln zum Schutze der Bedrängten 
und zur Verteidigung der Ehre unferer Flagge. 


(Bravo!) 


6. Eotalifator. — Waflerwirtfcgaftliche Fragen. — Staatsminifter 
von Maybadı. — Handelsverträge. — Polenpolitik. 


Situng des Haufes der Abgeordneten vom 23. Januar 1904.1) 


Auf der Tagesordnung ftand die erite Beratung des Staatshaushaltsetats 
für 1904/05. Nach dem Grafen zu Limburg-Stirum hatte der Abgeordnete 
Nichter zum Etat gefprochen. Die beiden Neden gaben dem Minifterpräfidenten 
Anlaß zur Ermiderung. 


Minifterpräfident, Reichsfanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, ich darf es dem Herrn Minifter für Landwirtfchaft 
überlaffen, auf die Auslaffungen des Herrn Vorredners über den Tota- 
liſator und die damit zufammenhängenden Fragen zu ermwidern. Sch 
möchte meinerjeit3 nur mein Bedauern darüber ausdrücen, daß der Herr 
Vorredner bei diefem Anlaß ohne Grund die Perſon Seiner Majeftät 
des Königs in die Diskuffion gezogen hat. 

(Zuruf links: Wo denn?) 


1) Verhandl. d. Haufes d. Abg., 20. Yeg.-Per., I. Seſſion 1904, 3. Sigung. 
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Ich möchte Hinzufügen, daß das Intereſſe Seiner Majeftät für die 
Hebung der Landespferdezucht nicht zurüczuführen ift auf irgendwelche 
perjönliche Liebhaberei, jondern auf richtige Einficht in den Wert diefes 
wichtigen Zweiges der Landwirtjchaft, wie auf Rückſichten auf die Er- 
haltung unjerer Wehrkraft. 

Ich Hatte gehofft, daß der Herr Abgeordnete Richter mir in den 
waſſerwirtſchaftlichen Fragen Schonzeit gewähren würde, bis die 
betreffenden Gejeßentwürfe diefem Hohen Haufe vorliegen. Nachdem 
er aber jchon heute über mich hergefallen ift, wie Zieten aus dem Buſch 

(Heiterkeit), 
muß ich mich fofort gegen feine Angriffe zur Wehre jegen. 

Der Herr Abgeordnete Richter hat der Königlichen Staatsregierung 
und mir Inkonſequenz vorgeworfen. Er hat gemeint, daß die König: 
liche Staatsregierung urjprünglich nur den Bau des Kanals vom Rhein 
bis zur Elbe ind Auge gefaßt hätte; er hat weiter gejagt, daß bei der 
großen mwafjerwirtichaftlichen Vorlage vom Fahre 1900 der Mittelland- 
fanal noch immer das Hauptſtück gewejen fei; er hat endlich gemeint, 
daß die jest in der Thronrede angefündigten Vorlagen nur dem Often 
nüßten, und daß der Weiten dabei zu furz fomme. Der Herr Ab: 
geordnete Richter hat auch Bezug genommen auf die Erklärung, die ich 
— es war ja wohl am 3. Mai 1901 — bier abgegeben habe, daß die 
damalige wafjerwirtichaftlice Vorlage ein zufammenhängendes Ganze?) 
bilde, aus dem einzelne Beitandteile nicht ausgejchaltet werden fönnten. 
Daraus entnimmt der Herr Abgeordnete Richter gegen mic den Bor: 
mwurf der Inkonſequenz. Das gehört wohl zu den ungerechteften Vor: 
mwürfen, die mir in meinem politifchen Leben noch gemacht worden find. 


(Widerfpruch und Lachen bei den Freifinnigen.) 


Sch habe, jeitdem ich Minifterpräfident bin, ſtets betont, daß die Be- 
handlung der wafjerwirtjchaftlichen Fragen ausschließlich vom mwirtjchaft- 
lichen Standpunkte zu erfolgen habe, und daß dabei in erſter Linie 
praftijche Gefichtspunfte maßgebend fein müfjen. Ich bin aljo in der 
Behandlung diejer Fragen durchaus Eonfequent geblieben. Im übrigen 
aber, meine Herren, muß ich es ablehnen, ein Konjequenzenmacher zu 
fein. Die jtarre Konjequenz, der atrox animus Catonis, daß man im 
Jahre 1904 voll und unentwegt dasjelbe jagt, was man im ‘jahre 


2) Vgl. Bd. I, ©. 221. x 
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1867 gejagt hat, das mag dem Parteiführer jchön anftehen, aber in 
der praftifchen Leitung großer politifcher Gejchäfte an verantwortlicher 
Stelle fommt man nicht weit damit. 

(Sehr richtig! vechts.) 
Die Königliche Staatsregierung muß mit den Berhältnifjen rechnen, 
wie fie tatjächlich liegen. Tatſache ift, daß die Provinz Schlefien und 
die übrigen im Flußgebiet der Oder belegenen Gebietsteile wiederholt 
von verheerenden Überſchwemmungen heimgefucht worden find. Tat: 
jache ift, daß die Provinz Schlejien im vergangenen Sommer der 
Schauplatz einer Hochwajjerfataitrophe geweſen ift, jo jchwer wie kaum 
je zuvor. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Tatjahe ift, daß durch dieje UÜberſchwemmung die Bewohner jener 
Landesteile auf das empfindlichite an Hab und Gut gejchädigt worden 
jind. Tatjache ift, daß dabei ſogar Menschenleben verloren gegangen 
find. Tatjache ift, daß wiederholt große Summen aus Staatsmitteln 
haben flüffig gemacht werden müfjen zur Befeitigung und zur Vergütung 
der durch Überſchwemmungen angerichteten Schäden. Vor diefen Tat: 
jahen fann ich die Augen nicht verjchließen. Dieſe Tatjachen legen 
mir als preußiichem Minijterpräfidenten die Pflicht auf, den betroffenen 
Landesteilen unter die Arme zu greifen und jo raſch als möglich alle 
Vorkehrungen zu treffen gegen die Wiederholung derartiger verhängnis: 
voller Ereignifje. Die Königliche Staatsregierung hat ihren grund: 
fäglichen Standpunft in der Behandlung der wafferwirtfchaftlichen 
Fragen nicht aufgegeben und braucht ihn nicht zu verleugnen. Die 
Staatsregierung glaubt auch heute, daß die Herftellung eines zufammen: 
hängenden und wirklich leiftungsfähigen Wafjerbahnneges im Intereſſe 
der Gejamtheit liegen würde. Sie ift auch heute der Anficht, daß 
jolhe das ganze Gebiet der Monarchie durchquerenden Wafjerjtraßen 
in Verbindung mit den jchon erbauten oder noch zu erbauenden Schienen: 
gleifen unſerer wirtfchaftlichen Entwicklung neue Antriebe und gangbare 
Pfade darbieten würden. Aber nach den Ereignijjen des vergangenen 
Sommers glaubt die Königliche Staatsregierung, daß von allen wafjer: 
wirtjchaftlichen Fragen diejenige der Herjtellung wirfjamer Schutzmaß— 
regeln gegen die Hochwafjergefahren der Oder, der Havel und der 
Spree die brennendite ift. Deshalb hat die Königliche Staatsregierung 
die Regelung diefer Frage der Regelung der anderen Frage voran: 
geitellt. Wo die Gefahr am höchiten ift, da ift auch die Pflicht zur 
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Abhilfe am nächiten. Indem die Königliche Staatsregierung das Schuß: 
bedürfnis des Oſtens in erfte Linie ftellt, und indem fie die Gefichts- 
punfte des Hochwaſſerſchutzes und der Landeskultur trennt von den 
Gefichtspunften des Verkehrs, hofft die Königliche Staatsregierung, daß 
diejes Hohe Haus den Verkehrswünſchen des Weſtens, ſoweit fie in der 
Thronrede ald dringend notwendig anerfannt worden find, aus Gründen 
ausgleichender Gerechtigkeit — dies Wort wiederhole ich auch heute — . 
und aus Gründen hohen wirtichaftlichen Intereſſes feine Zuftimmung 
erteilen wird. Sie hofft, daß es auf diefe Weiſe möglich jein wird, 
eine Streitfrage, die nur zu lange und in mehr als einer Richtung 
hemmend und ftörend gewirkt hat, durch ein alljeitig annehmbares poſi— 
tive Ergebnis aus der Welt zu fchaffen. 

Nun, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Richter mir weiter 
Vtachgiebigfeit vorgeworfen. Er hat gemeint, ich hätte die Waffen ge- 
jtrect vor der Mehrheit diejes Hohen Hauſes. Ich geitehe, meine 
Herren, daß diefer Vorwurf mich eigentümlich berührt aus dem Munde 
des Herrn Abgeordneten Richter 

(jehr richtig! rechts), 
der doc) ein Yiberaler, der doch Eonftitutionell fein will. 
(Sehr richtig!) 
Das zeigt wieder einmal, daß das Temperament und daß der Eigen 
wille jtärfer jind als alle Theorie und alle Doktrin. ch habe 
immer dunfel gefühlt, daß ich eigentlich viel liberaler und 
viel fonftitutioneller bin als der Herr Abgeordnete Richter 
(Heiterkeit); 
aber bei diejer Gelegenheit ift es mir recht deutlich geworden. Ich 
möchte mit der Mehrheit diejes Hohen Haufes rechnen, ich möchte 
Nücdficht nehmen auf die Mehrheit diejes Hohen Haufes; der Herr 
Abgeordnete Richter möchte, daß ich der Mehrheit diejes Hohen Haufes 
über den Leib ginge, daß ich mich gar nicht fümmerte um die Wünfche, 
um den Standpunkt der Mehrheit diejes Hohen Haufes. 
(Zuruf bei den Freifinnigen.) 
Der Herr Abgeordnete Richter iſt liberal, und er iſt Fonftitutionell; 
aber mit der reservatio mentalis, daß e3 immer nad) feinem Willen 
gehen joll 
(ſehr richtig! und Heiterkeit): 

„Und das Haus abjolut, wenn es meinen Willen tut!” Er möchte, 
daß es zwiſchen diefem Hohen Haufe und ihm fo herginge, wie in jener 
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Ehe, wo die Frau zu ihrem Manne jagte: „Wenn wir beide, jagte fie, 
derjelben Meinung find, dann haft du recht, wenn wir aber verjchiedener 
Meinung find, dann habe ich recht.” 

(Große Heiterkeit.) 
Sch, meine Herren, halte es für die Pflicht eines preußifchen Minifter: 
präfidenten, zu tun, was ihm möglich ift, um eine Entfremdung zu 
verhindern zwifchen der Regierung und denjenigen jtaatserhaltenden 
Faktoren, die gemeinfam mit der Regierung die Grundlagen verteidigen 
jollen, auf welchen die preußische Monarchie aufgebaut ift 

(bravo! rechts), 

und gerade jeßt, in unferer Zeit, halte ich es doppelt für meine Pflicht, 
zu tun, was von mir abhängt, damit dieje beiden Faktoren zufammen- 
gehen fönnen. Wenn zum Schaden des Landes ein folches Zufammen: 
gehen und ein jolches Zujammenftehen vereitelt werden follte, jo foll 
vor dem Lande und vor der Gejchichte die Verantwortung dafür nicht 
mich treffen. 

Meine Herren, ic möchte jegt mit einigen Worten eingehen auf die 
Auslafjungen des erjten Herrn Redners aus diefem Hohen Haufe, des Herrn 
Grafen Stirum. Ich will mic) vor allem im Namen der Königlichen Staats: 
regierung allem anjchliegen, was der Abgeordnete Graf Stirum gefagt 
hat über den vor zwei Tagen veritorbenen früheren Bautenminifter 
Herrn von Maybad.”) Graf Stirum hat in treffender Weife das 
Weſen diejes ausgezeichneten Mannes charakteriftert, der durch feine 
Arbeitskraft und Arbeitsfreudigfeit, jeine Pflichttreue und feinen auf: 
rechten Charakter ein Vorbild war für jeden preußijchen Beamten, der 
ein NRepräfentant war unferes preußtiichen Beamtentums im beften und 


höchiten Sinne des Worts. 
(Bravo!) 


3) Graf Stirum hatte gejagt: „Wenn ich nun einige Worte über die Eifen- 
bahnen jage, jo lajien Sie mid, vorweg des Mannes gedenken, der vor einigen 
Tagen aus dem Leben gefchieden tft, dem wir die großen Erfolge unferer Eijen- 
bahnen verdanfen (Bravo!), des Staatsminifters von Maybach. Die Älteren unter 
uns, die den Herrn hier in der Arbeit gefehen haben, müffen fich feiner erinnern 
al3 eines vornehmen Mannes von ſtarkem Rückgrat, gerecht in jeder Beziehung 
und tüchtig, wie man ihn nur als Mufter eines preußifchen Beamten binjtellen 
fann. Ich halte es für richtig, daß wir hier an diejer Stelle feiner gedenken. 
Denn wenn wir auf die Nefultate unferer Eifenbahnverftaatlichung fehen, fo ift 
das einer der größten Erfolge für unferen Staat, die in der großen Zeit, die 
hinter uns liegt, erzielt worden find.“ (Bravo! rechts). 
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Der Name des Minifters von Maybach, der unter der genialen Leitung 
des Fürſten Bismard die Verftaatlihung unferer Eifenbahnen durch— 
geführt hat, wird fortleben in der preußifchen Gejchichte. 

(Bravo!) 


Der Herr Abgeordnete Graf Stirum hat weiter zur Sprache gebracht 
die Frage der Kündigung der Handelsverträge. Graf Stirum 
bat jelbit daran erinnert, daß es die Königliche Staatsregierung wieder: 
holt für bedenklich erklärt hat, diefe Frage in diefem hohen Haufe zu 
verhandeln. Ich habe im Reichstag es jtetS mit Entjchiedenheit ab- 
gelehnt, mich dort über innere Yandesangelegenheiten eines Bundesjtaats 
und insbejondere über innerpreußifche Angelegenheiten auszulafjen. Ich 
habe im Reichstag feinen Zweifel darüber gelaffen, daß ich Eingriffen 
in die verfafjungsmäßige Zuftändigfeit der Einzelftaaten entgegentreten 
müßte. Gegenüber den Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Grafen 
Stirum muß ich an dad Wort erinnern: 


Was du nicht willit, das man dir tu, 
Das füg auch feinem andern zu! 


Ich muß davor warnen, hier Themata zu behandeln, die vor 
das Forum des Reichstags gehören. Wenn man mir einwendet, 
daß es nüßlich ift, hier NeichSangelegenheiten zu erörtern und zu kriti— 
jieren, jo ermwidere ich, daß wir dem Neichstag dann nicht das Necht 
vermehren könnten, innerpreußifche, =braunjchweigische, bayerische An— 
gelegenheiten in den Bereich jeiner Diskuffion zu ziehen. Ob ein folches 
gegenfeitiges Kritifieren, ein ſolches Hinübergreifen in die wechjeljeitigen 
Sphären und Kompetenzen nüßlich ift, ift mir in hohem Grade fraglich. 

Wenn aber der Herr Abgeordnete Graf Stirum fürchtet, daß die 
Handelöverträge zum Nachteil der Landwirtjchaft ausfallen würden, jo 
erwidere ich, daß ich in die Bertragsverhandlungen eingetreten bin mit 
derjelben Abficht und mit demjelben feiten Vorſatz, mit dem ich feiner: 
zeit eingetreten bin in die Zolltarifaktion, nämlich mit der Abſicht und 
dem Vorſatz, für unfere Landmwirtichaft jo viel durchzufegen, als die 
Rücdjicht auf die anderen Erwerbsftände und die Rückſicht auf das All- 
gemeinwohl es irgendwie geftatten. Und wenn Graf Stirum gemeint 
hat, daß die Handelsvertagsverhandlungen langſam vonjtatten gingen, 
fo möchte ich darauf aufmerkſam machen, daß es fich handelt um die 
Prüfung von Hunderten von Pofitionen, daß es fich handelt um den 
Verkehr zwiſchen Ländern, die in jehr lebendigen und jehr ausgedehnten 
Handelsbeziehungen zueinander ftehen, daß e3 ſich darum handelt, zahl: 
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reiche Intereſſen auszugleichen und viele Divergenzen zu bejeitigen. 
Das fann nicht von heute auf morgen, das fann nur allmählich gejchehen. 

Meine Herren, ich glaube, daß die große Mehrheit diejes Hohen 
Haufes, ebenſo wie die Mehrheit des Neichstages und wie die Mehrheit 
im Lande das baldige Zuftandefommen von Handelsverträgen auf für 
uns annehmbarer Baſis wünjcht. Die verbündeten Regierungen find 
von dem lebhaften Wunjche erfüllt, jobald als möglich unjeren Zolltarii 
in Kraft treten zu laſſen und die Vorteile, die er der Landwirtſchaft 
bietet, diejer fobald als möglich zu gewähren. Ich möchte aber den 
Wunſch ausiprechen, daß die Poſition unjerer Unterhändler und der 
Negierungen, die hinter dieſen Unterhändlern jtehen, von allen Seiten 
gejtärft werden möge, geitärkt auch dadurch, daß Sie uns das Vertrauen 
ichenfen, daß wir die Intereſſen der heimatlichen Arbeit mit derjelben 
Entjchiedenheit und derjelben Sachkenntnis wahrnehmen, wie dies von 
den Unterhändlern anderer Yänder zum Borteil diejer Yänder voraus: 
geſetzt wird. 

Der Herr Abgeordnete Graf Stirum iſt auch auf die Mittel: 
ftandspolitif zu jprechen gekommen und bat bei diefer Gelegenheit 
Vorwürfe gegen meinen Stellvertreter im Reich, gegen den Herrn Staats: 
jefretär des Innern erhoben. Der Herr Graf Stirum meinte, daß wir 
nicht genügend einträten für den Mitteljtand, d. h. für die Forderung 
des Handwerks und des Kleingewerbes, für die Erhaltung und Kräfti— 
gung des Bauernitandes und des Kleinhandels. Wenn der Herr Ab: 
geordnete Graf Stirum mir Mangel an Intereſſe und Mangel an 
Verſtändnis für die Mitteljtandspolitif in diefem Sinne vormwirft, jo 
tut er mir unrecht, und ich darf hinzufügen, daß er dem Staatsjefretär 
des Innern, dem Grafen Poſadowsky, gerade jo jehr unrecht tut. ch 
bin mir der Bedeutung diejer weiten Kreiſe unſeres Volkes in wirt: 
ichaftlicher wie in jozialpolitifcher Hinficht jehr wohl bewußt. ch weiß, 
daß fie in unferem ftaatlichen Organismus wie in unjerem Volfsleben 
einen bedeutjamen ‘Faktor darjtellen, dejjen Pflege für uns von dem 
größten Intereſſe ift. Ich weiß auch, daß die moderne Entwicklung 
der Dinge mit ihrem Zug nach den großen Städten, mit der Eritar: 
fung des Großbetriebes, mit der Vervolllommnung der Verkehrsmittel 
gerade diefen Schichten ihren Kampf um ihre Eriftenz in hohem Grade 
erfchwert. Mit diefer Entwicklung müſſen wir rechnen. Zurücjchrauben 
fönnen wir fie nicht. Aber allerdings betrachte ich es als die Pflicht 
der Regierung, hier ausgleichend einzugreifen, ſoweit fich die wirtfchaftlich 
ichwachen Teile der Bevölferung aus eigener Kraft nicht wehren und 
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erhalten können. Ich muß aber für die verbündeten Negierungen das 
Berdienft in Anfpruch nehmen, daß fie fich dieſer ihrer Pflicht gegenüber 
dem Mlitteljtande ſtets bewußt gemwejen find. Ich berufe mich in diefer 
Beziehung auf unfere ganze Sandwerfergejeggebung, auf die Gefege zur 
Regelung des Genoſſenſchaftsweſens, auf das Gejet gegen den unlauteren 
Wettbewerb. Daß die Gefege zum Beiten des Mitteljtandes noch manche 
Lüce enthalten, daß ſie in mancher Beziehung verbeiferungsfähig find, 
daß, meine Herren, für den Mitteljtand noch viel geichehen fann, das 
geben wir vollfommen zu. Die verbündeten Regierungen find aber 
bereit, gemeinfam mit den dazu berufenen Faktoren zu tun, was in 
ihren Kräften fteht, um dem Mittelftande in den Grenzen des Möglichen 
weiter zu Hilfe zu fommen. 

Meine Herren, nun hat der Herr Abgeordnete Richter auch von 
unjerer Bolenpolitif gejprochen, und er hat gemeint, daß mit unjerer 
Bolenpolitif und daß insbefondere mit dem Anfiedlungsgejege das 
Gegenteil des von uns gewollten Effekts erreicht würde. Darauf ent: 
gegne ich, daß von polnischer Seite unſere Oftmarfenpolitif, unjer Bor: 
gehen in den öftlichen Provinzen und insbejondere das Anjiedlungs- 
gejeg Doch nicht mit jolcher Yebhaftigkeit befämpft werden würde, wenn 
diefe unjere Maßnahmen fchartige Waffen wären. ch glaube, daß 
ohne dieſe Maßregeln, die wir getroffen haben, die großpolnijche Agi- 
tation noc weitere Fortſchritte gemacht haben würde. 

(Sehr richtig!) 
Ich glaube weiter, daß, wenn mit den bisherigen Gejegen noch nichts 
erreicht worden wäre, nicht die Frage entjtehen würde, ob wir dieje 
Geſetze abzufchaffen haben, jondern ob fie nicht noch zu verichärfen wären. 
(Sehr richtig!) 
Ich glaube, daß der leitende Gedanke diefer Gejete, das Deutichtum 
im Often zu ftärken, immer befjere Früchte tragen wird, je ruhiger, 
fefter und konſequenter wir unſere Oftmarfenpolitif fortjegen. 

Der Herr Abgeordnete Graf Stirum hat auch die Verhältnifje in 
Oberjchlefien berührt. Die Entwicklung der Dinge in Oberfchlefien hat, 
jeitdvem ich an die Spige der Königlichen Staatsregierung berufen 
worden bin, meine befondere Aufmerkjamfeit in Anſpruch genommen. 
Es unterliegt für mich feinem Zweifel, daß die polnische Agitation in 
Oberfchlejten, welches auch ihre anfänglichen Ziele geweſen jein mögen, 
nach und nach einen bewußt und direkt antipreußifchen und antideutfchen 
Charakter angenommen hat. 

(Sehr richtig !) 
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Sch berufe mich in diefer Beziehung auf das Entftehen der Gornojlazaf: 
partei ; ich berufe mich auf das Entjtehen einer polniſch-ſozialdemakratiſchen, 
durch die „Gazeta Robotnieka“ vertretene Partei. ch berufe mich auch 
auf die immer unverhüllteren Befenntnifje der früher nicht jo intranfi- 
genten Katolikpartei, daß auch ihre Ziele großpolnifche wären. Die 
großpolnische Agitation in Oberjchlefien verfolgt zweifellos die Ablicht, 
die Bevölkerung von Oberjchlefien in wirtichaftlicher, fozialer, politijcher 
Hinfiht vom Deutſchtum abzulöfen und dem Großpolentum zuzuführen. 
Dazu dienen Preſſe, Vereine, VBerfammlungen, Volfsbibliothefen auf 
der einen Seite, auf der anderen Konfumvereine, Bollsbanfen, ins: 
bejondere die Beuthener Parzellierungsbanf. Die Anftrengungen der 
großpolnifchen Agitation in Oberjchlefien entiprechen dem Intereſſe, 
welches dieſe Agitation daran hat, mit Schlefien und durch Oberjchlefien 
eine Brüde von Krakau nad Poſen zu fchlagen. Um jo größeren 
Wert müfjen wir darauf legen, Oberjchlefien preußifch und deutſch zu 
erhalten. Oberjchlefien ift das Land des Eijens, das Land der ſchwarzen 
Diamanten, das Land des Mafjenaufgebotes. Wir brauchen die Boden: 
ſchätze von Oberjchlefien gerade jo notwendig im Frieden für unjere 
wirtichaftlihe Entwicdlung, wie wir fie im Falle auswärtiger Verwicke— 
lungen gebrauchen würden zu unferer Verteidigung. Die jtetige und 
gehäffige Hervorfehrung des Gegenjaßes zwijchen der polnischen Arbeiter: 
ſchaft in Oberjchlefien und den dortigen deutfchen Großgrundbejigern 
und linternehmern bedeutet fchon im Frieden eine ernite Gefahr. 
(Sehr richtig!) 

Am Falle von Verwicelungen würde die großpolnifche Durchjegung der 
Maffen in dem dicht bevölferten und hart an der Yandesgrenze gelegenen 
Schleſien noch ernſtere Gefahren in fich bergen. Ein Blid auf die 
Karte bemweijt, daß es faum einen Punkt der Monarchie gibt, 
wo die Erhaltung deutfcher Sitte und Sprade, preußifcher 
und deutfcher Gejinnung jo notwendig ift als gerade in 
Oberſchleſien. 

Wenn ich alſo hervorhebe, daß die großpolniſche Gefahr in Ober— 
ſchleſien eine ſehr ernſte iſt, ſo liegen doch nach meiner Anſicht die 
Verhältniſſe in Oberſchleſien in vieler Beziehung anders als in Poſen 
und Weſtpreußen. 

(Sehr richtig!) 
Das hängt ſchon mit hiftorischen Gründen zufammen. Während Weit: 
preußen und Poſen bis zu ihrer Einverleibung zu Preußen zum pol: 
nischen Reiche gehörten, die politischen Schickſale von Polen teilten, hat 
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fchon jeit dem Mittelalter jeder jtaatlihe Zufammenhang zwijchen 
Schleſien und Polen aufgehört. Mittelfchlefien und Niederjchlefien find 
dann auch ähnlich wie ein großer Teil unferes Nordoftens durch all 
mähliche innere Entwiclung ganz deutjch geworden. Durch die erponierte 
Lage des Landes zwischen ſlawiſchen Nachbarftaaten und Einwanderungen 
von dort hat fich aber in Oberjchlefien neben dem Deutfchen noch eine 
andere Sprache erhalten, das jogenannte Wafjerpolniih. Die groß: 
polniſche Agitation beruft fih auf das Beſtehen diejer bejonderen 
Mundart, auf ihre Verwandtſchaft mit der polnifchen Sprache, auf 
ihren Gegenjat zum Deutjchen, um auch Schlefien für ihr Großpolen 
zu reflamieren. Hiſtoriſche Gründe können dafür, wie ich oben dar- 
legte, in feiner Weiſe angeführt werden. Richtig aber ift tatjächlich, 
daß die großpolnifche Agitation bei den Mafjen in Schlefien der groß: 
polnischen Idee vielfach Eingang verjchafft hat. 

Hand in Hand mit der großpolnifchen Agitation in Schlefien geht 
die jozialdemofratiiche Agitation. Die eine arbeitet der anderen in die 
Hände; in der Feindichaft gegen jede Autorität, gegen monarchifche 
und vaterländifche Gefinnung fteht die eine der anderen nicht nad). 
Wenn aber die Art der polnischen Gefahr in Oberfchlejien eine andere 
iſt als in Bofen und Wejtpreußen, jo werden wir auc in Oberjchleften 
zwar ebenjo energifche und nachhaltige, aber doch andersartige Maß: 
regeln ergreifen müfjen wie in Poſen und Weftpreußen. Über die 
Einzelheiten diefer Maßnahmen werden fich die beteiligten Herren 
Refjortminifter auslaffen. Ich möchte meinerfeitS nur noch ein Wort 
hinzufügen. Bon manchen Seiten werden auch für Oberjchlefien vor 
allem reprejfive und mechanische Maßregeln auf dem Gebiete des Vereins- 
rechts, der Prefje und der polizeilichen Verordnungen anempfohlen und 
als Allheilmittel gepriefen. Ich vermag den Wert diefer Mittel nicht 
fo hoch zu fchägen. Ein guter Kenner der Verhältniffe in Oberfchlejien 
fagte mir einmal, das fomme ihm vor, wie die Bettdecke, die fich einer 
über die Obren ziehe, um jelbjt weiter jchlafen zu fünnen und nicht 
mit der eigenen Perfon und dem eigenen Bermögen in den Kampf ein- 
treten zu müfjfen. Der Mangel an Eigenarbeit und insbejondere an 
Kleinarbeit im täglichen Berufsleben für nationale Zwecke ift auf 
deutfcher Seite in unferen öftlichen Provinzen leider vielfach eine 
betrübende Begleiterfcheinung des Kampfes, der dort geführt wird. Ich 
ſcheue mich nicht, es offen auszujprechen, daß die führende Ddeutjche 
Oberſchicht in Oberfchlefien noch mehr als bisher die eigenen Hände 
rühren muß. Mit VBerfammlungen, mit Rejolutionen, mit dem Anrufen 
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der Regierung iſt es nicht allein getan. Was das Polentum in Ober- 
chleften auf dem Gebiete des Vereins: und Preßweſens, für wirtjchaft- 
lihe und für Bildungszwede, auf dem jo wichtigen Gebiete des 
Kreditwejens geleiftet hat, das muß das Deutjchtum nicht nur nach- 
ahmen und erreichen, jondern noch übertreffen. An der Spibe der 
Provinz Schlejien fteht als Oberpräfident ein durch Erfahrung, Kennt— 
nifje und Charakter gleich hervorragender Staatsmann, dem aus feiner 
früheren Tätigkeit die Verhältniſſe gerade in Oberjchlefien jehr wohl be— 
fannt jind.*) Er hat zu jeiner Verfügung den Dispofitionsfonds des Ober- 
präfidenten für die Erhaltung und Stärkung des Deutichtums im 
Negierungsbezirt Oppeln. Wenn diefer Dispofitionsfonds nicht aus— 
reichen jollte, jo werde ich für jeine DVerftärfung Sorge tragen. 
(Bravo! rechts.) 


Wenn nun das jo intelligente, durch Beſitz und Bildung aleich 
ausgezeichnete deutjche Element in Oberjchlefien jelbjt ernftlich mithilft 
und jelbjt die Hand an den Pflug legt, jo wird auch die deutfche 
Sache in Oberjchlejien wie in allen unferen öftlihen Provinzen nicht 
rüctwärts, jondern vorwärts gehen. Die Königliche Staatsregierung 
wird auch in Oberjchlefien die Deutjchen nicht im Stiche lafjen; fte 
wird alles tun, was in ihrer Macht fteht, damit Schlefien das bleibt, 
was es geweſen iſt, jeitdem es dem Degen des Großen Königs gehuldigt 
hat, ein preußifches und ein deutſches Land. 


(Bravo! rechts.) 


7. Ruſſiſche Auarchiſten. 
Sitzung des Reichsſtages von 29. Februar 1904.) 


Bei der Fortfehung der zweiten Beratung des Neichshaushaltsetats ftand 
der Etat der Neichsjuftizverwaltung auf der Tagesordnung. Dieſe Gelegenheit 
benußte der Abgeordnete Bebel zu einem fcharfen Angriff gegen die polizeilichen 
Maßnahmen, die in Deutjchland, fpeziell in Preußen verdächtigen Perfonen aus 
Rußland gegenüber in Anwendung gebracht werden. Ihm trat der Reichskanzler 
mit den folgenden Darlegungen entgegen. 


+, Herzog zu Trachenberg, Fürſt von Habfeld. 
I) Sten.:Ber. d. R.-T., 11. Yeg.Per., I. Sefftion 1903/4, 45. Sitzung. 
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Reichsfanzler Graf von Bülow: 
Meine Herren, vor zwei Stunden wurde mir telephoniert, daß der 

Herr Abgeordnete Bebel eine donnernde Nede halten würde. 

(Heiterkeit. ) 
Daraufhin habe ich das Kranfenzimmer verlafjen, an das ich durch 
eine jtarfe Grippe gefejjelt war. ch bitte um Nachficht, wenn ich mit 
belegter Stimme jpreche; ich wollte aber nicht auf das Vergnügen ver: 
zichten, dem Herrn Abgeordneten Bebel jogleich zu antworten. Ich 
freue mich übrigens, daß ich hier Gelegenheit habe, mich über eine 
stage auszufprechen, welche die gejeggebenden Körperjchaften im Reiche 
und in Preußen in der leßten Zeit wiederholt bejchäftigt hat. Die 
preußifchen Herren Nefjortminifter und der Herr Staatsjefretär des 
Äußeren haben Ihnen die Gründe auseinandergejegt, aus denen wir 
zur Überwachung ruſſiſcher Anarchiſten einen ruſſiſchen Agenten in 
Berlin zugelafien haben. ch glaube, daß alle Regierungen die 
Pflicht haben, fich gegenüber der anardhiftiihen Propaganda 
gegenjeitig zu unterjtüßen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ich glaube weiter, daß dem internationalen Charakter der vom Anar: 
hismus drohenden Gefahr von den Regierungen eine internationale 
Gemeinjamfeit der Abwehr entgegengejeßt werden muß 

(jehr richtig!), 
und ich glaube endlich, daß die moralifche Peſt des Anarchismus gerade: 
jo befämpft werden muß wie jede andere Seuche. 

(Sehr richtig!) 
Während des legten Jahrzehnts find der Präfident der franzöjtichen 
Republif Carnot, der Präfident der Vereinigten Staaten Mac Kinley, 
der König Humbert von Ftalien, die Kaiſerin Elifabeth von Öfterreich, 
der Spanische Minifterpräfident Canovas del Caſtillo, der ruſſiſche 
Minister des Innern Sjipjägin dem Mefjer oder dem Revolver elender 
Mordbuben zum Opfer gefallen. 

(Hört! hört!) 
Und da follten wir uns jcheuen, internationale Maßregeln zu ergreifen, 
um derartigen Greueln vorzubeugen? Da follten wir ängitlic) davor 
zurückjcheuen, uns zu verteidigen gegen Leute, die ihrerjeits Feinerlei 
Rückficht Tennen, die Schreden und Mord als ihren oberiten Grundſatz 


anerfennen? | 
(Sehr richtig!) 
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Die Herren Refjortminifter haben Ihnen eingehend dargelegt, 
unter welchen Bedingungen und Einſchränkungen jener ruſſiſche Agent 
bei uns zugelafjen wird. Die Zulafjung ift immer nur eine wider: 
rufliche. Der Betreffende hat fich lediglich auf die Beobachtung ruſſiſcher 
Staatsangehöriger zu bejchränfen, und er hat fich ftreng zu halten 
innerhalb der durch unfere Gejeße gezogenen Grenzen. Er bat in: 
bejondere in Deutjchland keinerlei obrigfeitliche oder obrigfeitartige 
Befugnijje auszuüben. Die Tätigkeit des ruffischen Agenten foll von 
den deutjchen Behörden jorgjam überwacht werden. Im Rahmen diejer 
Einschränkungen und im Rahmen unferer Gejeße ftehen meines Erachtens 
wie in andern Ländern jo auch bei uns der Zulafjung eines folchen 
Agenten Bedenken nicht im Wege. Sie ift ein At ftaatlicher Notwehr 
gegenüber Bejtrebungen, welche eine Gefahr bilden für jede ftaatliche 
Ordnung. 

(Sehr wahr!) 
Das jteht nicht im Widerfpruch mit dem Gaftrecht, welches bei uns 
jeder Fremde genießt, der legitime Zwecke verfolgt. 

(Sehr richtig!) 

Es iſt gejagt worden, daß ich in der Ausweifungspolitif Dinge 
getan oder zugelafjen hätte, welche die nationale Würde des deutſchen 
Volks verlegten. 

(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 
Das „jehr richtig!”, welches eben von den fozialdemofratifchen Bänken 
ertönt, macht auf mic) feinen Eindrud, denn auf nationalem Gebiete 
halte ich die Sozialdemokratie nicht für zuftändig. 

(Lebhafter Widerjpruch und Unruhe links.) 
Zu meinem Bedauern ift mir aber auch in nichtfozialiftifchen Blättern 
der ungerechte und törichte Vorwurf gemacht worden, als ob ich in 
diefer Beziehung unferer nationalen Würde etwas vergeben hätte. Als 
ich Ddiejes Hohe Haus betrat, wurde mir erzählt, daß der Herr Ab- 
geordnete Dr. Müller (Meiningen) an den Ausjpruch des Fürften 
von Bismard: „Wir Deutjche fürchten Gott und fonft nichts im der 
Melt!” appelliert und mir vorgeworfen habe, in der Handhabung 
unferer Fremdenpolizei Rußland gegenüber von diejem ftolzen Ausſpruch 
abgewichen zu fein. Ich habe vor zwei Fahren einmal gejagt, daß ich 
den Herrn Abgeordneten Dr. Müller (Meiningen) für einen geiftvollen 
Mann hielte. 2) 

(Na! na! rechts. Heiterkeit.) 
2) Vgl. Bd. 1, ©. 424. 
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Das nehme ich auch heute nicht zurüd. Aber ein geiftreiher Mann 

braucht nicht immer in der politifchen Praxis befchlagen zu fein. 
(Sehr wahr! SHeiterfeit.) 

Unfere Akten bieten ein reichhaltiges Material für die Beurteilung der 

Methode, welche Fürft Bismard in folchen Fragen für die dem deutjchen 

Intereſſe entiprechende hielt. Ich will nur zwei Fälle herausgreifen. 

Der eine Fall betrifft die in den fahren 1881 und 1882 fpielende 
Angelegenheit der Ausweiſung des ruffischen Staatsangehörigen Stanislaus 
Mendelsjohn, der andere die Auslieferung des ruffischen Staatsangehörigen 
Leon Deutih-Buligin vom Jahre 1884. 

Mendelsjohn jollte einer von uns der ruffifchen Regierung erteilten 
Zuſage gemäß nach der ruſſiſchen Grenze hin ausgemwiefen und den 
ruffiichen Grenzbehörden überliefert werden. Die ruffischen Behörden 
wurden jedoch nicht vechtzeitig benachrichtigt, und fo gelang es Mendel3- 
fohn, zu entfommen, ehe die Übergabe an die ruſſiſchen Behörden 
erfolgen fonnte. Darüber enthalten nun die Akten folgendes. 

In einem Schreiben an den Yuftizminifter und an den Minifter 
des Innern jagt der Staatsjefretär des Auswärtigen Amts, aljo der 
Vertreter des Reichsfanzler3 Fürſten von Bismard: 

Die ruſſiſche Regierung legt großen Wert darauf, des Mendels- 

john habhaft zu werden, und ich halte es aus politischen Rückſichten 

für angezeigt, diefem Wunfch unſererſeits tunlichjt entgegenzu: 
fommen .... 
(Öört! hört! links.) 
Die Ausweijung wiirde rechtlich zuläffig jein, jelbjt wenn jie nur 
aus Gefälligkeit gegen die ruffische Regierung gejchähe. 
Sodann heißt e8 in einem Erlaß nad) St. Betersburg: 
Ew. pp. wollen fich darüber Gewißheit verjchaffen, ob jeitens 

der ruffischen Regierung . . . betreffs dieſer Ausweiſung (i. e. 

Mendelsfohn und Genofjen) noch bejondere Wünſche beftehen. 
In einem damaligen Memorandum des Auswärtigen Amts über den 
Fall Mendelsfohn hieß es am Schluß: 

Ruſſiſcherſeits wird diefer Ausgang der Sache unjeren inneren 

Behörden als ein Mangel an Willfährigfeit ausgelegt. 

Dazu bemerkt Fürft Bismard in einem eigenhändigen Marginal: 

Mit vollem Recht, und das Verhalten fteht mit den Anjtrengungen, 

die ich mache, um Vertrauen in Petersburg zu wecden, in einem 

für unfere ruffischen Beziehungen ſchädlichen Widerſpruch. 
(Hört! hört!)- 


Penzler, Fürſt Bülows Reden ꝛc. I. 4 
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Endlich finden fich in einem vom Fürſten von Bismard jelbft unter: 
zeichneten Erlaſſe an unjeren damaligen Gejchäftsträger in Petersburg 
folgende Sätze: 

Das eingefchlagene Verfahren jteht mit meinen Intentionen in 

direktem Widerfpruch, und ich bedaure lebhaft, daß . . . der 

ruſſiſchen Regierung begründeter Anlaß gegebenen morden it, 
an der Aufrichtigfeit der ihr früher erteilten Zuſage zu zweifeln. 

Deutich, der von der ruſſiſchen Negierung al3 Nihiliſt bezeichnet 
wurde, war auf deren Antrag von der badijchen Negierung ausgeliefert 
und fpäter vom Militärbezirfsgericht in Odeſſa zu Zwangsarbeit ver- 
urteilt worden. 

Zur Charaftertjtif des Standpunfts des erjten Reichskanzlers dienen 
folgende Stellen aus den den Fall Deutjch betreffenden Akten des Aus: 
wärtigen Amts. 


In einem Erlaß an den preußifchen Gejandten in Darmitadt jagt 
im Auftrage des Fürſten Bismard der Staatsjefretär Graf Hatzfeldt: 
Ich bemerfe ergebenft, daß es für unfere politifchen Beziehungen 
zu Rußland nüßlich fein würde, wenn in dieſem Falle dem be: 
rechtigten Wunfche der ruſſiſchen Regierung, eines von ihr als 
gefährlich und verwegen bezeichneten, aus ruſſiſchen Gefängniffen 
flüchtig gewordenen ruſſiſchen Nevolutionärs habhaft zu werden, 
unfererjeit3 entgegengefommen werden fünnte. 
Ein Schreiben desjelben Staatsjefretärd an das Großherzoglid) 
Badiſche Staatsminifterium enthält folgenden Paſſus: 
Da der Deutich in Rußland wegen gemeiner DBerbrechen verfolgt 
wird und überdies aus politischen Gründen Wert darauf zu legen 
ift, in diefem Falle den Wünſchen der ruſſiſchen Regierung gerecht 
zu werden, glaube ich mich der Hoffnung hingeben zu dürfen, daf 
das Großherzogliche Staatsminifterium bereit fein werde, feine 
Mitwirkung dazu eintreten zu lafjen, um den Verhafteten in die 
Hände der ruffischen Behörde zu liefern. 
In einem über diefe Angelegenheit Seiner Majeftät dem Kaifer 
erſtatteten Immediatbericht jagt Fürſt Bismard: 
Für den Fall jedoch, daß ſich dieſe Beibringung 
— nämlich der zur Auslieferung erforderlichen Beweisſtücke — 
verzögern ſollte, wünſcht ſie, 
— nämlich die ruſſiſche Regierung — 
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daß die Ausweifung des Genannten in einer Weife ausgeführt 
werde, welche e3 den ruſſiſchen Behörden ermögliche, ihn auf 
rufjischem Gebiet zu ergreifen. Seine Majeftät der Kaifer von 
Rußland nimmt perjönlich großes Intereſſe daran, daß der von 
feiner Regierung ausgefprochene Wunſch erfüllt werde. Für die 
Pflege unjerer Beziehungen zu Rußland ift es nach meinem ehr: 
furchtsvollen Dafürhalten von Wichtigkeit, daß unfererfeits alles 
geichieht, um den gedachten Wunſch zu entjprechen. 

In einem ebenfall3 von dem Fürſten ſelbſt unterfchriebenen Erlaß 

an das Großherzoglich Badiſche Staatsminiſterium heißt es: 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Rußland legt großen Wert darauf, 
daß dieſer gefährliche und in anderen Verbrechen implizierte 
Nihiliſt in Rußland zur Unterſuchung gezogen werden könne. Die 
Erfüllung oder Verſagung dieſes Begehrens wird deshalb nicht 
ohne Rückwirkung auf die Empfindungen bleiben, welche der Kaiſer 
Alexander der deutſchen Politik gegenüber hegt, und welche durch 
unſere auswärtige Politik im Intereſſe des Friedens mit Sorgfalt 
und Erfolg gepflegt worden ſind. Nach der Verfaſſung Rußlands 
ſind die perſönlichen Überzeugungen und Eindrücke des Kaiſers 
maßgebend für die Politik unſeres großen Nachbarreiches. Unter 
dieſen Umſtänden iſt es aus politiſchen Rückſichten wichtig, daß 
den Wünſchen der ruſſiſchen Regierung entſprochen werde. Sollte 
die Auslieferung dennoch verſagt werden, ſo würde das Auswärtige 
Amt und die Diplomatie die Verantwortlichkeit für die Rückwirkung 
der Verſagung auf die Beziehungen des Reiches zu Rußland ab— 
lehnen müſſen. 
So weit Fürſt Bismarck. 


Ich füge hinzu, daß von uns während der letzten fünf Jahre nur 
drei ruſſiſche Revolutionäre über die Grenze ausgewieſen worden ſind, 
und zwar waren dies zweifelloſe Anarchiſten, die wir ſelbſt nicht be— 
halten konnten, und deren Übernahme wir auch anderen Ländern nicht 
zumuten konnten. Außer dieſen drei notoriſchen Anarchiſten, die über 
die ruſſiſche Grenze ausgewieſen worden ſind, ſind noch eine größere 
Anzahl politiſch verdächtiger Perſonen der Ausweiſung als läſtige Aus— 
länder verfallen. Aber kein einziger dieſer politiſch Verdächtigen iſt über 
die ruſſiſche Grenze abgeſchoben worden. 

Ich erkläre alſo, daß alles, was hier vorgebracht worden iſt über 
angebliche Liebedienerei der deutſchen Behörden gegenüber ruſſiſchen 

4* 
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Behörden, über eine angeblide Schwäche der deutſchen Regierung 
gegenüber der ruſſiſchen Regierung — daß das alles der Wahrheit 
nicht entfpricht. 

(Hört! hört!) 

Ich erinnere ferner an zweierlei. Einmal daran, daß die von 
deutfcher Seite bei dem ruffischen Schriftenfchmuggel beteiligten Haupt: 
perjonen der jozialdemofratifchen Partei angehörten. 

(Lebhafte Rufe: Hört! hört!) 
Ich erinnere weiter daran, daß unter den Schriften und Büchern, welche 
zu dem Einfchreiten in Königsberg Veranlaſſung gegeben haben, terro- 
riftifche und anarchiftische Brandichriften der übelften Art fich befanden. 
(Hört! hört!) 

Nun hat allerdings der Herr Abgeordnete Bebel joeben gejagt, das 
wären Kuckuckseier geweſen, diefe anarchiftichen und terroriftiichen Bro- 
jhüren jeien von raffinierten Spitzeln den harmlojen Genojjen 

(Heiterkeit) 
untergejchoben werden. Verlangen Sie wirflih, Herr Bebel, daß ich 
das glauben joll? 
(Lebhafte Zurufe rechts.) 


Das jcheint mir an Kühnheit der Erfindung faft heranzureichen an das 
berühmte Märchen, an den großartigen Schwindel von dem Kaiſerſchloß 
auf Pichelswerder. 
(Sehr gut! und große Heiterfeit.) 
Nächſtens werde ich wohl zu hören befommen, daß die Schimpfereien 
auf dem Dresdener Parteitag, daß jenes anmutige Plätjchern in dem 
Sungbrunnen des Herrn Abgeordneten Bebel von der preußifchen 
Bolizei, von der preußifchen Regierung, von mir angeftiftet worden ſei. 
(Sehr gut! und ftürmifche Heiterkeit.) 
Die Wahrheit wird wohl jein, daß dieje blutrünftigen Broflamationen, 
diefe Brofchüren, in denen zu Mord und Totjchlag aufgefordert wird, 
ausgegangen find von Leuten, mit denen jich die deutfche Sozial- 
demofratie in eine ziemlich weitgehende Gejchäftsverbindung eingelafjen 
zu haben jcheint. 
(Lebhafte Rufe: Hört! hört! — Zwiſchenrufe von den 
Sozialdemofraten.) 


Die Wahrheit wird wohl fein, daß es deutjche Sozialdemokraten waren, 
die dieſe bluttriefenden Manifeſte über die ruffifche Grenze fchmuggeln 
wollten. 
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Nun iſt heute auch gejagt worden, e3 ſei ſehr ſchwierig, zu definieren, 
wer eigentlich Anarchift je, und welche Handlungen al3 anarchiftifche 
zu betrachten und zu behandeln wären. In der Theorie mag das 
fchmwierig fein, wenn es fich 3. B. um die Redaktion eines Gejegentwurfs 
handelt. In der Praris liegt die Sache aber doch bedeutend einfacher. 
Ich glaube, daß niemand in diefem Hohen Haufe, der daran zweifelt, 
daß Schriften, wie fie neulich mein verehrter Nachbar, der hier neben 
mir fißt, der Herr Suftizminifter, im preußifchen Abgeordnetenhaufe 
verlejen hat, einen anarchiitiichen Charakter tragen. 

(Sehr richtig!) 

Ich möchte aber auch darauf hinweijen, daß die Beitimmung, auf 
welche Ruſſen jich die Beobachtungstätigfeit des xuffischen Agenten zu 
erftreden hat, und über wen ihm Auskunft zu erteilen ift, in Deutjchland 
lediglich den deutjchen Behörden zufteht. Diefe haben die Pflicht, 
darüber zu wachen, daß der ruffifchen Polizei nicht weiter, aber jo weit 
Hilfe geleiftet wird, wie dies der Zweck der folidarischen Bekämpfung 
des Anarhismus erheifcht. Kommen dabei Fehlgriffe vor, jo werden 
jie Forrigiert werden. Bon Maßnahmen gegen ruffifche Liberale oder 
gar gegen deutjche Staatsangehörige ift gar nicht die Rede. Es iſt 
noch feinem ruffiichen Studenten, der fich bei uns bilden, der in unferen 
Hörfälen, in unjeren Univerfitäten der Wifjenfchaft leben will, irgend— 
welches Hindernis in den Weg gelegt worden. Die fremden Studenten 
werden bei uns mit derjelben LTiberalität behandelt wie die einheimischen. 
Aber die Entjheidung darüber, was Fremde bei uns tun, 
und was jie nicht tun dürfen, fteht der Regierung diejes 
Landes zu, nicht fremden Nihilijten und ihren Beratern und 
Helfern von der ſozialdemokratiſchen Partei. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 
Und wenn die fremden Herren fich bei uns jo maufig machen, wie jte 
die in der letzten Zeit getan haben, wenn jie jo impertinente Erflä- 
rungen verfafjen, wie ſie Herr Bebel ſoeben verlefen hat, und wie fie 
in der Tat die hiejigen jlavifchen Studenten unter Führung des Herrn 
Mandelftamm und Silberfarb 

(ſtürmiſche Heiterkeit) 
vor einiger Zeit vom Stapel gelafjen haben, jo werde ich dafür jorgen, 
daß ſolche Leute ausgewiejen werden. 

(Lebhafte Zuftimmung. Zuruf von den 
Sozialdemokraten.) 
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In keinem Lande der Welt würde ein ſolcher Unfug von Fremden 
geduldet werden. 

Sehr richtig!) 
In keinem anderen Lande würden Fremde ſich das herausnehmen. 
Mitleid und Nachſicht dort, wo ſie am Platze ſind, Duldung und 
Schutz für ſolche, die ſich unter unſere Geſetze ſtellen und ſie beobachten, 
und die ſich anſtändig aufführen. 

(Sehr richtig!) 
Aber wir ſind in Deutſchland noch nicht ſo weit gekommen, 
daß wir uns von ſolchen Schnorrern und Verſchwörern auf 
der Naſe herumtanzen laſſen. 

(Lebhafte Zuſtimmung. Zuruf von den 
Sozialdemokraten.) 
Für ein Laboratorium mit nihiliſtiſchen Sprengſtoffen ſind wir zu gut. 
(Bravo!) 

Meine Herren, der ganze Lärm, welchen die Sozialdemofratie 
Schlägt wegen der Ausmweifungen und wegen der Vorgänge in Königs: 
berg, fließt aus derjelben Quelle wie das ununterbrochene Toben der 
jozialdemofratischen Preſſe gegen Rußland und die heftigen Angriffe, 
die heute wieder Herr Bebel gegen Rußland gerichtet hat. Der Zweck, 
der damit verfolgt wird, tft, uns mit Rußland zu verhegen. 

(Sehr richtig!) 
Der Zweck, der damit verfolgt wird, ift, Revolution und Krieg zu ent: 
fejfeln. Der Herr Abgeordnete Bebel hat eben mit einer gewiſſen Ver— 
legenheit gejprochen von einem Artikel, den jein Freund Herr Kautsky 
in der „Neuen Zeit“ gejchrieben hat. Er fchilderte Heren Kautsky als 
einen Ideologen. Ich glaube, Herr Kautsky ift mehr. Herr Kautsky 
it anerfanntermaßen das publiziftiiche Sprachrohr des Herrn Bebel 
(jehr gut! rechts), 


(Heiterkeit), 


er jteht zu dem Abgeordneten Bebel jo, wie weiland der Großinquifitor 
in Spanien zum Könige jtand: er zeigt mit dem Stoc auf diejenigen, 
die verbrannt werden follen. Das haben ja die armen Revifioniften 
in Dresden und fpäter erfahren. 

(Heiterkeit. Sehr richtig!) 
Alfo in einem Artikel des jozialdemofratifchen Organs par excellence, 
in der „Neuen Zeit“ ſchreibt Herr Kautsky: 


er iſt jein Leibjournalift 


Februar 1904. 55 


Das Zarentum jo viel nur möglich zu disfreditieren, ift heute eine 
der wichtigjten Aufgaben der Sozialdemokratie. 
(Hört! hört!) 
Wenn es erjt gelungen wäre, in Rußland der Revolution zum 
Siege zu verhelfen 
— fo führt Herr Kautsfy weiter aus —, 
würde die Nücwirkung auf ganz Europa eine ganz gewaltige fein 
(Hört! hört!) 
Ein revolutionäres Rußland würde die Balfanhalbinjel über: 
ihwemmen. Dann würde Üfterreich gejprengt werden, dann 
würde der Bundesitaat in Deutjchland dem Einheitsjtaat Plat 
machen müſſen, dann würde Polen wiederhergeitellt werden. 
(Hört! hört!) 
Und der Artikel gipfelt in den Worten: 
Sollte e3 nicht möglich jein, daß ſchon aus diefen Kämpfen ſich 
ichlieglich eine herrjchende Stellung des ProletariatS im Deutjchen 
Reich ergibt? 
(Hört! hört!) i 
Alfo darum, damit wir hier in Deutjchland mit dem Zufunftsftaat, der 
Zucthausordnung 
(Lärm bei den Sozialdemokraten — jehr richtig!) 
und der Diktatur des Herrn Abgeordneten Bebel beglüct werden 
(Heiterkeit), 
darum jollen wir den Nihiliften erlauben, daß fie nach Herzensluit bei 
uns wühlen und fonjpirieren. 
(Sehr richtig!) 
Das werden wir nicht tun. Wir werden nicht dulden, daß vom 
deutſchen Gebiete aus feindlihe Macdhinationen gegen den 
rufjiihen Staat oder gegen einen anderen Staat getrieben 


werden. 
(Sehr richtig!) 


Wenn e3 nad) dem Herrn Abgeordneten Bebel ginge, dann würden 
wir allerdings bald in Krieg mit aller Welt fein. Heute reibt er ſich 
an Rußland, morgen möchte er in Rumänien oder Armenien, über: 
morgen in Südafrifa intervenieren. Das würde eine Hans-Dampf- 
Politik werden, eine "abenteuerliche und phantaftifche Bolitif, um mic) 
eines Lieblingsausdruds des Herrn Abgeordneten Bebel zu bedienen, 
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wie ſie noch gar nicht dagemwejen ift. Eine ſolche Politik werden wir 
nicht führen, fondern wir werden unbefümmert um jozialdemofratifche 
Quertreibereien die friedlichen, vertrauensvollen und guten Beziehungen 
aufrechterhalten, die uns jest mit anderen Staaten verbinden. 
(Lebhafter anhaltender Beifall auf allen Seiten des 
Haufes. — Ziſchen bei den Sozialdemokraten.) 


8. Aufhebung von $ 2 des Iefnitengefehes. 
Situng des Haufes der Abgeordneten vom 16. März 1904.) 


Der Bundesrat hatte in jeiner Sigung vom 9. März 1904 der vom Reichs: 
tag bejchlofienen Aufhebung des $ 2 des efuitengefeges vom 4. Juli 1872 feine 
Zuftimmung gegeben. Darüber war in weiten Streifen des Bolfes eine Ber: 
ftimmung und Erregung entftanden, die im wejentlichen auf Unkenntnis des Sad): 
verhalt3 und auf die Tagesprefje zurüdzuführen war. Deshalb ergriff Graf Bülow 
gern die Gelegenheit, im preußifchen Haufe der Abgeordneten, wo bei der Be- 
ratung des KRultusetats der Abgeordnete Dr. von Heydebrand und der Laje 
diefe Angelegenheit zur Sprache brachte, fich über die Haltung der Verbiindeten 
Regierungen zu äußern. 

Minifterpräfident, Reichskanzler Graf von Bülom: 

Als ich diefen Saal betrat, drücte der Herr Abgeordnete Hacken— 
berg die Bejorgnis aus, daß die Königliche Staatsregierung auf kirchen— 
politifchem Gebiete Zugeitändnifje mache, durch welche die nationale 
Weiterentwicelung gejchädigt werden könnte. Er ſprach von Ntachgiebig- 
feit gegenüber einer Partei diejes Hohen Haujes, gegenüber dem Zentrum; 
er ſprach auch von Kleinen Gejchenfen. In der Prefje bin ich jogar 
dem Worte Kuhhandel begegnet. 

(Heiterkeit. ) 
Ich freue mich, daß ich Gelegenheit habe, dieje Vorwürfe einmal von 
diefer Stelle aus zu beleuchten. 

Was joll denn das ewige Gejchrei — ich jpreche ſelbſtverſtändlich 
nicht von Gefchrei in diefem Hohen Hauje 

(Heiterkeit), 
wo die Disfujfion zu meiner Genugtuung im ruhigen und würdigen 
Bahnen läuft, jondern ich jpreche von dem Gejchrei außerhalb diejes Hohen 


I, Verhandl. d. Haufes d. Abg. 20. Yeq.-Per., I. Seſſion 1904, 43. Situng. 
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Hauſes — was ſoll das Gejchrei von Nachgiebigfeit gegenüber dem 
Zentrum, über Abhängigkeit der Regierung vom Zentrum, über Kub- 
handel? Wo find denn die Kühe, die Staatsfühe, die ich habe weg— 
treiben lafjen 

(Beiterfeit. — Zuruf des Abgeordneten Dr. Friedberg: Nanu!), 
Herr Dr. Friedberg! ich jehe auch nicht das kleinſte Kälbchen. 

Ich möchte einmal die Lifte derjenigen Zugejtändnifje durchgehen, 
die man mir vorgeworfen hat als Konzeflionen an den Ultramontanis- 
mus. Wenn ich dabei auch Fragen berühren muß, die, ftreng ge- 
nommen, nicht vor das Forum diefes Hohen Haufes, fondern vor das 
Forum des Reichstages gehören, jo tue ich es, um derartige Anklagen 
nicht unmwiderfprochen ins Land gehen zu laſſen. Was hat man mir 
alfo alles vorgeworfen al3 Nachgiebigfeit gegenüber dem Zentrum? 

Man hat mir als folche anfreiden wollen das Geſetz für die 
Sicherung des Wahlgeheimnifjes, das jogenannte Klofettgejeg. Dieje 
Forderung war, bevor fie erfüllt wurde, von feiner Seite ſehr ernitlich 
befämpft worden 

(ob, oh! rechts), 
und fie war geftellt und urgiert worden von liberaler Seite und von 
niemandem lebhafter al3 von dem füheren Herren Abgeordneten Barth, 
den Doch niemand für einen heimlichen Affiliierten des Zentrums halten 
fonnte. 
(Heiterfeit.) 

Man hat mir weiter vorgeworfen al3 Konzeflion an das Zentrum 

die Erhöhung des Zolles auf Malzgerite. 

(Deiterfeit.) 
Menn Sie es intereffiert, jo will ich Ahnen verraten, daß die erite 
Anregung zu einer Unterjcheidung zwifchen Malz: und Futtergerſte von 
einem liberalen Abgeordneten an mich herangetragen worden it. 

Der Fall Spahn? Der Dr. Martin Spahn ift für feine Stelle 
durchaus qualifiziert. Die Berufung eines fatholifchen Gelehrten auf 
den neu gegründeten Lehrjtuhl für Gejchichte in Straßburg und die 
fatholifche Fakultät in Straßburg, zwei Maßnahmen, die jet Jahr und 
Tag einen breiten Raum in den Ffirchenpolitifchen Diskuffionen ein: 
genommen haben. ch habe jchon einmal in diefem Hohen Haufe nad)- 
gewieſen und der Staatsjefretär von Eljaß-Lothringen, Herr von Köller, 
hat vor dem Reichstage dargelegt, daß dieje beiden Maßnahmen getroffen 
wurden im Intereſſe des Reichsgedankens, im Sinterefje der Gewinnung 
der Reichslande für die Reichsidee, und daß nach der Überzeugung der 
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zuftändigften Kenner der eljaßslothringischen Verhältniſſe, des früheren 
Statthalters, des verewigten Fürſten von Hohenlohe-Schillingsfürjt, und 
des gegenwärtigen Statthalters, des Fürſten von Hohenlohe-Langenburg, 
jte nüßlich waren und nüßlich gewirkt haben. 

Ich komme nun zur Aufhebung des $ 2 des Jeſuitengeſetzes. Dieje 
Aufhebung hat in den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Hadenberg 
einen verhältnismäßig geringen Raum eingenommen. Ich muß aber 
gegenüber der von dem Abgeordneten von Heydebrand mit Recht konſta— 
tierten Erregung im Lande auf diefen Punkt ausführlicher eingehen. 
In diefer Angelegenheit hat man mir zweierlei vorgeworfen. Man hat 
mir vorgeworfen, daß ich mich für die Aufhebung des $ 2 erklärt und 
eingejegt habe, und man hat mir die Taktik vorgeworfen, die ich in 
diejer Beziehung eingejchlagen hätte. Ich wende mich zunäcdjit zu dem 
legtgenannten Borwurf, den mir der Vorredner, der Herr Abgeordnete 
von Heydebrand, gemacht hat. Man hat getadelt, daß ich durch meine 
Ankündigung im Neichstage über die Aufhebung des $ 2 des Jeſuiten— 
gejeßes die ganze Frage aufgerührt hätte, ohne ficher zu fein, daß die 
Bundesregierungen meinem Antrage zujtimmen würden. Bei diejer 
Gelegenheit will ich auch der faljchen Behauptung entgegentreten, als 
ob die Bundesregierungen darüber verjtimmt gemwejen wären, da ich jie 
von diejer meiner Ankündigung nicht vorher in Kenntnis gejegt habe. 
Was, meine Herren, habe ich denn — ich glaube, es war am 3. Februar 
v. J. — im Reichstag gejagt? Ich habe gejagt, daß die Zulafjung 
von Niederlafjungen des Ordens der Gefellichaft Jeſu die Zuftimmung 
der Verbündeten Regierungen nicht finden würde.) Diefer Standpunft 
der Verbündeten Regierungen hat fich nicht geändert, Herr von Heydebrand, 
und darin liegt die Antwort auf die Frage, die Sie ſoeben an mid) 
gerichtet haben. Die Berbündeten Regierungen find auch heute noch ohne 
Ausnahme der Anficht, daß die Zulafjung von Niederlafjungen des 
Ordens der Gejellihaft Jeſu nicht angängig und nicht möglich ſei. An 
feiner maßgebenden Stelle bejteht die Abficht, den $ 1 des 
Jeſuitengeſetzes aufzuheben. 

(Bravo!) 
Sch habe damals, am 3. Februar, aber weiter gejagt, daß nach meiner 
Anficht die Eonfeffionellen Verhältniſſe innerhalb des Neiches die Aufrecht- 
erhaltung des $ 2 nicht mehr notwendig erjcheinen ließen. In diefem 
Sinne würde ich, jomweit ich Einfluß hätte auf die Inſtruierung der 
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preußifchen Stimmen, Stellung nehmen zu den vorliegenden Initiativ— 
anträgen des Neichstages. Ich habe nur von meinen perjönlichen An- 
fichten und Abfichten geiprochen. ch habe nicht das Berjprechen ab: 
gegeben, daß der $ 2 fogleich aufgehoben werden würde, und ich konnte 
diejes Verſprechen gar nicht abgeben. Ich habe nicht einmal zugejagt, 
daß die preußifchen Stimmen in diefem Sinne abgegeben werden würden. 
Ich habe mich nur dafür verbürgt, daß ich meinen Einfluß auf die 
preußifchen Stimmen verwerten würde im Sinne der Aufhebung des 
$2. Die Zuftimmung des preußifchen Staatsminifteriums zu gewinnen, 
iſt mir jogleich gelungen. Die Zuftimmung der Mehrheit der Ber: 
bündeten Regierungen zu gewinnen, tft mir erjt nach einem Jahre ge: 
lungen. Aber nicht nur waren jelbjtverjtändlich meine Abfichten voll- 
fommen loyal, jondern auch mein Vorgehen war durchaus forreft. Wenn 
ich die Bundesregierungen von meinen Abfichten nicht vorher in Kenntnis 
geſetzt habe, jo gejchteht dies aus bejonderer Rückſicht. In einer jo 
heiflen Angelegenheit wollte ich die Verantwortung nicht auf andere 
Schultern fchieben, fondern ich hielt es für richtig, Die Hauptverantwort: 
lichfeit auf mich zu nehmen und es den Bundesregierungen zu überlafjen, 
ob fie fich diefer meiner Auffaſſung anfchliegen wollten oder nicht. ch 
verrate auc fein Geheimnis, wenn ich jage, daß fich die Mehrheit der 
Bundesregierungen wohl jchon früher für die Aufhebung des $ 2 ent- 
jchlofjen haben würde, wenn nicht gerade in jenem Augenblif das Bor: 
gehen des Herrn Biſchofs von Trier eine Erregung in protejtantifche 
Kreife Hineingetragen hätte, welche ihre Rückwirkung auf die Ent: 
ichließungen des Bundesrats nicht verfehlte. Die Mehrheit der Bundes: 
regierungen war bis vor furzem der Anficht, daß die Aufhebung des 
$ 2 doch nicht indiziert fe. Mit diefer Stimmung des Bundesrat3 
mußte ich rechnen. Für meine Perſon bin ich von Anfang an der Anficht 
geweſen und geblieben, daß die Aufhebung des $ 2 ein Gebot der poli— 
tiſchen Zmwectmäßigfeit wie der Billigfeit war. 

Die Gründe, auf die fich diefe meine Auffaffung ftüßte, find un— 
gefähr die gleichen, welche Herr von Bennigjen im Jahre 1896 ent— 
wicelt hat. Ich brauche die damaligen Ausführungen des Führers der 
nationalliberalen Partei nicht zu verlejen; fie werden Ihnen allen be= 
fannt fein. Wenn aber behauptet worden ijt, Herr von Bennigfen 
babe jeine Erklärung unter anderen Umjtänden als jpäter abgegeben, 
jo erinnere ich daran, daß ein Jahr fpäter, im Jahre 1897, der Herr 
Abgeordnete Marquardfen im Namen der nationalliberalen Partei 
wiederum erklärte, die Mehrheit der nationalliberalen Bartei würde für 
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die Aufhebung des $ 2 ftimmen. In demjelben Sinne nahm 1899 der 
Herr Abgeordnete Büfing Stellung. Dieje Haltung der nationalliberalen 
Partei hat fich auch nicht geändert, als ich am 3. Februar v. %. meine Er: 
Härung abgab. Der Herr Abgeordnete Franken erflärte damal3 — 
und wie ich annahm im Namen der nationalliberalen Partei —, er 
würde fich freuen, wenn die Aufhebung des $ 2 dazu beitragen würde, 
den religiöjen ;yrieden zu fördern. Und noc im vergangenen Sommer, 
im uni vorigen Jahres, während die Wahlbewegung ihre höchiten 
Wellen jchlug, erklärte der Führer der nationalliberalen Partei, der Ab: 
geordnete Bafjermann, in einer jehr beachtenswerten und beachteten 
Wahlrede, die er in Karlsruhe hielt — diefe Worte des Herrn Abge- 
ordneten Bafjermann möchte ich doch verlejen gegenüber den Angriffen, 
die wegen der Aufhebung des $ 2 gegen die Königliche Staatsregierung 
gerichtet worden find —, da alſo erflärte der Herr Abgeordnete Bajjer- 
mann wörtlich folgendes: „Er fünne die Erklärung nicht abgeben, daß 
er fünftighin gegen die Aufhebung des 8 2 jtimmen werde. Die 
nationalliberale Bartei habe ihren Mitgliedern freie Hand gelafjen. Der 
Abgeordnete Bajjermann fragte: 


Wollen wir uns auf firchenpolitifchen Gebiet für PBolizeigejetze 
begeiftern? Iſt heute die Zeit illiberaler Ktegerrichterei gefommen? 
Gilt der Sat, daß nur der, der im $ 2 des Sejuitengejeges den 
Angelpunft unferer inneren PBolitif zu erkennen vermag, ein frei- 
finniger Mann ift, der den unverfälichten Liberalismus in feiner 
Mannesbruſt trägt? 


Jedenfalls hat die Mehrheit der Partei, der Herr Abgeordneter Haden- 
berg angehört, bei jeder Abjtimmung über das yejuitengejeg für die 
Aufhebung des $ 2 gejtimmt. | 

Nun bin ich allerdings in liberalen Blättern hier und da der Be— 
hauptung begegnet, es hätten manche liberale Abgeordnete nur deshalb 
für die Aufhebung des $ 2 gejtimmt, weil fie ſich der ftillen Hoff— 
nung hingegeben hätten, die Regierungen würden diejer Aufhebung nicht 
zuftimmen. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, was foll ic) dazu jagen? Ich verjtehe allenfalls — es 
ift gewiß nicht mein Standpunft — aber allenfalls verjtehe ich, wie 
man den Standpunkt einnehmen fann, daß der parlamentarifche Apparat 
ſchädlich oder überflüffig it. Aber wenn man, wie wir alle, auf ver: 
fafjungsmäßigem, fonjtitutionellem Boden jteht, dann, meine Herren, 
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begreife ich nicht, wie man das Parlament und parlamentarische An- 
träge jo wenig ernjt nehmen fann, daß man Beichlüffe faßt mit der 
Erwartung, in der ftillen Hoffnung, mit der reservatio mentalis: die Re— 
gierung würde nicht darauf eingehen. 
(Heiterfeit und Sehr gut!) 

Das iſt beinahe jeſuitiſch, Herr Hackenberg! 

(Große Heiterfeit.) 
Ich mache aljo die Herren darauf aufmerffan, daß ich viel zu konſti— 
tutionell bin, al3 daß ich in Abftimmungen und Anträgen nicht immer 
die ernjtliche Abficht jehen jollte, das Bejchlojjene und Beantragte nun 
auch wirklich realifiert zu jehen. 

(Sehr gut!) 


Aljo, meine Herren, mein Standpunkt in der Frage der Aufhebung 
des $ 2 entiprach durchaus dem Standpunft, welchen die Mehrheit der 
nationalliberalen Partei jeit vielen Jahren und bis in die legte Zeit 
eingenommen bat. Meine Haltung entſprach aber auch dem Stand: 
punkt, den die fonjervative Partei eingenommen hat. Sie wifjen alle, 
meine Herren, daß unter dem Antrag auf Aufhebung des $ 2 die 
Namen ftanden des Herrn Grafen von Stirum, des Herrn Frhrn. 
von Richthofen, des leider verftorbenen Abgeordneten Grafen Clemens 
Klinkomftröm, des von uns allen beflagten Heren von Levetzow und 
vieler anderer hervorragender Fonjervativer Abgeordneter. Und wer 
fonfervative Autorität nicht gelten lafjen will, den hat mit Recht der 
Herr Abgeordnete Porſch foeben daran erinnert, daß der erjte Antrag 
auf Aufhebung des $ 2 ausgegangen ijt von einem Liberalen, von einem 
ausgefprochenen Liberalen, von einem alten Fortjchrittsmann, von dem 
Herrn Abgeordneten Ridert, daß der erſte förmliche Antrag den Namen 
des Herren Abgeordneten Ridert trug. 

Alfo in der Frage der Aufhebung des Artikels 2 befinde ich mich 
im Einklang nicht nur mit dem, was ich für nüglic) und notwendig 
halte für das Land, jondern auch mit allen Parteien, mit der großen 
Mehrheit des Reichstags, und insbefondere auch mit der Mehrheit 
der nationalliberalen-Bartei. Wenn man, wie joeben Herr von Heyde— 
brand, von Schwäche gejprochen hat, jo kann es jich Feinesfalls um 
Schwäche handeln gegenüber irgend einer Partei, jondern es kann fich 
nur handeln um ein freumdliche8 Entgegenkommen gegenüber einem 
Beichluß, den mit überwältigender Mehrheit der Reichstag angenommen 
hat. Und wenn — was ich bejtreite — in diejer Frage gefündigt 
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worden wäre, jo wären wir allzumal Sünder, und niemand würde das 
Recht haben, fich hinzuitellen und zu jagen: ch danke dir, Gott, daß 
ich nicht bin wie der Miniiterpräfident. 

Heiterkeit.) 

Ich möchte noch eins ſagen. Ich bin auch der Annahme begegnet, 
als ob ich die Aufregung nicht vorausgeſehen hätte, welche die Auf— 
hebung des 8 2 hervorrufen würde. Das iſt ein Irrtum. Dieſen 
Sturm habe ich jehr wohl vorausgejehen. ch bin aber der Ansicht, 
daß ein leitender Miniſter jeine Politik unmöglich einrichten fann auf 
Beifall oder Mißfallen, auf Applaus oder Zifchen, daß er auch die 
Unpopularität nicht jcheuen muß, jondern daß er lediglich das tun 
muß, was dem ruhig und pflichtmäßig erwogenen Intereſſe des Landes 
entipricht. 

Endlich möchte ich doch noch darauf hinweisen, daß jogar der engere 
Ausſchuß für die Abwehrbewegung gegen die Zulafjung der Jeſuiten 
in daS Deutſche Reid) am 1. März 1895 den Mitgliedern des Bundes: 
rats Abdrüce einer Petition gegen die Aufhebung des Jeſuitengeſetzes 
überjandt hat, in der es heißt: 

Es liegt uns wenig daran, ob die Befugnis, einzelne Jeſuiten 

als Privatperjonen auszumweifen oder zu internieren, fortbefteht; 

alles dagegen fommt darauf an, daß die Ordenstätigfeit der Je— 
juiten nach wie vor im Deutjchen Reiche unterjfagt bleibt. 


Zu den Unterzeichnern diejer Petition gehören zahlreiche Perjonen, die 
jest noch eine Rolle jpielen im Evangelifchen Bund. Alfo auch hier, 
meine Herren, auch in diefer Frage der Aufhebung des $ 2 ift von 
Schwäche und Nachgiebigkeit nicht die Nede. ch wiederhole noch ein- 
mal: wo find die Kühe, die ich habe wegtreiben lafjen? Es ift nichts 
geichehen, weder auf gejeggeberifchem noch auf perjonellem Gebiet, was 
den. immer wiederholten Vorwurf der Schwähe der Regierung 
gegenüber Forderungen des Klerifalismus, der Abhängigkeit der Re— 
gierung vom Ultvamontanismus irgendwie berechtigt erfcheinen laſſen 
könnte. 

Mit derſelben Entſchiedenheit aber, mit der ich beſtreite, daß ich 
je irgendwelche Zugeſtändniſſe gemacht, daß ich irgendwelche Maßnahmen 
getroffen hätte, durch welche das ſtaatliche Intereſſe geſchädigt worden 
wäre, oder durch die gerecht oder billig denkende Proteſtanten ſich ver— 
legt fühlen konnten, mit derſelben Enſchiedenheit betone ich gegenüber 
den heute zwar verhüllten, aber doch deutlich erfennbaren Klagen des 
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Herren Abgeordneten Porſch, daß unjere fatholifchen Mitbürger allen 
Grund haben, ſich der Nechte und Freiheiten zu erfreuen, die jie bei 
uns genießen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, es gibt Punkte, über die wir uns grundjäßlich nie 
werden verjtändigen können. Sie haben Wünjche, die wir nie werden 
erfüllen fönnen, Ste erheben Bejchwerden, die wir nie ganz werden 
abftellen können. — Das liegt im Wejen der Dinge, Herr von Heyde- 
brand hat aber mit Recht gejagt, daß das Grenzgebiet zwiichen Staat 
und Kirche ein jehr heifles Gebiet ift, durch deſſen Berührung leicht 
jchwere Beunruhigung entjtehen fann. Wir müffen von beiden Seiten 
vermeiden, ohne Not an dem modus vivendi zu rühren, den im Jahre 
1887 die Weisheit des Fürften Bismard im Berein mit der Weisheit 
des verewigten Papſtes Leo XII. gefunden hat. Das aber erfläre ich 
mit aller Bejtimmtheit, daß die tatjächliche Handhabung der Gejege die 
fatholifche Kirche und unfere fatholifchen Mitbürger befriedigen muß. 
Und das erfläre ich mit ebenfo großer Beltimmtheit, daß die König- 
lihe Staatsregierung von dem aufrichtigen Wunjche befeelt ift, den 
Wünſchen der Fatholifchen Bevölkerung jo weit Rechnung zu tragen, 
als dies in einem paritätiichen Staate möglich it, jo weit — aber 
auch nicht weiter! — Rechnung zu tragen, als dies zuläffig ift in 
einem paritätijchen Staate, ohne den echten des Staats etwas zu 
vergeben oder berechtigte Empfindungen der anderen Konfejfionen zu 
verletzen. 

Meine Herren, wenn Sie die Lage der katholiſchen Kirche in 
Deutſchland mit ihrer Lage in manchen anderen Ländern vergleichen 

(ſehr richtig! rechts) 
— ich nenne abſichtlich feine Namen, aber auch in katholiſchen Ländern —, 
jo glaube ich, Sie haben allen Grund, mit diefer Lage zufrieden zu fein, 
Sie haben allen Grund, dieje Lage dankbar zu empfinden al3 einen 
Segen der Toleranz und auch Ihrerſeits — wie das zu meiner Be- 
friedigung Herr Dr. Porſch in Ausficht gejtellt hat — immer und über- 
all Toleranz zu üben. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Hadenberg hat auch gefragt, 
welche Grenzen die Rüdficht auf die Wünfche der Fatholifchen Bevölke— 
rung haben, wo Halt gemacht werden würde in der Befriedigung der 
Wünſche der Fatholifchen Bevölkerung. Ich nehme feinen Augenblick 
Anftand, darauf zu erwidern, daß die Vorausjegung für die Aufrecht: 
erhaltung des Eonfejjionellen Friedens, die conditio sine qua non dieſes 
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Friedens, die Nejpektierung der Hoheitsrechte des Staates iſt. TDie 
itaatlichen Hoheitsrechte wird die Königliche Staatsregierung nie und 
unter feinen Umftänden preisgeben. Gegenüber dem Herrn Abgeordne- 
ten von Heydebrand betone ich, daß mir jelbjtverftändlich) weit davon 
entfernt find, die fatholifche Bevölkerung befjer behandeln zu wollen als 
die evangelifche. Ich hoffe aber, daß der Herr Abgeordnete von Heyde— 
brand auch mit mir einverjtanden fein wird, wenn ich weiter jage, daß 
es eine ethijche Ungerechtigkeit und ein politifcher Fehler jein würde, 
die Katholiken jchlechter zu behandeln. Evangeliiche und katholiſche 
Intereſſen haben gleihmäßig Anſpruch auf Berüdjichtigung, 
auf Schuß, auf Förderung durch die Staatsregierung. 

Nun weiß ich jehr wohl, wie verjchieden die fatholifche Kirche ift 
von unferer evangelijchen Kirche. Ich weiß, daß das Berhältnis der 
katholischen Kirche zum Staat ein anderes iſt als das der evangelifchen. Ich 
weiß — gerade Herr von Heydebrand hat das früher mal ausgeführt 
in einer Diskuffion, der auch ich beimohnte —, daß evangelische inter: 
ejfen und katholiſche „intereffen nicht über einen Leiſten gejchlagen 
werden fönnen. Das verhindert aber nicht, daß, wie jchon vor vielen 
Jahren Fürſt Bismard gejagt hat, die Regierung es den fatholifchen 
Deutjchen jchuldig ift, unermüdlich die Wege aufzufuchen, auf denen die 
Regelung der Grenze zwijchen der weltlichen und geiftlichen Gewalt in 
der jchonenditen und Eonfejlionell am wenigſten verjtimmenden Weiſe 
durchgeführt werden kann. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete D. Hacdenberg hat von m: 
ponderabilien gejprochen, die nicht außer acht gelafjen werden dürften. 
Deffen, meine Herren, bin ich mir jehr wohl bewußt. Ich betrachte es 
als die erjte Pflicht der Regierung, dafür zu forgen, daß die Gewifjens- 
freiheit in feiner Weiſe bedroht wird, die geiftige Freiheit, die dem 
Deutjchen teurer ift als jede andere, die freie Forſchung, auf der unfer 
wifjenschaftliches Leben beruht. Ich halte es aber für einen Fehler, 
wenn, wie e3 vielfach gejchieht, der Kampf für diefe Güter in einer 
Weiſe geführt wird, durch die ohne Not fremde Gefühle und Über: 
zeugungen verlegt werden 

(jehr richtig!), 


und ich halte es für faljch, ihn zu führen mit Zmwangsmitteln, die auf 
geiftigem Gebiet jelten zu dauernden Erfolgen führen. 

(Sehr wahr!) 
Ich mißbillige und ich hafje jede Unduldjamkeit, aber ich mißbillige auch 
jene Unduldfamfeit, die glaubt, daß fie allen Geiſt und alle Wifjen: 
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Tchaft allein gepachtet hat, die jeden verdammt, der einer anderen Welt- 
auffafjung huldigt; und dieſe Unduldſamkeit findet fich nicht nur bei 
denjenigen, die fejthalten an der chriftlichen Weltanschauung. 

(Sehr wahr!) 

Bon meinen drei Herren Vorrednern?) ift die Kluft zwifchen den 
Konfeſſionen beklagt worden. Meine Herren, ich habe mehr al3 einmal 
von diefer Stelle darauf hingewiejen, daß unter den Konfejlionen wie 
zwijchen den Konfefjionen und dem Staat grundjägliche Gegenſätze be: 
ftehen, die wir nie werden beilegen fönnen. Aber wir müjjen 
trachten, auf praftifchem Gebiet zu einem friedlichen Neben— 
einanderleben zu fommen, wir müffen jehen, daß wir auf 
dem Gebiet der konkreten Tatjahen ein friedliches Einver- 
nehmen beritellen und wo es mangelhaft ift, verbefjern. 
Der Kampf der Lehre wird nicht aufhören, jolange nicht eine 
der beiden Kirchen aufgehört haben wird zu bejtehen. Soweit 
das menjhlihe Auge in die Zufunft reicht, wird das nicht 
der Fall fein. Was foll aber dabei herausfommen, wenn in 
in der Weije, wie e3 zu meinem Bedauern neuerdings ge— 
Ichehen ift, der Kampf der Lehre, der Prinzipien, der Doftrin 
auf das politifche Gebiet übertragen wird. Ich halte es für 
eine der größten jtaatSmännifchen Leitungen des Fürjten Bismard und 
für fein unvergängliches Verdienſt, daß er es verftanden hat, den 
Kulturfampf beizulegen. Ich bin nicht der Anficht eines Hauptrufers 
im Eonfejfionellen Streit, des Herrn Superintendenten Meyer in Zwicau, 
der fich oft mit meiner politifchen Haltung bejchäftigt und der in feiner 
Nede, die ich von ihm gelefen habe, die Beilegung des Kulturfampfes 
durch den Fürjten Bismard den „jchmählichen Kulturfrieden” nannte 
und fie al3 eins der traurigjten Ereignifje der deutfchen Gejchichte, faft 
trauriger al3 den Canofjagang König Heinrichs IV. bezeichnete. Wenn 
ich jolche und ähnliche Elufubrationen höre und leſe, wenn ich manche 
der Angriffe Ieje, welche gegen die Königliche Staatsregierung wegen 
ihrer Haltung hinjichtlich der Aufhebung des $ 2 gerichtet find, jo ver: 
ftehe ich die Empfindung, mit der Hus dem alten Weibe zufah, dem 
ftupiden, alten Weibe, das Reiſig zu jeinem Scheiterhaufen herbeitrug. 

Die große Mehrheit des deutjchen Bolfes will nad 
meiner Überzeugung nichts wiſſen von einem neuen Kultur: 
fampf, den die Fanatifer auf beiden Seiten zu entzünden 





3) D. Hadenberg, Dr. Borfch und Dr. von Heydebrand und der Laſe. 
Penzler, Fürft Bülows Reden ꝛc. II. 5 


66 9. Aufhebung von 8 2 des Jeſuitengeſetzes. 


immer bereit wären. Nicht die Regierung braucht den Frieden, 
fondern das deutjche Volt braucht ihn. Das deutiche Volf jollte mit 
£leinlichen, gehäfltgen, elenden konfeſſionellen Heßereien verjchont werden, 
verschont werden von beiden Seiten. Ich halte es weder für flug, noch 
für patriotifch, die Gegenjäße, die ohnehin zwischen den bürgerlichen 
Barteien bejtehen, noch zu verjchärfen durch eine übertriebene Betonung 
der konfeſſionellen Unterichtede. Aus Gründen der äußeren wie der 
inneren Politik, im Hinblick auf unjere nationale Gejchlofjenheit nad 
außen wie gegenüber der joztaldemofratifchen Gefahr im Innern haben 
wir die Pflicht, unnötigen Streit zu vermeiden und die fonfefftonellen 
Gegenſätze nach Möglichkeit in den Hintergrund zu drängen. Das 
deutsche Volk ift jchon jo zerflüftet, daß wir, was uns trennt, jomweit 
das möglich it, aus dem Wege räumen müjjen, auch wenn es nicht 
ohne Opfer an der eigenen Rechthaberei abgeht. 
(Beifall.) 


9. Nody einmal: Aufhebung des $ 2 des Iefnitengefches. 
Situng des Haufes der Abgeordneten vom 18. März 1904.1) 


In der Sitzung vom 17. März hatte der Abgeordnete von Eynern Ein- 
jpruch dagegen erhoben, daß der Minifterpräfident in feiner Rede vom 16. des Mts. 
der nationalliberalen Partei eine Art reservatio mentalis unterftellt habe. Gegen 
diefen Vorwurf verteidigt fich Graf von Bülow in diejer Sitzung. 

Minifterpräfident, Neichsfanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, ich hatte nicht die Abficht, mich wieder an der 
Diskuſſion zu beteiligen, jehe mich aber genötigt, auf die geftrigen 
Auslafjungen des Herrn Abgeordneten von Eynern zu erwidern, nicht 
auf den fachlichen Teil diefer Auslafjungen, die ich in meinen vor- 
gejtrigen Ausführungen im voraus widerlegt zu haben glaube, wohl aber 
auf die perjönlichen Angriffe, die der Herr Abgeordnete von Eynern 
gegen mich gerichtet hat. 

Herr von Eynern meinte, ich habe der nationalliberalen Partei 
einen jchweren moralifchen Vorwurf gemacht, indem ich ihr bei der 
Abjtimmung über die Aufhebung des $ 2 eine reservatio mentalis 


I, Berhandl. d. Haufes d. Abg., 20. Leg.Per., I. Seſſion 1904, 45. Sitzung. 
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unterjtellt hätte. Meine Herren, ich hätte es nicht für möglich gehalten, 
daß in meine flaren und einfachen Worte ein jo faljcher Sinn hinein: 
gelegt werden fünnte. ch habe lediglich davon gejprochen, daß liberale 
Blätter gegenüber der zutreffenden Berufung auf die großen Mehrheiten, 
die ſich im Reichstag für die Aufhebung des $ 2 ausgejprochen haben, 
eingewandt hätten, daß bedeute nicht viel, da mander Abgeordneter 
für die Aufhebung in der Hoffnung gejtimmt hätte, der Bundesrat 
würde diejer Aufhebung nicht zuftimmen. Es ift mir gar nicht ein— 
gefallen, mir diefe Anficht zu eigen zu machen, und es ift mir insbe: 
fondere nicht eingefallen, dem Herrn Abgeordneten Bajjermann oder 
dem Herrn Abgeordneten Hadenberg, der meines Wifjens nie dem Reichs: 
tage angehört hat, eine jolche Anficht zu imputieren. Will aber der 
Herr Abgeordnete von Eynern etwa bejtreiten, daß jolche Liberale 
Stimmen ſich geltend gemacht haben, dann empfehle ich ihm 3. B. die 
Lektüre der Nationalzeitung vom 10. d. M. 

Der Herr Abgeordnete von Eynern hat aber weiter auch die große 
Politik in den Kreis feiner Erörterungen gezogen. Er jcheint zu fürchten, 
daß die Aufhebung des $ 2 den Dreibund fprengen 

(Heiterfeit) 

und unjer Berhältnis zu Italien erjchüttern könnte. Wenigitens auf 
dem Gebiet der auswärtigen PBolitif und namentlich was unfere Be- 
ziehungen zu Italien angeht, könnte eigentlich jelbjt der Herr Abgeordnete 
von Eynern etwas mehr Vertrauen zu mir haben, der ich vor zwei 
Jahren den Dreibund in unveränderter Form erneuert und vorher jahre: 
lang das Neich als Botjchafter beim Königreich Italien vertreten habe. 
Der Herr Abgeordnete von Eynern hat nach dem Oldenburgichen Be- 
richt gejagt: 

Wir ftehen treu und feſt zu Ofterreich und Italien. Solange das 

Zentrum noch nicht jolchen Einfluß auf die Regierung ausübte, 

fonnte man das jagen. Wenn aber mehr und mehr das Zentrum 

den römischen Einfluß in den Vordergrund jchiebt, kann das unſere 

Stellung zu den auswärtigen Staaten berühren. 


Darauf ermwidere ich dem Herrn Abgeordneten von Eynern, daß das 
Zentrum jo wenig wie irgend eine andere Partei Einfluß hat auf den 
Gang unjerer auswärtigen PBolitif, und ich weife mit der größten, mit 
der allergrößten Entjchiedenheit die vollitändig grundlofe, unzutreffende 
und unberechtigte Behauptung zurüd, daß irgend eine Partei meine 
auswärtige Politik bejtimmen könnte. Ich führe diejenige auswärtige 
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Politik, welche nach meiner Kenntnis der internationalen Sachlage am 
beften dem Intereſſe der deutichen Nation entipricht. 
(Bravo!) 

Endlich, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete von Eynern 
auch gemeint, ich hätte Dedung gejucht hinter Herrn von Bennigjen. 
Darauf erwidere ich ihm, daß es nicht meine Gewohnheit ift, mich 
hinter irgend jemand zu veritecden. 

(Bravo!) 
Ich habe lediglich davon gejprochen, daß jelbit ein Mann von jo aus: 
geiprochen nationaler und proteftantijcher Gefinnung wie der verewigte 
Herr von Bennigjen erklärt hat: 


daß die Beftimmungen des $ 2 jeit mehr als 20 Jahren gar 
nicht mehr praftifch geworden jeien und in ihrem Inhalt etwas 
DVerlegendes und Gehäffiges für große Teile in unferem Bater- 
lande hätten. 


Ich habe hinzufügt, daß ich diefe Anficht des Herrn Abgeordneten von 
Bennigjen teile, und daß meine Gründe für die Auffafjung von der 
Möglichkeit und Nüslichfeitt der Aufhebung des $ 2 ungefähr Ddie- 
jelben jeien, auf die der Herr Abgeordnete von Bennigjen fich geſtützt 
bat. ch Hatte doch wohl das Necht, daran zu erinnern, daß meine 
Haltung gegenüber dem $ 2 geteilt worden iſt von allen hervor- 
ragenden Mitgliedern des Reichätages, von dem Abgeordneten Richter 
bis zu dem Abgeordneten von Bennigjen, von dem Abgeordneten Rickert 
bis zu dem Abgeordneten von Levetzow, daran zu erinnern, daß dieſe 
meine Haltung übereinftimmt mit der Haltung aller Parteien und mit 
der Haltung der großen, der überwältigenden Mehrheit des Reichstages. 


Wenn aber Herr von Eynern weiter gejagt hat, mit feiner Er- 
klärung wäre Herr von Bennigfen in feiner Partei ifoliert geblieben, 
jo gejtatte ic) mir, an ihn die Frage zu richten, ob alle diejenigen 
Mitglieder der nationalliberalen Partei, von Lasker bis auf Marquardjen, 
Franken, Büfing, Baffermann, die fich für die Aufhebung des $ 2 
erklärt haben, nicht mehr zur nationalliberalen Partei gerechnet werden 


dürfen. 
(Heiterfeit.) 


Im übrigen, meine Herren, jehe ich in diejen Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten von Eynern nur einen frampfhaften, aber völlig miß- 
glückten Verfuch, Herren von Bennigjen zu desavouieren. Für meine 
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Perjon gehe ich lieber mit Herrn von Bennigjen als mit Herrn von 


Eynern. 
(Beifall und lebhafte Heiterkeit.) 


Auch in den weiteren Verlauf der Debatte noch einzugreifen, ſah Graf von 
Bülow fich veranlaßt, und zwar durch die Ausführungen des Abgeordneten 
Dr. Friedberg.) 

Minifterpräfident, Reichskanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, ich möchte die Diskuffion nicht aufhalten, zumal 
mein Herr Nachbar, der Herr Kultusminifter, auch auf die Ausführungen 
des Abgeordneten Dr. Friedberg antworten will. Ich kann aber eine 
Reihe von Bemerkungen des Herrn VBorredners nicht unmwiderfprochen 
lafjen. Wenn der Abgeordnete Friedberg von splendid isolation ge— 
fprochen hat, in der ich mich befände, jo erwidere ich ihm, daß, wenn 
in diefem Hohen Haufe über die Aufhebung des $ 2 abgeftimmt 
würde, ich wahrjcheinlich nicht ganz allein für die Aufhebung eintreten 
würde. Ich möchte ihn ferner darauf hinweiſen, daß ich nicht glauben 
fann, die rechte Seite dieſes Hohen Haufes fei mit dem Standpunft 
des Herrn Dr. Friedberg in kirchenpolitiſcher Hinficht vollftändig ein- 
veritanden. Ich wenigitens finde, daß zwijchen den Ausführungen, die 
vorgeitern hier der Herr Abgeordnete von Heydebrand gemacht hat, 
und der heutigen Rede des Herrn Abgeordneten Dr. Friedberg wie den 
geftrigen Ausführungen des Herrn Abgeordneten von Eynern ein fehr 
wejentlicher Unterjchied befteht. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Und endlich möchte ich den Herrn Abgeordneten Dr. Friedberg darauf 
aufmerffam machen, daß, wenn ich eine Sache für richtig halte, ich 
mich nicht deshalb von ihr abbringen laffe, weil ich mit meiner Mei- 
nung allein ftehe. Wenn ich feinen anderen Kompaß hätte al3 das 
Mehrheitsprinzip, wäre ich ein jchlechter Minifterpräfident. 

Ferner hat der Herr Abgeordnete Friedberg von einer großen 
Rückfichtslofigkeit gejprochen, die ich begangen hätte. Worin joll denn 
dieje Rücjichtslofigfeit beitehen? Darin, daß ich auf einen, wie von allen 
Seiten zugegeben worden ift, vom Reichstag mit jehr großer Mehrheit 
gefaßten Bejchluß eingegangen bin?! Wo kommt denn die Stimme des 
deutichen Bolfes mehr zum Ausdrud, in den Bejchlüffen des Reichs— 
tages oder in dem, was der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg und jeine 
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näheren Freunde wünſchen? Und dieſe Rückſichtsloſigkeit ſoll ich ſpeziell 
begangen haben in dieſer Frage, wo der Herr Abgeordnete Dr. Fried— 
berg ſelbſt früher für die Aufhebung des 82 geſtimmt hat? 


Heiterkeit.) 


Meine Herren, ich hatte erwartet, daß dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Friedberg die offenen und aufrichtigen Erklärungen genügen würden, 
die ich hier gegen die Mißdeutung meines Zitats aus liberalen Blättern 
zur Abſtimmung über den $ 2 abgegeben habe. Da das leider nicht 
der Fall ift, jo wiederhole ich noch einmal, es ift mir gar nicht einge: 
fallen, mit den Worten, die ich an den Heren Abgeordneten D. Hacken: 
berg gerichtet habe, diejen irgendwie perjönlic treffen zu wollen. Das 
lag mir jo fern, wie gewiß auch der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg 
nicht daran dachte, mich verlegen zu wollen, al$ er mir vorgejtern bei 
meinem Proteſt gegen den jogenannten Kuhhandel jein „Nanu!“ zurief. 


(Heiterfeit.) 


Es ift mir ebenfo wenig eingefallen, irgend einen inneren Zujammen= 
hang Eonftruieren zu wollen zwifchen dem Herrn Abgeordneten D. Hacken: 
berg und der reservatio mentalis, wie e8 dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Friedberg beigefommen fein wird, einen Zufammenhang herjtellen 
zu wollen zwifchen mir und dem Kuhhandel. Ich kann alfo in den 
Auslaffungen des Herren Abgeordneten Dr. Friedberg nur den Ausdrud 
einer etwas Fünftlichen Empfindlichkeit jehen, die auch durch fein von 
ihm eben hervorgehobenes Temperament meines Erachtens nicht ganz 
gerechtfertigt wird. 

Meiter hat der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg von dem Dunkel 
gejprochen, worin fich die Vorgejchichte der Aufhebung des 8 2 bemegt 
hätte; er hat von der labyrinthifchen Vorgejchichte der Aufhebung des 
$ 2 gefprochen. Meine Herren, diefes Dunfel und dieſes Labyrinth 
it nicht jo groß wie das Dunkel und das Labyrinth, das für mich die 
NRevifion umhüllt, die der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg in dieſer 
Frage jeinen eignen Anfichten hat angedeihen Lafjen. 

(Sehr gut!) 
Ich habe hier vor mir die Verhandlungen des Reichttages vom jahre 
1895/96 mit der ſchönen Nede, die der Herr Abgeordnete Friedberg 
damals gehalten hat für die Aufhebung des $ 2. Und eben hat 
der Herr Abgeordnete Friedberg felbjt gemeint, das wäre eine Frage, 
zu der müßte man ja jagen oder man müßte dazu nein jagen. Man 
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kann aber doch nicht zu Ddiefer Frage, wie der Herr Abgeordnete 
Dr. Friedberg tut, abwechjelnd ja und dann wieder nein jagen. 
(Große Heiterfeit.) 

Yun, meine Herren, hat der Abgeordnete Friedberg wieder ge: 
jprochen von Gejchäften, die ich machte mit einer Partei diejes Hohen 
Hauſes. Darauf entgegne ich dem Herrn Abgeordneten Dr. Friedberg, 
daß ich vorgeftern und daß ich jchon früher betont habe, daß von einer 
Abhängigkeit der Königlichen Staatsregierung von irgend einer Partei 
nicht die Rede iſt und nicht die Rede jein kann. Das wird mir der 
Herr Abgeordnete Dr. Friedberg aber doch wohl ſelbſt zugeben, daß ich 
als praktischer Politiker mit den Verhältniſſen rechnen muß, wie jie im 
Reichstage liegen, wie ıch fie im Neichstage nicht geichaffen, jondern 
vorgefunden habe. Und das wird der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg 
doch auch nicht beitreiten, daß ich als leitender Minifter Fühlung halten 
muß mit den großen Parteien, Die auf dem Boden der beftehenden 
Drdnung der Dinge jtehen 

(ſehr richtig!), 


mit den großen jtaatserhaltenden Parteien, jolange ich mich in ver: 
fafjungsmäßigen Bahnen bewegen will. Wie würde e3 denn der Herr 
Abgeordnete Dr. Friedberg machen, wenn er an meiner Stelle jtünde? 
Würde Herr Dr. Friedberg denn etwa einen Staatsſtreich unternehmen? 
Danach ſieht er mir doch eigentlich nicht aus 

(große Heiterkeit!) 
troß dem, was er eben von jeinem TQTemperament gejagt hat. Oder 
würde der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg fich im Reichstag auf die 
äußerfte Linfe jtügen? Solchen Wünjchen und Gedanfen begegne ich 
ja zuweilen in linfsliberalen Blättern. ch habe erjt heute früh einen 
Artikel in diefer Richtung gelefen. Ich halte den Herrn Abgeordneten 
Friedberg aber doch für zu verjtändig, als daß er jo phantajtijche 
Wege einjchlagen jollte. ch glaube, wenn der Herr Abgeordnete 
Dr. Friedberg an meiner Stelle ftünde, dann würde er es ungefähr 
ebenfo machen mie ich 

(Heiterkeit), 

nur etwas temperamentvoller. 

(Große Heiterkeit.) 
Es iſt ebenjo faljch, mir die Aufhebung des $ 2, die — man kann 
gar nicht oft genug daran erinnern — wiederholt ſeit jahren von der 
ſehr großen Mehrheit des Reichstags beichlojjen worden iſt, als eine 
Nachgiebigkeit gegenüber dem Zentrum anzufreiden, wie es faljch wäre, 
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zu jagen, daß mein Eintreten für eine Erhöhung der landwirtjchaft- 
lichen Zölle eine Schwäche gegenüber der fonjervativen Partei geweſen 
wäre, wie es auch faljch wäre zu jagen, daß die ftramme Polenpolitif, 
die ich vertrete, und die zu meiner Freude von der nationalliberalen 
Partei unterjtügt wird, eine Nachgiebigfeit gegenüber der nationallibe- 
ralen Bartei wäre, dieſe Bolenpolitif, von der ich hoffe, daß, wenn fie 
nach den Ofterferien wieder hier auf der Tagesordnung fteht, ich dann 
den Herrn Abgeordneten Dr. Friedberg in dieſer Frage an meiner 
Seite finden werde. Aljo ich mwiederhole: mit den Verhältnifien, wie 
fie liegen, muß jeder praftifche Politifer rechnen, denn die Politik, 
Herr Dr. Friedberg, iſt der ordo rerum agibilium. Das hat jchon der 
Heilige Thomas von Aquino gejagt, defjen Zitierung Sie mir Hoffent: 
(ich nicht al3 eine neue Konzejfjon an das Zentrum vorwerfen werden. 
(Große Heiterfeit.) 
Die Königliche Staatsregierung darf ſich von feiner Partei regieren 
lafjen, fie hat aber die Pflicht, die Kräfte jeder Partei zu verwerten, 
jede jtaatserhaltende Partei nad) Möglichkeit zu verwerten für das Wohl 
des Ganzen, für die Gejamtheit. Gemwiß, meine Herren, wenn eine 
Bartei, wie nad) den gegenwärtigen DVerhältnifjen das Zentrum, die 
ſtärkſte Bartei im Reichstage ijt, jo legt ihr das meines Erachtens auch 
ganz bejondere Pflichten auf gegenüber dem Waterlande, es legt ihr 
die Pflicht auf, dafür zu jorgen, daß die Negierungsmajchine im Gang 


bleibt. 

(Sehr ridtig!) 
Wenn die Partei fich dieſer Verpflichtung entzöge, jo würde dadurch 
nicht nur das Wohl des Landes gejchädigt werden, es würde fich auch 
unfehlbar an der Partei jelbjt rächen. 

Ich betrachte es aber nicht nur als meine Aufgabe, Fühlung zu 
halten mit den ftaatserhaltenden Parteien, ich betrachte es auch als 
meine Pflicht, darüber hinaus die ftaatserhaltenden Parteien zu einigen 
gegenüber den Gefahren, auf die ich vorgejtern am Schluffe meiner 
Ausführungen Hingewiejen habe. Und ich fann nur mein Bedauern 
darüber ausjprechen, wenn mir diefe meine Aufgabe jo ſehr erjchwert 
wird, wie das durch Reden gejchieht, wie fie gejtern Herrn von Eynern 
und heute Herr Dr. Friedberg gehalten haben. 

(Widerfpruch bei den Ntationalliberalen.) 

Aus jedem Wort der Ausführungen de3 Herrn Abgeordneten 
Dr. Friedberg ging hervor, daß er von der Beforgnis erfüllt ift, die 
Königliche Staatsregierung und id) fpeziell wären zu nachgiebig gegen- 
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über Ffatholifhen Anſprüchen. Er glaubt, daß wir fortgejegt vor 
Wünſchen der fatholifchen Bevölkerung zurückwichen. Sch beftreite nicht, 
daß ich es für meine Pflicht halte, da, wo feine Verlegung weder des 
Staatsinterefjes, noch der evangelifchen Kirche, noch der Grundbedin- 
gungen der deutjchen Kultur, mit der ich es ſehr viel ernfter nehme, 
als der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg eben anzunehmen jchien, daß, 
wo feine Verlegung diefer drei gewichtigen Faktoren vorliegt, wir den 
Wünſchen unferer Fatholifchen Mitbürger Rechnung tragen fünnen. 
(Bravo! im Zentrum.) 
Ich bejtreite auf das entjchiedenfte, daß ich diefe Grenze jemals über- 
Ichritten hätte. Ich habe vorgeitern genau die Linie gezogen, über 
welche feine Preußifche Regierung in Firchenpolitifchen Fragen hinaus 
gehen kann, noch hinausgehen wird. Ich habe deutlich den Punkt be- 
zeichnet, wo das Staatsinterefje jeder Preußiichen Regierung Halt ge: 
bietet. Über diefen Punkt werde ich ficherlich nicht hinausgehen, und 
wenn e3 den Herrn Abgeordneten von Eynern beruhigen kann, fo will 
ich hinzufügen, daß, ſoweit mein Auge in die Zufunft reicht, auch feiner 
meiner Nachfolger diefe, im vitalſten Intereſſe der Preußischen Monarchie 
gebotene Linie je überjchreiten wird. 
(Lebhafter Beifall.) 


10. Sranzöfifcy -englifches Koloninlabkommen. — Alarokko. — 
Oftafiatifcher Krieg. — China. — Kirchenpolitik. — Bundesrat. — 
Deutfch - Züdweftafrike. 

Sitzung des Reichstages vom 12. April 1904.) 


Auf der Tagesordnung ftand die Fortſetzung der zweiten Beratung des 
Neichshaushaltsetats 1904/05, und zwar des Spezialetat3 „Neichsfanzler und 
Reichskanzlei”. Nach den Ausführungen des nationalliberalen Abgeordneten 
Dr. Sattler ergriff der Neichsfanzler das Wort und ſprach über die oben be- 
zeichneten Punkte. 

Neichskanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, der Herr Vorredner hat auf dem Gebiete der aus: 
wärtigen Bolitif eine Neihe allgemeiner Fragen an mich gerichtet, von 
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denen er, wie ich glaube, mir ſelbſt zugeben wird, daß es leichter iſt, 
ſie zu ſtellen, als ſie zu beantworten. 

So hat der Herr Vorredner von einer Verſchiebung der euro— 
päiſchen Lage geſprochen. Das kann ſich nur auf das vor einigen 
Tagen in die Öffentlichkeit gelangte franzöſiſch-engliſche Kolonial: 
abfonmen beziehen. 

(Sehr richtig!) 

sc darf den Herrn Abgeordneten Sattler darauf aufmerkſam machen, 
daß ſich die engliichen Minifter, wie ich gelefen habe, über diefes Ab- 
fommen erjt heute abend im englischen Parlament ausiprechen wollen. 
Ebenjo wenig haben fich bisher die franzöfiichen Minifter über das Ab- 
fommen geäußert. Da wird er gewiß begreifen, daß ich mich nicht des 
längeren und breiteren über diejen Vertrag hier auslajjen fann. Denn 
ich habe in meiner Eigenfchaft als Minifter des Außern die Pflicht, 
wenn ich hier über auswärtige Politik fpreche, jolche Sachen zu jagen, 
die, wenn möglich, das Intereſſe des Landes fördern, und die jedenfalls 
nicht das Intereſſe des Yandes jchädigen. Das aber kann ich dem 
Herren Abgeordneten Sattler über diefen Punkt doc jagen, dag wir 
feine Urjache haben, anzunehmen, das englifch-franzöfiiche Kolonial- 
abfommen enthalte eine Spige gegen irgend eine andere Macht. Was 
vorzuliegen jcheint, it der Verſuch, eine Reihe von Differenzpunften, 
die zwijchen England und Frankreich bejtanden, auf dem Wege gütlicher 
Berjtändigung aus der Welt zu räumen. Dagegen haben wir vom 
Standpunkt der deutjchen Intereſſen nicht3 einzumenden. Ein gejpanntes 
Berhältnis zwischen Frankreich und England brauchen wir ſchon deshalb 
nicht zu wünſchen, weil ein jolches eine Gefährdung des Weltfriedens 
wäre, deſſen Aufrechterhaltung wir aufrichtig anftreben. 

Was jpeziel Maroffo angeht, das den Kernpunkt diejes Ab: 
fommens bilden dürfte, jo find wir, wie im Mittelmeer überhaupt und 
ipeziell in Maroffo, im wejentlichen wirtfchaftlich interefjiert. Wir 
haben da vor allem kommerzielle Intereſſen. Deshalb haben wir aud) 
ein erhebliches nterefje daran, daß in Maroffo Ruhe und Ordnung 
herrſcht. Unſere merfantilen Intereſſen in Maroffo müfjen und werden 
wir ſchützen. Wir haben feinen Grund, zu befürchten, daß diefe unfere 
Intereſſen in Maroffo von irgend einer Macht mißachtet oder verlegt 
werden könnten. 

Was, meine Herren, den Konflikt in Oftajien angeht, fo iſt 
unfere Haltung gegenüber dieſem Kriege eine jehr einfache. Nachdem 
es leider nicht gelungen ift, den Frieden aufrecht zu erhalten, tun wir, 
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was für uns möglich ift, damit ſich aus dem Duell im fernen Oſten 
fein Weltkrieg entwidelt. Das ift ein Hauptgrund für unfere loyale 
und jtrifte Neutralität. Dieje Neutralität geht allerdings jchon daraus 
hervor, daß wir feinen Anlaß haben, uns in einen Krieg einzumifchen, 
der die deutjchen Intereſſen nicht diveft berührt. Und endlich tft das 
auch das ficherite Mittel, um unferen Handel und unjer Wirtjchafts- 
feben tunlihit vor Schädigungen zu bewahren. 

Nun ift, meine Herren, ja gegen uns mehrfach der Vorwurf er: 
hoben worden — ein Fraktionsgenoſſe des Herrn Abgeordneten Sattler 
hat diefem Vorwurf erjt Fürzlich in einem anderen hohen Hauſe Aus: 
druck gegeben —, daß wir durch den Ausbruc des Krieges überrascht 
worden wären. Ich habe jogar gelejen, daß wir durch einen über: 
triebenen Optimismus andere in unbegründete Sicherheit gemwiegt hätten. 
sch könnte darauf erwidern, daß die leitenden Minifter in London, 
Paris und Petersburg und jelbjt die japanischen Vertreter in Paris 
und Petersburg durch den Ausbruch des Krieges tatjächlich überrascht 
worden zu fein fcheinen. Ich könnte auch betonen, daß jelbit diejenigen 
nichtjapantischen Staatsmänner, die der Anficht waren, daß der ftarf 
geheizte japanische Kejjel bald Dampf geben würde, nicht vorausgejehen 
haben, daß die Regierung in Tofto für den Abbruch der diplomatifchen 
Beziehungen gerade den Augenblid wählen würde, den fie fich tatjäch- 
lich ausgefucht hat. Ich will aber einfach darauf hinweiſen, daß in 
jolchen kritiſchen Augenblicden die Regierung die großen auswärtigen 
Intereſſen des Landes wahrzunehmen hat, und daß fie vor allem dafür 
zu jorgen hat, daß bei aufziehendem Sturm das Schiff des Landes nicht 
auf Klippen und Untiefen gerät. Wenn wir vor dem Ausbruch des 
Krieges eine pejjimiftifche Sprache geführt hätten, peffimiftiicher als fie 
anderswo geführt wurde, fo hätte uns das in St. Petersburg in das 
Licht der Kriegstreiberei bringen und dort Mißtrauen erregen fünnnen. 
Andererjeits hatten wir fein Recht, der japanischen Regierung friegerifche 
Abfichten nachzufagen, jolange Japan nicht jelbjt den Krieg erklärt hatte. 
Wir mußten alfo ebenjo ruhig bleiben, wie die anderen Zentren der 
europätichen Politik, vielleicht fogar noch etwas ruhiger, da wir weniger 
interefjiert waren al3 andere. 

Da ich einmal auf diejes Thema eingegangen bin, möchte ich mich 
noch gegen eine andere Anklage wenden, die wegen des oftafiatijchen 
Krieges gegen uns erhoben worden ift. Man hat uns einen Vorwurf 
daraus gemacht, daß wir uns für die Neutralifierung von China 
intereffiert haben. Unfere Haltung ging aber auch in diefer Beziehung 
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aus flaren und einwandsfreien Motiven hervor. Es lag und es liegt wohl 
im Intereſſe aller Mächte und jedenfalls im Intereſſe der Ddeutjchen 
Politik, daß fich aus dem Krieg in Oftaften nicht ein Weltkrieg entwidle. 
Zur Erreichung diejes Zieles trägt es wejentlich bei, wenn das große 
chinefifche Reich vom Kriege ausgenommen wird. Die Neutralifierung 
von China war auch ein geeignetes Mittel zur Beruhigung des chineſi— 
Ihen Hofes und der chinefischen Regierung. Die Furt, in den Krieg 
hineingezogen werden zu fönnen, hätte den chinefifchen Hof veranlafjen 
fönnen, Peking zu verlaffen, was wiederum die Sicherheit der in China 
lebenden Europäer bedroht haben würde. Durch unjer Eintreten für 
die Neutralifierung von China — das außerdem der beite Beweis war 
gegen die vielfach über uns verbreitete Verleumdung, wir wollten den 
Krieg benugen, um uns Stücde von China anzueignen — glauben wir 
dem allgemeinen europäijchen Frieden und fpeziell auch unjeren inter: 
ejjen am bejten gedient zu haben. 

Was die Ausführungen des Herrn Dr. Sattler über Firchen: 
politifche Fragen angeht, jo will ich gern anerkennen, daß fich Herr 
Dr. Sattler in diejer Beziehung jehr vorfichtig ausgedrüct hat. Ich 
will ihm auch zugeben, daß ich den eriten Teil jeiner Ausführungen 
über die Notwendigkeit des fonfefjionellen Friedens fat Wort 
für Wort unterjchreiben fann. Die Gefchichte lehrt uns — gerade 
Herr Dr. Sattler als Hiftorifer wird mir das bejtätigen —, daß Fein 
Bolf unter Fonfeffionellem Hader mehr gelitten hat al3 das Ddeutjche 
Volk. Bei feinem Volke hat fich jo ſehr Eonfeffioneller Hader als der 
gefährlichite und jchädlichite Streit herausgeitellt. Kein Volf hat jo 
viel Anlaß wie wir, fonfejfionellen Streit zu vermeiden. Wer aud an 
diefer Stelle ftehen möge, er wird, wenn er anders das Wohl des 
Ganzen über Barteirücfichten, über jubjeftive Empfindungen und über 
populäre Strömungen jtellt, in erjter Linie bemüht fein müfjen, durch 
eine Bolitif, die fich über dem Hader der Konfejlionen hält, den kon— 
feffionellen Frieden und damit die Gejchloffenheit der Nation aufrecht 
zu erhalten. 

Daß der Herr Abgeordnete Dr. Sattler theoretifch die Notwendigkeit 
des Friedens unter den Konfeſſionen betonte, hat ihn freilich nicht ver: 
hindert, eine Reihe von Angriffen gegen das Firchenpolitiiche Verhalten 
der Neichsregierung und der Königlich preußiichen Staatsregierung zu 
richten. Der Herr Abgeordnete Dr. Sattler hat wieder von Zugejtänd: 
nifjen der Regierung gejprochen. Ich kann nur mein Bedauern darüber 
ausdrüden, daß er ſich im Ddiejer Beziehung auch wieder mehr in 


April 1904. 77 


Wendungen allgemeiner Natur ergangen hat, ald daß er feine Vorwürfe 
jpezialifiert hätte. Ich würde ihm dankbar fein, wenn er mir jagen 
wollte, welche Zugeitändniffe ich an den Ultramontanismus gemacht 
haben joll auf Kojten der Intereſſen des Reiches. ch glaube nicht, 
daß er in der Lage tft, mir ein folches Zugeftändnis zu nennen. Sch 
bejtreite auf das allerentichiedenfte, daß ich in diefer Beziehung irgend 
eine Konzejjion gemacht hätte, die ein Nachteil für das Reich oder ein 
Unrecht gegenüber der evangelifchen Kirche gewejen wäre. Wenn aber 
der Herr Abgeordnete Dr. Sattler ein Mittel weiß, wie ich die Gejchäfte 
des Reiches in verfafjungsmäßiger — ich unterftreiche dreimal das 
Wort: verfafjungsmäßig — und erjprießlicher Weife führen kann ohne 
jede Rüdjicht auf die ſtärkſte Partei in diefem Haufe, dann joll der 
Herr Abgeordnete Dr. Sattler die Güte haben, mir dies Mittel ins 
Ohr zu jagen. 
(Hört! hört! Heiterkeit.) 
Ein jolches Rezept muß er doch in der Tafche haben, denn jonft würde 
e3 im hohen Grade ungerecht jein, mir einen Vorwurf daraus zu machen, 
daß ich mit den gegebenen Verhältniffen rechne. Alſo ich bitte! heraus 
mit diefem Mittel und heraus mit dem Rezept! Wenn das nicht 
geichieht, jo mwirde mich das Verhalten des Herrn Abgeordneten 
Dr. Sattler an die befannte Anekdote erinnern, die der verewigte Fürft 
Bismard — ich kann im Augenblid nicht jagen wo, ich glaube, in 
feinen Gedanken und Erinnerungen — von dem Eleinen Fürften erzählt, 
der jeinem Minifter befahl, er möchte fein Wolf glücklich machen; wie 
aber der Minister das Volf glücklich machen folle, das ſagte Serenifjimus 
ihm nicht. 
(Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Sattler ift auch eingegangen auf die 
Haltung der nationalliberalen Partei gegenüber der Aufhebung des $ 2. 
Gewiß gebe ich zu, daß ein Teil der nationalliberalen Partei der Be— 
jeitigung des $ 2 nicht zugeftimmt hat. Aber der difjentierende Teil 
der nationalliberalen Partei hat dieje feine Haltung nach außen jehr 
wenig afzentuiert. Der Herr Abgeordnete Dr. Sattler wird mir zugeben, 
daß, ausgenommen der Herr Abgeordnete Dr. Sattler, die führenden 
Geifter der nationalliberalen Partei 

(Heiterkeit) 
jo überwiegend auf der anderen Seite ftanden, daß diefer Diffens nicht 
in die Öffentlichkeit getreten ift. Ich muß mich alfo nochmals da- 
gegen verwahren, daß mir al3 Berleugnung des Staats: 
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interejjes, al$ Schädigung des Protejtantismus, als Gang 
nah Ganojja, als Kuhhandel, und wie die Schlagworte alle 
lauten, vorgeworfen wird, was jeit „jahren alle Barteien 
diejes hohen Hauſes zufammen mit der Partei, welcher der 
Herr Abgeordnete Dr. Sattler angehört, von der Regierung 
gefordert haben. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Sattler hat auch angejpielt auf Vor: 
gänge im Bundesrat und Verjtimmungen unter den Bundes- 
regierungen. Daß ich über Vorgänge im Bundesrat hier nichts jagen 
fann, brauche ich wohl nicht ausdrücklich hervorzuheben. Das find 
arcana imperi. Wenn aber der Herr Abgeordnete Dr. Sattler an: 
gedeutet hat, es wären unter den Berbündeten Regierungen Gegenjäte 
hervorgetreten, e3 wäre überjtimmt worden, es wäre vergewaltigt worden, 
jo erfläre ich, daß die vertrauensvollen Beziehungen zwischen 
den Bundesregierungen in feiner Weiſe getrübt oder verlegt 
worden find Daß fünfundzwanzig Regierungen nicht immer und 
nicht in allen ragen derjelben Anficht jein können, das ijt doch ziemlich 
natürlich. Aber weder haben Preußen und Bayern e3 irgend einer 
anderen Regierung verargt, daß ſie gegen die Bejeitigung des $ 2 
gejtimmt hat, noch iſt von irgend einer anderen Seite e8 Preußen und 
Bayern verübelt worden, daß dieje für die Bejeitigung jener Beitimmung 
ihr Botum abgegeben haben. Daß ein Teil des Bundesrats fich dem 
anderen hat fügen müſſen, ift jehon früher vorgefommen. ch erinnere 
an die Errichtung des Reichsgerichts in Leipzig. ch möchte aber nod) 
eins hinzufügen. Die vertrauensvollen Beziehungen unter den Bundes: 
regierungen find doch zu wichtig für eine gedeihliche Entwicklung des 
Neichs, al3 daß es nicht vermieden werden jollte, ohne Not Zweifel 
zu äußern. Bon der Notwendigkeit vertrauensvoller Beziehungen unter 
den Bundesregierungen ift jedenfall3 niemand mehr durchdrungen als 
ih. Das habe ich durch mein tatjächliches Verhalten bewiejen, feitdem 
ich an diefer Stelle jtehe. Von meiner Seite ift niemals irgend etwas 
geichehen, was eine Verlegung oder Vergewaltigung der Bundesftaaten 
gewejen wäre. Ich muß ſolche Vorwürfe entichieden zurückweifen. 

Endlich hat der Herr Abgeordnete Sattler auch die Vorgänge 
in Südwejtafrifa berührt. Ich glaube, da wir uns mit der Lage 
der Dinge in Südweitafrifa bejjer bei der Beratung des Kolonialetats 
beichäftigen. Ich will mich aber jchon heute und gern allem anjchließen, 
was der Herr Abgeordnete Sattler über diefen Punkt ausgeführt hat 
und insbejondere über die Notwendigkeit, Südweſtafrika zu halten. 
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Wir denfen aud) gar nicht daran, auch nur einen Fußbreit dieſes Bodens 
aufzugeben, den wir unter unjeren Schuß genommen haben, und auf 
dem deutjches Blut geflofjen it. Wir werden alles tun, um die Auf- 
rührer, die ich gegen unfere Autorität erhoben haben, in ihre Schranfen 
zurüczumeifen. Wir werden weiter alles tun, um der Wiederkehr jolcher 
Vorfommnifje für die Zukunft vorzubeugen. Wir werden, das hoffe 
ich, auch aus den gemachten traurigen Erfahrungen lernen. Dann 
wird die gegenwärtige Krifis für Südweitafrifa der Beginn einer neuen 
und befjeren ra fein. Bor allem aber jchließe ich mich dem an, was 
der Herr Abgeordnete Sattler gejagt hat über die Offiziere und Mann- 
jchaften, die in den legten Tagen in Südweſtafrika in den Tod gegangen 
find. Wir gedenken mit Wehmut unferer Toten, aber auch mit An 
erfennung für ihre Bravour 
| (lebhaftes Bravo), 
wir find ftolz auf den Seldenmut, den jte an den Tag gelegt haben. 
(Lebhaftes Bravo!) 
Es iſt mir ein Bedürfnis, von diefer Stelle aus zu jagen, daß unjere 
Landsleute drüben, die jo tapfer ihre Pflicht vor dem Feinde tun, der 
Anerkennung, der Dankbarkeit und des Vertrauens des Landes ficher 


jein können. 
(Lebhafter Beifall.) 


11. Ruſſiſche Revolutionäre. — Oftafien. — Verkauf deutscher 
Schiffe. — Landwirtſchaft. — Handelsverträge. — Bukerkonvention. 
Elfaß-Lothringen. — Marokko. — Konſulu. — Jeſuitengeſeh. 
Sißung des Neichdtages vom 14. April 1904.1) 
An der weiteren Erörterung der auswärtigen Politik beteiligte jich am 


14. April auch wieder der Abgeordnete Bebel in einer Rede, auf die der Neichs- 
fanzler jofort antwortete, um fodann auf vorangegangene Reden zurückzugreifen. 


Reichsfanzler Graf von Bülom: 
Meine Herren, bevor ich, wie dies meine Abficht ijt, auf die geftrige 
Debatte zurückkomme, muß ich mich gegen einige Ausführungen wenden, 


1) Sten. Ber. d. R.-T,, 11. Leg. Per., I. Seffion 1903/1904, 66. Sibung. 
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die wir ſoeben gehört haben. Der Herr Abgeordnete Bebel hat mit 
einem großen Aufwand von Pathos und mit einem nicht geringen Auf: 
wand von Kraftworten fich über die Ausweiſungen verbreitet, die hier 
vor einiger Zeit ftattgefunden haben. Er hat dabei von einer Art 
von Zurücmauferung gejprochen, die bei mir ftattgefunden haben joll. 
Er hat gemeint, ich hätte mir jeinerzeit im Auslande einen freien Blid 
erworben, der mir aber in den heimischen Verhältniffen wieder abhanden 
gefommen wäre. Ich erwidere ihm, daß, wenn ich im Auslande etwas 
gelernt habe, es vor allem das war, daß man als internationaler 
Kosmopolit wohl ein ganz guter Mann jein kann, vielleicht auch ein 
hervorragender Agitator, aber em praftifcher Staatsmann ift man 
nicht. Im übrigen fann ich den Heren Abgeordneten Bebel nur bitten, 
feinen Studie über Maujerung lieber in feiner eigenen Partei vorzu: 
nehmen. 

(Heiterfeit.) 
Und wenn er bei folchen Studien etwas an den Tag legt von der 
Toleranz und Nächitenliebe, die er eben fo jchön gepredigt hat, jo habe 
ich nicht dagegen. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, die Spezialfälle, welche der Herr Abgeordnete Bebel 
foeben zur Sprache gebracht hat, werden von zuftändiger Seite wider: 
legt werden. ch möchte meinerjeitS aber jogleich zweierlei hervorheben. 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat wieder gemeint, die rujfiichen Revolu— 
tionäre wären im Grunde harmloje Menjchen, fie kämpften nur mit 
gejeglichen Mitteln, dächten nicht an jo was wie Blutvergießen. Da 
möchte ich ihm doc) einen Paſſus aus einer folchen ruffischen nihiliſtiſch— 
revolutionären Brofchüre vorlejen. 

(Zuruf.) 
Ich bemerfe ausdrüclich, daß ich dieſen Artikel in der Überjegung der 
„Leipziger Volkszeitung“ vorleje 
(Deiterfeit), 

die wohl von allen fozialiftifchen Blättern dasjenige ift, das dem Herrn 
Abgeordneten Bebel am nächſten fteht. Ich erinnere mich, daß, als e3 
im vergangenen Sommer in der fozialdemofratifchen Partei, ich will 
nicht jagen, kriſelte, aber dort allerlei Gegenſätze hervortraten, fich der 
Herr Abgeordnete Bebel vom „Vorwärts“ zu der „Leipziger Volkszeitung“ 
flüchtete. Alfo gegen dies Blatt wird er wohl nicht? einzuwenden haben. 
Da heißt es aljo in diefer von der „Leipziger Volkszeitung“ wieder: 
gegebenen ruffischen revolutionären Brofchüre: 
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Ob Nikolaus II. in einer Mietsfutiche vom Kafanfchen oder 
Semenowſchen Plage abfährt oder in einem Wagen unter 
ſchmutziger Wäfche verſteckt weggeführt wird mie ein anderer 
Häuptling der Reaktion während der Revolution, oder ob er in 
Frauenkleidung wie ein anderer Magifter der Unterjochungskunſt 
flieht, daS alles intereffiert und wenig: die Geſchichte felbft wird 
das Schickſal beftimmen. Ob das Schafott Ludwigs XVI. oder 
der Frauenrock Guizots — das ift die Sache der Zukunft, und 
nicht wir haben mit vperettenblutigen Strömen herumzufprigen! 


(Na aljo! bei den Sozialdemofraten.) 


Na aljo, meine Herren? Wenn ihnen das noch nicht genügt, fo 
leſe ich Ihnen einen weiteren Artikel aus der „Leipziger Volkszeitung“ 
felbft vor. Die „Leipziger Volkszeitung” jchrieb über das glücklicher: 
weife mißlungene Attentat gegen den Gouverneur von Wilna: 


Der leider aus der ftrafenden Hand eines Helden mit heiler Haut 
entfommene Wilnaer Gouverneur gehört zu der verächtlichten 
Gattung der Schergen im Zarenreiche. Diesmal war das helden- 
hafte Opfer des Lebens umjonft gebracht, und das Liebe Publikum 
half natürlich mit, den Rächer der mit Füßen getretenen Menfchen- 
würde in die Krallen der Polizei zu bringen, aus denen er wohl 
nicht wieder herausfommt. Aber die einftweilen glüclich gerettete 
Kanaille wird fich hoffentlich diefen Fall als Warnung und Mah- 
nung merfen, daß in Rußland die Zeiten der ungejtraften Herr: 
ſchaft von ihresgleichen vorbei jind. 


So jehen die Herren aus, für die jich der Herr Abgeordnete Bebel jo 
leidenschaftlich ins Zeug legt. 

Was nun die ftattgehabten Ausweifungen angeht, die auf meine 
Beranlafjung erfolgt find, jo haben ſich die Ausgewiejenen ihr Schickſal 
felbjt zuzuschreiben. 

(Sehr richtig! rechts.) 


sch habe hier vor einigen Wochen gejagt, daß fremde Studenten, die 
fich bei uns ruhig und anjtändig benehmen, ungejtört unjere Bildungs- 
anftalten befuchen und in Frieden ihren Studien nachgehen fünnen.?) 
Wie richtig das ift, können Sie fchon daraus entnehmen, daß an 
der Univerfität Berlin in der legten Zeit die Zahl der fremden und 
2) Bol. oben ©. 53. 
Penzler, Büloms Reden :c. IL. 6 
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jpeziell der ruſſiſchen Studenten nicht ab>, jondern zugenommen hat. 
(Hört! hört! vechts.) 
Es jcheint alfo den Herren bei uns gar nicht fchlecht zu gefallen. 

Ich habe aber weiter gejagt, daß, wenn die fremden Studenten 
fi) maufig machen jollten, jte ausgemwiejen werden würden. Sie haben 
ſich maufig gemacht, fie haben die Zurückhaltung überjchritten, die fremde 
Gäfte überall einzuhalten haben. Wir haben von dem Nechte jedes 
Hausherren Gebrauch gemacht, Fremden, die jich läftig machen und um: 
angemejjen benehmen, die Tür zu weijen. 

(Bravo! rechts.) 
Sich öffentlich von Fremden Unhöflichkeiten jagen zu lajjen, das braudt 
fich die preußifche Regierung nicht gefallen zu lafjen, das braucht ſich 
die preußiiche Polizei nicht gefallen zu lajjen, und das brauche ich mir 
auch nicht gefallen zu lajjen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ich will aber noch die Bemerkung zurückweiſen, die der Herr Ab- 
geordnete Bebel bei diefem Anlafje über den verewigten Fürften Bismard 
gemacht hat. Der Herr Abgeordnete Bebel hat behauptet, daß die 
Aktenjtüce, die ich neulich aus der Feder des Fürften Bismarck vor: 
gelefen habe,?) das Andenken des Fürften Bismarck fompromittierten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Lachen rechts.) 
Ich glaube im Gegenteil — und die Mehrheit diefes Haufes und die große 
Mehrheit im Lande wird es mit mir glauben —, daß diefe Aktenſtücke nur 
beweijen, mit welchem Exrnft und wie unermüdlich auch an feinem Lebens: 
abend noch Fürſt Bismard für den Frieden und die Sicherheit des Reichs 
jorgte, dejjen Erjtehung in erjter Linie jeinem Genie zu danken ift. 
(Bravo! rechts.) 

Meine Herren, nun hat ſich der Herr Abgeordnete Bebel auch der 
oftafiatifchen Frage zugewandt und mit einer gewiſſen Feierlichkeit 
erklärt, e8 dürfe in dem Kriege in Oftaften in feiner Weife Partei 
ergriffen werden für einen oder den andern der beiden Kämpfer. Mit 
Vergnügen fonftatiere ich, daß das beinahe wörtlich übereinftimmt mit 
dem, was ich vorgejtern hier gejagt habe. Aber mit viel weniger Ber: 
gnügen muß ich auch feititellen, daß damit die Sprache der ſozial— 
demokratischen Preſſe gar. nicht ftimmt, die in der outriertejten, in der 
gehäffigiten Weife Partei nimmt gegen Rußland, die unermüdlich be 
jtrebt ift, uns mit Rußland zu verhegen. Das jteht im Widerfprud 


3) Bal. ©. 49ff. 
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mit der jtriften und loyalen Neutralität, welche die Regierung beobachtet, 
weil fie den Intereſſen des Landes entjpricht. Und bei dieſer Gelegen- 
heit muß ich wieder darauf aufmerfjam machen, wie häufig es tft, daß 
gerade die deutjche Sozialdemokratie in auswärtigen Fragen eine un- 
kluge und eine unpatriotifche Haltung einnimmt im Gegenfaß zu ihren 
ausländifchen Gefinnungsgenofjen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Während bei uns die jozialdemofratifche Preſſe in allen Tonarten gegen 
Rußland tobt, hält ſich die franzöſiſche Sozialdemokratie viel refervierter 
und jehr viel vorfichtiger. Als vor einigen Tagen der franzöfifche 
Minifterpräfident Herr Combes einem Bankett beimohnte, das ihm 
franzöſiſche Radikale und Sozialiften in Laon gaben, wurde jeine Be- 
merfung, daß Frankreich) Rußland treu bleibe, von den anweſenden 
Radikalen und Sozialijten mit Beifall und Jubel aufgenommen. 

(Hört! hört! rechts.) 

Nun hat der Herr Abgeordnete Bebel weiter gemeint, wir machten 
ung einer Berlegung der Neutralität jchuldig, und zwar in zweierlei 
Weiſe. Einmal dur) unfer Eintreten für die Neutralijierung von 
China. Wenn er bei diejer Gelegenheit von einer DBergewaltigung von 
Ehina gejprochen hat, jo habe ich noch niemals gehört, daß jemand 
vergewaltigt wird, der etwas wünſcht. Die Neutralifierung von China 
entiprach den Neigungen des chinefischen Hofes und der chinefischen 
Regierung. Und noch weniger lag in dieſer Neutralifierung eine Ver— 
fegung von Japan; denn die japantiche Regierung hat fich beeilt, frei: 
willig dem Bejchluß der Mächte über die Neutralifierung von China 
beizutreten. Ich möchte aljo in diefer Richtung den Herrn Abgeordneten 
Bebel bitten, num nicht wieder japanifcher zu werden als die Japaner. 

(Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat dann von dem Berfauf 
deutfcher Schiffe an ausländifche Firmen geiprochen. Meine Herren, 
nach der bisherigen völferrechtlichen Praris find derartige Verkäufe in- 
ländifcher Schiffe an ausländische Firmen zuläſſig. Mindeftens ift die 
Frage, ob fie unftatthaft, eine jehr zweifelhafte. Ich bin auch da 
wieder in der glüclichen Lage, mich auf eine Stimme aus Ihren 
Reihen berufen zu können, nämlich auf den „Vorwärts“, der doch wohl 
noch bis zu eimem gewiſſen Grade jozialdemofratiich-offiziös, Bebel- 
offiziös fein wird. Alſo der „Vorwärts“ jchreibt: 

Die Beurteilung der Verkäufe unter dem Gejichtspunft der Neu: 

tralität ijt nicht ganz zweifellos. Der moderne Grundjat der 
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Neutralität verbietet dem neutralen Staat fchlechterdings jede 
direfte oder indirefte Unterftügung einer friegführenden Madt; 
hierher gehört insbefondere Lieferung von Kriegsichiffen und 
Schiffen zum Truppentransport. Es ift Klar, daß es fich bei den 
Käufen der rufjischen Regierung um Truppentransportdampfer 
handelt. Nur iſt es eben nicht der Staat, jondern eine private 
Firma, von der die Schiffe verkauft wurden. 


Dementjprechend find auch während des jpanijch-amerifanijchen Krieges 
die Schnelldampfer „Normannia” und „Kolumbia” von der Hamburg: 
Amerika-Linie an die englifche Schiffsagentenfirma H. E. Moß verkauft 
worden, von der fie dann in den Beſitz Compania Transatlantica in 
Barcelona übergingen. Bon einer PBarteinahme gegen japan aber 
kann jchon deshalb nicht die Rede fein, weil es ja den Japanern frei- 
jteht, auch bei ung Schiffe zu Faufen. 

Was die Kruppfhen Waffenverfäufe während des ſüd— 
afrikanischen Krieges angeht, jo haben wir eben die ftrenge Auffafjung, 
die ich damal3 anfangs zur Geltung brachte, nicht aufrecht erhalten 
fönnen, weil von anderen Staaten weiter Waffenverfäufe vorgenommen 
wurden. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat auch von einer Iſolierung 
Deutſchlands gefprochen. Er jcheint zu fürchten, daß wir vollftändiger 
Einjamkeit entgegengingen. Ich erwidere ihm, daß wir mit zwei großen 
Mächten in einem feiten Bündnisverhältnis jtehen, zu fünf anderen 
Mächten jtehen wir in freundjchaftlichen Beziehungen, während unjer 
Verhältnis zu Frankreich ein ruhiges und friedliches ift und, ſoweit das 
von uns abhängt, auch bleiben wird. Ich übrigen glaube ich, daß, 
wenn wir unjer Schwert jcharf erhalten, wir uns vor der Iſolierung 
gar nicht jo jehr zu fürchten brauchen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Deutſchland ift zu ſtark, um nicht bündnisfähig zu fein. Für 
uns find manderlei Kombinationen möglid, und ſelbſt wenn 
wir einmal allein ftünden, jo wäre das auch nicht jo fürdhter- 
lich. Alſo bange machen gilt nicht! 

(Sehr gut! rechts.) 

Ich will, meine Herren, Alt nehmen von der Erklärung, die der 
Herr Abgeordnete Bebel nun zum zweiten Male hier abgegeben hat, er 
und feine Freunde würden dafür einftehen, daß fein Fußbreit deutfchen 
Bodens vom Reiche abgeriffen würde. Ich hoffe, daß diefe Erflärung 
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des Heren Abgeordneten Bebel fich bezieht auf das ganze Reichsgebiet 
im Weiten wie im Often und im Norden. Es würde mir auch lieb 
fein, wenn der Herr Abgeordnete Bebel jeinen Einfluß, der wahrjchein- 
lich groß fein wird, auf feine fremden Gefinnungsgenofjen anwenden 
wollte, um fie abzuhalten, in irgend einer Weife an den deutfchen 
Grenzen zu rütteln. Noch lieber endlich würde ich es jehen, wenn der 
Herr Abgeordnete Bebel aus feiner eben geäußerten patriotifchen Über- 
zeugung die Konjequenzen zöge und jeine Stellung zu Heer- und Ylotten- 
forderungen revidierte. 
(Sehr gut! rechts.) 


Der Herr Abgeordnete Bebel wird mir jelbjt zugeben: wenn wir infolge 
mangelhafter Rüftung vom Auslande befiegt würden, wenn dann jelbjt 
er den Kuhfuß auf die Schulter nimmt, fo hilft uns das nichts mehr. 


(Heiterfeit.) 


Es fommt darauf an, daß wir fo jtarf find, daß fich niemand un— 
geftraft an uns reiben fann. 
(Sehr gut! rechts.) 


Meine Herren, ich möchte nun mit einigen Worten auf die gejtrige 
Debatte zurückkommen. ch habe gejtern nicht mehr gejprochen, weil 
ich in vorgerücter Stunde die Geduld diefes Hohen Haufe nicht mehr 
in Anfpruch nehmen wollte. 

Der Herr Abgeordnete von Kardorff, dem ich aufrichtig dankbar 
für feine wohlmwollende Beurteilung unjerer auswärtigen Politik bin, 
bat — ich benuge die Notizen, die ich gejtern gemacht habe — von 
dunklen Mächten gejprochen, welche die Intereſſen der Landwirt: 
ſchaft nachteilig beeinjluffen. Daß e3 offene Gegner der Landmwirtichaft 
gibt, wiſſen wir, daS haben wir gehört. Solche offulten Machenjchaften 
find mir aber nicht befannt, jedenfalls haben ſie auf mein amtliches 
Verhalten feinen Einfluß. Ich verjtehe, daß man mir manchen Vorwurf 
madt. Aber wie man mir den Borwurf machen kann, daß ich es an 
der nötigen Rüdficht und Fürforge für die Landwirtichaft fehlen ließe, 
das, meine Herren, verjtehe ich nicht. Im Kampf mit einem großen 
Teil dieſes Hohen Haufes, mit großen Parteien, mit einem großen Teil 
der öffentlihen Meinung und ftarfen Strömungen habe ich einen land: 
wirtjchaftsfreundlichen Tarif vorgelegt und durchgeführt 


(Zuruf rechts), 
und in die Sandelsvertragsverhandlungen bin ih — ich habe es erit 
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fürzlih im preußischen Abgeordnetenhaufe betont+) — eingetreten mit 
dem feſten Vorſatz, unjeren neuen Handelsverträgen einen jo 
landwirtichaftsfreundlihen Zufchnitt als möglich zu geben. 
Das ift der erſte Punkt der Inſtruktion, die ich unfern Unterhändlern 
auf den Weg gegeben habe 

(Zuruf rechts); 
daran machen mich auch die Angriffe nicht irre, die geſtern der Ab: 
geordnete Gothein gegen mich gerichtet hat, indem er mir vorwarf, 
daß ich die Intereſſen der Induſtrie und des Handel3 weniger pflegte 
als die Intereſſen der Landmwirtichaft. Ich halte dieſe meine Haltung 
für richtig, nicht nur, weil ich glaube, daß, wenn für die Yandwirtichaft 
geforgt wird, auch Induſtrie und Handel gut dabei fahren, jondern auch 
in voller Würdigung der ſchweren und harten Zeiten, die die Land: 
wirtjchaft durchgemacht hat und in vielen Teilen unjeres Vaterlandes 
heute noch durchmacht 

(ehr vichtig!), 


in voller Würdigung auch der nicht nur wirtichaftlichen, jondern aud 
jozialpolitifchen Bedeutung der Landwirtjchaft, ihrer Wichtigkeit für die 
Kraft und Schlagfertigfeit des deutschen Volkes, ihrer Wichtigkeit aud) 
für unfere monarchiſchen Inſtitutionen. 

(Bravo!) 


Aber ich möchte bei diejer Gelegenheit auch auf einen Widerſpruch 
in den Angriffen aufmerffam machen, die jo häufig gegen mich gerichtet 
werden. Wenn ich, meine Herren, zu folhen Anfragen und Synter: 
pellationen ſchweige, dann heißt es, warum ich die facultas dicendi, 
die der Herr Abgeordnete von Heydebrand die Liebenswürdigfeit hatte 
mir zuzufprechen, nicht benüßte zu einigen bejchwichtigenden und auf: 
richtenden Worten. Wenn ich mich aber im Intereſſe der Landmwirtichaft 
ausfpreche, dann heißt es, es wären nichts als Worte. Sie werden 
mir zugeben, meine Herren, daß diefes Dilemma graufam und daß es 
nicht leicht ift, es Ihnen recht zu machen. Über den Stand der Handels: 
vertragsverhandlungen hat der Herr Staatsjefretär des Außern geftern 
Auskunft gegeben, joweit dies nach Lage der Verhältniſſe möglich war. 
Dieje Auskunft hat den Herrn Abgeordneten Grafen Reventlow nicht 
befriedigt. Aber in feinem Lande der Welt find Minifter in der Lage, 
dem Barlamente über ſchwebende Unterhandlungen eingehende Auskunft 
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zu geben, und in manchen Barlamenten werden über jchwebende Ver: 
handlungen ſolche Anfragen überhaupt nicht geitellt. 

Was aber die Kündigung der Handelsverträge angeht, jo 
muß ich dies jagen: wir ftehen in jchmwierigen und verwicelten Ber: 
handlungen, die unfer handelspolitifches Verhältnis zu unfern Nachbarn, 
zur ganzen zivilifierten Welt neu regeln jollen. Die Verantwortung für 
den Gang und Ausgang diefer Verhandlungen trägt lediglich die Re— 
gierung. Da muß auch die Negierung den Zeitpunkt bejtimmen, warn 
ihr der Augenblick gekommen zu jein jcheint, die Handelsverträge zu 
fündigen. An diefem Standpunkt habe ich feitgehalten während der 
ganzen Zolltarifaftion; an diefem Standpunkt muß ich auch weiter feit- 
halten, denn es handelt fich hier um ein Necht der Exekutive, auf das 
in unferem monarchiſchen Staat die Regierung nicht verzichten fann. 
Gelangen wir ohne Kündigung der alten Verträge zu neuen Handels— 
verträgen, dejto befjer für alle Beteiligten. 


(Zuruf rechts.) 
Nehmen die Bertragsverhandlungen nicht den von uns erwarteten und 


gewünjchten Verlauf, jo werden wir ohne Schwäche von unferem 
Kündigungsrecht Gebrauc machen. 

(Zurufe rechts: Wann?) 
— Auf jede Frage ift nicht immer eine Antwort möglich. 

Was die Brüfjeler Zuderfonvention anlangt, jo glaube ich, 
e3 wird von allen Seiten anerkannt werden müſſen, daß wir uns in 
einem gewiſſen Übergangsitadium befinden, wo ein voller Überblic über 
die Wirkſamkeit des Gejeges noch nicht möglich iſt. Soweit fich aber 
jchon heute ein ficheres Urteil fällen läßt, wird der Herr Staatsjefretär 
des Reichsſchatzamts Ihnen darüber eingehende Mitteilung bei der Be: 
ratung des Etats der Zölle und Verbrauchsiteuern machen. Ich möchte 
aber einerjeitS nochmals fejtitellen, daß unfer Beitritt zur Brüſſeler 
Zuderfonvention nicht hervorgegangen ift aus irgendwelcher Nachgiebig— 
feit gegen das Ausland, fondern aus der reiflichiten Abwägung deutjcher 
Intereſſen, aus gemifjenhafter Prüfung namentlic) der Intereſſen der 
Landwirtichaft. Andererjeit3 aber muß ich die gegen unjere Unterhändler 
in Brüffel gerichteten Angriffe zurückweifen. Wir wiſſen alle, daß ſich 
unjere Unterhändler in Brüfjel in einer ſchwierigen Yage befanden 
zwifchen der Entwicklung in unferer heimischen Zuderinduftrie auf der 
einen Geite und der Haltung der übrigen Staaten auf der anderen 
Seite. In diefer fchwierigen Lage haben unſere Unterhändler getan, 
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was ihnen möglich war, um für uns möglichft günftige Bedingungen 
zu erlangen. ch Halte die gegen fie erhobenen Vorwürfe nicht für 
gerecht. 

Ad vocem Unterhändler möchte ich mich noch gegen eine Bemerkung 
wenden, die der Herr Abgeordnete Gothein geftern gemacht hat. Der 
Herr Abgeordnete Gothein hat geftern gefagt: wenn unjere Unterhändler 
mit den Minimalzöllen neue Handelsverträge zuftande brächten, jo würden 
fie, wie er fich ausdrückte, Übermenfchen fein. Ich glaube nicht, meine 
Herren, daß es nüßlich ift, öffentlich fo etwas vor den Ohren des Aus: 


landes zu fagen 
(jehr richtig! rechts); 


davon abgejehen beftreite ich die Nichtigkeit diefer Bemerkung. Gewiß 
erleichtern die Mindeftzölle nicht den Abjchluß neuer Verträge. Die 
verbündeten Regierungen haben im Intereſſe der Landwirtjchaft eine 
ichwere Aufgabe auf ſich genommen, als fie fich entſchloſſen, mit feft- 
gelegten Getreidezöllen in die Unterhandlungen für den Abjchluß neuer 
Verträge einzutreten. Es iſt aber faljch, zu behaupten, daß Handels: 
verträge mit dieſen Minimalzöllen unmöglich; wären. Das ift durchaus 
nicht der Fall. Wir halten es für jehr wohl möglich, auf der Grund: 
lage diefer Minimalzölle mit allen Staaten, mit denen wir in Unter: 
handlungen jtehen, zu einem für beide Teile befriedigenden Ausgleich 
zu gelangen. 

Meine Herren, ich fomme zu den Ausführungen des Herrn 
Dr. Ricklin. In den Streit des Herrn Dr. Ridlin mit dem Herrn 
Abgeordneten Blumenthal werde ich mich nicht einmifchen, teils weil 
ich mich ungern in Konflikte mifche, die mich nichts angehen, teil auch 
aus dem Grunde, weil ich es nicht mit jemand verderben möchte, der, 
wie Herr Gothein mir andeutete, vielleicht mal mein Nachfolger wird. 


(Heiterfeit.) 


Ich werde aljo nur auf das eingehen, wa3 der Herr Abgeordnete über 
die vorjährigen Bejchlüffe des Landesausjchufjes für Eljaß-Lothringen 
gejagt hat. Der Herr Abgeordnete Ridlin hat zutreffend ausgeführt, 
daß dieje Bejchlüffe, die der Herr Statthalter von Eljaß-Lothringen 
mir vorgelegt hat, fich in dreifacher Richtung bewegen. Sie verlangen 
einmal Ausichaltung des NReichstages als gejeßgeberiichen Faktors für 
Eljaß-Lothringen; fie fordern ferner Vertretung im Bundesrat bei Be 
ratung von elſaß-lothringiſchen Angelegenheiten, und fie wünjchen endlich) 
Erteilung der Befugnifje, der Stellung und des Namens eines Land: 
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tag3 an den Landesausjchuß. Die Ausführung diejer Bejchlüffe würde 
alſo einen tiefen Eingriff in die jtaatsrechtliche Stellung von Eljaß: 
Lothringen in fich jchliegen. Die mit der ftaatsrechtlichen Stellung von 
Eljaß-Lothringen zujammenhängenden Fragen find an und für fich 
jchwieriger und verwidelter Natur. Ihre Löſung kann meines Erachtens 
nur allmählich erfolgen, nur Hand in Hand mit der Feitigung des 
Reichsgedanfens. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Ricklin zu meiner Befriedigung 
hervorgehoben, daß der Reichsgedanke in Eljaß-Lothringen Fortichritte 
gemacht hat. Er wird aber jelber nicht erwarten, daß ich ohne weiteres 
zu feinen Borfchlägen Stellung nehmen joll. Seinen Forderungen ftehen 
gewichtige Bedenken politiicher und verfafjungsrechtlicher Natur im 
Wege, fie bedürfen einer eingehenden Prüfung. Es fommt dazu, daß 
die Anfichten über die Zwecmäßigfeit der Maßnahmen, die eine Ände— 
rung der verfafjungsmäßigen Stellung von Eljaß-Lothringen enthalten 
würden, auc im elſaß-lothringiſchen Landesausſchuß meines Willens 
noch geteilt find, und daß es nicht gewiß ift, ob die Forderungen des 
Landesausſchuſſes den einmütigen Wünjchen der Bevölferung von Elfaß- 
Lothringen entiprechen. 

Was den dritten Punkt angeht, jo möchte ich darauf aufmerfjam 
machen, daß mit Ausnahme des Synterpellationsrechts dem Landesaus- 
Ihuß von Eljaß-Lothringen ſchon jegt alle Befugnifje zuftehen, die ein 
Landtag hat. Über dieſe Frage, die eine inner-eljaß-lothringifche Frage 
ift, werden wir uns vielleicht am leichtejten verjtändigen fünnen. In 
der DVerfafjung von Elſaß-Lothringen hat fi) jeit der Wiedervereini- 
gung mit dem Neiche eine große Anzahl von nderungen volljogen, 
die unjeren Yandsleuten in Eljaß-Lothringen doc den Beweis liefern 
jollten, daß die Reichsregierung bereit ift, ihren Wünſchen entgegen zu 
fommen, joweit ſie berechtigt und durchführbar find. 

Ich erinnere nur an die Aufhebung des Diktaturparagraphen. Bei 
jener Aufhebung des Diktaturparagraphen habe ich vor zwei Jahren 
hier erflärt, daß für mich hinfichtlich der Stellung von Eljaß-Lothringen 
zum Weich und der weiteren Entwicklung von Eljaß:Lothringen zwei 
Gejichtspunfte maßgebend wären: einmal die Fürforge für die Sicher: 
heit des Neichs, die Rückſicht auf die europäifche Gejamtlage und auf 
den europäiſchen Frieden, und dann die Haltung der eljaß-lothringijchen 
Bevölferung gegenüber dem Deutjchen Reiche, das Tempo ihrer Ber: 
ihmelzung mit dem deutſchen Volke. An dieſer Auffaſſung halte ich 
auch heute feit, und von dieſen beiden Gefichtspunften aus werde ich 
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die Frage prüfen, ob der Zeitpunkt jchon gekommen ift, den Forderungen 
des eljaß-lothringifchen Landesausjchuffes näher treten zu können. 

Ich wende mich noch zu einigen Ausführungen, die am Schluſſe 
der geftrigen Debatte der Herr Abgeordnete Graf Reventlow gemacht 
hat. Der Herr Abgeordnete Graf Reventlom hat behauptet, daß das 
engliſch-franzöſiſche Abfommen und jpeziell der Hauptteil jenes Abfom: 
mens, der fich auf Maroffo bezieht, in Deutichland mit Beichämung 
und Niedergeichlagenheit aufgenommen worden wäre. Er meint, wir 
dürften nicht dulden, daß fich andere Mächte in Maroffo größeren Ein: 
fluß ficherten als wir. Das kann doch nur jo viel heißen, als daß 
wir jelbjt ein Stüd von Maroffo fordern jollen. ch möchte mir er: 
lauben, an den Herrn Abgeordneten Grafen Reventlow eine einfache 
Frage zu richten. Der Herr Abgeordnete Graf Neventlow ift gewiß 
mit mir der Anficht, daß, wenn ein jo großes Reich, wie das Deutjche 
Reich, eine folche Forderung jtellt, e8 diefe Forderung auch durchjegen 
muß, coüte que coüte. Was würde nun der Herr Graf Reventlow 
mir raten zu tun, wenn eine derartige Forderung auf Widerftand jtieße? 
Ich ſage nicht, daß es ficher ift, daß fie auf Widerftand ftieße; ich jage 
nicht, daß es wahrfcheinlich it, ich jage nur, daß man in folchen erniten 
Fragen jeden Fall ins Auge fajjen muß. Würde dann der Herr Ab: 
geordnete Graf Reventlow mir den Rat geben, daß ich vom Leder ziehen 
joll? — Der Herr Graf Neventlom jchweigt, und ich verjtehe es, daß 
er fchweigt. 

(Heiterfeit.) 


Ich glaube, meine Herren, daß es von meiner Seite Leichtjinn fein 
würde — und zu meiner Befriedigung haben die Führer aller Parteien 
mit Ausnahme des Herrn Grafen Reventlow fich in diejem Sinne aus: 
geſprochen —, wenn ich ohne Not aus ſolchem Grunde das Land in 
Abenteuer jtürzen wollte. “ch glaube weiter, meine Herren, daß, wenn 
ich das täte, der Herr Abgeordnete Graf Reventlow, bei dem mir die 
fritifche Ader ſtark ausgebildet zu fein fcheint 
(Heiterkeit), 

mir mit derjelben Lebhaftigkeit übertriebenen Tatendurft vorwerfen würde, 
mit der er jest meine angebliche Tatenfcheu getadelt hat. 

sch glaube, meine Herren, daß gerade jeßt, wo im fernen Often 
ein Krieg entbrannt ift, defjen Rückwirkung vorläufig noch unberechenbar 
ift, und wo im näheren Orient noch vieles ungeklärt ift, eine Politif 
befonnener Ruhe und felbit der Reſerve im Intereſſe des Reiches am 
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nüßlichiten ift, und ich werde mir weder vom Auslande noch von übel- 
wollender oder ungeduldiger Kritik im Inlande den Zeitpunkt vorjchreiben 
lafjen, wann wir aus diejer Haltung herauszutreten haben. 

Der Herr Abgeordnete Graf Reventlom hat weiter das Sprichwort 
varitert: duobus litigantibus tertius gaudet. Ich will es dahingeftellt 
fein laſſen, ob diejes Sprichwort immer zutrifft, und will e8 auch dahin 
gejtellt jein lafjen, ob, wenn zmeie aufhören, fich zu ftreiten, dann not- 
wendig der Dritte und Vierte tristis fein muß. Das aber möchte ich 
doch dem Herrn Grafen Reventlow jagen, der mir Neigung zur Diplo= 
matie zu haben jcheint 

(Deiterfeit), 


— Ihre Familie, Graf Reventlow, hat manchen trefflichen Diplomaten 
hervorgebracht —, aljo das möchte ich ihm doc; jagen, daß, wenn man 
partout Reibungsflächen herbeiführen will, man das nicht über alle 
Dächer jchreien muß. Friedrich der Große hat vielleicht hier und da 
einmal einen machiavelliftiichen Schachzug in der Politif gemacht, er 
hat aber vorher den Antimachiavell gejchrieben. 


(Große Heiterfeit.) 


Nun hat der Herr Abgeordnete Graf Reventlow zu meinem Be- 
dauern ungewöhnlich fcharfe Angriffe gegen unjere Bertretung im 
Auslande gerichtet und namentlich gegen unfere fonjularifchen Ver: 
treter. Ich bin immer der Anficht geweſen, jeitdem ich vor 30 Jahren 
in den diplomatischen Dienft eingetreten bin, daß jeder Beamte im 
Auslande, vom Bizefonjul und vom Konfularagenten bis zum Gefandten 
und zum Botjchafter, in erfter Linie dazu da ift, um für jede berech— 
tigte deutjche Klage ein offenes Ohr, für jeden begründeten deutjchen 
Anſpruch eine tätige Hand zu haben. Ich bin fein Chauvinift im 
fremdländifchen Sinne des Wortes, ich dulde bei meinen Untergebenen 
fein unnüßes Sporenklivren. Aber allerdings follen unjere Vertreter 
im Auslande, wo fie den Boden des Völferrecht3 und des Vertrags— 
rechts unter den Füßen haben, Leben, Eigentum, Intereſſen und Rechte 
unferer Ddeutjchen Landsleute mit Nachdruck jchügen. Das entipricht 
den Traditionen, die jeit lange maßgebend find im auswärtigen Dienft, 
das entjpricht auch dem Geift der Inſtruktionen, die an unſere Ver— 
treter im Ausland ergangen find. Aber gerade deshalb, weil ich weiß, 
daß dieſe Inſtruktionen für unfere Vertreter im Ausland maßgebend 
find, muß ich dieje pflichttreuen, arbeitsfreudigen und gemifjenhaften 
Beamten, die ich jelbjt oft an der Arbeit gefehen habe, in Schuß 
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nehmen gegen Vorwürfe, wie fie der Abgeordnete Graf Reventlow 
geftern erhoben hat. In jeder Herde wird mal ein räudiges Schaf 
vorfommen. Wenn Sie einem meiner Untergebenen irgendwelche Pflicht: 
widrigfeit nachweifen fünnen, wenn Sie namentlich Mangel an der 
Eigenjchaft nachweifen fönnen, die ich von unjeren Vertretern in erjter 
Linie verlange, ftramm nationale Gejinnung, jo fliegt er hinaus, da 
fünnen Sie ganz ruhig fein. Aber ohne Beweis, auf vage Anfchuldi- 
gungen hin gebe ich meine Untergebenen nicht preis. 

Wie einfeitig übrigens in diejer Beziehung die Auffaffung des 
Herrn Grafen Reventlow ift, das geht jchon aus dem hervor, was er 
über deutſche Konjuln jagte, die der deutichen Sprache nicht mächtig 
find. Wenn der Abgeordnete Graf Reventlow eine Reife um die 
Welt machen wollte — ich fage nicht, daß ich ihn dazu auffordere, ich 
freue mich, ihn bier zu jehen 

(Heiterfeit); 


aber eine folche Reife iſt ja für jeden nüßlih —, jo würde er ſich 
davon überzeugen, daß es auch eine Menge franzöfifcher, englifcher, 
ſpaniſcher, ruſſiſcher Konfuln gibt, die der franzöfifchen, englifchen, 
fpanifchen, ruffischen Sprache nicht mächtig find. Und der Grund ift: 
jehr einfah. An Orten, wo wir feine Berufsfonjuln haben, und wo 
fih feine Deutjchen oder unter den dort angeſeſſenen Deutfchen Feine 
geeigneten Elemente für Wahlfonjuln finden, übertragen wir wie andere 
das Wahlfonjulat demjenigen einheimijchen Kaufmann, der uns die 
beiten Garantien dafür bietet, daß er die Intereſſen unferer Lands- 
leute und unferes Handels wahrnehmen und fördern wird. — Auf die 
übrigen von dem Herrn Abgeordneten Grafen Reventlow vorgebrachten 
Beichwerden werden der Herr Staatsjefretär des Außern und der Herr 
Stolonialdireftor bei ihren Etats näher eingehen. 

sch fomme zum Schluß noch einmal auf die in den legten Tagen 
viel erörterte Frage der Aufhebung des $ 2 des Fefuitengefeges 
zurück. Ich muß zunächit feititellen, wie jchwierig es auch bei aller 
Vorſicht ift, hier jo zu ſprechen, daß man nicht mißverftanden wird. 
Der Abgeordnete Graf Reventlow hat gejtern am Schluffe feiner Aus: 
führungen behauptet, ich hätte gejagt, ich arbeitete nur mit dem Zen: 
trum. hnliche Andeutungen hat der Herr Abgeordnete Gothein ge: 
macht, und dieſer Meinung jchien jveben auch der Herr Abgeordnete 
Bebel zuzuneigen. 

(Widerſpruch von den Sozialdemokraten.) 
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Dann nehme ich das fofort und gern zurück! 

(Heiterkeit. 
Was habe ich denn in Wirklichkeit gejagt? Ich habe an ein verehrtes 
Mitglied dieſes Haufes, an den Herrn Abgeordneten Sattler die Frage 
gerichtet, ob er glaube, daß es möglich wäre, daß ich die Gejchäfte des 
Reichs in verfafjungsmäßiger und erfprießlicher Weife führe ohne jede 
Rückſicht auf die ſtärkſte Partei in diefem Hohen Haufe. Das habe 
ich gejagt. ch habe mich ebenjowenig dem Zentrum mit Haut und 
Haar verichrieben, als der Herr Abgeordnete Spahn geftern gejagt hat, 
daS Zentrum wäre eine Regierungspartei sans phrase geworden. Es 
gibt eine Reihe von Fällen, wo ich anderer Anficht bin als die Herren 
vom Zentrum; es gibt aber aud Fälle, wo ich glaube mit den Herren 
vom Zentrum zufammen gehen zu fünnen. So geht es mir aber mit 
allen Parteien, die in diefem Hohen Haufe auf dem Boden der Ver: 
fafjung ftehen. Der Herr Abgeordnete Spahn hat uns geftern mit 
einem Geitenblid auf den Herrn Abgeordneten Sattler gejagt, daß ich 
ihm zu viel mit den Nationalliberalen fofettierte. Umgekehrt wird mir 
von dem Heren Abgeordneten Sattler Flirt mit dem Zentrum vor: 
geworfen. 

(Heiterkeit links.) 

Sp machen liebenswürdige, junge Damen dem Leutnant, der nicht 
allein mit ihnen tanzen will, mit reizendem Schmollen den Vorwurf, 
er hätte nur Augen für die anderen. 

(Heiterfeit.) 
Ich habe hier mehr als einmal auseinandergejet, daß ich nicht allein 
mit einer Partei gehen fann. Ich habe aber auch gejagt, daß ich es 
für meine Pflicht erachte, die ftaat3erhaltenden Kräfte, die in jeder Partei 
vorhanden find, für das Wohl des Ganzen zu verwerten, und ich unter: 
ihreibe durchaus das, was gejtern der Herr Abgeordnete von Kardorff 
gejagt hat über die danfenswerte Mitarbeit des Zentrums an großen 
nationalen Fragen. 

Der Herr Abgeordnete von Heydebrand und der Herr Abgeordnete 
Gothein haben gemeint, wenn man ſich auch befreunde mit der Auf- 
hebung des $ 2, fo wäre doch die Art und Weife anftößig, wie der 
Paragraph aufgehoben worden wäre. Ich Fünnte mit der Gegenfrage 
antworten, welcher Artikel der Berfafjung, welche verfaſſungsmäßige 
Beitimmung durch mein Vorgehen verlegt worden ift. Mein Verfahren 
würde doc nur dann im Widerſpruch jtehen, ich fage, nicht mit dem 
Buchftaben, aber auch jelbjt mit dem Geift der Neichsverfafjung, wenn 
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ich entweder den Bundesrat überrumpelt hätte, oder wenn diejer heutige 
Reichstag zu der frage der Aufhebung des $ 2 anders ftünde als jein 
Vorgänger. Wie kann aber von einer Überrumpelung, einer Über— 
raſchung des Bundesvats die Rede jein, da ich vor 13 Monaten von 
diefer Stelle klar und deutlich vor verjammeltem Kriegsvolf erklärt 
habe, daß ich die Aufhebung und Bejeitigung des $ 2 für möglich und 
nützlich bielte? 

Was aber die Stellung des heutigen Reichstags zur Frage der 
Bejeitigung des $ 2 angeht, jo fünnte man ja leicht die Gegenprobe 
anjtellen, indem von irgend einer Seite der Antrag eingebracht würde 
auf Wiederherjtellung des $ 2 

(BSeiterfeit), 
und es würde fich ja dann zeigen, ob der gegenwärtige Neichstag eine 
andere Stellung einnimmt als jein Vorgänger. 

Es fommt aber meines Erachtens überhaupt weniger auf den Zeit: 
punkt für die Aufhebung des $ 2 und die Modalitäten in diefem oder 
jenem Detail an, jondern darauf, ob jene Aufhebung fachlicd) richtig 
war, ob fie ein Gebot der Staatsraifon und ein Gebot der Geredtig- 
feit war. 

Der Herr Abgeordnete Spahn hat gejtern gemeint, es hätte ihm 
wehe getan, daß ich für die Aufhebung des $ 2 Gründe der Staats: 
raiſon ins Feld geführt hätte und nicht folche der Gerechtigkeit. Ich 
muß darauf aufmerkfjam machen, daß für mich natürlich die Gründe der 
Staatsraifon in erjter Linie beftimmend find; aber in dieſem alle 
wideriprechen fich nach meiner Überzeugung Staatsraifon und Gerechtigkeit 
nicht. Und ich Eonjtatiere, daß ich auch von den Rednern, die fich 
gejtern hier über die Art und Weije unjeres Vorgehens in der Frage 
de3 $ 2 bejchwert haben, fein einziges jachliches Argument für die Auf: 
rechterhaltung des $ 2 gehört habe. 


(Sehr richtig! in der Mitte.) 


Daß die Bejeitigung des $ 2 gerecht und nüßlich war, war jeit vielen 
Sahren die Anficht der großen Majorität diejes Hohen Hauſes, umd 
der Bundesrat ift diejer Anficht beigetreten. 

Und nun, meine Herren, möchte ich noch dem Herrn Abgeordneten 
von Heydebrand danken für die Mahnung, die er gejtern an unjere 
evangelijchen Glaubensgenofjen im Lande gerichtet hat, daß fie ſich 
nicht durch eine, wie ich wohl weiß, tiefgehende, aber nach meiner 
inmerften Überzeugung nicht berechtigte Erregung über die Bejeitigung 
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des 8 2 zu einer Haltung drängen lajjen, von der ich fejt glaube, daß 
fie Die Intereſſen beider Konfeſſionen, daß fie die Intereſſen des Landes 
jchädigen würde. Keine Konfeifion hat ein Intereſſe daran, die Fon- 
fejftonelle Streitart auszugraben. Daran hat auch feine Partei ein 
Intereſſe, jedenfalls feine Partei, die auf dem gegenwärtigen Boden 
der Dinge ſteht. Der Herr Abgeordnete Bebel hat jveben davon 
geiprochen, daß gegen uns im Auslande viel Abneigung und Feindichaft 
vorhanden wäre. Ich will das nicht bejtreiten. Ich will auch jeßt 
nicht unterjuchen, worauf jolhe Empfindungen gegen uns im einzelnen 
zurückzuführen find. Zum Teil mögen fie wohl auf Eiferjucht beruhen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Aber jedenfall3 haben wir allen Grund, unjere Reihen zu jchließen. 
Ich bin überzeugt, die Mehrheit diejes Hohen Hauſes wird mit mir der 
Ansicht jein, daß wir in einer Zeit, wo in der inneren und äußeren 
Politik manche ernjte Symptome am Horizont ftehen, den Fonfejfionellen 
Hader vermeiden müjjen, der uns im Innern und nach außen jchwächen 
würde. 
(Bravo!) 


12. Dauk oder Undank. 
Sigung des Reichstages vom 16. April 1904.) 


Der Abgeordnete Schrader hatte ausgeführt: 

„Da ich den Herrn Reichsfanzler bier fehe, fo möchte ich gleich eine andere 
Bemerkung daran fnüpfen. Der Herr Reichsfanzler ift entgegenfommend, ent: 
gegenfommend in diefem Falle gegen das Zentrum, gegen die Fatholifche Kirche. 
Dank hat er nicht davon gehabt; denn e3 werden immer neue, ihm Verlegenheit 
bereitende Forderungen fommen. Der Herr Neichsfanzler ift jehr entgegenfommend 
geweſen gegen die Agrarier. a, welchen Dank er davon gehabt hat, hat er in 
früheren Berhandlungen Ddiefes Reichstags erfahren können, und wäre er bier 
gewesen, fo hätte er eine Nede hören können, wie ich fie im Reichstage gegen: 
über einem Reichsfanzler noch nicht gehört habe. Meine Herren, ich habe die 
Kämpfe gegen den Fürften Bismard hier mitgemacht; aber in diejer rückjichts- 
(ofen Weife, wie der Herr Abgeordnete von Divdenburg gegen den Reichskanzler 
geiprochen hat, ift in dieſem Neichstage noch niemals gefprochen, und noch nie: 
mals in einem Falle, wo von jener Seite dem Herrn Neichsfanzler jo viel Dank 
hätte gejchuldet werden follen, wie ihm jest mit Undank gelohnt ist.“ 


1, Sten. Ber. d. R.T., 11. Leg.-Ber., I. Seffion 1903/04, 68. Sigung. 
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Darauf ermwiderte 
Reichsfanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, der Abgeordnete Schrader hat foeben gejagt, daß 
ich beim Zentrum wie bei den Agrariern Undanf erntete. Darauf er- 
widere ich, daß ich meine Politif unmöglich zufchneiden fann auf Dank 
oder Undank — daß Undankbarfeit in der menfchlichen Natur Liegt, 
ift auch mir befannt —, fondern ich kann lediglich das tun, was nad) 
meiner Anficht das Intereſſe des Landes erfordert. 

sch bedauere, daß ich nicht jelbjt den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten von Oldenburg beigewohnt habe, die, wie ich höre, ihre 
perjönliche Spige gegen mich richteten. Wenn aber der Herr Ab: 
geordnete Schrader dieſe perjönlihen Wendungen eben, ich möchte 
jagen, jo liebevoll unterjtrichen hat 


(Heiterkeit), 


jo gefiel er fich dabei doc) wohl etwas in der Rolle des tertius gau- 
dens, von dem in diefen Tagen viel die Rede war. 

Die Ausführungen des Herrn von Oldenburg find mir nach drei 
Geſichtspunkten refümiert worden. Herr von Oldenburg hat es als eine 
Legende bezeichnet, daß ich etwas für die Landmwirtichaft getan hätte. 
Er wünfcht Taten von mir. Ohne meine beharrlichen Bemühungen 
würde der Zolltarif ſchon in den Vorftadien ſtecken geblieben fein, 
würde er jchon bei den Vorarbeiten gefcheitert und überhaupt nicht zu: 
ſtande gefommen jein. Wäre der Zolltarif nicht mehr geweſen als ein 
Verſprechen in jchönen Worten, jo hätte ich mir nicht ſolche Mühe 
darum gegeben. ch halte die Vorlage des ZolltarifS für eine der 
Landmwirtjchaft und dem Lande nüßliche Tat. Oder glauben Sie, daß 
es jich bei den mühjeligen Unterhandlungen, die wir jetzt auf Grund 
diefes Tarif führen, nur um fchöne Redensarten handelt? Auf Grund 
dieſes Zolltarifs hoffen wir zu Handelöverträgen zu kommen, denen die 
Mehrheit diefes hohen Haufes wird zuftimmen fönnen. Und wenn wir 
auf dieſer Bafis des Zolltarifs Handelsverträge zuftande bringen, jo 
würde ich das für eine weitere nüßliche Tat halten. 

Ich möchte übrigens hierbei bemerken, daß der Begriff der Tat 
ein relativer ift. Mancher hält für eine Tat, was fich bei näherem 
Zuſehen und in feiner weiteren praftiichen Entwidlung als eine Untat 
für das Land und die Landwirtichaft herausitellt. 

Der Herr Abgeordnete von Oldenburg hat mir auch einen Vorwurf 
daraus gemacht, daß ich mich gegen den Pefjimismus gewandt hätte. 
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MWenn ich jo peſſimiſtiſch wäre, wie fich der Herr Abgeordnete von Olden- 
burg über die Lage ausgejprochen zu haben jcheint, täte ich befjer, mein 
Amt noch heute niederzulegen. Mit einem nervöfen Reichsfanzler würde 
dem Reiche in den gegenwärtigen Zeitläuften wirklich nicht gedient fein. 
Ich glaube aber, daß fich bei aller Schwarzfeherei der Herr Abgeordnete 
von Oldenburg die praktifche Leitung der Gefchäfte leichter denkt, als fie 
in Wirklichkeit ift. So liegen die Dinge nicht, daß der Reichsfanzler 
bloß auf den Knopf zu drücken braucht, und der gedecte Tifch für die 
Landwirtſchaft jteht da! 
(Heiterkeit) 

Ich habe bei meinen Bemühungen für die Landwirtichaft Schwierigkeiten 
zu überwinden, die jeder mit Händen greifen fann, der nicht mit vor- 
gefaßter Meinung die Dinge beurteilt. In diefen meinen Bemühungen 
follten mic, die Freunde der Landmwirtichaft unteritügen, jtatt auf mid) 
zu fchießen. 

Endlich hat der Herr Abgeordnete von Oldenburg gemeint, daß fich 
die Schüler des Fürften Bismard nicht mit dem Meifter vergleichen 
fönnten. Das ift eine der richtigjten Bemerkungen, die ich je in meinem 
Leben gehört habe. Sic mit dem Fürften Bismarck zu vergleichen, wäre 
nicht nur für jeden Schüler desjelben, jondern für jeden lebenden Bolitifer 
einfach geſchmacklos. Wenn fich aber niemand unterfangen wird, einen 
Staatsmann erjegen zu wollen, wie er einem Volke in Jahrhunderten 
einmal gejchenft wird, jo ſoll fich doch jeder bemühen, von ihm zu 
lernen. Eine Hauptregel, die ung Fürſt Bismard hinterlafjen hat, ift 
die, daß man nicht unerfüllbare Forderungen aufftellen und über dem 
MWünfchenswerten das Erreichbare gefährden ſoll. 

(Lebhafter Beifall.) 


13. Auswärtige Politik nnd Schuhgebiete. 
Sigung des Reichdtages vom 9. Mai 1904.1) 


Bei der dritten Beratung des Reichshaushaltsetats für das Rechnungsjahr 
1904 und de3 Haushaltsetat3 für die Schußgebiete auf das Rechnungsjahr 1904 
hatte in der Generaldisfuffion der Abgeordnete Bebel in längerer Rede gezeigt, 
wie fich in feinem Geifte die auswärtige Politit des Reiches und die Zuftände 
in den deutfchen Schußgebieten fpiegeln. 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Yeg.:Rer., I. Seffion 1903/04, 87. Situng. 
Penzler, Fürft Bülows Neden ꝛc. I. T 
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Ihm hielt der 
Reichsfanzler Graf von Bülow folgendes entgegen: 


Meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel hat jeine Rede er- 
öffnet mit einem Überblick über die gegenwärtige internationale Welt: 
lage. Ich werde ihm auf diejes Terrain nicht jehr weit folgen, muß 
aber doc) einige Bemerkungen richtigitellen, die mir der Korrektur be: 
fonders dürftig erjcheinen. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat ein Telegramm berührt, welches 
Seine Majeftät der Kaifer aus Syrafus an Seine Majejtät den 
Kaifer von Rußland gerichtet hat. Der Herr Abgeordnete Bebel 
hat den Wortlaut diejes Telegramms nicht richtig wiedergegeben. Aber 
allerdings hat Seine Majeität der Kaijer in jeinem Telegramm an 
den Kaifer von Rußland der warmen Teilnahme Ausdruck gegeben an 
dem jchweren Unglüdsfall, bei welchem jo viele brave Leute in der 
Erfüllung ihrer Pflicht in den Tod gegangen find. Ich bin überzeugt, 
daß diefes Gefühl menjchlicer Teilnahme nicht nur von der Mehrheit 
diejes Hohen Haufes, jondern auch von der großen Mehrheit im Lande 
geteilt wird 

(ſehr richtig! rechts), 


und ich kann bei diefer Gelegenheit nur meinem Bedauern Ausdruck geben 
über die Art und Weiſe, wie in einem Teile unferer Brefje und nament: 
(ih in unjeren Wißblättern wieder wie vor wenigen “jahren die Un: 
glücsfälle eines befreundeten Landes zum Gegenjtande gehäjliger und 
hämifcher Artikel und Zerrbilder gemacht werden. 


(Sehr richtig! rechts.) 
Das widerjpricht ebenjo jehr menjchlihem Empfinden wie dem politi- 
ſchen Taft. 
(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Wenn aber, meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel jchon in 
jener Teilnahme Seiner Majejtät des Katjers an dem Unglüc des 
„Petropawlowsk“ eine Abweichung von der uns gegenüber dem oſt— 
afiatifchen Kriege obliegenden Neutralität erblickt, wie fann er es dann 
verantworten, daß er wieder die heftigiten Angriffe gegen unjeren ruſſi— 
chen Nachbar gerichtet hat, daß er in jo unverhüllter Weife gegen ihn 
zu Felde gezogen iſt unter Zuhilfenahme aller möglichen fchiefen hiftori- 
chen Analogien, daß er in unverblümten Worten gejagt hat, er wünfche 
eine Niederlage Rußlands? Das ift eine Abweichung von jener ehr: 
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lichen, jtriften Neutralität, die wir gegenüber dem gegenwärtigen ojt- 
aftatifchen Kriege nach beiden Seiten hin einnehmen, eine Abweichung, 
eine Verlegung der Neutralität, die ich als verantwortlicher Minifter 
nicht mitmachen kann. 
(Bravo! rechts.) 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel hat ſich dann auch 
über die Lage der Dinge in Südweſtafrika verbreitet. Er hat hier: 
bei die dortigen militärischen Operationen Fritifiert. Sch glaube, meine 
Herren, daß bei der gegenwärtigen Lage der Dinge in Südweitafrifa 
eine jolche Kritik — ich will mich fchonend ausdrüden — mindejtens 
nicht zeitgemäß ilt. 

(Sehr richtig! rechts.) | 
Was foll jet mit jolchen Erörterungen erreicht werden? Wie follen 
wir jeßt, wo wir gar nicht in der Lage find, die Beteiligten zu hören, 
zu einem objektiven Urteil gelangen? Wenn überhaupt auf Grund eines 
fichereren Materials, als es uns jegt zur Verfügung fteht, unjeren Offi- 
zieren draußen ein Vorwurf wird gemacht werden fünnen, jo wird es 
doch höchitens der Vorwurf jein, daß fie ihre Perſon und ihr Leben zu 
rücjichtslos in die Schanze gejchlagen haben. 
(Sehr wahr! rechts.) 
Das iſt ein fchöner Vorwurf, und ich muß jagen, die Art und Weije, 
wie unfere Leute und unjere Offiziere in den Tod gegangen find, 
der jehr hohe Prozentjag der gefallenen Offiziere ift eine gründliche 
Widerlegung der generalifierenden Vorwürfe, die jo vielfach in letzter 
Zeit gegen unſer Offizierforps erhoben worden find. 
(Sehr gut! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat auch gemeint, der Ausbruch des 
Aufftandes wäre zum größten Teil zurüczuführen auf das Verhalten, 
auf die Ausschreitungen, auf die Grauſamkeit unferer Yandsleute drüben 
in Südmeftafrifa. Ich überlaffe es dem Herrn Kolonialdireftor, die 
Einzelfragen, welche der Herr Abgeordnete Bebel an die Kolonialver- 
waltung geitellt hat, zu beantworten. Ich möchte meinerfeit3 aber doc) 
folgendes jagen. Gewiß ſind unjere Yandsleute drüben auch) Menjchen 
von Fleisch und Blut. Wie andere Kolonialländer haben auch wir die 
Erfahrung machen müſſen, daß ſich Yeute, denen es an der nötigen 
Selbitzucht fehlt, unter dem Einfluß des Klimas, der ftärferen Macht: 
vollfommenheit, der größeren Bewegungsfreiheit zu Ausjchreitungen hin— 
reißen lajjen. Aber ſolche tieftraurigen Einzelfälle bilden doc, Gott 


- 
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jei Dank, eine verjchwindende Ausnahme gegenüber der großen Anzahl 
unjerer Landsleute, die drüben in Selbjtzucht und Pflichttreue ihre harte 
Arbeit verrichten. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ich halte es für meine Pflicht, daS gerade jetzt gegenüber unjeren 
jo jchwer betroffenen Landsleuten in Südmweftafrifa von dieſer Stelle 
aus zu erflären. Das fage ich auch gegenüber den Angriffen, die von 
einzelnen Mifftionaren gegen unjere Landsleute gerichtet worden jind. 
Ich kann bei aller Hochachtung für die Miffionare nur meinem Bedauern 
Darüber Ausdruk geben, daß fie ſich gerade diefen Augenblid, wo jo 
viele Deutjche das Opfer roher Barbarei geworden find, ausgejucht 
haben, um folche Anjchuldigungen zu erheben. In dem uns in Süd— 
wejtafrifa aufgedrungenen Kampfe ift der Platz der Miffionare an der 
Seite ihrer Landsleute. Ich kann ihnen weder das Recht der Neu— 
tralität zwiſchen Deutjchen und Hereros einräumen, noch das Amt eines 
Anklägers oder Richters zugeftehen. 

Der Abgeordnete Bebel hat weiter die Truppenjendungen nad 
Südweftafrifa berührt. Darüber möchte ich im allgemeinen folgendes 
jagen. Man hat gemeint, daß wir von vornherein mehr Truppen nad) 
Südwejtafrifa hätte jchiefen ſollen. Es iſt auch gejagt worden, die 
Truppenjendungen hätten vafcher vor fich gehen jollen. Demgegenüber 
betone ich, daß ich von dem Tage an, als die erjte Nachricht über den 
Aufftand in Südweſtafrika eintraf, ſowohl der KKolonialverwaltung wie 
dem Gouverneur von Südweftafrifa feinen Zweifel mehr darüber gelafjen 
habe, daß ich die Verantwortung übernähme für alle Truppenjendungen 
nah Südweſtafrika, die vom militärischen Standpunft aus für erforderlich 
erachtet würden, und daß ich die dadurd notwendig werdenden Kojten 
vor diefem hohen Haufe vertreten würde. Sparjamfeit, wo es fich um 
die Rettung fo vieler in Bedrängnis befindlicher Deutfcher, wo es ſich 
um das Anfehen unferer Fahne, wo es ſich um den militärifchen Erfolg 
handelt, wäre eine Sparjamfeit am unrechten Ort, wäre geradezu ein 
Verbrechen. Es find denn auch genau jo viel Truppen und mit jeder 
denkbaren Beichleunigung hinausgejchiekt worden, als von dem Gouverneur 
infolge meiner wiederholten Anfragen gefordert wurden. Allen hinfichtlich 
des militärischen Bedarfs geäußerten Wünſchen ift von uns fofort ent: 
iprochen worden. An diefem Standpunkt werden wir auch weiter feit- 
halten, und wir hoffen dabei auf die Zuftimmung diejes hohen Haufes. 

Was die Entjendung des Generalleutnant von Trotha 
betrifft, jo ift der Sachverhalt jehr einfach. Die Leitung der Operationen 
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war zunädhft dem Gouverneur, Oberjt Leutwein, überlafjen worden, 
welcher aus eigener langjähriger Erfahrung Land und Leute in Süd— 
wejtafrifa fennt. Als es ſich herausftellte, daß nad) dem Urteil des 
Oberft Leutwein felbjt umfafjendere Verjtärfungen notwendig wurden, 
ergab fic) eine doppelte Schwierigkeit. Einmal die Notwendigkeit, daß 
die größere Truppenzahl mit einer größeren Anzahl von Stabsoffizieren 
al3 Kommandeur einen General erforderte. Dann aber auch die Er- 
mwägung, daß der Leiter größerer militärischer Operationen nicht gleich: 
zeitig der Chef der Zivilverwaltung fein konnte, da dies fchon aus 
Gründen der territorialen Entfernung fih al3 unzmwecmäßig heraus: 
ftellte und die Kräfte eines Einzelnen überftieg. Während der Leiter 
der militärischen Operationen im jchwierigen Gelände und vielleicht in 
den Grenzgebieten jeine Aufgabe erfüllen joll, fann er nicht gleichzeitig 
in Windhuf fiten. 

Meine Herren, auf das, was der Herr Abgeordnete Bebel über 
ein Geſetz ausgeführt hat, welches beim preußifchen Yandtag über die 
Erichwerung des Vertragsbruchs landmwirtjchaftliher Arbeiter 
und des Gefindes eingebracht ift, gehe ich hier nicht ein. 

(Unruhe bei den Sozialdemofraten.) 
Sch lehne es ab, mich hier über die Motive auszufprechen, welche die 
Königlih preußifche Staatsregierung bei ihrem gejetgeberifchen Vor— 
gehen in Preußen leitet. 
(Beifall rechts.) 
Der Ort, ſich darüber auszufprechen, iſt der preußijche Landtag, nicht 
der Deutjche Reichstag. 
(Große Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 

Und endlich, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Bebel auch 
gemeint, daß in der Welt jo viel Antipathie, jo außerordentlich viel 
Neid und Haß gegen uns vorhanden wäre. ich bejtreite, daß dieſe 
Antipathien in jo hohem Grade vorhanden fein follen, wie es der Herr 
Abgeordnete Bebel behauptet. Wenn das aber wirklich zuträfe, fo 
würde es nur ein Grund mehr fein, unjere Rüftung jo zu erhalten, 
daß wir allen Eventualitäten der Zukunft mit Ruhe entgegenfehen 
fönnen 

(jehr wahr! rechts); 
denn, meine Herren, ein Mittel, um berechtigten Haß und Neid — 
und der Haß und Neid gegen uns find unberechtigt, denn wir haben 
jeit 33 Jahren eine eminent friedliche Politik gemacht 
(Lachen bei den Sozialdemokraten) 
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— ich ſage, ein Mittel, um berechtigten Haß und Neid zu entwaffnen 
anders, als indem man fein Schwert jcharf erhält, ijt noch nicht gefunden 


worden. 
(Beifall.) 


14. Reichsverdrofenheit. — Unzufriedenheit, — Sozialdemokratie. — 
Konfeffioneller Friede. — Parlamentarifce Verhältuiſſe. — Sozial- 
reform. — Wahlfyftem. — Handelsverträge. — Konfervative Partei, 


Situng des Herrenhanfes vom 11. Mai 1904. 


63 hatte eine umfangreiche Etatsdebatte auf Grund des Kommijfionsberichtes 
und der Befchlüffe des Abgeordnetenhaufes über den Etat ftattgefunden. Alle 
dabei gegen die Regierung vorgebrachten Vorwürfe und Klagen faßte der Miniiter: 
präfident in der nachfolgenden Rede abmwehrend zufammen. i 


Minifterpräfident NReichsfanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, die beiden Herren Borredner haben von der all 
gemeinen Unzufriedenheit gefprochen, die im Lande herriche. Der Herr 
Graf von Mirbach hat ſich dabei darauf berufen, daß neulich fogar ein 
Bevollmächtigter zum Bundesrat im Reichstage von Neihsverdrofjen- 
heit geredet hätte. Ich habe mir daraufhin jogleich den jtenographifchen 
Bericht über die betreffende Neichtagsverhandlung vorlegen lafjen. Aus 
diefem Bericht geht hervor, daß in der Tat am 3. Mai der Königlich) 
bayrifche Minijterialvat und Kronanwalt, jtellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrat für das Königreich Bayern, Ritter von Burkhard, ge: 
jagt hat: 

Ich befürchte, wenn durch einen Beſchluß des Reichstags 
wirklich eine Steuererhöhung in einem Einzeljtaate eintreten muß, 
dann könnte eine ReichSverdrofjenheit dadurch begünftigt werden; 
zum mindejten wird der Neichsgedanfe dadurch nicht gefräftigt. 


Der Beichluß, um welchen es fich bei diefen Ausführungen des Herrn 
von Burkhard handelt, war der Beſchluß der Budget-Rommiffion des 
Reichstags, den Einzelitaaten weitere 17 Millionen Mark Beiträge zu 
überweifen. Ich muß aber den Herrn Grafen von Mirbach darauf 
aufmerkſam machen, daß zu dieſem Beſchluſſe des Reichstags auch die 


1) Sten. Ber. d. Herrenhaufes 1904, 13. Sitzung. 
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näheren politischen Freunde des Herrn Grafen von Mirbach wejentlich 
beigetragen haben. 
(Sehr richtig! Links.) 

Wenn alfo die NReichsverdrofjenheit, die, wie Herr Graf von Mirbad) 
richtig hervorgehoben hat, einer der Herren Bundesratsbevollmächtigten in 
hypothetifcher Form in Ausjicht gejtellt hat, — wenn dieje Reichsver— 
drofjenheit wirklich eintreten jollte, jo würden für diefen Teil der Reichs: 
verdrofienheit die politischen Freunde des Herrn Grafen von Mirbad) 
zweifellos mit die Verantwortung tragen. 

(Sehr richtig! und Heiterfeit links.) 
Ich würde dem Herrn Grafen von Mirbad) wahrhaft dankbar jein, wenn 
er feinen großen, den zu meiner Freude großen und berechtigten Einfluß, 
welchen er auf jeine politischen Freunde hat, dazu benugen wollte, um 
jte Dazu zu bewegen, daß fie den in Nede jtehenden Beſchluß des Reichs: 
tages bejeitigen oder wenigftens modifizieren, einen Beichluß, den auch 
ich aus fachlichen und politischen Gründen beflage. 

Wenn aber die beiden Herren Vorredner?) weiter von allgemeiner 
Unzufriedenheit gejprochen haben, jo möchte ich mir die Gegenfrage 
erlauben, wann wir feit vierzehn „Jahren eine Zeit gehabt haben, wo 
bei uns Zufriedenheit geherrjcht hätte. Als ich — es find bald fieben 
Jahre her — von Rom nad) Berlin kam, wohnte ich der Etatsdebatte 
im Neichstage bei, der erjten in meinem Leben. Herr Graf von Mirbadh, 
der damals dem Neichstage noch angehörte, was zu meinem Bedauern 
nicht mehr der Fall iſt — ich wünjchte, ev wäre noch Mitglied desjelben —, 
Graf Mirbach wird ſich mit mir entfinnen, daß fich durch die damalige 
Etatsdebatte wie ein roter Faden die allgemeine Klage über die Reichs— 
verdrofjenheit 309. ch höre noch die Nedner der verjchiedenen Par— 
teten, wie fie in beredten Worten darlegten, daß die Neichsverdrofjenheit 
niemals jo allgemein, jo intenſiv gewejen jei. Das war im Jahre 1897. 
Und jelbjt in den Tagen des Fürſten Bismard, eines StaatSmannes, 
wie er einem Bolfe in Jahrhunderten nur einmal gefchenft wird, war 
auch nicht alle Welt zufrieden, weder auf der Linken noch jogar auf 
der Nechten. 

(Heiterfeit.) 

Es muß an zwanzig jahre her fein, da las ich bei einem Schrift: 
iteller, der einen eigenartigen Geiſt bejaß, aber viel eigenen Geift, bei 
Lagarde: „Die Unzufriedenheit” — ich zitiere aus dem Gedächtnis — 


2) Freiherr von Manteuffel und Graf von Mirbac. 
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„die Unzufriedenheit ijt allgemein, die Luft drüdt. Bald wird der 
Staub wirbeln und das Gewitter losbrechen, und dann erjt kann der 
ruhig ftrömende Regen fommen, der Wälder und Herzen erquiden ſoll.“ 
Und ich entiinne mic, daß in einer feiner bedeutfamften Neden — es 
muß im ‚jahre 1878 oder 1879 gewejen jein — Fürſt Bismarck die 
Frage aufwarf: Haben Sie jemals einen zufriedenen Deutjchen gejehen? 
(Heiterfeit.) 

Die Neigung — führte Fürſt Bismard aus — die Neigung zur Un: 
zufriedenheit jet in den Ddeutjchen Landen jo allgemein, daß er nicht 
wijje, ob jemand einen zufriedenen Deutichen Fenne.?) 

Meine Herren, dieje allgemeine Neigung zur Unzufriedenheit, zur 
Berdrofjenheit, zur Kritik, ift ja einer der Gründe, aus denen die Sozial- 
demofratie für ihre Ddejtruftiven und utopijchen Tendenzen gerade in 
Deutjchland einen jo fruchtbaren Boden findet. Es iſt natürlich, wenn 
die Unzufriedenen ihre Stimme gerade derjenigen Partei zuwenden, die 
am fchärfiten Eritifiert, die fich am beiten auf das Näfonnieren verjteht, 
die trog mancher Löblicher Anjtrengungen von anderen Seiten Doch nod) 
alle anderen im Herunterreißen übertrifft. 

(Heiterfeit.) 

Eins aber möchte ich ganz offen ausfprechen — und möchte es 
gerade aussprechen gegenüber dem Herın Grafen von Mirbach und 
Herrn Freiheren von Manteuffel, die beide troß diefer oder jener ſach— 
lichen Divergenz mir mit einem Wohlwollen begegnet find, für das ich 
aufrichtig dankbar bin —: ich möchte darauf hinweiſen, daß die Un— 
zufriedenheit der fozialdemofratifchen Partei nicht jo viele Mitläufer 
zuführen würde, wenn nicht auch von Kreifen und Perfonen und publi- 
ziftifchen Organen, welche behaupten, auf monardhifchem Boden zu 
ftehen und fich ſogar bejonders nationaler Gefinnung rühmen, gegenüber 
der Regierung und fogar gegenüber einer Stelle, die außerhalb der Dis: 
fuffion bleiben jollte, vielfach eine Sprache geführt würde, die weſentlich 
dazu beitragen muß und dazu beigetragen hat, Taufende in das fozial: 
demokratische Lager zu treiben. 

(Sehr richtig!) 
Insbeſondere auf dem Gebiete der auswärtigen Bolitif iſt in den legten 
Fahren faum etwas gejchehen, ohne daß das von dieſer Seite als 


3) In der Rede vom 9. Oktober 1878: „Der Deutjche hat an und für fich 
eine ftarte Neigung zur Unzufriedenheit. ch weiß nicht, wer von uns einen zu: 
friedenen Landsmann fennt.“ 
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Schwäche, als Ungejchiclichfeit, al3 Mangel an PBatriotismus, geradezu 
als Landesverrat hingeftellt worden wäre. Der unglüdliche Lejer, der 
nur folche Blätter Tieft, muß fich geradezu einbilden, daß feine Regierung 
an dieſe oder jene fremde Macht oder gar an den Jeſuitenorden ver- 
fauft wäre. 
(Heiterfeit.) 

Gerade in den legten Wochen habe ich mehr wie einmal in einer gewiſſen 
Preſſe gelefen, daß die Negierung die Würde und Ehre des Landes 
preisgegeben hätte, lediglich weil die Negierung die Ehre und Würde 
des Landes nicht in chauviniftifchen Radomontaden und törichten Hebereien 
jucht. Die Früchte folcher VBerhegungen hat vielfach die Sozialdemokratie 
geerntet, die ja, wie einer ihrer Führer mit Necht gejagt hat, lebt von 
den Fehlern ihrer Gegner. Bon Fehlern auf allen Seiten! 

(Zwiſchenruf.) 
Gewiß, meine Herren, von Fehlern auf allen Seiten. Intra muros 
peccatur et extra. Bemühen wir uns alle, ein Berhalten und Vor— 
gehen zu vermeiden, das der Sozialdemokratie zugute fommt; bemühen 
wir uns, gemeinfam die Quellen der Unzufriedenheit tunlichft zu ver: 
jtopfen; hacken wir möglichit jelten einer auf den andern, und es werden 
auch Fünftig weniger Bosheitsjtimmzettel in das jozialdemofratifche 
Sammelbeden der Unzufriedenheit fallen. 

(Sehr richtig!) 

Meine Herren, die beiden Herren Vorredner haben ſich auch mit 
der Haltung der Regierung gegenüber der Sozialdemokratie bejchäftigt, 
Herr Freiherr von Manteuffel im Namen feiner Partei, Herr Graf 
von Mirbach pro domo sua. Beide ließen durchblicken, daß ich es 
gegenüber der Sozialdemokratie bei Worten bewenden lafje. Daß Reden 
feine Taten find, weiß ich jehr wohl. Ich glaube aber doc, daß eine 
Rede unter Umſtänden nüßlicher jein fann als eine übereilte Tat oder 
al3 ein verfehlter Anlauf zu einer Tat, wie wir deren auch fchon er: 
lebt haben. 

(Sehr richtig!) 

Ich habe im Dezember im Reichstage eingehend ausgeführt, daß 
und warum ic, eine Aktion für einen Fehler halte, welche die bürger: 
lihen Parteien jpalten würde. Auch Freiherr von Manteuffel wird 
nicht beftreiten, daß ein gefeßgeberifches Vorgehen in der von ihm 
gewünfchten Art nur möglich wäre unter heftigen Kämpfen innerhalb 
der bürgerlichen Parteien und zwiſchen einem großen Teil der bürger: 
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lihen Parteien und der Negierung. Da gejtatte ich mir die Frage, 
ob e3 flug fein würde, jeßt in diefer Weife eine Spaltung unter die 
bürgerlichen Barteien zu tragen. Sch würde es für einen Fehler halten, 
wenn die Negierung jo operierte, daß fie vielleicht für lange Zeit eine 
Sammlung der ftaatserhaltenden Elemente verhindern würde, Nun hat 
ja Graf von Mirbach ſoeben gemeint, daß die Einigung der bürger- 
lichen Parteien ein jchöner Traum wäre. Meine Herren, ich weiß wohl, 
daß die Neigung zur itio in partes tief im deutjchen Charakter wurzelt, 
wie das Herr Graf von Mirbach foeben ausgeführt hat, diefe Neigung 
zu häuslichem Hader, die den Stammesfämpfen des Mittelalters zu— 
grunde lag, jpäter den Kämpfen unter den einzelnen PBartikularjtaaten, 
und die jegt die Quelle ift, aus der die Luſt zu Parteikämpfen fliegt. 
Aber jollen wir deshalb das Streben nad) Einigung und den Wunſch 
der Einigung aufgeben? Ich betrachte es jedenfalls al3 meine Pflicht, 
zu tun, was in meinen Kräften fteht, um die bürgerlichen Parteien zu 
einigen. Ich betrachte es als meine Pflicht, zu tun, was ich vermag, 
um die Steine aus dem Wege zu räumen, die einem Zujammengehen 
der ftaatserhaltenden Parteien im Wege ftehen. Das iſt auch einer der 
Hauptgründe, aus denen ich die konfeſſionellen Hetzereien verurtetle. 
(Bravo!) 

Ich will in vorgerücter Stunde nicht auf den Gegenjtand zurüc- 
kommen, der den eriten Teil der heutigen Sigung ausgefüllt hat. Nur 
das will ich jagen: es tft faljch, wenn behauptet wird, daß nur Die 
Indifferenten und Lauen, daß nur die Laodicäer*) den Eonfeffionellen 
Frieden wünſchten. Wir alle brauchen gerade dieſen Frieden, wir 
brauchen ihn gerade in unferer Zeit. Wir müffen den Fonfeffionellen 
Frieden wahren, und wir werden ihn aufrechterhalten, wenn nur von 
beiden Seiten vermieden wird, Gehäſſigkeit in die nun einmal durch 
Gottes Vorjehung und den Gang der Gejchichte beitehenden konfeſſionellen 
Gegenjäße hineinzutragen. Daß es jehr wohl möglich ift, ernfte fonfejfionelle 
Fragen in ruhiger Weife zu behandeln, hat die heutige Sitzung bewieſen. 

(Sehr richtig!) 

Ich glaube weiter, daß auch auf allen anderen Gebieten auf mög— 
lichjte Solidarität der bürgerlichen Parteien hingearbeitet werden muß. 
Sowohl der Herr Freiherr von Manteuffel als der Herr Graf von 
Mirbad) haben den Wahlfampf berührt, der jest in dem Wahlfreije 
Frankfurt-Lebus ausgefochten wird. Beide haben aber nicht erwähnt, 
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daß dort eine Sonderfandidatur vom Bund der Landwirte aufgeftellt 
und Daß damit die Phalanx der bürgerlichen PBarteien durchbrochen 
worden ift. 

(Sehr richtig !) 


sch weiß nicht, wie weit der Einfluß der geehrten Herren auf den 
Bund der Landwirte reicht. it er vorhanden, jo möchte ich bitten, 
auf den Bund einzumirfen, damit im Wahlkreife Frankfurt: Lebus 
ichon vor dem erjten Wahlgang die volle Einigung der bürgerlichen 
Barteien hergeftellt wird, die nach meiner Überzeugung überall eine 
wejentliche Vorausſetzung ift für eine dauernde Überwindung der Sozial: 


demofratie. 
(Sehr richtig!) 


Yun ift mir ja vielfach vorgeworfen worden, daß ich zu viel Rück— 
jiht auf parlamentarifhe Verhältniſſe, auf parlamentarische 
Mehrheiten nähme. Es ift mir gejagt worden, ich müſſe unbefümmert 
um Reichstag und NReichstagsmehrheit vorgehen. Meine Herren, ich habe 
niemals gejagt oder auch nur gedacht, daß die Regierung fich grund- 
ſätzlich nach der parlamentarischen Mehrheit zu richten hätte. ch weiß 
jehr wohl, daß wir fein parlamentarifches Syitem im eigentlichen Sinne 
des Wortes haben. Ich halte es für ein großes Glüd, daß wir fein 
jolches parlamentarifches Syftem haben. Ich glaube, daß ein jolches 
bei uns fchwächend nad) außen und jpaltend im Innern wirken würde. 
Das parlamentarische Syitem iſt bei uns auch tatjächlic unmöglich, 
weil feine der bejtehenden Barteien die abjolute Mehrheit hat und nach 
unjerer ganzen wirtjchaftlichen, politischen, jozialen und fonfefjionellen 
Struftur in abjehbarer Zeit haben wird. Daß ich mich nicht von den 
parlamentarifchen Mehrheiten treiben lafje, das glaube ich mehr als 
einmal gezeigt zu haben. ich glaube es bewiejen zu haben bei der 
Bolltarifaktion, und auc) gegenüber dem jüdafrifanifchen Kriege. Gewiß, 
meine Herren, gibt es Fälle, wo eine pflichtbewußte und patriotische 
Regierung ihren Willen durcchjegen muß im Kampfe gegen parlamen- 
tarifche Mehrheiten, coüte que eoüte, e3 fofte, was es wolle, wo die 
salus publica zur suprema lex wird. Aber ohne zwingende Not, im 
inopportunen Moment, töte baissee darf eine folche Aktion nicht unter: 
nommen werden. Wir werden die bejtehenden Gejege gegenüber Aus: 
jchreitungen ohne Schwäche zur Anwendung bringen. Wir werden jede 
Ungejeglichfeit aufs ftrengjte unterdrüden. Die Autorität des Staates, 
die Majejtät des Geſetzes, die Sicherheit des Landes, den Beltand der 
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Monarchie werden wir zu verteidigen wiſſen. Wer die antajtet, wird 
fi blutige Köpfe holen. ch würde mich aber nicht für würdig halten, 
an der Stelle zu ftehen, an der ich ftehe, wenn ich von vornherein auf 
die Möglichkeit verzichten wollte, die tiefgehenden Gegenjäße, die durch 
unfer Bolt gehen, durch Gerechtigkeit, Geduld und Bejonnenheit auf 
friedlihem Wege auszugleichen. 

(Bravo!) 

Graf Mirbacd hat jveben gejagt, daß unjere fozialen Reformen 
nur Undankbare gejchaffen hätten. Das darf uns nach meiner Anfict 
nicht irre machen. Einmal deshalb nicht, weil in einem monarchifchen 
Staate die Regierung das tun muß, was vor Gott und vor ihrem 
Gewiſſen ihr richtig und gerecht erjcheint. 

| (Bravo!) 

Es darf und aber auch nicht irre machen, weil nad) meiner Über: 
zeugung die Weiterführung der jozialen Reform auch politifch ihre 
Früchte tragen wird. Und indem wir unfere Sozialreform fortführen, 
die ein Vorbild geworden ift für alle anderen zivilifierten Länder, jo 
wahren wir uns erjt recht das Necht, zu befonderen Maßnahmen gegen 
die Sozialdemokratie überzugehen, fobald diefe uns durch ihr Verhalten 
dazu zwingt. 

(Bravo!) 


Meine Herren, die Schuld Tiegt auch nicht am Wahlſyſtem. 
Dom Wahljyiten gilt ungefähr das, was der alte Klausner bei Shake— 
jpeare — ich weiß nicht, wo es ift, ich glaube in Romeo und Julia — 
von den Pflanzen und Kräutern feines Gartens fagt, nämlich daß feine 
Pflanze fo fchlecht wäre, daß fie nicht auch Gutes jtiften könnte, und 
feine jo gut, daß man nicht auch mit ihr Mißbrauch treiben könnte. 
Kein Wahlſyſtem iſt an und für fic) ganz gut oder ganz jchlecht. Es 
wird gut oder jchlecht durch den Gebrauch. Wenn die deutichen Wähler 
von dem bejtehenden Wahljyjtem feinen richtigen Gebrauch zu machen 
wiſſen, jo werden fie fich auch nicht wundern können, wenn früher oder 
jpäter das Dilemma entjteht, ob der Zufunftsftaat mit feiner Zuchthaus: 
ordnung und feiner Güterteilung etabliert, oder ob daS beftehende Wahl- 
vecht durch ein anderes erjegt werden foll. 

Es iſt ferner meine Stellung zu wirtfchaftlichen Fragen berührt 
worden und insbejondere die jchwerwiegende Frage der Handelsver: 
träge. Herr Freiherr von Manteuffel hat hervorgehoben, Landwirtſchaft, 
Induſtrie und Handel müßten zufammengehen. Schon daraus folgt, 
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daß wir weder eine extrem agrarifche Bolitif verfolgen können, die 
verderblich wäre für Induſtrie und Handel, noch eine einfeitige Induſtrie— 
und Handelspolitif, die zu einer ungerechten Vernachläſſigung der land- 
wirtfchaftlihen Intereſſen führen würde. Die beiden Leuchttürme, 
zwifchen denen wir den Weg finden müfjen, find einerſeits Schuß für 
unjere bedrängte notleidende Landwirtichaft, andererjeit3 Freiheit für 
die Ausfuhr unferer Induſtrieerzeugniſſe. In dieſem Geilte find wir 
in die Handelsvertragsverhandlungen eingetreten, und auf dieſer Baſis 
hoffen wir zu SHandelsverträgen zu gelangen, mit denen Induſtrie, 
Handel und vor allem die Landwirtichaft zufrieden jein können. 

(Bravo!) 

Meine Herren, über die Frage der Kündigung der Handels- 
verträge habe ich mich in dieſem Winter jo häufig ausgeiprochen 

(Heiterkeit), 
daß ich mich wohl auf das beziehen fann, was ich jchon oft gejagt 
habe. Ich möchte aljo nur feitjtellen, daß die Regierung, welche die 
alleinige Verantwortung trägt für den Gang, Fortgang und Ausgang 
der Handelsvertragsverhandlungen, auch jelbjt den Zeitpunkt beftimmen 
muß, wo die Kündigung der Handelsverträge ihr angebracht erjcheint. 
(Sehr richtig!) 
Herrn von Manteuffel und dem Grafen Mirbach, die Eonjervative 
Männer find, jollte doc wohler fein an der Seite der Regierung, die 
für die Konfervativen eine freundliche, ich möchte faft jagen eine zärt- 
lihe Hand hat 
(Heiterfeit), 


als wenn fte abhingen von wechjelnden parlamentarischen Mehrheiten. 
| (Sehr richtig!) 
Denn das fann ich mir doch nicht denfen, daß die Eonfervativen Herren 
etwa auf dem Standpunkt ftänden: es gibt Fälle, wo die Regierung 
der parlamentarifhen Mehrheit über den Leib zu gehen hat, und es 
gibt Fälle, wo fie ſich von der parlamentarischen Mehrheit mitjchleifen 
laſſen muß. Einem folchen, ich möchte jagen intermittierenden 
Mehrheitsprinzip — mal fo, mal jo — könnte ich meinen Beifall 
nicht erteilen. 
(Heiterkeit und lebhaftes Bravo.) 


Meine Herren, Herr Freiherr von Manteuffel hat gejagt, daß 
gerade in fonjervativen Kreifen — und damit fomme ich auf den Aus— 
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gangspunft meiner Betrachtungen zurück — vielfache Unzufriedenheit 
mit der Regierung vorhanden wäre. „sch bin weit entfernt, zu ver: 
langen, daß fonjervativ und gouvernemental identische Begriffe fein jollen. 
Ich weiß fehr wohl, daß es das Recht und die Pflicht fonjervativer 
Männer fein Fann, der Regierung Oppofition zu machen. ch weiß, 
daß ein Konjervativer nicht verpflichtet tft, der Regierung immer Ber: 
trauen entgegenzutragen. Aber, meine Derren, ein jo weitgehendes 
Mißtrauen, wie es nicht in der perjönlichen Stellung der beiden hoch: 
verehrten Herren mir gegenüber, aber nad; dem Herrn Freiheren von 
Manteuffel an anderen Stellen vorhanden ift, ein ſolches Mißtrauen 
it doch nicht Eonjervativ. Sch glaube, daß ein Sturmlaufen gegen die 
Regierung, wie e3 in letter Zeit auch von fonjervativer Seite unter: 
nommen ift, weder taftifch richtig, weder ein Beweis von politifchem 
Augenmaß, noch gerecht ift. Denn e3 handelt fi) um eine Regierung, 
die nach meiner feften Überzeugung an Freundlichkeit für die Landwirt: 
ichaft jchwerlich von einer ihrer Nachfolgerinnen übertroffen werden wird. 


(Lebhafte Zuftimmung.) 


Marten Sie nur ab, Sie werden jich noch nad) meinen Fleiſch— 


töpfen zurüdjehnen. 
(Große SHeiterfeit.) 


Ich habe mich beftrebt, jeitdem ich an dieſer Stelle jtehe, im 
Nahmen des Staatwohls und des Gejamtinterejjes ein Zuſammen— 
gehen zwifchen der Regierung und der konſervativen Partei 
zu ermöglichen. Ich habe mich bejonders beftrebt, manche Hinderniffe 
aus dem Wege zu räumen, die ein Zufammengehen zwifchen der Re: 
gierung und der fonjervativen Partei erjchweren fönnten. Ich habe 
diefem Gefichtspunfte manche anderen Erwägungen untergeordnet, jpeziell 
die eine Frage, die ich vor Ihnen nicht näher zu bezeichnen brauche. 
Ich möchte aber, daß mir meine vedlichen Bemühungen von der andern 
Seite etwas erleichtert würden. 

Es ift in der lebten Zeit von mehr als einer Seite darauf hin: 
gewiejen worden, daß am Horizont unjerer inneren und auch äußeren 
Bolitif manche ernjten Zeichen ſtehen. Jedenfalls haben wir — umd 
das ift zu meiner befonderen Genugtuung in den Worten der beiden 
Herren VBorredner zum Ausdruck gefommen — allen Grund, unjere 
Reihen zufammenzujchließen und uns um die gemeinfame Fahne zu 
fammeln. Dieje Fahne kann nur die Königliche Fahne fein, zu welcher 
diefes Hohe Haus immer geftanden hat; deshalb, meine Herren, hofit 
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die Königliche Staatsregierung, daß fie bei diefem Hohen Haufe immer 
Unterjtügung und das Vertrauen finden wird, deren fie bedarf zur 
Sicherung der Fundamente des Preußiichen Staates. Die Erhaltung 
diefer Fundamente — das hat mit vollem Rechte Herr Graf von Mirbach 
gejagt — tft die Vorbedingung nicht nur der preußijchen, jondern auc) 
der deutſchen Machtitellung. 

(Lebhaftes Bravo.) 


Nachdem Freiherrvon Manteuffel berichtigt hatte, daß er nicht von Un— 
zufriedenheit in fonfervativen, fondern von Unzufriedenheit in ländlichen Kreifen 
geiprochen habe, erklärte 


Minifterpräfident Graf von Bülow: 

Ich nehme mit Dank von der Richtigitellung des Herrn Freiherrn 
von Manteuffel Alt. Er wird mir aber zugeben, daß aus fonfervativen 
Kreifen Stimmen laut geworden find, die diefe meine Annahme und 
Auffaffung erklären. | 


15. Gegen Bebel. 
Situng des Neichdtags vom 5. Dezember 1904.1) 


Bei der Fortfegung der eriten Beratung des Reichshaushaltsetats für das 
NRechnungsjahr 1905 hielt der Abgeordnete Bebel wieder eine mehrftiindige Rede 
über militärische Fragen, auswärtige Angelegenheiten und vieles andere. Ihm 
antwortete 


Neichsfanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, was der Herr Abgeordnete Bebel jveben über Jena 
gejagt hat, daß das deutjche Volk Anlaß hätte, das Jubiläum von ‚Jena zu 
feiern, hat mich nicht wundergenommen. Es jtimmt ja dem Sinne nad) 
mit dem überein, was er auf dem jozialdemofratifchen internationalen 
Barteitage in Amfterdam über Sedan gejagt haben foll 

(ſehr richtig! rechts), 
daß er es fich wohl gefallen laſſen würde, wenn auch wir einmal ein 
Sedan erlebten. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat weiter gemeint, die Früchte eines 

großen europäischen Krieges würde in erjter Linie die Sozialdemokratie 


1, Sten. Ber. d. R.T., 11. Leg.Per., I. Seffion 1903/1905, 105. Sigung. 
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Davontragen. Dieje Auffaffung halte ich für richtig, und das iſt ein 
Grund mehr, warum die Regierungen aller großen Yänder, wie ich hoffe, 
fejthalten werden an ihrer jegigen ruhigen und bejonnenen ‚Friedens: 
politif. Das ift aber auch der innere Grund für die Art und Weile, 
wie die Sozialdemokratie fi) zu dem oſtaſiatiſchen Konflikt ftellt. 
Ich habe fchon im vergangenen Frühjahr?) den Aufſatz eines der erleuch— 
tetjten Köpfe der jozialdemofratifchen Partei vorgelejen, einer Hauptfeder 
der fozialdemofratifchen Bartei, des Herrn Dr. Kautsky, wo er eingehend 
darlegte, daß die Sozialdemokratie den gegenwärtigen oftafiatifchen Krieg 
benugen müfje, um überall den Negierungsantritt der Sozialdemokratie, 
die Diktatur des internationalen Proletariat3 vorzubereiten. Die Sozial- 
demofratie will ja gar nicht, daß wir dem oſtaſiatiſchen Krieg gegenüber 
neutral bleiben. In Wirklichkeit möchte die Sozialdemokratie uns gegen 
Rußland verhegen. Sie möchte einen Drucd der öffentlihen Meinung 
hervorbringen, um unferer auswärtigen Politik Schwierigfeiten zu bereiten, 
um uns Hindernifje in den Weg zu legen, und am legten Ende vielleicht, um 
ein friegerifches Durcheinander hervorzurufen, wobei eben dann der Weizen 
der Sozialdemokratie blühen könnte. 

Wenn die Sozialdemokratie wirklich eine neutrale Haltung gegen: 
über dem ojtafiatifchen Kriege wollte, jo wiirde der Führer diejer Bartei 
fich nicht gegen Rußland in folchen Angriffen ergehen, wie wir fie 
joeben gehört haben, Angriffe, die im direkten Widerfpruch zu der neu: 
tralen Haltung ftehen, die wir gegenüber dem oftafiatijchen Krieg einzu- 
nehmen haben. Bon einer folchen revolutionären Einmifhung in die 
inneren Verhältniſſe anderer Länder wollen wir aber nichts wiſſen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wir haben gar nicht das Recht, in die inneren rufjischen Wer: 

hältniffe hineinzureden 

(jehr wahr! vecht3); 
die gehen uns gar nichts an. Die gehen uns ebenfo wenig etwas an, 
wie die Ruſſen unfere Verhältniffe angehen. Wenn wir uns jede Ein: 
mifchung des Auslandes auf das ernftlichite verbitten, jo haben wir auch 
nicht das Recht, bei anderen die Fenſter einzujchmeißen. 

(Zurufe bei den Sozialdemokraten. — Sehr richtig! rechts.) 

Sie wollen international fein, und Sie gefährden die internationalen 
Beziehungen! 
(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 


2), Am 29. Febr. 1904; vgl. oben ©. 5b. 
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Sie predigen gegen den Krieg, und Sie juchen jelbjt den Krieg herbei- 
zuführen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sie nennen unfere ruhige und befonnene Politik eine abenteuerliche 
Politik, die überall Händel juche, und Sie empfehlen uns eine Politik, 
die, wenn wir fie einjchlagen wollten, uns in Schwierigkeiten mit aller 
Melt verwicdeln würde. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn übrigens der Herr Abgeordnete Bebel fich in diejer Weiſe 
gegen die ruſſiſche Autofratie echaufftert, fo jpottet er feiner jelbft und 
weiß nicht, wie. 

(Sehr gut! rechts und in der Mitte.) 
Die im vorigen Jahre hier jattjam erörterte Art und Weife, wie der 
geehrte Herr Abgeordnete feine eigene Partei leitet, jteht ja ungefähr 
auf der Höhe des Zuftands, der ihm in Rußland nicht gefällt. 
(Große Heiterkeit.) 
Die Freiheit, die er feinen Gefinnungsgenofjen und den publiziftifchen 
Organen feiner Partei einräumt, die gleicht ungefähr dem Grade von 
Freiheit, der ihm in Rußland nicht genügt; und die Ordnung der Dinge, 
die er herbeiführen möchte, die Zufunftsgejellichaft, die er bei uns 
etablieren will, würde jeden Despotismus in den Schatten jtellen. 
(Zuruf bei den Sozialdemofraten.) 


MWerden Sie erft ſelbſt wirklich liberal, begreifen Sie erjt 
felbit das Weſen wahrer Freiheit, bevor Sie unter Störung 
unferer internationalen Beziehungen die Freiheit bei anderen 
importieren wollen. 

(Beifall rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel ift auch auf die Zwifchenfälle 
eingegangen, die fich im vergangenen Sommer und vor einigen Wochen 
ereignet haben: die Nufbringung einiger deutſcher Handelsfchiffe 
und die Bejchießung des Geeftemünder Fifcherdampferz „Sonntag“. 
Sobald die erften Nachrichten über diefe Zwifchenfälle bei uns ein- 
getroffen waren, haben wir jofort eingegriffen. Ich freue mich, jagen 
zu können, daß die ruffifche Regierung unferen berechtigte Forderungen 
ſogleich und willig entgegengefommen ift. So iſt es möglich geweſen, 
dieſe Zwifchenfälle glatt und raſch aus der Welt zu jchaffen. 

Sie wifjen, meine Herren, daß die Fragen des Seerechts und 
Völkerrecht, die dabei in Betracht famen, ſehr jtreitiger, daß fie ver: 
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wicdelter Natur find. Um jo ratjamer jchien es mir, den Verſuch zu 
machen, in jedem einzelnen Fall diefe Zwifchenfälle auf diplomatischen 
Meg aus der Welt zu jchaffen. So haben es übrigens auch die anderen 
Negierungen gemacht, die jich in derjelben Lage befanden wie wir. Sie 
haben auch den Weg diplomatifcher Verhandlung bejchritten. Sie haben 
fich auch beftrebt, diefe Fragen in einer Weife zu behandeln, die nicht 
notwendig zu Konflikten führen mußte. 

Das war freilich nicht nach dem Sinn mancher Leute, die gerade 
bei diefem Anlaß ein bejonders forjches Vorgehen von uns verlangten. 
Namentlich im fozialdemofratijchen Lager zeigte ji) damals — das klang 
ja noch in der Rede des Herrn Abgeordneten Bebel nad) — eine leb— 
hafte Sehnsucht nach der gepanzerten Fauſt 

(hört! hört! rechts), 
die Ihnen doch ſonſt nicht Iympathiich if. Da wurde mir jchon im 
Sommer, ich war noch in Norderney, geraten, ich möchte, ohne eine 
ruſſiſche Erklärung abzuwarten, die deutjche Flotte ohne weiteres nad) 


Kronftadt ſchicken. 
(Heiterfeit.) 


Und als nun der Geeftemünder Fiicherdampfer „Sonntag“ bejchofjen 
wurde — da muß ich eine Parentheſe eröffnen. Ich Eonftatiere hier 
an der Hand der mir vorgelegten species facti, daß an Bord des 
„Sonntag“ niemand verlegt worden iſt, daß der Dampfer ſelbſt un- 
bejchädigt geblieben ift — nur ein Tau iſt zerbrochen, man weiß aber 
nicht, ob infolge eines Schuſſes — und daß der Schadenserjaß, den Die 
Reederei beanfprucht, ſage und höre, auf 3065 Mark berechnet wird. 
Der Landrat in Geejtemünde glaubt, daß eine Entjchädigung von 1500 
bis 2000 Mark ausreichen würde. — Alſo als ſich dies Ereignis zutrug, 
da wurde der Lärm im fozialdemofratifchen Lager ganz fürchterlich. Der 
Herr Abgeordnete Bebel hat eben gejagt: Über allen Wipfeln Auh! Na, 
ich danke. 
(Heiterfeit.) 

Ich babe mir die damaligen Auslafjungen feines Moniteurs, des 
leitenden Blattes der jozialdemofratifchen Bartei, des „Vorwärts“, vor: 
legen laſſen. Da hieß es, jobald die erſte Nachricht über die Beſchießung 
de3 „Sonntag“ eingetroffen war, als ich nocd gar nicht die Möglichkeit 
gehabt hatte, irgendwelche Schritte zu unternehmen: 

Die deutiche Regierung nimmt fich ungeheuer viel Zeit, um auch 

nur die Tatjache diejes Frechen Ruſſenſtreiches feitzuftellen. Wenn 
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fie in dem gleichen Schnecfentempo die Sache weiter verfolgt, wird 
fie lange Zeit brauchen, um mit einer Sühneforderung an Rußland 
heranzutreten. 
MWeiter hieß es in einem anderen Artikel des „Vorwärts“: 
Was jpeziell Deutjchland anlangt, jo muß mit dem arößten Nach— 
druck gefordert werden, daß Deutjchland eritens zu der allgemeinen 
Verlegung des Völkerrechts jchleunigft Stellung nimmt, und daf 
e3 zweitens jofortige Aufklärung über den aus Geejtemünde ge- 
meldeten Fall erteilt. Jedes Schweigen muß den Eindrud er: 
wecen, als wenn Deutjchland dem unjäglich unwürdigen Rufen: 
dienjt noch einen neueſten allerichmählichiten hinzufügen wollte. 
Einerlei, wie Graf Bülow und feine Leute über das Völkerrecht 
und nationale Würde denken mögen, das deutjche Volk hat zu 
verlangen, daß die Regierung fich nicht länger der Verachtung 
anderer Nationen preisgibt. 
(Hört! hört! rechts.) 


Die radikale Brejje jefundierte in diefem Fall der ſozialdemokratiſchen. 
Die „Volkszeitung“ brachte einen überaus jchneidigen Leitartikel unter 
der Überjehrift: „Bülow heraus!“ 


(Große, andauernde Heiterkeit.) 

Da hieß e8: 

Was wird der deutſche NReichskanzler tun, um für diejes allem 

Völkerrecht hohniprechende, an die Praxis der maroffanifchen See- 

räuber erinnernde Gebaren Genugtuung zu verlangen? 
Selbſt das „Berliner Tageblatt”, welches in auswärtigen Fragen mit: 
unter ganz verjtändig ift, wurde ganz wild 

(Heiterkeit) 

und fchrieb: 

Hoffentlich zeigt unſere Regierung diesmal, daß ſie von den 

Rufen fich ebenfowenig die Butter vom Brot nehmen läßt wie 

das Kabinett von St. James, 
Warum eigentlich, meine Herren? Sie fanden es doch damals uner: 
hört, als wir vor zwei “Jahren haittanischen Inſurgenten auf die Finger 
£lopften, die widerrechtlich ein deutjches Handelsichiff gefapert hatten. 
Sie proteftierten und lärmten, als wir in Wahrung völferrechtswidrig 
gefchädigter deutjcher Intereſſen in Venezuela einfchritten 

(hört! hört! rechts); 


8* 
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Sie fchrien wie bejejjen 
(Heiterkeit), 
al3 wir die Ermordung deutjcher unjchuldiger Miſſionare und des 
deutichen Gejandten durch die chinefischen Borer nicht dulden wollten. Sie 
verhielten jich ganz ruhig, als die Hereros armen deutfchen Farmern den 
Hals abjchnitten; Sie wünjchten, daß wir die Hereros um Frieden 
bitten möchten; Sie wollen, daß wir das Hereroland wieder räumten. 
Aber bei Zwifchenfällen, wie fie Neutralen gegenüber in Seefriegen 
öfter vorgefommen find, troß der augenfcheinlichen Bereitwilligfeit der 
ruffischen Regierung, uns jede Genugtuung zu gewähren, und obwohl 
die anderen Mächte, die fich in derjelben Lage befanden wie wir, dieje 
Zwifchenfälle ganz verjöhnlich nahmen, da wollten Sie, daß wir fofort 
vom Leder ziehen follten. 
(Hört! hört! rechts und in der Mitte. Zurufe von den 
Sozialdemofraten.) 


— Warten Sie nur ab, Herr Bebel! — Als unfer forreftes und ver: 
jtändiges Vorgehen von vollem Erfolge gekrönt war, da fand der „Vor: 
wärts“, daß unjere Haltung außerhalb jeder Kritif läge. 
Aber jelbit die Engländer waren damals der Sozialdemofratie 
nicht forſch genug. 
(Hört! hört!) 


Als zur Befriedigung aller vernünftigen Leute der Zwifchenfall von der 
Dogger Bank feinen akuten Charakter verloren hatte, da fchrieb der 
„Vorwärts“: 
Der jetzige Ausgang des Konflikts iſt für England keineswegs ſo 
rühmlich, wie es anfangs den Anſchein hatte. England hätte 
unter dieſen Umſtänden trotz alles Säbelraſſelns ziemlich klein 
beigegeben. 
Und dasſelbe ſozialdemokratiſche Blatt, das jo oft behauptet hat, Kriege 
und Konflikte gingen nur hervor aus der gegenwärtigen Ordnung der 
Dinge, aus unferer heutigen bürgerlichen Gejellichaftsordnung, das jo oft 
erklärt hat, im Zufunftsftaat würde es feine Kriege und feine Konflikte 
mehr geben — ac, Herr Bebel, was haben Sie jelbjt darüber für 
nette Sachen gefchrieben in Ihrem Buche „Die Frau”, 
(Große Heiterkeit.) 
Was habe ich da für hübſche Sachen gelefen über das idyllifche Friedens: 
dajein, das einjt auf diefer Erde unter Ihrer Leitung herrfchen würde! 
(Heiterfeit.) 
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Diejer jelbe „Vorwärts“ jchrieb, als zur Genugtuung wiederum aller 
vernünftigen Leute der Huller Fall einem Schiedsgericht unterbreitet 
wurde — ich bitte um die Erlaubnis, noch diejen Artikel verlefen zu 
dürfen —: 

Noch unwahrjcheinlicher dünkte uns die Petersburger Meldung, 
a daß die englifche Regierung der ruffiichen den Vorſchlag gemacht 

habe, den Zwiſchenfall einem Schiedsgericht gemäß der Haager 

Beitimmung zu unterbreiten. Würde fih England wirklich auf 

eine folche Verfchleppung des Falles einlafjen, fo hätte es unjtreitig 

an Preſtige unendlich verloren. Wir zweifeln nicht daran, daß 

England ſich vollftändige Genugtuung verjchaffen könnte, wenn es 

nur Rußland feinen unbeugjamen Willen zeigt. Es brauchte 

durchaus nicht das baltische Gejchwader in den Grund zu bohren; 
jchon die erften fcharfen Schüffe würden Rußland zur Nachgiebig- 
feit zwingen. Gngland hat jet die beite Gelegenheit, zu zeigen, 
ob es wirklich auch mit einer Großmacht anzubinden wagt, oder 
ob e3 gleich anderen Staaten auch nur den Heldenmut befigt, 
gegen winzige Kleinftaaten bramarbafierend von Leder zu ziehen. 
Das, meine Herren, ift ſchon ein recht bösartiger Hetzverſuch 
(jehr richtig! rechts), 
der erklärt, weshalb während und nad dem Huller Zwifchenfall die 
Nachricht auftauchte, wir juchten Rußland und England zu entzweien. 
Mir, das heißt die vernünftigen Leute, die große Mehrheit diefes 
Haufes, haben das nie getan; aber andere Leute haben e3 verjucht. 
(Sehr richtig!) 

Der Gipfelpunft diefer ganzen Kampagne war, daß nach dem 
Huller Zwifchenfall, an dem wir gar nicht beteiligt waren, der uns 
gar nichts anging, der „Vorwärts“ uns im Namen der jozialdemo- 
fratifchen Partei aufforderte, jofort einen geharnifchten Proteſt an Ruß— 
land zu richten. 

(Heiterfeit. Zurufe von den Sozialdemokraten.) 


Damals jchrieb der „Vorwärts“: 
Schon der Fall mit der englischen Fifcherflottille hätte den Konflikt 
zu einer internationalen Frage machen müſſen. Waren doch alle 
Nationen in gleihem Maße daran intereffiert, daß den Ruſſen 
ihr Flibuftierhandwerf, das die Fahrzeuge aller Nationen bedrohte, 
fo raſch und gründlich wie möglich gelegt würde. Nachdem aber 
die übrigen Fälle noch Hinzugefommen ſind, nachdem mehrere 
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fchwedtiche, ein unbefanntes und aller Wahrfcheinlichfeit nach auch 

ein deutfches Fahrzeug von den ruffischen Schiffen bombarbdiert 

worden find, bedeutet es die gröblichjte Mißachtung des Völker: 
rechts, daß nicht jofort alle, auch die unbeteiligten Staaten 
— alfo aud) wir — 

gegen das Vorgehen der Ruſſen geharniſchten Proteft erhoben 

reſp. den Proteft Englands zu ihrem eigenen machten. 

Nun, meine Herren ich hoffe, daß Sie diefe Reizbarfeit Ihres 
Nationalgefühls fünftig auch bei anderen Gelegenheiten zeigen werden 
(jehr gut! Bravo! und Heiterkeit), 
und ich verjtehe nicht, wie unter folchen Umftänden der Herr Abgeordnete 
Bebel nicht mit beiden Händen für die Forderungen meines verehrten 
Kollegen, des Kriegsminifterd von Einen, jtimmt. Ich erwarte, daß er 

uns die Mittel bewilligen wird zu Lande und zu Wafjer 

(Beiterfeit), 
um einer jo fampfbereiten Politik, wie er und fein Leibblatt uns da 
empfehlen, den nötigen Rückhalt zu geben. 

(Heiterfeit.) 
Denn, meine Herren, daß es mit dem großen Mund allein nicht getan 
ift, das wird mir der Herr Abgeordnete Bebel jelber zugeben. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat auch von unferer angeblichen 
Wiürdelofigfeit geiprochen — das war, glaube ich, der Ausdrud, den 
er gebrauchte; er liebt ja die ftarfen Worte — alſo von unferer an- 
geblichen Würdelofigkeit, von unferem Mangel an Selbftändigfeit gegen- 
über Rußland. Davon ift feine Rede. Wir wollen uns aber aud) 
nicht von ihm mit Rußland brouillieren laſſen. Angriffe, wie fie der 
Herr Abgeordnete Bebel joeben gegen Rußland gerichtet hat, find doppelt 
bedauerlich während eines Krieges; denn gerade während eines Krieges, 
wo die Empfindungen, die Leidenjchaften gejchärft find, wo die Empfind- 
(ichfeit doppelt groß ift, joll fich der Unbeteiligte des Taktes befleißigen 

(jehr richtig! rechts) 
— eine Gottesgabe, die freilich unter den Menschen verfchieden verteilt ift. 
(Sehr gut! und Heiterkeit.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat auch den Königsberger Prozeß 
berührt. Über die VBorausjegungen, unter denen diefer Prozeß eingeleitet 
worden ilt, über den Gang und über die Modalitäten diefes Prozeſſes 
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wird jich der preußiiche Herr Juſtizminiſter an zuftändiger Stelle aus: 
ſprechen. 
(Lebhafte Rufe: ah! links. Sehr richtig! rechts.) 

Für meine Perſon möchte ich Ihnen das Folgende jagen: die Kritik, 
die an diefem Prozeſſe geübt worden iſt, bewegt fich auf dem Gebiete 
der Verſchiedenheit der jurtitifchen Auffaffung. 

(Widerſpruch links.) 
Wenn Fehler begangen worden ſind, ſo liegen ſie auf dem Gebiete der 
juriſtiſchen Meinungsverſchiedenheit 

(Widerſpruch), 


auf dem Gebiete der juriſtiſchen Theorie. 
(Wiederholter Widerſpruch links.) 


Es handelt ſich bei dieſem Prozeß aber nicht allein um theoretiſche 
Fragen, es handelt ſich nicht allein um juriſtiſche Formfragen. Es 
handelt ſich um die in Königsberg feſtgeſtellte Tatſache, daß die deutſche 
Spzialdemofratie mit Bewußtfein daran arbeitet, die in Rußland be- 
jtehende Ordnung der Dinge zu bejeitigen. 
(Sehr richtig! vechts. Zurufe und Unruhe links.) 

Es handelt fi um die in Königsberg feitgeftellte Tatjache, daß die 
deutfche Sozialdemokratie zu dieſem Zweck Schriften revolutionären, 
terroriftifchen, anarchiſtiſchen Inhalts nach Rußland verbreitet hat. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
Es handelt ſich darum, daß auch die fozialdemofratifchen Schriften, die 
nah Rußland gefchiet wurden, den Zweck verfolgten, die in Rußland 
beitehende Regierung zu itürzen. Wenn wir folche direft gegen die 
Regierung eines uns befreundeten Yandes gerichtete Treibereien gewähren 
laſſen, jo würden wir damit die guten und friedlichen Beziehungen zu 
diefen unferen Nachbarn gefährden. Wenn es in Rußland ärger zu— 
ginge al3 in Dahome, hätten wir doch die Pflicht, feindliche Handlungen 
gegen eine uns im völferrechtlichen Sinne befreundete Regierung zu 
verhindern. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 


— Sch höre den Zwiſchenruf „unwürdig”. Eine jo plumpe Invektive 
reicht nicht an mich heran; fie fällt auf denjenigen zurüc, der in unfere 
Verhandlungen eine ſolche Tonart eingeführt. 

(Lebhaftes Bravo rechts und in dev Mitte.) 
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Wenn in Königsberg keine Verurteilung wegen Hochverrat3 erfolgt 
it, jo gefchah das aus formalzjuriftifchen Gründen. Die Verhandlungen 
in Königsberg haben feinen Zweifel darüber gelaſſen, daß die deutjche 
Sozialdemokratie mit Bewußtjein Tendenzen verfolgt und eine Tätigkeit 
entfaltet, die, wenn ſie ungehemmt vor fich ginge, unfer Verhältnis zu 
Rußland jchädigen und beeinträchtigen wirde. Die deutfche Sozial: 
demofratie hat offen erklärt, daß fie im Intereſſe des allgemeinen Um: 
fturzes den Umfturz in Rußland herbeiführen will. Der jozialdemofratifche 
Berteidiger in Königsberg, Herr Dr. Liebfnecht, erklärte, es wäre die 
vornehmfte Aufgabe des von der Sozialdemokratie geführten deutfchen 
Volkes, tatkräftig zur Befreiung des ruſſiſchen Volkes mitzuwirken. Das 
heißt doch mit dürren Worten, Rußland provozieren, Rußland anrempeln, 
den Krieg mit Rußland. 

(Lachen bei den Sozialdemokraten.) 
Eine jozialdemofratifche Berfammlung in Königsberg nahm die folgende 
Rejolution an: 

Die heute im Reformgaſthauſe tagende öffentliche Volksver— 
jammlung jpricht unter dem Eindruck der duch den Ruſſenprozeß 
vor aller Welt aufgedecten barbarijchen Zuftände des Zarismus 
ihren um die Freiheit fämpfenden ruſſiſchen Brüdern erneut ihre 
unerjchüitterliche Sympathie aus und erklärt, ihnen gegenüber die 
Pflichten internationaler Solidarität unbeirrt weiter erfüllen zu 
wollen, bis auch Rußland der weſteuropäiſchen Kultur erfchloffen 
und im Geifte eines modernen Rechtsftaats umgewandelt jein wird. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 
Vorher hat der Herr Abgeordnete Haaſe erklärt: 

Es iſt Pflicht aller Mitglieder der Sozialdemokratie, von jebt 
ab noch viel mehr für die Berbreitung ruflischer Schriften, die 
hier in Deutfchland erlaubt find, Sorge zu tragen. 

. (Hört! hört! und jehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


In einer Berliner VBolfsverfammlung erklärte der Herr Abgeordnete 
Liebfnecht 
(Heiterkeit und Zurufe rechts) 
— alſo der durchgefallene Abgeordnete Liebfnecht 
(Heiterkeit) —: 
Das praftifche Reſultat des Prozeſſes iſt das, daß jeder frei: 
gefinnte Deutjche erklären muß: ich Halte es für meine Pflicht, 
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den ruſſiſchen Freiheitsfämpfern zu helfen, — und jeder Partei: 
genofje muß fich verpflichtet halten, die Beſtrebungen der ruffischen 
PBarteigenofjen durch Einfchmuggelung von jozialdemofratifchen 
Schriften zu unterftügen. — Stürmifcher Beifall. — Nicht nur 
jeder Parteigenoſſe, jondern auch jeder freifinnige Mann muß 
dazu beitragen, daß die Bajtille des Dejpotismus geftürzt werde, 
und daß wir bald rufen können: Der Zarismus ift tot — es 
lebe die ruſſiſche Freiheit! 
(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 
— Gtürmifcher langanhaltener Beifall - 
— mie jest bei Ihnen. 
(Große Heiterkeit.) 
In derjelben Rede, meine Herren, äußerte Herr Liebfnecht am 
30. Juli über die Ermordung des ruſſiſchen Minifters Plehwe: 
Geitern eilte die Kunde durch die Stadt, daß der Minifter von Plehwe 
tot fei, daß der Bluthund von Wilna — minutenlanger tojender 
Beifall — gerecht gerichtet worden ift. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Der Attentäter von gejtern ijt ebenfo mutig gemwejen, wie der 
vor wenigen Tagen in Finnland. Auch hier hat der Attentäter 
das eigene Leben aufs Spiel gejegt. Er wollte „das Boll vom 
Tyrannen befreien”. Das war Tells Geſchoß. Ein ehrendes 
Andenken ift diefem Helden ficher. Es find edle Menjchen, die 
die Bezeichnung Heroen verdienen. Wir haben die Pflicht, die 
ruſſiſchen Sozialdemofraten zu unterjtügen, und ich werde ihnen 
Schriften ſchicken, jo oft ich kann, und ich bitte alle Sozialdemo- 
fraten, das Gleiche zu tun. 
Stürmifcher, Ianganhaltender Beifall folgte diejen Worten. 


Und da wollen Sie bejtreiten, meine Herren, daß Sie zu feind- 
lichen Beziehungen mit Rußland treiben? Da wollen Ste bejtreiten, 
daß, wenn Sie das Heft in die Hand befämen, daß, wenn Sie machen 
fönnten, was Sie wollten, Sie uns in Feindjchaft mit der ruſſiſchen 
Regierung verwiceln würden? — Wohlgemerft, nachdem Sie uns vor: 
her wehrlos gemacht hätten durch die Einführung Ihres Milizſyſtems 
und alles defjen, was Sie zur Desorganifation unjerer Armee planen! 

(Bravo! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel ift auch nicht einverjtanden damit, 

daß ich einen englifchen Journaliſten empfangen habe. Ich möchte 
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den Herrn Abgeordneten Bebel auf zweierlei aufmerfjam machen. Ich 
möchte ihn einerjeitS darauf hinweifen, daß ich Herrn Bajhford nichts 
gejagt zu haben glaube, was für das deutjche Publitum etwas Neues wäre. 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen.) 
Ich habe ihm nur das gejagt, was nach meiner Anficht die große 
Mehrheit der verjtändigen Deutfhen — ich unterftreiche das Wort 
„verftändig“ — über unjer Verhältnis zu England denkt. Zu beur: 
teilen, wann und wie ich es für richtig und zwectentiprechend halte, die 
öffentliche Meinung anderer Länder zu orientieren, das behalte ich mir 
jelber vor. 

Wenn aber der Herr Abgeordnete Bebel weiter gejagt hat, ic 
hätte diefe Darlegungen im Reichstage machen jollen, jo glaube id, 
daß es wenige Minifter des Äußeren gibt, die fich fo oft und fo ein: 
gehend über auswärtige Fragen ausfprechen wie ich, und ich glaube, 
daß mir in diefer Beziehung ein begründeter Vorwurf nicht gemacht 
werden fann. ch bin aber nicht ein Feuerwerker, der zweimal im 
‚jahre aufzutreten bat, um an eimen bejtimmten Termin ein Feuerwerk 
abzubrennen. 

(Heiterfeit.) 
Wann und wie ich über Fragen der auswärtigen Bolitif überhaupt 
jprechen will, der Zeitpunkt, den ich mir ausfuche, um über auswärtige 
ragen dies oder jenes zu jagen, hängt lediglich ab von den, was id 
im Intereſſe des Landes für nüßlic) und zwecdienlich halte, und das 


beitimme ich jelbit. 
(Bravo! rechts.) 


Der Grund, warum ich Herrn Baſhford empfangen habe, als er 
den Wunfch ausſprach, mich zu jprechen, war die unverfennbare und 
leidige Tatfache, daß eine gewifje Anzahl Bubliziften während der legten 
Monate ihren Pla in der englifchen Preſſe benugte, um Unkraut zu 
jäen auf den Acer der deutjcheenglijchen Beziehungen. In der Bolitif 
darf man aber nicht warten, bis der himmlische Gärtner das Unkraut 
vom Weizen jondert, da muß man jelbjt zugreifen und fich der oft nicht 
erquiclichen Arbeit des Gärtner unterziehen. Darum habe ich jchon 
im November — e3 muß Anfang November gewejen jen — Herm 
Bashford empfangen, der dann Anfang Dezember, in der „Nineteenth 
Century“ feine Entrevue veröffentlichte. Ich hielt es für nüßlich, bald 
zwei von den ftacheligften Dijteln auszuheben, die fi) in der Testen 
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Zeit unter dem Unkraut bemerkbar machten, aljo bejonders die Behaup- 
tung, wir hätten uns in die Tibet-Angelegenheit eingemifcht, was eine 
Yüge war, und die Behauptung, wir hätten den Huller Zwifchenfall 
durch perfide Ausftreuungen herbeigeführt, was eine zweite Yüge war. 
Alto ich habe mich bemüht, dieje bösartigen Erfindungen aus der Welt 
zu jchaffen. Sie dienen, meine Herren, wie Sie wiſſen, derjenigen 
publiziftifchen Kampagne, die nicht erſt jeit gejtern fich bemüht, die 
friedlichen Beziehungen zwijchen Deutjchland und England zu ftören. 
Sie werden nicht von mir verlangen, daß ich auf alle hegerifchen 
Erzeugnifje diefer publiziftiichen Kampagne eingehe. Wenn aber, meine 
Herren, ſolche Hetzer zur Baſis ihrer Angriffe und Verdächtigungen 
die Annahme machen, al3 wenn wir mit unjerer Flottenpolitif aggrefjive 
Pläne gegen England verfolgten, und wenn zu meinem tiefen Bedauern 
auch der Herr Abgeordnete Bebel fich hierüber nicht mit der wünfchens- 
werten vollen Klarheit und apodiftiichen Gewißheit ausgejprochen und 
die Berleumdungen zurücgewiefen hat, dann frage ich Sie alle, die Sie 
an unſerem Flottenprogramm mitgewirkt haben, ob unfere Flotte andere 
al3 rein defenjive Zwecke verfolgt. Sie verfolgt nur defenfive Zwecke 
und wird auch in Zukunft feine anderen als defenſive Zwecke verfolgen. 
Dafür forgt nicht nur unfer Friedensbedürfnis — jelbjtverftändlich, 
meine Herren, das Bedürfnis eines Friedens in Ehren —, fondern 
dafür ſorgt auch die rapide Zunahme der maritimen Machtmittel aller 
übrigen jeefahrenden und jeefräftigen Nationen. Der Kreis der jee- 
fahrenden Nationen hat fich in den letzten Jahren viel zu raſch ent- 
wicdelt, als daß irgend eine Macht den Anjpruch auf univerfelle See- 
herrichaft erheben könnte. In der alten Welt, als die Yänder um das 
Mittelmeer den Erdfreis bedeuteten, als Rom und Karthago um die 
Suprematie rangen, da hatte daS Ceterum censeo des alten Cato 
vielleicht die politische Logik für fih. Noch, als die Engländer ihre 
Seefriege führten gegen Spanien, gegen Holland, gegen Frankreich, 
winkte dem Sieger al3 Preis das Monopol auf dem Meere. Heute 
ift das anderd. Was hat heute ein Volk gewonnen, wenn es 
einen feiner maritimen Nebenbuhler niederwirft? Es wird 
vielleicht den wirtjchaftlihen Organismus diefes Gegners 
zerftören, aber es wird. ſicher auch feinem eigenen Handel die 
ſchwerſten Wunden fchlagen. E3 wird die Gejchäfte der 
anderen bejorgen, die mit Vergnügen die leeren Plätze auf 
dem Weltmarkt einnehmen und fich auf ihnen häuslich ein= 
rihten würden. Auch wer als Sieger aus einem foldhen 
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Kriege zurücdkehrte, würde nicht ohne den jchwerften und 
dauernditen Schaden die friedliche Arbeit wieder aufnehmen. 
(Sehr richtig!) 

Und zu diefem Schaden rechne ich nicht nur was während 
des Krieges paſſiert. Ich rechne auch dazu die Folgen des 
Hafjes, der Erbitterung, die fich oft noch Jahrzehnte nad 
beendigtem Kriege geltend machen, die oft noch lange nad: 
ber bypnotifierend auf die ehemaligen Gegner wirken. 
Sranfreih und Deutfchland wiſſen davon ein Lied zu fingen. 

Meine Herren, wenn ich aus diejer Darlegung die praktiſche Nutz— 
anwendung ziehen fol, jo iſt es diefe: Ich wiederhole auch vor dieſem 
Daufe: ih kann mir nicht denfen, daß der Gedanfe eines 
deutjchsengliichen Sirieges bei den vernünftigen Leuten in 
beiden Ländern ernitliden Anklang finden jollte Sie erwägen 
nüchtern den ungeheuren Schaden, den auch bei günftigjtem Ausgang ein 
ſolcher Krieg über das eigene Land bringen würde, und die Rechnung 
ergibt, daß der Einjag für die ficheren Berlufte viel zu hoch ift. Des- 
halb, meine Herren, nehme ich für meinen Teil die Feindſeligkeiten eines 
Teils der englijchen Preſſe nicht zu tragiſch. Ich hoffe, die Schid- 
jale beider Länder werden immer von den fühlen Köpfen 
beitimmt werden, die wifjen, daß Deutjchland und England 
nicht nur für die Gegenwart, ſondern für alle Zufunft, jo: 
weit fie dem menfchlihen Auge erfennbar ift, mit einer Auf: 
rechterhaltung der gegenwärtigen friedlichen Beziehungen am 
beiten gedient ift. 

(Lebhafter allſeitiger Beifall.) 


Meine Herren, von zwei Seiten ijt die Yage der Dinge in Süd— 
wejtafrifa berührt worden. Ich freue mich, daß mir Gelegenheit 
geboten wird, mich über die dortige Situation vor Ihnen und vor dem 
Lande auszujprechen. Als im vergangenen Jahre die eriten Nachrichten 
über den Aufitand der Herero bei uns eintrafen, habe ich von dieſer 
Stelle aus der Zuverficht Ausdruck gegeben, daß das über Südweſt— 
afrifa hereingebrochene Unglück das deutiche Volk und feine Vertretung 
einmütig finden würde, einmütig zum Schuße unferer bedrängten An— 
fiedler, einmütig zur Wahrung der Ehre unjerer Flagge. Ich Habe 
gleichzeitig gejagt, daß wir nicht ruhen würden, bis die Aufrührer, die 
ihre Hand gegen die deutjche Herrichaft erhoben, in ihre Schranfen 
zurückgewiefen wären. Ich habe gejagt, daß wir nicht daran dächten, 
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einen Fuß breit des Landes abzugeben, auf dem deutjches Blut ge- 
Hoffen ift. Und wenn Herr Bebel es ſoeben als einen Fehler der 
gegenwärtigen deutjchen Politik bezeichnet hat, da zu bleiben, wo wir 
iind, jo glaube ich und hoffe ich, daß die große Mehrheit diejes Hohen 
Haufe und die große Mehrheit des deutichen Volkes gerade der ent— 
gegengefegten Anficht ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Und ich habe mich endlich bereit erklärt, die volle Verantwortung zu 
übernehmen für alle Truppenjendungen, die behufs rafcher Niederwerfung 
des Aufjtandes von zuftändiger militärischer Seite für notwendig erklärt 
werden würden, ebenjo wie für die Kojten, die aus diefen Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Aufftandes hervorgehen würden. Wenn wir diejes 
Hohe Haus zu diefem Zwecke nicht ſchon im Sommer einberufen haben, 
jo geſchah e3 einerfeits, weil damals und auch noch im Frühherbit die 
Lage der Dinge in Südmweftafrifa fich nicht überjehen ließ, und meil 
andererfeits nach der Haltung, die diejes hohe Haus in diejen Fragen 
bisher eingenommen hatte, wir uns der Erwartung hingeben fonnten, 
daß es Diejenigen Maßregeln billigen würde, die wie getroffen haben, 
um Südweſtafrika für Deutjchland zu erhalten. 
(Sehr richtig!) 

Nach diefen meinen Erklärungen, meine Herren, find wir verfahren. 
Wir haben mit jeder denkbaren Bejchleunigung vom erjten Tage des 
Aufitandes an bis zu diefem Augenblide alle Truppen und alle Hilfs- 
mittel nach Südweſtafrika gejandt, die von militärischer Seite für not- 
wendig erklärt wurden. Es hat ſich herausgejtellt, daß wir gegen einen 
weit zahlreicheren, bejjer bewaffneten, bejjer organifierten, bejjer ge: 
führten Feind zu Fämpfen hatten, al3 auch von den Kennern des Yandes 
vorher angenommen worden war. Der Aufjtand in Südweſtafrika hat 
dem deutjchen Volfe große Opfer auferlegt, jehr jchwere, ſehr jchmerz- 
liche Opfer an Gut und vor allem an Blut. Um jo rühmlicher ijt das 
Verhalten derjenigen, die freiwillig fich zum Kriegsdienit bereit fanden 
im fernen Lande. 

(Bravo!) 
Ich danfe dem Herrn Abgeordneten Spahn für die Art und Weije, wie 
er unferer in Afrika fechtenden Truppen gedacht hat. Wir verdanken 
es in der Tat der Tapferkeit und der Ausdauer unjerer Leute, die 
feine Strapazen und feine Entbehrung gejcheut haben; wir verdanken 
es der umfichtigen Führung des Generals von Trotha, wir verdanken es der 
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Tüchtigfeit und der Todesverachtung feiner Offiziere, wenn die Kam: 
pagne im Hererolande jetzt in der Hauptſache als beendigt angejehen 
werden kann. Der Widerjtand der Hereros erjcheint gebrochen, dank vor 
allen der Energie unferer Truppen, die fich nach jedem Gefecht dem 
Feinde wieder an die Ferje hefteten. 

Allerdings ift unferen Truppen eine neue und jchwere Aufgabe ge: 
jtellt worden, und hat ein neuer und fchwerer Schlag Südmeitafrifa 
getroffen durch den Aufjtand der WitboiS und unjerer Hottentotten: 
ſtämme. Dadurch iſt auch in dem bisher verjchont gebliebenen Süden 
unferes Schußgebietes manche in harter Arbeit zur Blüte gebrachte 
Heimjtätte zerftört worden, haben wir den Verluft mancher Menjchen: 
leben zu beklagen. Der General von Trotha hat jo rajch als möglich 
alle disponiblen Truppen nach dem Schaupla der Unruhen geichidt. 
Mir haben das Bertrauen zu unjern Leuten, daß fie auch dort tun 
werden, was ihnen möglich ift, um die in Not befindlichen Anfiedler 
zu vetten und den Nufjtändifchen die Auflehnung gegen die deutjche 
Herrſchaft ein für allemal zu verleiden. 

Meine Herren, was nun? Vor allem handelt es ſich darum, in 
dem verwüjteten Gebiet Ruhe und Ordnung, Sicherheit für Leben und 
Eigentum wiederherzuftellen. Das find die unerläßlichen VBorausfegungen 
für die Wiederaufnahme jedes geordneten Wirtjchaftsbetriebes. 

Eins aber möchte ich ausdrücdlich jagen. Wir find weder zu grau: 
jam, noch find wir fo töricht, die einzige Möglichkeit der Wiederftellung 
geordneter Zuftände darin zu erbliden, daß die jetzt aus den Wüfteneien 
des Sandfeldes hervorjtrömenden, halb verhungerten und verdurfteten 
Hererobanden erbarmungslos niedergefnallt werden. Davon kann Feine 
Rede fein. Gewiß, meine Herren, ich halte es für unfere heilige Pflicht, 
die Miederfehr eines jolchen Aufftandes für alle Zeit unmöglich zu 
machen. ch glaube, daß in Zukunft feine Feuerwaffe in den Händen 
eines Eingeborenen bleiben darf. 


(Sehr richtig! rechts und bei den Ntationalliberalen.) 


Ich bin auch der Anficht, daß die Organijation der Kapitänjchaften 
die allein die Geheimhaltung der weitverzweigten Vorbereitungen des 
Aufftandes ermöglicht hat, nicht wieder aufleben darf. Wir werden 
uns vielleicht genötigt jehen, die Eingeborenen behufs befjerer Über: 
wachung in Nejervate zu überweifen. Aber von einer Ausrottung der 
Eingeborenen kann, abgejehen von allen Gründen der Menfchlichkeit, 
die wir immer hochhalten werden, jchon aus der praftifchen Erwägung 
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heraus nicht die Rede jein, daß wir die Eingeborenen für jede Art des 
wirtjchaftlichen Betriebes in Südmweftafrifa, für die Landwirtſchaft, für 
die Viehzucht und insbejondere für den Bergbau gar nicht entbehren 
fönnen. Auch darüber wird kaum ein Zweifel obwalten fünnen, daß 
wir in Südweſtafrika eine Truppenmadt halten müſſen, die ftarf 
genug ift, um jeden neuen Aufjtandsverjuch im Keime zu erſticken. 

Meine Herren, nun hat der Herr Reichstagsabgeordnete Bebel auch 
wieder gejagt, der Wert von Südweſtafrika jei ein jehr geringer, Süd— 
weitafrifa jei, wie ich fchon mehr als einmal in der ihm naheftehenden 
Preſſe gelejen habe, eine Sandmwüfte, die aller für fie gemachten Auf: 
wendungen jpotte. Das ift nicht die Anficht der Kenner des Landes, 
nicht die Anficht derjenigen, die bereit find, dort ihre eigene Haut und 
ihr eigenes Geld zu Markte zu tragen. Die Unterfuchung der mine- 
raliichen Bodenſchätze — ich will von allem abjehen, was nicht zweifellos 
feſtſteht — bat das Ergebnis geliefert, daß eine Gejellichaft fich bereit 
erklärt hat, ohne Reichszuſchuß, ohne Landüberweiſungen auf eigene 
Koften eine Bahn von Swakopmund nach den Kupferlagern von Otavi 
in der Länge von 500 bis 600 Kilometern zu bauen. Wenn dieje 
Bahn, deren Kojten auf etwa 16 Millionen Mark berechnet find, fertig: 
geftellt fein wird, dann wird dieſe Privatbahn die größte bisher voll- 
endete deutjche koloniale Eijenbahn jein. Hinter diefer Gejellichaft 
jtehen große Banken, die nicht gewohnt find, ihr Geld à fonds perdu 
herzugeben. Und was die landwirtjchaftliche Qualififation von Südweſt— 
afrifa angeht, jo find alle Kenner des Landes, die ich geiprochen habe, 
darüber einig, daß weite Flächen des Bodens von Südweltafrifa um 
nichts jchlechter find als der Boden des benachbarten britifchen Süd— 
afrifa. Die Forichritte, die Farmwirtſchaft und Viehzucht vor dem 
Beginn des Aufjtandes gemacht haben, find uns ein Unterpfand dafür, 
daß auf die Länge dem Fleiß unferer Anfiedler nicht verfagt werden 
wird, was Briten und Buren in Südafrika gelungen ift. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, einen Punkt möchte ich noch berühren. Eines ijt 
notwendig, wenn wir den wirtichaftlichen Aufbau von Südweſt— 
afrika fichern wollen: daß wir der Stolonie diejenigen Leute erhalten, 
die in jahrelanger, mühjamer Arbeit ſich dort eine eigene Heimftätte 
und einen gewijjen Wohljtand erworben hatten, bevor der Aufitand 
ihnen alles nahm. 

(Lebhaftes mehrfeitiges Sehr richtig !) 
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Sie wifjen, daß die Farmer, die durch den Aufftand um Hab und Gut 
gefommen jind, eine Deputation nach Deutjchland gejchiet haben, um 
hier ihre Anſprüche zu vertreten. Es iſt mir eine befondere Freude 
gemwejen, diefe Deputation zu empfangen?) und ihr meine Fürſprache zu: 
zufagen; und ich glaube, mich nicht zu irren, wenn ich annehme, daß 
auch viele Herren aus diefem hohen Haufe die Darlegungen der Depu- 
tation gehört und Gelegenheit gehabt haben, durch Beiprechung mit 
Mitgliedern der Deputation fich über die Yage der Dinge zu informieren. 
Ich möchte Sie dringend bitten, meine Herren, diefe Entjichädigungs- 
frage nicht als eine Rechtsfrage zu behandeln. Für meine Perſon bin 
ich der Anjicht, daß das Neich gegenüber den Anfiedlern, die es unter 
jeinen Schuß genommen hat, mindejtens moralijche Verpflichtungen hat 


(fehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen), 


und daß es für das Reich eine Ehrenpflicht ift, ſoweit es diefen Schuß 
nicht hat durchführen fünnen, den angerichteten Schaden jo fehr als nur 
irgend möglich gut zu machen. 

(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Diejenigen Herren aber, die jich diefe Anſchauung nicht aneignen können, 
möchte ich bitten, ſich wenigſtens auf den Standpunkt des öffentlichen 
Intereſſes zu jtellen. Der Aufftand in Südweſtafrika hat unfere Kolonie 
ſchon jo viel wertvolle Kräfte gefoftet, daß es unverantwortlich wäre, 
wenn wir durch eine unbillige oder von ihnen jelbjt als unbillig emp: 
fundene Handlungsmweife die verschont gebliebenen Anfiedler aus dem 
Lande treiben wollten. Wir brauchen diejes in langen Fahren an: 
gefammelte Kapital von Erfahrungen, wir brauchen die alten Südmelt- 
afrifaner al3 Lehrmeiſter, al3 Wegweifer für die Zukunft. Schon des: 
halb jollten wir ihnen jobald als möglich die Mittel gewähren, um ſich 
wieder einen Hausjtand zu gründen und mit neuem Mut und neuer 
Zuverficht ihre wirtjchaftliche Tätigkeit wieder aufzunehmen. Deshalb 
bitte ich diefes hohe Haus nachdrücklich, in dieſer hochwichtigen Frage 
den Vorjchlägen, die wir Ihnen in dem Nachtragsetat für Südweſt— 
afrifa machen, Ihre Zuftimmung nicht zu verweigern. 
(Bravo! rechts, in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen.) 

Es iſt natürlich, daß ein Unglück wie das gegenwärtig über Süd— 

weitafrifa hereingebrochene auch eine Lehre für die Zufunft enthält, 





2) Am 16. Juni 1904 (vgl. Anhang). 
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namenilich eine Lehre darüber, wie teuer Verfäumniffe zu jtehen fommen. 
Es ift aber auch natürlich, wenn ſich an diefe Vorgänge eine Kritik 
unferer Rolonialorganifation in Südweſtafrika geknüpft hat. 
Ich finde Kritif auch hier berechtigt. Sie erjtreckt fich, wie Sie willen, 
hauptjächlich auf die Frage, ob Militär: oder Zivilverwaltung, auf die 
Frage der Selbitverwaltung der Kolonie, auf die Frage der Aus: 
geftaltung der Kolonialabteilung zu größerer Selbjtändigfeit, auf die 
Frage der Organijation unferer folonialen Streitkräfte. Alle Ddiefe 
Fragen unterliegen zurzeit den eingehendften Erwägungen, die noch 
nicht zum Abjchluß gebracht find. Ich möchte gerade bei organijatorischen 
Fragen Überftürzung vermeiden, weil ich der Anficht bin, daß dauernde 
Einrichtungen nicht unter dem Eindrud einer unvermuteten Krifis, eines 
afuten Zuftandes abgeändert oder neugejtaltet werden jollen. 

Was ich, meine Herren, über diefe Fragen fchon heute fagen kann, 
möchte, ich, wie folgt, zufammenfafjen: 1. Es ift meine, von Geiner 
Majeftät dem Kaifer gebilligte Abjicht, für die Zukunft die eigentliche 
Verwaltung des füdmeftafrifanischen Schußgebietes entjprechend dem 
Wunſche feiner Bewohner einem Zivilgouverneur zu unterjtellen. 

(Bravo!) 

In Vorbereitung diefer Änderung ift der Generalkonful von Lindequift, 
der mit den Verhältniffen des Schußgebietes genau befannt ift und in 
dem Schutzgebiet, wie ich Hinzufüge, das allgemeine Vertrauen der 
Einwohner genießt, al3 Gouverneur der Kolonie in Ausficht genommen. 
2. Sch halte es für nötig, daß wir zu einem weiteren Ausbau der 
Selbjtverwaltung unferer Schußgebiete innerhalb derjenigen Grenzen 
gelangen, die durch die Rechte des Mutterlandes und feiner geſetz— 
gebenden Körperjchaft gezogen find. Ein wefentlicher Schritt nach diefer 
Richtung tft bereitS durch meine Verordnung vom 24. Dezember vorigen 
Sahres über die Bildung von Gouvernementsbeiräten gejchehen; die 
Einrichtung funktioniert in diefem Jahre zum erftenmal und wird 
nach den fich ergebenden Erfahrungen weiter ausgeftaltet werden. 3. Im 
Zufammenhang mit der jelbjtändigeren Stellung der einzelnen Schutz— 
gebietsverwaltungen müſſen wir auf dem einen oder anderen Wege 
dazu Fommen, die Rechnungsablegung und Rehnungsfontrolle 
vom Rechnungshof nah den Schußgebieten zu übertragen 


(jehr richtig!), 
um auf dieſe Weile ſowohl die Lofalververwaltungen draußen als auch 


die Zentralverwaltung hier in Berlin von einer unfruchtbaren und dabei 
Penzler, Fürft Bülows Neben ꝛc. II. 9 
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ftetig wachjenden und jest jchon faum mehr zu bewältigenden Arbeits- 
laſt zu befreien. 
(Sehr gut!) 


4. Auch in der Organijation der Sentralverwaltung unjerer 
Kolonien müffen wir nach meiner Anficht zu einer Änderung kommen; 
der gegenwärtige Zuftand trägt den Stempel eines Provijoriums an 
der Stirn. Die Kolonialabteilung ift feine oberfte Reichsbehörde, ſondern 
eine der vier Abteilungen des Auswärtigen Amts. Andererfeit3 hat ſie 
nach der Allerhöchiten Verordnung vom 12. Dezember 1894 die Ge: 
ichäfte der eigentlichen Kolonialverwaltung unter der unmittelbaren Ver: 
antwortung des Reichskanzlers wahrzunehmen und ift dem Staatsjefretär 
des Auswärtigen Amtes nur jo weit unterftellt, als es fi) um die Be- 
ziehungen zu fremden Staaten oder um die allgemeine Politik handelt. 

Daß diefe Organijation auf die Dauer nicht haltbar ift, hat fich 
bei der Gelegenheit des ſüdweſtafrikaniſchen Aufftandes deutlich gezeigt. 


(Sehr wahr!) 


Sm Rahmen einer bloßen Abteilung einer oberjten Reichsbehörde Lafjen 
fi die ftarf angewachjenen Gejchäfte der Kolonialverwaltung nicht mehr 
erledigen. Bei der Ausdehnung und Wichtigkeit, welche die Eolonialen 
Gejchäfte angenommen haben, muß der Reichskanzler in der Lage fein, 
für diefe Gefchäfte ebenjo wie für alle anderen Reſſorts einen verant- 
wortlichen Stellvertreter zu beftellen. In Ddiefer Lage bin ich Heute 
nicht; nach dem Stellvertretungsgejeß von 1878 fann der Reichskanzler 
nur die Vorftände der „oberjten Neichsbehörden“ mit feiner verant- 
wortlichen Stellvertretung betrauen, und die Kolonialabteilung ift Feine 
„oberſte Reichsbehörde". Andererfeits ift durch die befondere Organi- 
jation der Kolonialabteilung der Chef des Auswärtigen Aıntes, dem die 
Kolonialabteilung angehört, ausdrücklich von der unmittelbaren Einwirkung 
auf die Gejchäfte der eigentlichen Kolonialverwaltung ausgefchlofjen. In 
ruhigen Zeiten ift ein folcher Zwitterftand zur Not zu ertragen, bei 
ernften Ereigniffen aber hat er nach meiner Überzeugung feine Unhalt- 
barfeit gezeigt. 

Endlich 5.: bejonders wichtig, und wie ich hinzufügen muß, befonders 
jchwierig ift die Frage der Organifation unjerer folonialen Streit- 
fräfte und des Verhältniſſes diefer Organifation zu der Zivilverwaltung 
der Kolonien. Ich bin heute noch nicht in der Lage, Ihnen Mitteilung 
darüber zu machen, ob und in welchen Richtungen eine genaue Wür— 
digung der bisherigen Erfahrungen hier Anlaß zu Anderungen geben 
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wird; ich kann nur verfichern, daß auch auf diefem Felde fein Schritt 
ohne die forgfältigfte und gewifjenhaftefte Prüfung und Abwägung von 
Borteilen und Nachteilen geſchehen foll. 

Meine Herren, wenn ich von Änderungen in unjerer Kolonial- 
verwaltung fpreche, jo will ich mich von vornherein gegen den Vorwurf 
verwahren, al3 ob ich die Tragmeite ſolcher zum Teil nur formalen 
Änderungen überjchägte. Eine fchlechte und veraltete Rolonialorganifation 
fann natürlich großen Schaden anrichten; aber auch die bejte Kolonial- 
organifation ift nur wirkſam nach dem Geijte, der in ihr lebendig it. 
In diefer Beziehung — das jpreche ich ganz offen aus — haben wir 
noch große Fortjchritte zu machen. 

(Sehr richtig!) 


Der Gang der deutjchen Gejchichte während der legten Jahrhunderte 
war der Entwicklung des Berjtändnifjes für foloniale und überfeeifche 
Aufgaben nicht günſtig. E3 fehlt und noch vielfach die Tradition, es 
fehlt uns die Erfahrung, über welche andere, ältere Kolonialvölfer ver: 
fügen. Es gibt bei uns noch nicht viele Leute, denen nach Erfahrung 
und nach Kenntniffen jchwierige foloniale Aufgaben mit gutem Gemifjen 
anvertraut werden fönnen. 

Ich Hoffe, meine Herren, daß es mir mit der Unterjtüßung des 
Herrn Chefs der Kolonialverwaltung, dejjen treuer und jelbitlofer Pflicht: 
erfüllung auf einem der jchwierigiten Poſten der geſamten Reichsver- 
waltung ich volle Anerfennung zolle 


(Bravo!), — 


ich fage: ich hoffe, daß es mir mit feiner Unterftügung gelingen wird, 
in diejer Beziehung einen Fortſchritt herbeizuführen. Im lebten Ende, 
meine Herren, wird allerdings unsere foloniale Zufunft und 
wird unjere Stellung als Weltmaht davon abhängen, daß 
das deutſche Volk ſelbſt ſich durchringt zu einem immer 
volleren Verſtändnis der großen Aufgaben unſerer über— 
ſeeiſchen und unſerer Weltpolitik, wie ſie mehr als einmal 
vor dieſem Hohen Hauſe dargelegt worden ſind. Manche An— 
zeichen deuten darauf hin, daß die jüngſten Erfahrungen in 
Südweſtafrika nicht nur für die Regierung und nicht nur für 
die Kolonialverwaltung, ſondern auch für die öffentliche 
Meinung eine Lehre geweſen ſind. 
(Sehr gut!) 
g* 
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Wenn dem jo tft, dann werden wir hoffen fönnen, daß aud 
in Südweftafrifa aus Ruinen neues Reben erblühen wird. 


(Bravo!) 


Meine Herren, von zwei Seiten ift auch die Diätenfrage berührt 
worden. Auf diefe Frage werde ich heute nicht näher eingehen. 
(BHeiterfeit.) 


Was ich nad) Lage der Dinge über diefe Frage jagen kann, habe ich 
jchon einmal vor diefem Hohen Haufe dargelegt; das hat mein verehrter 
Nachbar und Stellvertreter Graf von Poſadowsky im vergangenen Winter 
wiederholt ausgeführt. ch muß es mir alfo verfagen, das jo oft 
Gejagte zu wiederholen und die pro und contra mehr als einmal dar: 
gelegten Gründe hier noch einmal durchzugehen. Ich glaube mir das 
um fo mehr verjagen zu fünnen, al® auch in der heutigen Debatte tat- 
ſächlich und prinzipiell nichts Neues über diefen Punkt vorgebracht 
worden ift. Es ift insbejondere nach meiner Empfindung fein durch: 
jchlagender Grund dafür vorgebracht worden, daß wir die Diätenfrage 
pro hie et nune löſen müßten. Man fann im Prinzip der Gewährung 
von Diäten nicht abgeneigt und doch der Meinung fein, daß der gegen: 
wärtige Zeitpunkt der Regelung diefer Frage nicht günftig ift, daß dieſe 
Regelung beſſer einem jpäteren Zeitpunkt vorbehalten bleibt. 
(Heiterkeit!) 


Gegen eine Hußerung des Herrn Abgeordneten Bebel muß ich 
mich aber wenden. Der Herr Abgeordnete Bebel hat jo geſprochen, 
als ob e3 eine Rücjichtslofigkeit der Verbündeten Regierungen wäre, daß 
jie dem Befchluß des Reichstags über die Gewährung von Anweſenheits— 
geldern noch nicht ihre Zuftimmung erteilt hätten. Meine Herren, wenn 
der Bundesrat einem von diefem Hohen Haufe bejchlofjenen Antrag oder 
Refolutionen diefes hohen Haufes nicht ohne weiteres feine Zuftimmung 
erteilt, jo ift das ebenjomwenig eine Rückſichtsloſigkeit, ebenjowenig eine 
Unhöflichkeit, ebenfowenig auch nur eine Unliebensmwürdigfeit, als wenn 
diefes Hohe Haus Gejegentwürfe, die ihm von den Berbündeten Re: 
gierungen unterbreitet werden, nicht jogleid) oder gar nicht annimmt, 
was doch oft genug vorgefommen: ift. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Was dem einen recht iſt, ijt dem andern billig. 


Daß die Verbündeten Regierungen an einer klaren und unzwei— 
deutigen Beftimmung der Berfaffung, an einem zweifellofen Artifel der 
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Reichsverfaſſung feithalten, daraus können Sie ihnen feinen Vorwurf 
machen. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Die verbündeten Regierungen wollen nicht oder fie wollen noch nicht 
in eine Änderung der Reichsverfafjung einwilligen, weil fie der Anficht 
find, daß jede Änderung der Reichsverfaffung eine überaus ernfte Sache 
ift, die man ſich reiflich überlegen muß. 
(Heiterfeit links.) 
Ich möchte namentlich die Herren von der äußerſten Linfen auf einen 
Widerſpruch in ihrer Haltung aufmerkſam machen, auf einen Elaffenden 
Mangel an Logik. Wenn von irgend einer Seite eine Verfafjungs- 
änderung angeregt wird, die den Herren von links nicht paßt, dann 
entjteht ein furchtbares Gefchrei über die Bedrohung der Berfaflung; 
wenn e3 fich dagegen um eine DVerfafjungsänderung handelt, die ihnen 
genehm tft, dann hört die Verfafjung auf, ein unantajtbares Heiligtum 
zu fein. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Wir müfjen alle verjuchen, mit der VBerfaffung, wie fie nun einmal ijt, 
auszufommen; wir müfjen alle die Verfaffung reſpektieren — die Ber: 
bündeten Regierungen am längjten und am meilten. Daraus fünnen 
Sie uns feinen Vorwurf machen. 

Und noch eins möchte ich jagen: wenn der Herr Abgeordnete Bebel 
eben im Namen des Deutjchen Reichstags für die Würde des Neichs- 
tags gegenüber den verbündeten Regierungen plädiert hat, fo hat mich 
das doch eigentümlich berührt in demjelben Augenblid, in dem der Herr 
Abgeordnete Bebel der Mehrheit diefes Reichstags, der aus allgemeinen 
direften geheimen Wahlen hervorgegangenen Mehrheit des Reichstags 
eine ſolche Beleidigung ins Gejicht geworfen hat, daß er dafür zur 
Ordnung gerufen geworden if. Davon will ich ganz abjehen, daß ich 
mich erinnere, in dem öfters zitierten Buch: „Die Frau“ gelejen zu 
haben, im Zufunftsftaat würden die Parlamente verfchwinden, und die 
Sozialdemokratie mache ſich aus dem Parlamentarismus nicht viel. 
Alfo verjtehe ich nicht, weshalb Sie gerade im Namen der Rechte und 
der Wirde des Parlaments für Diäten plädieren. 

Meine Herren, endlich hat der Herr Abgeordnete Bebel aud) gejagt, 
wir jeien nicht reich genug, um unfere Rüftungen aufrecht zu erhalten. 
Meine Herren, dieje Melodie fennen wir. Dieſe Melodie ift erflungen, 
folange es eine deutjche Gefchichte gibt. Diefe Melodie hörte man ſchon 
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auf dem Regensburger Reichstag. Der fagte, gerade jo wie heute der 
Herr Abgeordnete Bebel, wenn der Neichspfennig verlangt wurde, der 
Reichspfennig jet primo modo unerfchwinglich, und nachher Famen die 
Franzoſen und preßten uns zehnmal mehr aus, ald was primo modo 
für unerjchwinglich erflärt worden war. 


(Heiterfeit.) 


Und auch in der Konfliktszeit, in den fünfziger und jechziger Jahren 
hieß e8 immer, es wäre fein Geld da für militärijche Zwecke. 
Was wäre aus uns geworden, wenn diefer Standpunft damals 
die Oberhand gewonnen hätte! 
(Sehr wahr! rechts.) 


Nur gegen die eine Behauptung des Abgeordneten Bebel will ich mic) 
noch wenden, das deutfche Volk mache unverhältnismäßige Ausgaben für 
militärische Zwecke. Ich habe hier eine Überficht vor mir liegen über 
die Ausgaben, welche die verfchiedenen Länder im Berhältnis zu ihrer 
Einwohnerzahl für militärische Zwecke machen. ch habe fie entnommen 
einem gut gefchriebenen Aufſatz des Generalleutnant von Belet-Narbonne, 
der mir vor einigen Tagen vorgelegt worden ift; die Zahlen find aus 
dem Bericht eines franzöfiichen Berichterftatters, was nad dem, mas 
der Herr‘ Abgeordnete Bebel eben ausgeführt hat, ihm bejonderes Ver— 


trauen einflößen wird. 
(Heiterfeit.) 


Danach fonjtatiere ich, daß Frankreich jährlich für jein Heer ausgibt 
1270000000, Deutichland 1200000000, Großbritannien 1560000 000, 
Rußland 1200000000 Franks. Nechnet man für Frankreich die Pen— 
fionen, das Budget der Ehrenlegion, die Koften anderer Minifterien, 
die lediglich militärischen Zwecken dienen, wie 3. B. die militärijche 
Organifation der Grenzwachen hinzu, jo beläuft fi) die Gejamtjumme 
feiner Ausgaben für militärische Zwecke auf über dreizehnhundert 
Millionen Franks. Bon den Gejamtausgaben des Staates verwendet 
Frankreich für militärische Zwede 35, Rußland 25, Italien 22, Deutſch— 
land nur 20 Prozent. Alfo davon kann feine Rede fein, daß wir nicht 
fönnen. Es fragt fich nur, ob wir wollen. Sie werden niemand ein: 
reden können, daß ein Bolf, das jährlich — das konſtatiere ich hier 
öffentlich — drei Milliarden für geiftige Getränfe ausgibt, nicht im— 
ftande fein fol, 1200 Millionen al3 Berficherungsprämie für feine Sicher: 
heit aufzubringen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
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Wenn Sie, Herr Bebel, die Summen für die Erhaltung unferer 
Wehrpflicht, die nach der Überzeugung der verbündeten Regierungen das 
Minimum deſſen bedeuten, was wir für unfere Sicherheit brauchen, 
nicht bemwilligen wollen, jo jagen Sie wenigitens offen, Sie lajjen 
es auf das Riſiko eines Krieges und bei einer dann mangel- 
haften Rüftung auf das Riſiko eines unglüdlichen Krieges 
anfommen. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 


Der Herr Abgeordnete Bebel hat foeben gejagt, daß das franzöfifche 
Dffizierforpg und der franzöfifche Generaljtab auf der Höhe des 
deutjchen Offizierforps und des deutjchen Generalitabs jtänden. Dem 
widerjpreche ich nicht. Ich habe alle Hochachtung vor dem franzöfifchen 
Offizierforps. Aber wenn Sie gleichzeitig die Revanchegelüfte in Be— 
tracht ziehen, die in Frankreich noch immer vorhanden find — darüber 
werden Ihre dortigen Freunde Sie doch wohl informiert haben; ich 
erinnere nur an alle Mühe, die fich in diefer Richtung Herr Jaurès 
gegeben hat —, jo werden Sie mir zugeben müfjen, daß auch wir das 
Recht haben, für unfere Sicherheit zu jorgen. Sagen Sie alfo nicht, 
daß wir die Mittel, die wir für unfere Sicherheit brauchen, nicht auf: 
bringen können; denn das trifft nicht zu. 
(Lebhafter Beifall.) 


16. Handelsverträge. 
Sitzung des Reichstags vom 9. Dezember 1904." 


Vor dem Eintritt des Reichsſtags in die Tagesordnung machte der Reichs: 
fanzler folgende Mitteilung. 


Reichskanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, die Verbündeten Regierungen hatten die Abficht, 
die mit Rußland, Rumänien, Belgien, Italien, der Schweiz und Serbien 
vereinbarten Handelsverträge diefem hohen Haufe nach) dem Schluß der 
erften Leſung des Etats vorzulegen. Die Verhandlungen mit Ofterreich- 
Ungarn waren, wie den Herren befannt ijt, auf einen toten Punkt ge- 
langt und mußten wegen erheblicher Meinungsverjchiedenheiten abge: 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg.-Rer., 1. Seffion 1903/05, 108. Sigung. 
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brochen werden. Infolge von Mitteilungen, die uns jegt von öſter— 
reichiſch-ungariſcher Seite gemacht find, ift Ausficht vorhanden, auch mit 
diejen unſern Nachbarn zu dem gewünfchten Einverftändnis zu fommen. 

(Hört! hört! Links.) 
Selbftverjtändlich halten wir daran feit, daß entiprechend den von mir 
in diefem hohen Haufe abgegebenen Erklärungen wir nur einem Handels— 
vertrage unfere Zuftimmung geben und die Ihrige zu einem jolchen 
nachjuchen können, der uns eine genügende Garantie gewährt, daß der 
deutjche Viehbeftand gegen Seuchengefahr geſchützt bleibt. 

(Bravo! rechts und in der Mitte.) 

Auch Haben wir Hinfichtlich der öfterreichifch-ungarifchen Einfuhrzölle 
Wünfche, die im Intereſſe unferer Ausfuhrinduftrie zu erfüllen find, 
wenn ein Handelsvertrag zuftandefommen joll. 

Da das Einbringen der bereits fertiggeftellten jechs Handelsver— 
träge die Verhandlungen mit OfterreichUngarn ftören würde, während 
andererjeitS nach der Gejchäftslage diejes Hohen Haufes die volle Durch— 
beratung der Verträge noch vor Weihnachten nicht ficher erjchien, jo 
werden die Verbündeten Regierungen Ihnen die neuen Handelöverträge 
erit gleich nad) den Weihnachtsferien vorlegen. Wir werden beftrebt 
jein, dahin zu wirken, daß das nkrafttreten der neuen Verträge und 
des neuen Zolltarifes dadurch Feine Verzögerung erleidet. 

Unter diefen Umftänden darf ich an dieſes Hohe Haus die Bitte 
richten, in eine Beſprechung der handelspolitifchen Situation zurzeit 
nicht einzutreten. 


17. Der Abgeordnete von Vollmer. 
Sigung des NReichdtages vom 9. Dezember 1904.1) 


Die Fortfegung der erjten Beratung des Reichshaushaltsetats und der 
Nebengefege für das Nechnungsjahr 1905 ftand auf der Tagesordnung. Sozial: 
demofratifcher Redner war an Ddiefem Tage der Abgeordnete von Bollmar. 
Gegen ihn wandte fich der Reichskanzler mit den folgenden Ausführungen. 


Keichskanzler Graf von Bülow: 
Meine Herren, ich möchte zunächſt in aller Kürze eine Bemerkung 
richtigstellen, die der Herr Vorredner, der Herr Abgeordnete von Boll: 


I, Sten. Ber. d. R.-T., 11. Yeg.»Ber., I. Seffion 1903/05, 108. Situng. 
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mar, joeben über mid) gemacht hat. Er hat gemeint, wenn ich ihn 
richtig verjtanden habe, ich hätte am Montag?) in verärgertem Tone 
gejprochen. 

(Heiterkeit vecht3.) 
Meine Herren, jo leicht ärgere ich mich nicht. Sch halte mich an einen 
Rat, den einmal der felige Feldmarjchall Wrangel feinem Adjutanten 
gab, al3 diefer ihn fragte, ob er, der Feldmarfchall, fich bei einer Be— 
fichtigung, die nicht bejonders gegangen war, geärgert hätte. Darauf 
erwiderte ihm der alte Feldmarfchall: „Mein Sohn,“ jagte er zu ihm, 
„ich ärgere mich jo jelten | 
(Zurufe: mir!) 
als möglich, ich ärgere lieber die anderen.“ 

(Sehr gut! und große Heiterfeit.) 

Nun hat der Herr Abgeordnete von Vollmar weiter gemeint, ic) 
hätte die fozialdemofratijche Partei herausgefordert. Meine Herren, 
mich wundert, daß ein fo hervorragender Dialektifer, wie der Herr 
Abgeordnete von VBollmar, glaubt in Vergefjenheit bringen zu fönnen, 
daß das Herausfordern auf der ganzen Linie doch bisher die Sache 
der Sozialdemokratie war. 

(Sehr richtig! recht3 und bei den Nationalliberalen.) 


Die Sozialdemokratie richtet bejtändig die heftigften Angriffe gegen die 
Regierung, gegen die Minifter, gegen den Staat, gegen Gott und alle 
Welt. Das follen wir ruhig herunterfchlucden. Sobald aber jemand 
etwa3 jagt, was der Sozialdemokratie nicht gefällt, jo wird fie empfindlich. 
(Sehr richtig! — Widerfpruch bei den Sozialdemokraten.) 


Das gibt uns einen Vorgefhmad von der Meinungsfreiheit, die in der 
ſozialdemokratiſchen Zukunftsordnung herrichen würde. 

(Heiterkeit und Sehr wahr! rechts.) 
Borläufig find wir aber noch nicht fo weit, daß wir den Türkenkopf 
abzugeben hätten, auf dem man herumtrommelt. Die Sozialdemokratie 
aber foll das Pflänzchen „Rühr mich nicht an“ fein, daS niemand 
antajten darf. Ich Habe ebenjogut das Recht, meine Meinung zu 
äußern, wie Sie 

(Zuftimmung bei den Sozialdemokraten), 


und werde mich daran nicht hindern lafjen. 


2, Gemeint war die Sigung vom 5. Dezember. 
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Wenn aber der Herr Abgeordnete von Vollmar mir weiter Bor: 
haltungen gemacht hat über die Tonart, in der ich zu jprechen pflege, 
jo habe ich wohl hier und da felbjt in der mir wohlwollenden Preſſe 
gelefen, ich jei zu höflich, zu Liebenswürdig, ich befleißige mich zu urbaner 
Formen, ich möchte einmal recht grob werden, denn das gefalle dem 
Deutichen jo gut. 

(Große Heiterkeit rechts und in der Mitte.) 


Meine Herren, ob ich diefen Nat befolge, das weiß ich nicht. Ich 
fürchte, daß ich es auf diefem Gebiet doch nicht mit gewiſſen Leuten 
aufnehmen könnte. 

(Sehr gut! in der Mitte und rechts. Heiterkeit.) 


Es entbehrt aber doch nicht einer gewifjen Pilanterie, daß der Herr 
Abgeordnete von Vollmar mir meine Tonart vorwarf in demjelben 
Augenblid, wo mir ein Artikel unterbreitet wurde, der von einer dem 
Herrn Abgeordneten von Bollmar, ich will nicht jagen, bejonders nahe- 
jtehenden Seite, aber doch in einem Blatte der Partei veröffentlicht 
ift, zu der fich der Herr Abgeordnete von Vollmar rechnet, und in dem 
wörtlich fteht — ich bitte um die Erlaubnis, diefen kurzen Artifel ver- 
lefen zu dürfen —: 
Die fonjervativen Wegelagerer 
(große Heiterkeit), 
. die Zentrumsgauner 
(erneute große Heiterkeit), 
die nationalliberalen Fejuiten 
(große Heiterkeit), 
und als der oberjte der Philifter Eugen Richter 
(erneute Heiterkeit) 


— meine Herren, der Herr Abgeordnete Richter, von dem neulich Herr 
von Kardorff mit Recht gejagt hat, daß wir ihn zu unfer aller Be- 
dauern nicht an feinem Plage jehen, von dem wir alle hoffen, daß er 
feinen gewohnten Plab bald wieder einnehmen möge 
(alljeitiger Beifall) —, 
der parlamentarijche Strolch 
(ſtürmiſche Heiterkeit) 
— ih bitte um Verzeihung — 
der parlamentarische Strolch von Kardorff 
(ichallende Heiterkeit) 
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machte den Regifjeur. Der Reich3gerichtsrat Spahn 
— ich bitte nochmals um Entjchuldigung — 

illuftrierte die deutſche Klafjenjuftiz in Permanenz durch einen 

niederträchtigen Staatsſtreich, und der bejchäftigungslofe Advofat 

und Streber Bafjermann 
(Heiterkeit) 

gab zum erjten Male in feinem Leben einen juriftiichen Kommentar. 

Es ijt heute überflüffig, an die ſchamloſen Bubenftücde, an die 

infame Affenbosheit diejes parlamentarifchen Gefindels zu erinnern 

(große Heiterkeit), 
das damals wie eine Sauherde 
(große Heiterkeit) 
in die Geſchäftsordnung und Verfaſſung hereinbrach und nieder: 
trampelte, was ihm im Wege war. 
(Große Heiterkeit.) 
Und die Herren, die ſich einer jo gejchmadvollen Tonart befleißigen, 
die machen mir Vorhaltungen über meinen Ton! 
(Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete von Bollmar hat weiter gemeint, ich hätte 
fein Berfjtändnis für die Sozialdemokratie. ch verfolge im Gegenteil 
mit Aufmerfjamfeit die Vorgänge in der fozialdemofratiichen Partei 
und mit ganz befonderer Aufmerkjamteit die Haltung eines jo gewiegten 
Bolitifer® und Parlamentariers, wie es der Herr Abgeordnete von 
Bollmar ift, und jeiner näheren Freunde. Vor zwei Jahren, meine 
Herren, wurden ja in manchen Kreifen Erwartungen an den Revi— 
jionismus gefnüpft. Wie der edle Poſa in Schiller® Don Carlos 
vor den böſen König Bhilipp, fo trat damals der Revifionismus vor 
den Führer der fozialdemofratifchen Partei: „Geben Sie Gedanken 
freiheit, Sire!“ 

(Große Heiterfeit.) 
Der dachte aber: „Sonderbarer Schwärmer!“ 
(Erneute große Heiterkeit.) 
Er gab feine Gedankenfreiheit, er ließ durch feinen Freund, Herrn 
Kautsky, erflären, in der fozialdemofratifchen Partei ſei jogar das 
Anzmweifeln der gerade herrjchenden Meinung gefährlich und nicht erlaubt. 
(Zuruf bei den Sozialdemofraten.) 


— Ich werde Ihnen, Herr Bebel, wenn Sie geftatten, den Artikel 
überſenden, ich habe ihn nicht mehr wörtlich im Gedächtnis. Jedenfalls 
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war damals die Haltung des Herrn Abgeordneten Bebel eine jolche, 
daß jelbft ein angefehenes franzöfifches jozialdemofratifches Blatt, die 
„Humanité“ oder „Aurore”, von dem dogmatisme intolerant, dem 
unduldfamen Dogmatismus der deutjchen Sozialdemokratie ſprach. Da 
duckte fich der Revifionismus 

(Heiterkeit), 
da überließ er die Führung den utopiftifchen Politikern, da 
wich er zurücd vor denjenigen, die das mit jeltenem Scharf: 
finn und feltener Denkfraft, mit ungewöhnlichen Kenntniſſen 
und mit noch ungewöhnlicherer Dialektik konſtruierte, aber 
durch die gefchichtlihe Entwidlung der Dinge in feinem 
Fundament erjchütterte Syſtem von Marr für ein Dogma 
halten, jo ftarr und fo unanfehtbar, wie nur irgend ein 
afiatifhes Dogma. Und als der Nevifionismus jich zurüd- 
309, ſich fo dudte, da jchaltete er fi eben aus aus der Zahl 
derjenigen Faktoren, die Realpolitif treiben. 

(Sehr richtig! links.) 

Gewiß, die Behandlung, die ihm damals zuteil wurde, fonnte Mit: 
gefühl erregen, wenn, wie Herr von Bollmar treffend jagte, die Politif 
nicht bis zu einem gewifjen Grade das Mitleid ausjchlöffe. 

(Heiterkeit. 
Aber auch die Art und Weiſe, wie damals der Reviſionismus reagierte, 
oder vielmehr, wie er nicht reagierte, auch die konnte ein gemifjes 
Mitgefühl hervorrufen. Deshalb hat es feinen Wert, wenn die Herren 
von jener Richtung fi) mit einer — ich gebrauche wiederum einen 
Ausdrud, defjen fi) Herr von Vollmar joeben bediente — mit einer 
relativen Mäßigung ausiprechen, folange fie nicht imftande find, ſich 
von demjenigen Herrn zu emanzipieren, den ich nicht beim Namen 
nennen will, den aber vor zwei Jahren mit feinem Wi der Herr 
Abgeordnete von Vollmar verglid) mit dem Lordproteftor Crommell. 
Solange fie ſich nicht auf eigene Füße ftellen, jo lange haben 
ihre relativ gemäßigteren Anſchauungen audh nur einen afa- 
demifchen Wert, — und daß in der fozialdemofratiichen Partei das 
Akademische nicht allzu hoch bewertet wird, das wifjen wir jeit dem 
Dresdener Parteitag. 

(Beiterfeit.) 

Nun, meine Herren, hat fich der Herr Abgeordnete von Vollmar 

eingehend mit unjerem Verhältnis zu Rußland beihäftigt. Er 
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hat zunächjt gemeint, es jei ein Unterjchied zwifchen dem Auftreten einer 
Partei und zwifchen der Haltung einer Regierung. Das, meine Herren, 
fann ich nicht zugeben. Die Annahme, es jei gleichgiltig, wie die Par— 
teien, die Preſſe, das Parlament ich zu den großen Fragen der aus: 
wärtigen Politik ftellen, trifft heute nicht mehr zu. Wir gewinnen nicht 
an Anjehen, wenn jchwierige, verwidelte, heikle Fragen der internatio- 
nalen Bolitif Tediglih vom Barteiftandpunft aus behandelt werden. 
Gerade fo, wie man während des füdafrifanifchen Krieges auf faljchem 
MWege war, als man fi) vom Gefühl leiten ließ und das vermeintliche 
moralische Recht oder Unrecht verwechjelte mit dem nationalen Vorteil 
oder Nachteil, jo ift man auch heute im Irrtum, wenn man fich in der 
auswärtigen Bolitif von Gefühlswallungen oder von Fraktionsrückſichten 
beftimmen läßt. Ich wiederhole noch einmal: wir beobachten Rußland 
gegenüber die vollfommen loyale Neutralität, die unferem traditionellen 
Verhältnis zu diefer Macht entipricht, ohne daß wir damit den anderen 
Mächten, die mit uns im Alltanz- oder Freundichaftsverhältnis ftehen, 
irgendwelchen Grund zu berechtigtem Mißtrauen oder zu berechtigter 
Bejchwerde geben. Ich kann nur wünſchen, daß alle Barteien, daß die 
öffentlihe Meinung und die Preſſe diejelbe Linie einhalten mögen. 
Mir Deutihe — ich will das offen ausfprechen — haben eine unglück— 
liche Sudt, einen unglüdlichen Hang, bei fremden Händeln Bartei für 
den einen oder anderen zu nehmen, uns mit unferm Urteil in fremde 
Streitigfeiten einzumijchen. 
(Sehr richtig !) 

Dabei kommt praftifch nicht viel heraus. Es ift ein Mangel an Ex: 
ziehung, wenn bei ung weite Kreiſe ſich Bineinjchreiben und hineinreden 
laffen in eine folche heftige PBarteinahme und dabei womöglich noch) 
denfen, das ſchade nichts, wenn die Regierung fi) nur forreft verhalte. 


(Sehr richtig! links.) 


Je größer der Einfluß der Organe der öffentlichen Meinung, der Ab: 
geordneten wie der Preſſe, geworden iſt auch für Fragen der aus: 
wärtigen Politif, um fo mehr müſſen fie fich der Verantwortlichfeit be- 
wußt werden, die auf ihnen ruht für Schwierigkeiten, die aus der Er- 
vegung von Bolfsleidenjchaften für den Gang unferer auswärtigen 
Politik erwachſen. Ich will gerne anerkennen, daß unjere große Tages: 
preffe von der „Kreuzzeitung” bis zur „Frankfurter Zeitung” ſich 
gegenüber dem gegenwärtigen oftafiatijchen Kriege einer anerkennens— 
werten Ruhe und Bejonnenheit befleißigt. Da mich aber der Herr 
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Abgeordnete von Bollmar genötigt hat, diejes Thema noch einmal anzu 
jchneiden, jo füge ich hinzu, daß ich zu meinem Bedauern nicht das 
Gleiche von unjerer Witzpreſſe jagen kann. Gerade jo, wie unfere 
Witzpreſſe während des jüdafrifanischen Krieges maßlos heftig und un- 
verftändig war und ihr Wis oft in Schmähungen ausartete, jo läßt 
ſich auch jet beobachten, wie fie gegenüber dem oſtaſiatiſchen Kriege 
den einen der beiden Gegner wegen feiner bisherigen Unglüdsfälle mit 
einem Hohn und Spott verfolgt, der doppelt bedauerlich ift angefichts 
der von diefem Gegner bewiejenen Tapferkeit. 
(Bravo! rechts.) 
Die Freiheit, die ich der Wibprejje im übrigen gern gönne — über 
mich mögen ſie jchreiben, was ſie wollen 
(Heiterkeit), 
da gebe ich ihnen Mastenfreiheit 
(Heiterkeit) —, 
dieje Freiheit muß ihre Grenze finden in einem gewijjen Maß 
von politifcher Einficht, das verbietet, beim Unglüd anderer 
Ihadenfroh zu fein, das verhindert, dem Auslande durch bös- 
artige Slluftrationen Material zu Hebßereien gegen das 
deutſche Volk zu liefern. 
(Sehr war! rechts, in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen.) 


Solche bösartigen Illuſtrationen, jolhe rohen Wite können — das 
fann ich Sie verfichern — oft mehr Schaden anrichten al3 ein leiden- 
jchaftlicher Artikel oder jelbit als Reden, wie wir fie bisweilen von der 
äußerjten Linken gehört haben. Ich vermag auch feinen mildernden Um: 
ſtand darin zu erkennen, daß folche Zeichnungen bei uns, wie ich wohl 
weiß, meijt von blutigen Nichtpolitifern entworfen oder infpiriert werden. 
Was der Deutiche in der Bundestagszeit über feine Nachbarn dachte, 
da3 war diejen ziemlich egal, das hatte in der Tat auch feine große 
Bedeutung. Heute ift das anderd. Heute muß die Nation die Fenfter 
erjegen, die ihre Preſſe einfchmeißt. Diejes Gefühls der Mitverantwort- 
lichfeit für den Gang unferer auswärtigen Politik müfjen wir uns nod 


mehr bewußt werden. 
(Beifall vecht3.) 


Der Herr Abgeordnete von Vollmar hat auch gemeint, die Sozial: 
demofratie wolle feinen Krieg mit Rußland. Sa, dann mußte 
dev Herr Abgeordnete von Vollmar damit anfangen, den Seren 
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Abgeordneten Bebel zu verhindern, jo gegen Rußland zu ſprechen, wie er 
das nun ſchon bei wiederholten Malen getan hat. 

(Sehr wahr! rechts und in der Mitte.) 
Wie weit fein Einfluß in diefer Richtung reicht, das weiß ich freilich 
nicht 

(Deiterfeit) 

troß der ritterlichen Art, mit der er eben für ihn eingetreten ift. Eins 
ift fiher: je mehr Sie gegen Rußland zu Felde ziehen, um jo mehr 
muß ich mich bemühen, die Beziehungen zu Rußland in friedlichen und 
freumdlichen Bahnen zu halten. Eins möchte ich noch Hinzufügen: An: 
griffe, aus denen nicht die nötigen Friegerifchen Konfequenzen gezogen 
werden fönnen, find fremden Völkern gegenüber immer vom Übel. Der 
andere wird dadurch gereizt, und man felbjt blamiert ji, wenn man 
jeinen Worten feine Tat folgen läßt. 


(Sehr wahr!) 


Meine Herren, der Abgeordnete von Vollmar ift auch noch einmal 
auf den Königsberger Prozeß zurüdgelommen. Sch habe ſchon ge: 
jagt, daß ich über den Königsberger Prozeß nicht al3 Juriſt, fondern 
als Politiker gefprochen habe. Ich kann nur wiederholen: alles, was 
der Herr Abgeordnete von Vollmar hierüber gejagt hat, ändert nichts 
an der von mir fonjtatierten Tatjache, daß die Sozialdemokratie mit 
vollem Bewußtjein und mit allen ihr zur Verfügung jtehenden Mitteln 
gegen die rufjifche Regierung arbeitet. Dadurch aber jchädigt fie unfer 
Verhältnis zu Rußland, das in freundlichen Bahnen zu halten die Auf- 
gabe unjerer Politik jein muß. 

Es hat mich gefreut, daß der Herr Abgeordnete von Vollmar ſo— 
eben die nationale Vote betont hat, daß er für feine Bartei die Eigen- 
fchaft des Patriotismus rveflamiert hat, daß er feiner Partei einen 
nationalen Mantel umgehängt hat. Wenn der Herr Abgeordnete 
von Vollmar mit Beharrlichkeit und Zähigfeit auf diefem Wege weiter 
fortfchreitet, jo kann er fich vielleicht noch zu einem deutfchen Jaurès 


entwickeln. 
(Heiterfeit.) 


Das würde ich ihm aufrichtig wünfchen. Vorläufig aber muß ich fon- 
ftatieren, daß in feinem Lande der Welt die Sozialdemokratie gegen: 
über Rußland eine fo feindliche, lärmende, und ich muß hinzufügen, un= 
geſchickte Propaganda treibt, wie das bei uns der Fall ift. 
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Der Herr Abgeordnete von Vollmar hat auch dunfle Andeutungen 
gemacht, oder vielmehr er hat fich auf Andeutungen des Herrn Ab- 
geordneten Bebel bezogen, die mir darauf hinauszukommen jchienen, als 
ob wir Rußland gegenüber durch irgend einen als pudendum 
zu behandelnden Bertrag gebunden wären. In dem offiziellen 
Organ der fozialdemofratifchen Partei habe ich diejelbe Behauptung 
gelefen. Mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten möchte ich diefe wenigen 
Zeilen vorlefen. Da heißt e8: 

Das Berhalten des Reichskanzlers Grafen Bülow im Reichstag 

gegenüber den furzen Andeutungen, die Genofje Bebel über den 

Königsberger Prozeß gemacht hat, beweift zur Genüge, daß die 

gegenwärtige Regierung im ARufjendienft völlig verftoct und um: 

vettbar verſtrickt iſt. Der langjährige frühere englifche Botjchafter 
in Berlin, White, hat neulich in einer englifchen Zeitjchrift be- 
hauptet, daß er ganz ficher wife, es ſei ein geheimer Vertrag 
zwifchen Rußland und Deutichland abgefchlojien worden. Alle 

Anzeichen fprechen dafür, daß ein folcher Vertrag in der Tat 

exiftiert, und daß er einen jo jfandalöfen, auch die inneren Ber: 

hältniffe der beiden Yänder berührenden Inhalt hat, daß Deutſch— 
land durch diefen Vertrag an Rußland jElavifch gebunden ift. 

Man hat fat den Eimdrud, als ob die erftaunliche, bis zur 

Würdeloſigkeit gejteigerte Willfährigfeit gegenüber Rußland daraus 
zu erklären ift, daß man vor unangenehmen Enthüllungen Ruß— 
lands fich fürchtet. Man hat, jo fcheint es, mit dem Geheim— 
vertrag Rußland eine Waffe gegen Deutjchland jelbft in die Hand 
gegeben — 
meine Herren, ich bin fein unbejcheidener Menſch — aber halten Sie 
mich wirklich für einen jo koloſſalen Ochjen? 
(große, allgemeine Heiterkeit) 
— Rußland eine Waffe gegen Deutjchland felbjt in die Hand 
gegeben, die uns nicht nur zu den fchändlichen Ruffendienjten 
verpflichtet, fondern auch der Regierung die Möglichkeit nimmt, 
fich von dem Joch zu Löfen. Vielleicht gewinnen die Freifinnigen 
wenigftens die Energie, bei diefer Gelegenheit nach dem geheimen 

Vertrag, der zwifchen Preußen und Rußland abgefchloffen ift, ſich 

zu erkundigen. 

Meine Herren, was die Herren von der Freifinnigen Bartei tun werden, 
das weiß ich micht. ch jelber möchte aber das Nachitehende jagen. 
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Was die Behauptung angeht, nämlich daß eine jolche Mitteilung aus- 
gegangen wäre „von dem langjährigen früheren englischen Botjchafter 
in Berlin, White”, jo hat es allerdings einmal einen englischen Botjchafter 
gegeben, der White hieß; der war aber nicht Botjchafter in Berlin, 
fondern in Konjtantinopel. 

(Heiterfeit.) 


Dann hat e3 auch einmal einen Botjchafter in Berlin gegeben, der 
White hieß, der war aber nicht englifcher Botjchafter, ſondern ameri- 
fanifcher. 

(Heiterfeit.) 


Auf der Höhe diefer Sachfenntnis, die mich — ſchon an Pichels⸗ 
werder erinnert 
(Heiterkeit), 


ſteht auch der übrige Inhalt dieſes Artikels oder ähnlicher — ich will 
nicht ſagen — Inſinuationen, aber ähnlicher Andeutungen. Für die 
große Mehrheit dieſes Hohen Hauſes brauche ich wohl nicht 
zu ſagen, daß ein ſolcher Vertrag nicht exiſtiert. 

Meine Herren, und endlich hat der Herr Abgeordnete von Vollmar 
auch gemeint, die auswärtige Lage ſei ſo friedlich, daß er nicht einſehe, 
weshalb wir unſere Wehrkraft zu verſtärken brauchten. Wir haben 
keinen Grund, an der Aufrichtigkeit der Friedensverſicherungen zu 
zweifeln, die die Regierungen der Großmächte wiederholt abgegeben 
haben. Die Regierungen, Fürſten und Staatslenker ſind, wie ich glaube, 
alle von dem aufrichtigen Wunſch erfüllt, den Frieden aufrecht zu 
erhalten. Ich kann auch hinzufügen, daß die zwiſchen den Mächten 
beſtehenden Allianzen ſich mehr und mehr als Inſtrumente des Friedens 
bewährt haben. Wie ſehr das von dem Dreibund gilt, habe ich hier 
mehr als einmal dargelegt. Aber auch die franzöſiſch-ruſſiſche Allianz 
hat ſich als friedenerhaltend bewährt, indem ſie auf weniger friedliche 
Elemente in Frankreich einen moderierenden Einfluß ausgeübt hat. 
Wir hoffen, daß auch die franzöſiſch-engliſche Annäherung friedenerhaltend 
wirken wird. Für Deutſchland dürfen wir das Verdienſt in Anſpruch 
nehmen, daß es, dank der weiſen Politik unſeres alten Kaiſers und 
ſeines großen Kanzlers, den Grund zu einer langen Friedensepoche ge— 
legt hat. Ich würde aber meinen Pflichten als auswärtiger Miniſter 
nicht genügen, wenn ich die Augen dagegen verſchließen wollte, daß es 
in Europa auch Unterſtrömungen gibt, die zu kriegeriſchen Verwicklungen 
drängen. Wenn Sie an die Revanchegelüſte in Frankreich denken — 
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wir haben den innigen Wunfch, daß diejelben fich mehr und mehr ver- 
flüchtigen mögen; aber jo optimiftifch wie der Herr Abgeordnete von 
Bollmar vermag ich die Stimmung jenfeits der Vogeſen nicht anzufehen —, 
wenn Sie denken an die kürzlich von mir berührten Heßereien gewiſſer 
englifcher Zeitjchriften und ‚sournale und an manche analoge Erjchei- 
nungen deutjchfeindlicher Treibereien in Europa, jo werden Sie mir zu- 
geben, daß es in der Welt weder an Zündftoff fehlt noch an Leuten, 
die Luft hätten, den Zündftoff zur Flamme zu entfachen. Eins tft ficher, 
meine Herren: wenn Deutjchland jeit einem Menfchenalter der Mittel: 
punkt der FFriedenstendenzen und ein Bollwerk des Friedens geweſen 
ist, jo konnte es dies nur fein dank feiner Stärke! 
(Sehr wahr! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Ein ſchwaches Deutjchland würde fofort kriegeriſche Begehrlichkeit, 
friegerifche Neigungen groß werden lajjen. Ein jchwaches Deutjchland 
— und damit will ich fchliegen — würde nicht nur für uns eine Ge- 
fahr jein, jondern auc für den europätichen und den Weltfrieden, den 
wir alle aufrecht zu erhalten wünjchen ! 
(Lebhafter Beifall.) 


18. Handelsverträge. — Oftmarkenfrage. — Bergarbeiterfreik. 
Sitzung des Haufes der Abgeordneten vom 14. Januar 1905. ) 


Auf der Tagesordnung jtand die erjte Beratung des Staatshaushaltsetats 
für das Etatsjahr 1905. Die beiden erjten Redner waren die Abgeordneten Graf 
zu Zimburg:-Stirum und Herold. Auf mehrere von ihnen berührte Punkte 
entgegnete der 


Minifterpräfident Reichsfanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, von den beiden Vorrednern aus diefem Hohen 
Haufe ift die Frage der Handelsverträge berührt worden. Der Herr 
Abgeordnete Graf Stirum hat von einer Kette bitterer Enttäufchungen 
geſprochen. Meine Herren, feitdem ic) das letzte Mal die Ehre hatte, 
vor diefem Hohen Haufe zu erjcheinen, iſt es uns gelungen — nicht 
ohne Überwindung fehr großer Schwierigkeiten —, mit ſechs auswärtigen 
Staaten — Stalien, Belgien, Rußland, Rumänien, der Schweiz und 
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Serbien — Handelöverträge zu vereinbaren, ein Erfolg, der befanntlich 
vorher von manchen Seiten für ausgejchlofjen gehalten wurde. Mit 
Ofterreich- Ungarn find die Handelsvertrags- Verhandlungen fo weit 
gefördert worden, daß es jich in den nächiten, wie ich glaube in den 
allernächſten Tagen entjcheiden muß, ob wir auch mit diefem Lande zu 
dem erwünschten Abjchluß fommen werden. Wenn wir die jechs fertig: 
gejtellten Handel3verträge dem Reichstage vorlegen würden, bevor die 
Situation mit Ofterreich-Ungarn in der einen oder in der anderen 
Richtung vollftändig geklärt worden ift, jo würden wir die Verhandlungen 
mit diefem Lande in hohem Grade erjchweren. Ich glaube, daß doch 
niemand in diefem Hohen Haufe bejtreiten wird, daß der Abſchluß der 
Handelöverträge, welche für lange Zeit hinaus die feite Grundlage 
für unjere wirtjchaftlihe und auc für unfere politische Stellung bilden 
jollen, ein Werf von der allergrößten Bedeutung ift. Wenn ich die 
Vollendung diejes Werkes im lebten Augenblide lediglich aus dem 
Grunde gefährdet hätte, um die parlamentarische Berhandlung der 
Handelöverträge um acht oder vierzehn Tage früher ermöglichen zu 
fönnen, jo wäre das nach meiner Anficht unverantwortlich gemejen. 


(Sehr richtig! links.) 


Durch ein folches Vorgehen hätte ich vielleicht hier und da für den 
Augenblik Beifall gefunden; ich würde aber für jpäter eine große 
Verantwortung auf mich geladen und mich für die Zufunft dem Bor: 
wurf, dem berechtigten Vorwurf ausgejegt haben, daß ich aus Über: 
eilung oder Ungeduld oder dem Drängen einzelner mir nahejtehender 
Bolitifer aus den Parlamenten folgend, jchwerwiegende wirtfchaftliche 
Intereſſen gefährdet hätte. Die Frage der Kündigung der Handels: 
verträge wird dadurch gegenjtandslos werden, daß wir ſechs Handels— 
verträge fertiggeftellt haben und hoffentlich auch den ſiebenten in fürzefter 
Frift unter Dach und Fach bringen werden, und daß in diefen Handels- 
verträgen Beltimmungen über den Zeitpunft ihres Inkrafttretens ent: 
alten find. Ich möchte noch eins hinzufügen: Handelsverträge raſch 
abzuschließen, ijt fein diplomatifches Kunftftüc; dazu braucht man nur 
Konzejfionen zu machen. Wenn wir aber Handelsverträge zuftande 
bringen wollen, mit denen unjere Yandwirtichaft und auch unfere Erport- 
induftrie leben fann, jo mußte das Terrain Schritt für Schritt erobert 
werden. 

Die wirtfchaftliche PVolitif der verbündeten Negierungen tft auch in 
den Handelövertragsverhandlungen von dem Beitreben geleitet, fejtzu- 
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halten an den beiden wohlbewährten Grundjäßen, einerſeits des Schußes 
der nationalen Arbeit, andererjeit3 der Erneuerung langfriftiger Handels— 
verträge. Die Erfahrung der legten zehn Jahre hat bewiefen, daß diejes 
Ziel im wejentlichen für Handel und Induſtrie erreicht ift, nicht aber 
für die Landwirtſchaft 

| (jehr richtig! rechts), 


und daß für die LYandwirtichaft eine Erhöhung des Schuges unbedingt 
notwendig ift. Diejer verftärkte Schuß für die Landwirtſchaft ſoll nad 
der Anficht der Königlichen Staatsregierung die Signatur der neuen 


Dandelsverträge bilden. 
(Bravo! rechts.) 


Wir durften aber dabei nicht die Möglichkeit aus den Augen verlieren, 
auch die Intereſſen unſeres Handels und unjerer Induſtrie entiprechend 
wahrzunehmen. 

Meine Herren, ich glaube, daß die Schwierigkeiten jolcher Ber: 
tragsverhandlungen von manchen Seiten doch erheblid, daß fie an 
manchen Stellen ungeheuer unterjchäßt werden. Ich kann Sie ver- 
fichern, daß die mit den Handelsvertragsverhandlungen betrauten Refforts, 
die daran beteiligten Männer, insbeiondere die beiden Herren Staats- 
jefretäre des Innern und des Außern, summam diligentiam präftieren, 
daß fie mit voller Dampfkraft arbeiten, daß fie für ihre Arbeit Aner: 
fennung verdienen. Und deshalb möchte ich an dieſes Hohe Haus die 
Bitte richten, die ohnehin jchwierigen Verhandlungen nicht noch ſchwieriger 
zu geftalten durch ein zu jcharfes Drängen oder durch Erörterung von 
Einzelheiten, auf die ich in der gegenwärtigen Lage unmöglich eingehen 
fann. Ich bitte Sie, zu der Königlichen Staatsregierung und zu den 
verbündeten Regierungen das Vertrauen zu haben, daß fie in diefer für 
unfere Zukunft hochwichtigen Frage die Intereſſen des Landes und aller 
Erwerbsjtände gewiljenhaft wahrnehmen werden. 

Ich muß mic) jegt mit einigen Worten zu dem wenden, was der 
Herr Vorredner, der Abgeordnete Herold, über die Oftmarfenfrage 
gejagt hat. Der Herr Borredner hat gemeint, unjere Maßnahmen 
jeien daran ſchuld, daß unſere gemifchtiprachigen Provinzen noch immer 
nicht zur Ruhe fommen fönnten. Darauf erwidere ich ihm, daß nie- 
mand aufrichtiger die Beruhigung der nationalen Gegenfäße in den ge 
mifchtiprachigen Provinzen wünſcht als die Königliche Staatsregierung. 
Uns mit den polnischen Herren herumzuftreiten, macht und gar fein Ver— 
gnügen. Sobald uns die großpolnifche Agitation in Ruhe 
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läßt, wird der Kampf aufhören und in den gemifchtipradigen 
Provinzen Ruhe fein. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn uns bewiejen wird, daß die großpolnifche Agitation in dank— 
barer Würdigung der Wohltaten des preußischen Staates und der preußi- 
ſchen Bermwaltung, daß fie in der Erfenntnis der Unmöglichkeit, die 
legten Ziele der großpolnifchen Agitation zu verwirklichen, auf den 
Kampf verzichtet und die Waffen ſtreckt, dann wird Frieden in den ge: 
mijchtiprachigen Provinzen herrſchen. Solange aber auf uns ge: 
jchojjen wird, werden wir weiter [hießen 


(Bravo! rechts), 


und zwar mit um jo jchärferer Munition, je flarer die groß: 
polnijhe Agitation ihre deutich- und preußenfeindlichen 
legten Ziele enthüllt. 

Der Herr Abgeordnete Herold hat weiter gemeint, wir müßten der 
polnischen Bevölkerung gegenüber mehr Entgegenfommen zeigen. Meine 
Herren, eine hundertjährige Gefchichte beweift, daß, jobald der preußifche 
Staat diefen Weg der Schwäche gegenüber der großpolnischen Agitation 
eingefchlagen hat, das immer zu feinem größten Schaden gemefen iſt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Und deshalb werden wir in eine jolche Politik der Nachgiebigfeit, der 
Schwäche gegenüber der großpolnifchen Agitation nicht wieder ver: 


fallen. 
(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Während der Weihnachtsferien blätterte ich in einem Buche, das viel- 
feicht den Älteren unter Ihnen befannt ift, in Laubes Gejchichte des 
Frankfurter Parlaments vom ‚jahre 1848. Da wird jehr anjchaulich 
eine Situng in der Paulskirche geichildert, wo die polnischen Abgeord- 
neten bewegliche Reden führten über Polens Fall und die deutjchen Ab- 
geordneten von rechts und links die polnischen Schmerzen zu lindern 
juchten. Man ging damals jo weit, den Vorſchlag zu machen, dem öjt- 
lichen Teil der Provinz Poſen Autonomie zu gewähren. Wir jollten 
uns ſelbſt ein Stück Fleiſch aus dem Leibe jchneiden, um den polnifchen 
Hunger zu ftilen. In eine jolche Politik der Naivität — ich jpreche 
das Wort offen aus — wird das deutjche Volt und das preußifche 
Bolt nicht wieder verfallen. 
(Bravo! rechts und hei den Nlationalliberalen.) 
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Das find tempi passati. Etwas haben wir doch gelernt, dazu haben 
wir zu oft gejehen, wohin die großpolnijche Agitation führt, jobald 
ihr nicht von der Regierung und von der deutjchen Bevölkerung mit 
Feſtigkeit und Folgerichtigfeit entgegengetreten wird. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Herold hat endlich den 
Streik im Ruhrgebiet zur Sprache gebracht, der in eine ernſte Phaſe 
getreten ift. Der Herr Handelsminiſter will Ihnen die Sachlage im 
Ruhrrevier im einzelnen darlegen. Ich möchte für meine Perſon und 
Schon für heute folgendes jagen. Bei Streifs haben nach meiner An: 
jicht die Behörden eine Doppelte Pflicht. Site haben vor allem die Auf: 
gabe, dafür einzuftehen, daß unter allen Umjtänden Ordnung und Ruhe 
aufrecht erhalten bleiben, dafür zu forgen, daß die Gejege gleichmäßig 
und gerecht zur Anwendung gebracht werden. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Sie haben aber auch alles zu tun, was in ihren Kräften fteht, um eine 
Einigung zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Intereſſe des 
jozialen Friedens, im Intereſſe des Gedeihens der Induſtrie und des 
Wohles der Arbeiter herbeizuführen. 
(Sehr richtig!) 
Deshalb bin ich gern bereit gewejen, die Behörden zu einer folchen ver: 
mittelnden Tätigkeit zu veranlafjen, und id, hoffe, daß alle Beamten 
diefen meinen Weifungen in vollem Maße mit Eifer und Unparteilich- 
feit nachfommen werden. Ich jege dabei voraus, daß ſich die Arbeit: 
nehmer von Ausjchreitungen fernhalten, daß fie fich ftrenge im Rahmen 
der bejtehenden Gejeße halten. Ich erwarte aber auch von den Arbeit: 
gebern, daß fie den Bejchwerden und Wünſchen der Arbeitnehmer 
gegenüber Berjtändnis und Entgegenfommen zeigen werden. 
(Sehr gut! bei den Freifinnigen.) 

Ein allgemeiner Ausftand würde für unjere deutjche Kohleninduftrie, die 
in unjerm wirtfchaftlichen Leben eine jo große Rolle jpielt, jchwere 
Nachteile nach fich ziehen; fie würde unſere Konfurrenzfähigfeit gegen: 
über dem Auslande beeinträchtigen, fie würde den Nationalwohlitand 
ſchädigen. Ebenjo wird jeder wahre Freund des Arbeiterftandes die 
jchweren Folgen beflagen, welche ein Ausſtand zweifellos für die Ar- 
beiter nach fich ziehen müßte. Bei jeder jolchen Kraftprobe, möge jie 
nun von der einen oder der anderen Seite angeftellt oder provoziert 
fein, ift in der Regel im beiten Falle der Erfolg von zweifelhafter 
Dauer; ficher aber der augenblickliche. große Schaden, die großen Opfer 
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eines folchen Kampfes, hier in dem Verluſt großer Werte, dort im 
‚samilienelend und in jinfender Yebensführung. Und deshalb fchließe 
ich mich von ganzem Herzen der Hoffnung des Herrn Abgeordneten 
an, die gewiß von diefem Hohen Haufe ohne Ausnahme geteilt wird, 
daß auf beiden Seiten die befonnene Überlegung die Oberhand behalten 
und ohne jchwere Kalamitäten für beide Teile und für das Land zu 
einer friedlichen Verftändigung führen möge. 
(Altfeitiges lebhaftes Bravo!) 


19. Bergarbeiterftreik im Ruhrkohlenbezirk. 
Eitung des Neichstages vom 20. Januar 1905.1) 


Bon den Abgeordneten Auer und Genojien war folgende Anterpellation 
eingebracht worden: 

Iſt dem Herm Reichskanzler bekannt, daß die Werkbeſitzer im Ruhr: 
fohlenbezirf 

1. fyitematifch die zum Schuße der Arbeiter in der Neichsgewerbeordnung 
feitgelegten und auc) für die Bergarbeiter giltigen Beitimmungen umgehen 
und fogar eine förmliche Organifation behufs Berrufserflärung 
unbequemer Arbeiter gejchlojien haben; 

2. die reichSgejeglichen Vorjchriften über den Arbeitsvertrag tatjächlich 
außer Wirkung festen, die Arbeitsordnungen durchaus willfürlich an: 
wenden und dadurd) werkjeitig fortgejegt Kontraftbruch geübt wird; 

3. durch das Nullen der Kohlenwagen den Arbeiter um einen Teil feines 
verdienten Lohnes betrügen; 

4. durch ihre Verkaufsorganifation, das Kohlenſyndikat, ohne Berück— 
fihtigung der Induſtrie und der allgemeinen Volksbedürfniſſe Die Kohlen: 
preije ſyſtematiſch hinauffchrauben, und um diejes in höherem Grade zu 
erreichen, alles getan haben, was den Ausbruch des Bergarbeiteritreifs 
zur Folge haben mußte” 

Melhe Maßregeln gedenkt der Reichsfanzler gegenüber diefen Vorgängen 
zum Schuße der Arbeiter jowie der Kohlenverbraucher zu ergreifen? 

Dieſe Interpellation wurde in längerer Rede vom Abgeordneten Hus be- 
gründet und dann vom ReichSfanzler und vom preußifchen Handelsminijter Möller 
beantwortet. 


Reichskanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, der preußifche Herr KHandelsminijter wird die 
Snterpellation der Herren Abgeordneten Auer und Genofjen im einzelnen 


1) Sten. Ber. d. R.:T., 11. Yeg.:Per., I. Seffion 1903/05, 123. Sitzung. 
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beantworten. ch will aber feinen Ausführungen einige Bemerkungen 
über eine Frage vorausſchicken, die im Vordergrund des öffentlichen 
Intereſſes jteht und die das Land lebhaft bewegt. Ich habe bereits 
im preußischen Abgeordnetenhaus gejagt, daß die Regierung nach meiner 
Anficht bei Streits eine doppelte Aufgabe hat. Sie muß dafür jorgen, 
daß Ordnung und Ruhe unter allen Umftänden aufrechterhalten bleiben. 
Sie foll aber auch durch ihre Organe auf den Ausgleich der Gegen: 
ſätze hinwirken, um damit für unfer gefamtes wirtfchaftliches Leben 
größeres Unheil nach Möglichkeit zu verhindern. 

Ich nehme Aft von der Erklärung des Herren Vorredners, daß 
die Ruhe im Ruhrgebiet durch die Arbeitnehmer nicht geftört werden 
würde. Ich hoffe, die Ereignifje werden ihm recht geben. Ich will 
aber nichtsdeftoweniger auch bier feinen Zweifel darüber lafjen, daß 
die preußifche Staatsregierung die vollen Machtmittel des Staats ein: 
jegen würde, wenn der im Ruhrgebiet entfejjelte Lohnkampf in Exzeſſe 
ausarten jollte. 

(Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 


Die bisher von dem Gros der Bergarbeiter beobachtete ruhige Haltung 
überhebt mic) nicht der Mahnung an die Arbeitnehmer, jich nicht zu 
Gewalttätigfeiten hinreißen zu laſſen. Insbeſondere iſt es die Pflicht 
der Behörden, die perfönliche Freiheit zu jchügen. Wenn der Menich 
das Recht zum Streifen hat, jo hat er auch das Recht zum Arbeiten 


(jehr richtig! rechts), 


und dieſes Hecht muß gegen jede Art von Terrorismus nachdrücklich 
geſchützt werden. 
(Zuftimmung rechts.) 


Meine Herren, ich beflage es tief, daß im Ruhrgebiet noch feine 
Einigung zuftande gefommen ift. Die zur Vermittlung berufenen 
Staatsorgane haben jedenfalls das Ihrige getan und werden in der 
gleichen verföhnlichen Richtung auch weiter bemüht bleiben. 

Bon der einen Seite wird alle Schuld an dem Ausjtand auf die 
Arbeitgeber geichoben. Und gewiß, wenn die von dem Herrn Vorredner 
erhobenen Vorwürfe, insbejondere in bezug auf inhumane Behandlung, 
tatjächlich begründet wären, jo würden fie allgemeiner Verurteilung be: 
gegnen, Don der anderen Seite wird die Verantwortung für den 
Streit ausjchlieglich auf übertriebene Forderungen der Arbeiter gejchoben. 
Wenn die Vertreter der Grubenbefiser den Wunſch der Staatsfommiffare 
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nach) gemeinjamen Verhandlungen mit den Vertretern der Arbeiter 
ignorieren jollten, jo würde ich daS gerade jo mißbilligen 

(hört! hört! Links), 
wie ich troß der nad) meiner Anficht verfehlten Rechtfertigungsverfuche 
de3 Herrn Vorredners die Einjtellung der Arbeit ohne vorherige 
Kündigung mißbillige und bedaure. 

(Sehr qut! rechts.) 
Hier Recht und Unrecht, das unter Aufrechterhaltung des wirtjchaftlichen 
Gejamtinterefjes Mögliche von dem NAgitatorifchen und Utopifchen zu 
jcheiden, bedarf einer jehr jorgjamen Unterfuhung. Um eine folche 
gerecht vorzunehmen, dazu muß man ſich von parteipolitifchen Gründen 
und Spekulationen noch freier halten, als dies der Herr Vorredner 
getan hat. 

(Zurufe von den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, ich bin nicht nur in den Ausführungen des Herrn 
Vorredners, jondern auch in der bürgerlichen Preſſe, in Zeitungsaus: 
jchnitten, die mir heute morgen vorgelegt worden find, Klagen begegnet 
über die angebliche Rat: und Machtlofigfeit des Staates. Dabei tritt 
bei unjerer an die Achtung vor König, Staat und Obrigkeit gewöhnten 
bürgerlichen Gejelljchaft ein jtarfes Mißtrauen hervor gegen die vereinte 
Kapitalsmacht der großen Zechenbefiger und Banken, wie dieſe ſich 
bemerkbar gemacht hat in der Hibernia-Angelegenheit, und wie jie dev 
Herr Vorredner zu meinem Bedauern ausfpielen Fonnte. 

(Bewegung. ) 

Meine Herren, wir jtehen hier vor einem dev jchwierigiten Probleme, 
das in anderen Kulturftaaten ebenjo wie bei uns noc der Löſung harrt. 
Ich weile hin auf die Vereinigten Staaten, wo die Syndifats:, Kartell- 
und Truftbildung am weiteiten vorgefchritten ift, eine weiſe Zentral: 
verwaltung und ein weiſer Präftident aber jchon am Werfe jind, das 
Gemeinwohl vor Schaden zu bewahren. 

(Hört! hört!) 
Bei uns iſt die Aufgabe in einer Richtung erleichtert. Ich denke dabei 
an die vorbildlichen Werke der deutſchen Sozialpolitik, ich denke an 
das Gefühl der ſozialen Verpflichtung, das die deutſchen Unternehmer 
die großen Laſten und Koften der ſozialen Geſetzgebung willig tragen 
(äßt und fich fortgefegt — das möchte ich bejonders hervorheben — 
in großartigen freiwilligen Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiter 
betätigt. 
(Zwifchenrufe von den Sozialdemokraten.) 
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— Würden Sie nicht die Güte haben, Ihre Bemerkungen vorzubringen, 
nachdem id) geendigt habe? — Aber auf der anderen Seite liegen die 
Berhältnifje bei uns in Deutfchland befonders jchwierig. Die Arbeiter: 
organijationen find in Deutjchland nicht aus wirtichaftlichen Bedürf- 
niſſen natürlich entitanden 

(Zurufe von den Sozialdemofraten), 


— lajjen Sie mich doch meinen Gedanfen ausführen —, Tondern ſie 
find, von dieſer oder jener Ausnahme abgejehen, im wejentlichen 
Werkzeuge der politijchen Parteien. 

(Sehr richtig! rechts. — Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
Wenn Sie das bejtreiten, jo weile ich Sie hin auf den Urjprung bei: 
jpielSweife der Hirſch-Dunckerſchen Gemerfichaften, bei deren Begrün: 
dung doch gewiß mitbejtimmend das Motiv war, die Arbeiter gegen: 
iiber der Agitation, der genialen Agitation von Ferdinand Laſſalle bei 
der Fortichrittsfahne zu halten. Selbſt bei den chriftlichen Arbeiter: 
vereinen jpielen Barteiinterejjen hinein. Und nun vollends die fozialifti- 
ichen Gewerfichaften, die von Anfang an ja gar nichts anderes jein 
jollten als Ererzierpläßge, al3 Manöverfelder für eine Bartei des Um: 
fturzes, als eine Schule für die Erziehung der Arbeiter zu jenem Kom: 
munismus, der das Ende unserer Kultur und der Tod der individuellen 
Freiheit jein würde. 

(Sehr wahr!) 

Was die englifchen Gewerkſchaften Großes geleiftet haben, das 
haben jie geleijtet auf rein wirtjchaftlichem Boden ohne jedes Anfehen 
der Partei. Was bei uns not tut — das betone ich auch gegenüber dem 
Herrn VBorredner, obwohl er jich bemüht hat, in feinen Ausführungen 
den Sozialdemokraten zurücktreten zu lajjen hinter den Bergarbeiter, 
der Sozialdemofrat fchimmert aber doch noch durch —, was bei uns 
not tut, it die Emanzipation der in Berufsvereinen aller Art 
organisierten Arbeiter von der PVarteipolitif 


(ſehr richtig!) 
und namentlich von der Politik einer Partei, deren geiftiges Oberhaupt 
ſchon vor Jahren und Jahrzehnten die Führer der englifchen Gemerf: 
Ichaften, weil fie die Lage der Arbeiter auf friedlihem Wege, womög— 
(ih ohne Streif, verbejjern wollten, für Verräter erflärte, einer Bartet, 
die jeden wirtichaftlichen Fortichritt unter der gegenwärtigen Staats: 
und Gefellichaftsordnnng für ausgefchlofjen erflärt, einer Partei, die 
auch in dem Elend eines mißglücdten Streifs, in einem nationalen Not: 
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itande — und ich würde eine Ausdehnung diejes Streits als einen 

nationalen Notftand betrachten — nur ein Mittel fieht zur Schürung 

de3 Haſſes, zur Stärkung des Klajjengefühls im Parteiintereſſe. 
(Lebhaftes Bravo. — Zurufe von den Soztaldemofraten.) 

Welche Sprache führt denn die jozialdemofratijche Prejje gegen: 
über diefem Streif? Es ift möglich, daß die Führer aus praftijchen 
und taftifchen Gründen in diefem Augenblict den Ausbruc des Streif3 
nicht gewollt haben. Nachdem aber der Streit ausgebrochen ift, bringt 
jede Nummer jeder jozialdemofratifchen Zeitung, insbejondere der „Vor: 
wärts“, Tag für Tag ganze Wagenladungen von Ol, das ins Feuer 
gegofjen wird. 

Der Herr Vorredner hat der Regierung den Vorwurf gemacht, 
daß fie einen Mangel an Borausficht gezeigt habe gegenüber diejen 
Streif. Und dabei hieß es in dem erjten Aufruf der fozialdemofrati- 
Partei wegen des Ausjtandes im Ruhrgebiet über die Regierung und 
über die WVolf3vertretung: 

Doch unfere Regierungen find Kapitaliftenregierungen 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und unſere Barlamente jind Kapitaliftenparlamente. 
(Lebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten.) 
Wenn Sie das mit Jhrem „Sehr richtig!" unterftreichen, dann verjtehe 
ih nicht den ſoeben gehörten Appell 
(jehr richtig! vechtsS und bei den Nationalliberalen), 


den der Herr Vorredner an die Gerechtigkeit dieſes Hohen Haufes 
(lebhafte Zuftimmung recht und bei den Nationalliberalen) 
und an die Einficht der Regierung richtete. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 
Entweder — oder! Entweder erwarten Sie von der Regierung und 
von diefem Hohen Haufe Gerechtigkeit und Verftändnis für die Arbeiter 
(Zuruf von den Sozialdemokraten), 


oder verzichten Sie auf derartige Angriffe in Ihren öffentlichen Aufrufen. 
(Lebhaftes Bravo rechts und bei den Nationalliberalen. Zurufe und 
Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 
Sie handeln nicht im Volksintereſſe 
— nämlich das Parlament und die Negierungen, unfer Barlament und 
unfere Regierungen —, 
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jondern im Intereſſe des Kapitals, und deshalb haben die Berg: 
arbeiter von den Bemühungen des Kommiljars des Herrn Möller 
nicht3 zu erwarten. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
So erleichtern Sie uns die Verftändigung im Ruhrgebiet 
(ſehr wahr! rechts und bei den Nationalliberalen), 
von welcher der Herr Vorredner behauptet hat, daß fie ihm und feinen 
Freunden am Herzen läge. 
(Sehr gut! rechts.) 
Wenn Sie — mie dies der Herr Borredner ausgeführt hat — den 
Streif wirklich nicht provoziert haben, wenn der Streit — und das 
betätigt mir der Abgeordnete Hué durch jein Kopfnicken — ſogar gegen 
Ihren Willen und Wunjc ausgebrochen ift, wo bleibt da die Hoffnung 
des Herrn Abgeordneten Bebel, daß in jeiner Zufunftsgejellichaft die 
Produktion ſich „spielend“ regele 
(Zurufe bei den Sozialdemokraten), 
daß es jpielend möglich fein würde 
(andauernde Unruhe bei den Sozialdemokraten — Glocke des 
Bräfidenten), 
die unzufriedenen Elemente im Zaum zu halten? 
(Zuruf bei den Soztaldemofraten.) 

Der Abgeordnete Hus hat den Ausbruch des Streiks zurückgeführt 
auf die Machiavelliftiiche Taktik der Arbeitgeber, auf aufreizende Artikel 
der bürgerlichen Blätter. So einfach liegt die Sache nicht. Wie alle 
Revolutionäre, wie jchon vor hundert Jahren die Yafobiner, können 
Sie wohl die Leidenschaften entfejjeln, fie zügeln können Sie nicht 

(ſehr gut! rechts), 
und die Partei, die jet am lautejten klagt über das Regiment der 
Arbeitgeber, jie wird mit ihren jeit Jahrzehnten betriebenen utopiftischen 
Heßereien die Hauptichuldige fein, wenn gegen- meine Hoffnung und gegen 
das Verhoffen der großen Mehrheit diejes hohen Haufes der Streik ſich 
weiter ausdehnt und über fanatifierte und verführte Arbeiter und ihre 
armen Familien Elend und Not bringt. 

Der Herr VBorrredner hat an einem Punkte jeiner Ausführungen 
gejagt, daß aus der Unbejonnenheit oft Gutes hervorgehe. Ich bin im 
Gegenteile der Meinung, daß gerade auf jozialem Gebiete nur durch 
Bejonnenheit wahre und dauernde Fortfchritte erzielt werden Können. 
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Und deshalb hoffe ich, daß die Beratungen diejes Hohen Haufes getragen 
jein mögen von jenem Geijte der Bejonnenheit und Mäßigung, den ich 
allen, allen Zeilen im Ruhrgebiet nochmals ans Herz lege. 


(Lebhafter Beifall.) 


20. Einbringung der Handelsverträge. 
Situng des NReichdtages vom 1. Februar 1905.1) 


Am 1. Februar 1905 konnte der Reichskanzler die Zufagverträge zu Den 
Handels-, Zoll: und Schiffahrtöverträgen mit fieben Staaten und zu dem Vieh: 
jfeuchenübereinfommen mit Ofterreich Ungarn dem Reichstage zur verfafjungs- 
mäßigen Beratung vorlegen. Gr tat das mit der nachfolgenden Rede. 

Reichskanzler Graf von Bülow: 

Meine Herren, ich habe die Ehre, dieſem Hohen Haufe Zufagüber- 
einfommen zu den mit Italien, Belgien, Rußland, Rumänien, der 
Schweiz, Serbien und Öfterreich-Ungarn beftehenden Handelsverträgen 
nebft den dazu gehörigen Denkichriften zur verfaffungsmäßigen Beſchluß— 
faffung vorzulegen. Die verbündeten Regierungen hoffen, daß Sie, 
meine Herren, diefen Übereinftommen Ihre Zuftimmung erteilen und 
damit ein Werk, das die finanzielle, wirtfchaftliche und politifche Zukunft 
des Reichs von fundamentaler Bedeutung ift, einem glücklichen Abſchluß 
entgegenführen werden. | 

Ich habe nicht die Abficht, heute auf die Einzelheiten diejer Ver: 
träge einzugehen. jede gewünschte nähere Auskunft werden die Herren 
Staatsfefretäre und ihre Kommifjare bereitwillig erteilen. Über die 
allgemeinen wirtichaftspolitifchen Ziele, die wir bei der Erneuerung unjerer 
Handelsbeziehungen zum Auslande verfolgen, habe ich mich mehr als 
einmal und eingehend von dieſer Stelle aus ausgejprochen, und ich 
möchte mich heute auf die nachjtehenden Gefichtspunfte bejchränfen. 

MWer auf die wirtjchaftliche Entwicklung Deutſchlands zurückblict, 
wird fich der Überzeugung nicht verjchließen können, daß Induſtrie und 
Handel während der legten Jahrzehnte an Umfang und an Bedeutung 
jehr erheblich zugenommen haben. Unter dem. Schuß des Tarif3 von 
1879 und feiner Ergänzungen erjtarkte allmählich die deutjche Induſtrie 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Yeg.:Per., I. Seffion 1903/05, 131. Situng. 
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und jegte ihre Entwicklung zum Großbetrieb fort. Zwar trat in 
den achtziger Jahren bei den Handelsitaaten die Tendenz hervor, ſich 
mit hohen Zollichranfen abzujchliegen und der deutjchen Induſtrie den 
Abſatz ihrer überſchüſſigen Erzeugnifje nad) dem Auslande zu erfchweren. 
Aber dieſe unjerer Induſtrie drohende Gefahr des Erſtickens in der 
eigenen ÜÜberproduftion wurde anfangs der neunziger Jahre durch den 
Abſchluß der Handelsverträge im mwejentlichen beichworen und durch jene 
Handelsverträge eine fejte Grundlage für den internationalen Waren: 
austaufch für eine längere Reihe von fahren gejchaffen. Seitdem 
nahmen Induſtrie und Handel bei uns einen glänzenden Aufjchwung, 
der 1895 einjegte und bis um die Mitte des Jahres 1900 dauerte. 
Don diefem Zeitpunkt an flaute die wirtjchaftliche Aufwärtsbewegung 
allerdings ab. Handel und Wandel gerieten ins Stoden. Es zeigten 
ſich ſowohl auf dem inneren Markt wie in den auswärtigen Abſatz— 
verhältnifjen gewiſſe Schwierigkeiten. Immerhin vermag diejer teilweiſe 
Rückſchlag am Gejamtbild einer Periode des Aufblühens von Handel 
und Induſtrie unter dem Negime der Handelsverträge nichts Wejentliches 
zu ändern. Auch deuten manche Anzeichen, namentlich die wieder 
jteigenden Einnahmen aus dem Eijenbahnverfehr darauf hin, daß dieje 
Gejchäftsftodungen zum großen Teil überwunden find, und Handel und 
Induſtrie wieder unter günftigeren Aufpizien arbeiten. Dagegen ift die 
Lage unferer heimischen Yandwirtichaft, welcher durch jene Handelsver— 
träge ein großer Teil ihres Schußes genommen war, infolge des fort: 
gejegt unbefriedigenden Standes der Getreidepreie, infolge des Hinzu: 
tretens ungünftiger Produftionsbedingungen eine immer fritiichere geworden. 
Die Ergebnifje der legten Volkszählung laſſen deutlich die Verſchiebung 
erkennen, welche fich innerhalb der Bevölkerung des Deutjchen Reiches 
zu Ungunften der Landwirtichaft während der legten Dezennten vollzogen 
hat. Im Jahre 1871 wohnten 64 Prozent der Bevölkerung in länd— 
lichen Gemeinden, d. h. in Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern. Im 
Jahre 1895 hielten ſich Stadt und Land ungefähr das Gleichgewicht, 
während heute nur noch 46 Prozent der Bevölkerung anf dem platten 
Lande wohnen gegen 54 in den Städten. 


(Hört! hört! rechts.) 


Diefe Zahlen verdienen nad) meiner Überzeugung die ernſteſte Beachtung. 
Ich habe es, glaube ich, ſchon einmal von diejer Stelle gejagt: Deutſch— 
land ijt nicht lediglich ein Induſtrieſtaat 


(jehr wahr! rechts, oh! links), 
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es ift Agrar: und Induſtrieſtaat. 
(Sehr wahr! rechts.) 
Weite Dijtrifte in unferem Vaterlande, namentlich) im Nordoſten, aber 
auch im Süden und Südweften 3. B. in Bayern, find auf den Betrieb 
der Landwirtjchaft angewiefen. Hier fehlen die VBorbedingungen für 
eine gedeihliche Entwicklung der Induſtrie entweder ganz oder find nur 
jpärlich und im örtlich bejchränftem Umfange vorhanden. ch erfenne 
durchaus die hohe Bedeutung an, weldhe Induſtrie und 
Handel für unjere wirtjchaftliche und Eulturelle Entwidlung 
haben, für die Mehrung unferes Nationalvermögens, für 
unjere Macdtjtellung in der Welt. Sch freue mic diejer Er: 
folge unjerer Handelspolitif, welche zu dDiefem wirtjchaftlichen 
Auffhwunge mit beigetragen hat. Ich betradte aber die 
Landwirtſchaft als einen den beiden anderen Erwerbsitänden 
vollftändig gleihberehtigten Faktor; ich eradhte die Erhaltung 
einesleijtungsfähigen, fejteingejefjenen Bauernjtandes, diefer 
Grundlage unjerer Nähr: und Wehrverhältnijje, für im 
höchſten Staat3interefje liegend. 
(Bravo! rechts.) 

Wenn ein jo wichtiges Glied des Volksorganismus wie die Land- 
wirtjchaft krankt, dann darf es nicht feinem Schieffal überlaffen werden, 
fondern es ift die Pflicht einer jtaatserhaltenden Politik, ihr jede Für- 
forge und Pflege angedeihen zu laſſen, die ſich mit den Lebensinterefien 
der anderen Erwerbsjtände irgend vereinigen läßt. 

Meine Herren, diefer Rückblick auf die Entwicklung unferes wirt: 
jchaftlichen Lebens während der letzten Jahrzehnte ließ die verbündeten 
Regierungen die Gefichtspunfte Klar erfennen, von denen bei einer Neu— 
regelung der Handelsbeziehungen zum Auslande auszugehen war. Bor 
allem glaubten die verbündeten Regierungen an dem bisherigen Syſtem 
unferer Handelspolitik fejthalten und wiederum Handelsverträge mit 
Konventionaltarifen auf eine längere Neihe von Jahren mit den 
wichtigjten Kulturftaaten abjchließen zu jollen. 

Um aber die Neugeftaltung unferer Handelspolitif auf einer für 
uns annehmbaren Grundlage zu fichern, mußten wir zunächſt in eine 
Reviſion des beftehenden, den gegenwärtigen wirtjchaftlichen Verhältnifjen 
in Deutjchland vielfach nicht mehr entjprechenden Zolltarifs eintreten. 
Damit nüpften wir an die Traditionen des Fürften Bismard an, der 
in feinem befannten Schreiben vom 25. Oftober 1878 an den damaligen 
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Neichstagsabgeordneten Baron von Varnbüler die Revifion des Zoll- 
tarifs als die VBorbedingung für etwaige Handelsverträge bezeichnet 
hatte, um Kompenfationsobjefte zu jchaffen für eventuelle Tarifverhand- 
lungen. Gerade auf den Abjchluß langfriftiger Handelsverträge mit 
gebundenen Tarifen legten die verbündeten Regierungen den höchiten 
Wert. Sie wollten dadurch unferem wirtichaftlichen Leben Sicherheit 
und Gtetigfeit erhalten, unſere Ausfuhrinduftrie vor Überrafchungen 
durch einfeitige Willkür in der Zollgefeßgebung der anderen Länder 
bewahren und es unferer Erportinduftrie ermöglichen, ſich auf Tängere 
Zeiträume einzurichten und ihren Abjchlüffen eine fichere Bafis zu geben. 
Dadurd) wird auch unter den obwaltenden Verhältniſſen wohl den 
Intereſſen nicht nur der Induſtrie und des Handels, jondern auch der 
Landmwirtfchaft, die doc wenigftens zum Teil auf die Ausfuhr ihrer 
Erzeugnifje angewieſen ift — ich erinnere an die Zucker: und Spiritus: 
fabrifation —, tatſächlich am beften gedient. 

Daneben aber, meine Herren, hielten die verbündeten Regierungen 
e3 für notwendig, nunmehr auch unjerer Landwirtfchaft einen an: 
gemefjenen, d. h. mwefentlich erhöhten Zollihuß zu gewähren. Bon der 
abjoluten Notwendigkeit diejer Erhöhung bin ich feit meinem Amts: 
antritt ftet3 durchdrungen geweſen, und id; habe aus dieſer meiner 
Überzeugung niemals ein Hehl gemacht; denn die Landmwirtichaft ift es, 
die bei den legten Handelöverträgen zu furz gefommen mar 

(ſehr richtig! rechts), 
und die unter der damaligen Herabfegung der landwirtichaftlichen Zölle 
jchwer zu leiden gehabt hat. 
(Zuftimmung rechts. — Unruhe links.) 

Sollte aber der Landwirtſchaft geholfen werden, ſo war ein ver— 
ſtärkter Zollſchutz ſowohl für den deutſchen Getreidebau, wie für die 
heimiſche Viehzucht unerläßlich. 

(Sehr wahr! rechts.) 


Der Getreidebau bildet auch heute noch die hauptfächlichite Grundlage 
des landwirtichaftlichen Betriebes in Deutjchland und wird es bei 
unjerer Bodenbejchaffenheit und unjeren Elimatifchen Berhältnifjen voraus: 
jichtlich in abjehbarer Zeit bleiben. Mehr als die Hälfte der deutfchen 
Ader- und Gartenfläche wird mit Getreide beftellt. Bei einem jo umfang: 
reichen Anbau der Halmfrüchte iſt die Höhe der Getreidepreije für die 
Rentabilität der Landwirtichaft von größter Bedeutung. 
(Sehr richtig! vecht3 und von den Nationalliberalen.) 
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Nun zeigen aber die Getreidepreije feit den legten 25 Jahren — wenn 
auch unter erheblihen Schwankungen — eine fallende Bewegung. In 
der wachjenden Konkurrenz des billiger produzierenden Auslandes, in 
der Verbefjerung der Transportmittel, durch die Billigfeit der Bahn 
und Seefrachten findet dieje finfende Bewegung ihre natürliche Erklärung. 
Das Maß für die Erhöhung der landwirtjchaftlichen Zölle glaubten 
die verbündeten Regierungen zu finden einerjeitS in der gebotenen 
Rückſicht auf die beiden anderen Erwerbsjtände, Handel und Induſtrie, 
andererjeit3 in der Rückſicht auf die Konfumenten. 

Wenn aber, meine Herren, die Schaffung vertragsmäßiger Bürg- 
fchaften für den internationalen Güteraustaufch den verbündeten Regie: 
rungen als notwendig galt, jo durfte mit der Erhöhung der landwirt- 
Ichaftlihen Zölle nur jo hoch gegangen werden, al3 dabei der Abſchluß 
langfriftiger Handel3verträge noch möglich erfchien, und al3 dabei eine 
Schädigung anderer Bevölferungsfreife nicht zu befürchten war. 

Bon diefen rein objektiven Gejichtspunften find die verbündeten 
Regierungen auch bei der Abmefjung der neuen Getreidezölle ausgegangen. 
Für die vier Hauptgetreidearten wurden auf meinen Vorſchlag Minimal: 
zölle eingeftellt, um damit dem Auslande zu zeigen, daß ein Schuß des 
deutjchen Getreidebaus in diefer Höhe uns als abjolut notwendig und 
ein Heruntergehen unter diefe Minimalzölle während der Vertrags: 
verhandlungen von vornherein als undisfutabel gelte. 

Meine Herren, die Höhe der Getreidezölle bildete befanntlic) 
während unferer Berhandlungen über den neuen Zolltarif einen der 
beftrittenten Punkte. Bon der einen Seite wurden diefe Getreidezölle 
für nicht ausreichend erachtet, von der anderen Seite wurden diefelben 
Getreidezölle für erorbitant erklärt, und es für vollftändig ausgefchloffen 
gehalten, mit folchen Minimalzöllen wieder zu Handelsverträgen zu 
fommen. Die verbündeten Regierungen haben fich durch die von rechts 
und links gegen fte gerichteten Angriffe nicht irre machen lajjen, fondern 
fie haben feftgehalten an den von ihnen für angemefjen erachteten Sägen — 
feftgehalten nach allen Seiten. Ich verrate Fein diplomatiſches Geheimnis, 
wenn ich fage, daß es nur mit Mühe, mit großer Mühe gelungen ift, 
in den Handel3vertragsunterhandlungen und namentlich in den Handels— 
vertragsunterhandlungen mit Rußland und Ofterreich-Ungarn die Minimal: 
zölle in der von diefem Hohen Haufe bejchlofjenen Höhe durchzufegen. 
Im Intereſſe unferer Landwirtichaft haben wir diejen Kampf, diejen 
harten und langwierigen Kampf gefämpft und mit Erfolg gefämpft. 
Wir haben mit fieben Vertragsjtaaten Handelsverträge zuftande gebracht, 
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und wir haben gleichzeitig eine wejentliche Erhöhung der landwirtjchaft- 
lihen Zölle im Intereſſe unferer Landwirtichaft nach verjchiedenen 
Richtungen hin erreicht. Denn, meine Herren — jebt fann ich es ja 
offen aussprechen —, Feithalten an dem Syſtem der Handelsverträge 
war für die Mehrheit der verbündeten Regierungen conditio sine qua 
non für unfer gejamtes zollpolitifches Reformwerk. Mehr zu verlangen, 
wäre allerdings unmöglich gewejen. Das werden mir alle Diejenigen 
beftätigen, die einen Einblid in die Handelsvertragsunterhandlungen 
und namentlich in die mit Rußland und Ofterreich-Ungarn gehabt 
haben. 

Wenn aber, meine Herren, von der anderen Seite geglaubt wird, 
daß durch Getreidezölle in der von diefem Hohen Haufe bejchlofjenen 
und jetzt durchgefegten Höhe die Lebenshaltung der breiten Schichten 
der Bevölkerung und namentlich der arbeitenden Klaſſen in unerträg- 
licher Weife belaftet werden würde, jo ift das, wie ich glaube, eine Be- 
forgnis, die durch die bisherige Entwicklung nicht gerechtfertigt wird. 

(Sehr wahr! rechts. Widerſpruch Links.) 
Durch unfere neuen Konventionaltarife werden die Sätze für die beiden 
Brotgetreidearten im wejentlichen auf diejenigen Zollſätze erhöht, die in 
den Jahren 1887 bis 1892 bejtanden haben. 
(Sehr richtig! rechts. Zurufe links.) 
Damals aber befand fich unfere Induſtrie in einer Periode des Auf: 
ſchwungs und ſogar der Überproduftion. Es wird auch niemand 
leugnen können, daß fich während der lebten Dezennien die Lage der 
breiten Schichten der Bevölferung in Deutjchland — ich denfe dabei 
an den Kleinen jtädtifchen Bürgerftand, ic; denfe an die Handwerker, 
ich denfe an die Eleinen Beamten und Angejtellten, vor allem aber an 
die lohnarbeitende Klaſſe — es wird niemand im Ernſte beftreiten 
können, daß fich die Lage diejer Klafjen während der legten Jahrzehnte, 
daß fich ihre ganze Lebenshaltung wesentlich gehoben hat. 
(Sehr richtig! rechts. Zurufe Links.) 
— Wenn Sie das beftreiten, meine Herren, jo verweife ich Sie auf 
die Statiftif der Einfommenfteuer; ich verweife auf die wachjenden Ein: 
lagen in den Sparfajjen 
(jehr richtig! rechts); 
ich erinnere an das Wort eines großen Gelehrten und jcharffinnigen 
Denkers, an das Wort Schmollers, der von einer förmlichen wirtjchaft: 
Iihen Wiedergeburt des deutjchen Arbeiterftandes geſprochen hat. — 
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Und diefer wirtichaftliche Aufſchwung hat fich vollzogen in einer Periode, 
an deren Beginn wir übergegangen find von dem Syſtem des Frei— 
handel3 zu dem Syitem des Schußes der nationalen Arbeit 

(ehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen) 
unter Wiedereinführung und allmählicher Erhöhung der Getreidezölle. 

Und wie liegt die Sache in Franfreih? In Frankreich, meine 
Herren, jpielt der Weizen in der Ernährung der arbeitenden Klafjen 
eine viel größere Rolle als bei uns. Trotzdem befteht in Frankreich 
jeit jahren ein Weizenzoll von 5,60 M. für den Doppelzentner. 

(Hört! hört!) 
Die Mehrheit der franzöfischen Deputiertenfammer, die eine republifa- 
nifche, radikale, demokratische Mehrheit ift, innerhalb deren die jozia- 
Iftifche Gruppe eine maßgebende Rolle fpielt, hat vor nicht langer Zeit 
einen Antrag auf Herabjegung der Getreidezölle mit großer Mehrheit 
abgelehnt 
(hört! hört! rechts und in der Mitte), 
dagegen troß des Widerjpruch3 der Regierung einen Antrag auf Er: 
höhung der Viehzölle mit ebenfo großer Mehrheit angenommen. 
(Hört! hört! rechts und in der Mitte.) 

Die franzöfiichen Republikaner, Radikalen und Demokraten, denen doch 
gewiß das Schickſal der arbeitenden Klafjen am Herzen liegt — ich 
habe in einem interejjanten Auffag in der „Neuen Zeit” vor einigen 
Tagen zwar das Gegenteil gelejen, ich kann das aber nicht recht glauben; 
ich nehme an, daß der Kammermehrheit in Frankreich das Schickſal 
der arbeitenden Klaſſen wirkli am Herzen liegt —, alfo die franzd- 
ſiſche Volfsvertretung glaubt nicht, daß die Yebenshaltung der arbeitenden 
Klaffen durch Getreidezölle beeinträchtigt wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Eine ſolche, wie ich glaube, jchiefe und irrige Auffafjung überlaffen die 
franzöfifchen Radifalen, die praktiſche Leute find 

(Heiterkeit), 

ihren mehr doktrinär angelegten deutſchen Geſinnungsgenoſſen. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Wir haben alſo die Getreidezölle nach allen Seiten gehalten. Wir 
hoffen, daß unter ihrem Schutz der deutſche Körnerbau ſich gedeihlich 
entwickeln wird. Der Zoll für Roggen iſt um 43, der Zoll für Weizen 
um 57, der Zoll für Hafer um 76, der Zoll für Gerſte um 100 Pro— 


zent erhöht worden. 
11* 
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Sehr eigentümlich hat es mich berührt, daß ich nach dem Abſchluß 
des Handelsvertrags mit Nußland in der Preſſe immer wieder zu leſen 
befam, ich hätte den Minimalzoll für Gerfte mit 4 M. fallen lajjen. 
Die Differenzierung der Gerjte, die Erhöhung und Normierung des 
Zolls für Braugerfte als eines Minimalzolle8 war einer der hauptſäch— 
lichſten Punkte des Kompromiffes, da3 zur Annahme des Antrags 
von Kardorff und damit des ganzen Zolltarif3 geführt hat. Diejen Gerften- 
zoll fallen zu laffen, würde mir — ich nehme feinen Anftand, das zu 
jagen — als ein At der Jlloyalität erjchienen fein. 


(Sehr gut!) 


Die Minimalzölle waren während der ganzen Verhandlungen 
für mid) ein noli me tangere. 


Meine Herren, jehr ſchwierig geftalteten fich die Verhandlungen über 
den Seuchen: und Sperrichuß für unfere heimischen Viehbeftände. Bon 
mehreren Bertragsftaaten, insbefondere von Rußland und Rumänien 
waren anfänglich gerade auf veterinärpolizeilichem Gebiet mejentliche 
Zugeftändnifje für die Einführung von Vieh, Fleifch, Geflügel, tierifchen 
Produkten nicht nur gefordert, jondern geradezu als eine Borausfegung 
für die Erneuerung der Handelöverträge bezeichnet worden. Darauf 
fonnte ich mich felbftverjtändlich nicht einlaffen. Der deutjche Vieh: 
bejtand repräfentiert einen Wert von über 7 Milliarden. Er bildet 
einen bedeutenden Teil unferes Nationalvermögens. Seine Sicher: 
jtellung gegen Seuchengefahr ift mithin von der allergrößten wirtjchaft: 
lichen Bedeutung. Von diefer Überzeugung find wir alle durchdrungen, 
die wir hier auf diefer Bank fiten. Um fo mehr hat es mich ge 
wundert, daß ich nach dem Abjchluß des Handelsvertrags mit Rußland 
weiter zu hören befam, ich hätte auf veterinärem Gebiet den Ruſſen 
alle möglichen Konzejfionen gemacht. An folche Ausführungen wurde 
dann gewöhnlich der Appell gefnüpft, die Vertreter der Landwirtſchaft 
möchten den neuen Handelsvertrag ablehnen. Meine Herren, wenn die 
Prämifje richtig wäre, fo wiirde ich die Schlußfolgerung auc unter: 
ſchreiben. Es iſt mir aber niemals eingefallen, Ihnen ſolche Handels» 
verträge zuzumuten. Auf veterinärem Gebiet haben wir allen Vertrags: 
ftaaten gegenüber, mit Ausnahme von Öfterreich-Ungarn, auf das ic 
gleich zu fprechen komme, volle Aktions- und Sperrfreiheit. 

Gegenüber Ofterreich-Ungarn lagen die Verhältniffe infofern anders, 
al3 wir hier mit der vertragsmäßigen Regelung des Viehverkehrs als 
dem bejtehenden Rechtszuftand zu rechnen hatten. 
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Das bisherige Seuchenübereinfommen mit Oſterreich-Ungarn litt be: 
fanntlich an dem Fehler, daß wir, abgejehen von den Fällen der Rinder: 
peft und Lungenjeuche, unfere Grenzen gegen die Einfuhr von Vieh erft 
dann fperren durften, wenn durch den Viehverfehr eine anſteckende Tier: 
franfheit in das Inland eingefchleppt worden war. Mit anderen Worten, 
wir durften den Brunnen erjt zudeden, wenn das Kind hineingefallen 
war. In der neuen Viehkonvention ijt e8 uns gelungen, diefen Fehler 
zu forrigieren. Künftig ſoll uns die Sperrbefugnis fchon dann zuftehen, 
wenn in einem öfterreichifch-ungarifchen Gebietsteil eine Tierkrankheit in 
bedrohlichem Umfang bejteht. Wir haben aljo an die Stelle der 
Reprefjivfperre die Präventivfperre gefeßt und dadurch einem 
lange gehegten Wunſche der Landwirtichaft Folge geleiftet. 

Wir dürfen ferner, fofern es fich nicht um mindergefährliche Fälle 
handelt, die Sperre bis zu 9 Monaten nach dem Zeitpunkt aufrecht er- 
halten, an welchem ſie amtlich für erlojchen erklärt ift. Eine engere 
Begrenzung unjerer Sperrbefugnifje haben wir nur gegenüber der Ein- 
fuhr von Schlachtvieh zugelafjen, d. h. von Vieh, das zur alsbaldigen 
Abſchlachtung in öffentlihe Schlachthäufer eingebracht wird. Wir be- 
wegen uns aljo vollftändig im Rahmen der bisherigen ftändigen Praxis, 
die wir während der ganzen Dauer des jest gültigen Viehjeuchenüber- 
einfommens ohne wefentliche Gefährdung unferes Viehbeftandes geübt 
haben. ch habe in der Reichstagsiigung vom 11. Dezember 1903 er: 
flärt während der Beratung über den neuen Zolltarif, daß die ver- 
bündeten Regierungen feine Beftimmungen in einen Handel3vertrag oder 
in ein Abkommen mit einem anderen Staate aufnehmen würden, die fie, 
die verbündeten Regierungen, verhindern würde, die erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen, um unferen Viehbeitand gegen Seuchengefahr wirf- 
fam zu ſchützen. Ich bin aber überzeugt — überzeugt auf Grund ge: 
wifjenhafter Prüfung der neuen Seuchenkonvention, überzeugt auf Grund 
deſſen, was mir zuftändige Autoritäten verfichern —, daß die neue 
Seuchenfonvention mit der Präventivfperre bei richtiger Handhabung — 
in der Beziehung verlafje ich mich auf meinen Freund den Herrn Land— 
wirtfchaftsminifter 

(bravo! rechts; große Heiterkeit) — 
daß fie uns volle Sicherheit gewährt. 
Es iſt uns, meine Herren, ferner gelungen, wejentlihe Erhö— 


Hungen unjerer Viehzölle zu erlangen. Bejonderes Gewicht lege ich 
auf die Erhöhung des Zolles für Schweine, da die Aufzucht, der Ver— 
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fauf der Schweine gerade auch von den Fleinen Landwirten betrieben 
wird. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Der Zoll für Schweine betrug befanntlich bisher 5 M. für das Stüd; 
fünftig follen die Schweine nach dem Gewicht verzollt werden, und 
zwar mit IM. für den Doppelzentner Lebendgewiht. Die Erfahrung 
zeigt, daß das ſtatiſtiſche Gewicht des importierten Schweines 1/2 Doppel- 
zentner beträgt; der Zoll pro Schwein wird aljo fünftig etwa 13/2 bis 
14 M. betragen 
(hört! hört! links) 
— fajt dreimal jo viel wie bisher. 
(Lebhafte Rufe: Hört! hört! links.) 

Don großer Bedeutung ift die anderweitige Normierung und wejent- 
liche Berftärfung des Bolles für warmblütige Pferde. Während 
bisher Pferde ohne Unterjchied des Wertes nach dem Stück verzolft 
wurden, joll Fünftig der Zoll nach dem Wert erhoben werden. Für 
warmblütige Pferde ohne Unterjchied der Abftammung bis zum Wert 
von 1200 M. fol — und zwar ohne Einfchiebung einer billigeren 
Zwiſchenſtaffel, wie jie vom Auslande lebhaft gewünfcht wurde — ein 
Stüczoll von 72 M. erhoben werden. Die Erhöhung unjeres Pferde: 
zolls ift von großer Bedeutung auch für unfere Wehrkraft durch Förde: 
rung der Zucht geeigneter Remonten. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Unter der Herrichaft des bisherigen, viel zu niedrigen Pferdezolls war 
die Hemontezucht gerade in dem eigentlichen Zuchtgebiet, der Provinz 
Oftpreußen, zurücdgegangen. Wir hoffen, daß jest ein an Qualität 
und Quantität befriedigender Erſatz an Pferden für unfer Heer ficher: 
geftellt werden wird; das wird für unfere Landesverteidigung von großem 


Werte fein. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Bon anderen landwirtjchaftlichen Zöllen ift der Butterzoll von 16 
auf 20 M., der Hopfenzoll von 14 auf 20 M. erhöht worden. 
sch weiß wohl, meine Herren, daß der Hopfenzoll im autonomen Tarif 
mit 70 M. angejegt worden war. Hätten wir aber beim Hopfenzoll 
nicht wejentliche Zugeftändniffe gemacht, jo würde e3 ganz unmöglich) 
geworden jein, wieder zu SHandelsverträgen mit Rußland und mit 
Ofterreich-Ungarn zu kommen, Die Hopfenproduzenten werden fich aljo 
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mit der immerhin ins Gewicht fallenden Erhöhung von 6 M. zufrieden 
geben müfjen. 

Meine Herren, wo wir für unjere Landwirtichaft große Vorteile 
erreicht haben, iſt es begreiflid, daß wir auf demfelben Gebiete auch 
Zugeſtändniſſe haben machen müfjen. Die neuen Handelsverträge waren 
deshalb jo jchwer zuftande zu bringen, weil die agrarischen Intereſſen 
gerade von Rußland, von Ofterreich-Ungarn und Rumänien fo ftarf 
follidierten mit dem für unfere Landmirtjchaft bezweckten ftärkeren 
Agrarſchutz. Die Kunft, einen Handelövertrag zuftandezubringen, bei 
dem der eine Teil alles gibt, der andere alles durchſetzt, ift noch nicht 
erfunden worden. 

(Heiterfeit.) 

Irgendwo muß ein Loc) gelafjen werden. Wir haben alfo bei gemwifjen 
landwirtjchaftlichen Artikeln, für die in unjerem neuen Generaltarif ein 
ſtärkerer Zollſchuz in Ausficht genommen war, es bei den bis- 
herigen Zolljägen belajjen, und wir haben jogar bei einigen Bofitionen 
Zollermäßigungen gegenüber den bisherigen vertragsmäßigen Säßen in 
Kauf nehmen müfjen. Das ijt aber bei jolchen landwirtichaftlichen 
Artikeln geichehen, die eine Zollermäßigung vertrugen, ohne daß die 
großen landwirtichaftlichen Intereſſen dadurch gefchädigt wurden, und 
die gleichzeitig wichtige Kompenjationsobjefte boten für die Verhand- 
lungen mit anderen Staaten. Wir haben e3 aljo bei Exbjen, Linfen, 
FSutterbohnen, Rübjen, Raps und Eiern, und der Schweiz gegenüber 
bei Hartfäje, bei den bisherigen Zollfägen gelafjen. Wir haben auch 
den urjprünglich in Ausficht genommenen Stüczoll von 70 Pfennig für 
Gänſe fallen laſſen. Ob bei einem intenfiven Betrieb. unferer Land: 
wirtfchaft die früher in Norddeutichland jo ftarf betriebene Gänfezucht 
ſich wieder beleben ließe, erjchien zweifelhaft, während andererjeit3 von 
den Bertragsftaaten, namentlich von Rußland auf die Zollfreiheit der 
Gänſe bedeutendes Gewicht gelegt wurde. Übrigens ſteht der Freigebung 
der Gänſe die Zollbelegung der Hühner mit 4 M. gegenüber. 
Wirkliche Zugeftändnijje haben wir nur gemadt bei Futter: 
gerite und bei Holz. 

Die Gerſte, meine Herren, ift, abgejehen von ihrer Verwendung 
in der Brennerei und Brauerei, ein wichtiges Nohmaterial für die 
Viehmaft. Deshalb waren — das fann ich wohl jagen — die Anfichten 
der Landwirte über die Nüßlichkeit eines folchen Zolles für Gerfte von 
vornherein geteilt. In manchen deutjchen Gegenden, wo die Viehzucht 
prävaliert, wird die Verbilligung der Futtergerfte durch die Herab- 


168 20. Die Handelsverträge. 


ſetzung des Zolls nicht ungern gejehen werden. Ich gebe aber voll: 
fommen zu, daß namentlich im Nordoften, wo die Gerfte nicht nur zum 
Verbrauch, jondern auch zum Verkauf gebaut wird, die Sache anders 
liegt. Aber gerade hier wird der erhöhte Zoll für Braugerfte feine 
entiprechende Wirkung ausüben. Außerdem muß die Ermäßigung 
des HZols für Futtergerſte in Verbindung gebracht werden mit 
der Erhöhung des Zolls für Mais auf 3 M., die wir troß großer 
entgegenftehender Hindernifje Rumänien gegenüber durchgejegt haben. 
Mais ift ein im wejentlichen Kohlehydrate enthaltendes Futtermittel. 
Kohlehydrate erzeugt das Inland im Überfluß; wir brauchen aljo ver- 
hältnismäßig wenig Mais. Die Erhöhung des Maiszolls wird die 
Nachfrage nach Futtergerjte reger geftalten und dadurch diefe Frucht 
vor einem zu ftarfen Preisitur;, wie wir erwarten, bewahren. 

Was nun das Holz angeht, meine Herren, fo lag die Sache ähn- 
lich wie beim Hopfen. Wenn wir an den bisherigen Sätzen für Holz 
feitgehalten hätten, jo würde es unmöglich, es würde völlig ausgejchloffen 
geweſen fein, wieder zu Handelsverträgen mit Rußland und mit Dfter: 
reich-Ungarn zu gelangen. Deutjchland ift nicht imftande, feinen Bedarf 
an Holz aus eigenen Beftänden zu deden. Deshalb erfchien die Herab— 
ſetzung des Zolls für Rohholz und für bejchlagenes Holz zuläſſig. Da- 
gegen bietet der neue Zolltarif den Vorteil, daß das bewaldrechtete Holz 
fünftig nicht als Rohholz, fondern als bejchlagenes Holz verzollt wird 
und jomit eine Zollerhöhung um vier Pfennig erfährt. Der Zoll für 
Sägeholz iſt wegen der Herabjegung des Zoll für Rohholz in feinen 
ziffermäßigen Beträgen ermäßigt worden. Indeſſen ift die Spannung 
von 60 Pfennig zwifchen dem Zollfag für Rohholz und für Sägeholz 
feitgehalten, und damit ift eine Verringerung des Zollſchutzes für unfere 
deutfche Sägeinduftrie vermieden worden. Dazu fommt, daß fich Ruß— 
land verpflichtet hat, während der ganzen Dauer des Vertrages weder 
jein Rohholz noch fein bejchlagenes Holz mit einem Ausfuhrzoll oder 
Ausfuhrverbot zu belegen. Die deutjchen Schneidemühlen find alſo da— 
gegen fichergejtellt, daß ihnen das aus Rußland bezogene Rohholz nicht 
durch Auflegung eines Ausfuhrzolls verteuert werden fann. Ohne dieſe 
Bindung würde Rußland ein bequemes Mittel in der Hand gehabt haben, 
unfere forgjam erwogene Relation zwijchen den Sätzen für Rohholz, für 
bejchlagenes Holz und für Sägeholz willfürlich zu verjchieben. 

Meine Herren, wir haben uns auch entjchlofjen, das oberſchleſiſche 
Schweinefontingent von 1360 auf 2500 Stüd pro Woche zu er: 
höhen. Auch diefes Zugeftändnis ift an die ausdrücdliche Bejtimmung 
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gefnüpft, daß fein Widerruf oder jeine Suspenſion jederzeit aus veterinär- 
polizeilichen Gründen erfolgen kann. Mit diefem Zugeftändnis find mir 
nicht nur einem bejonderen Wunfch der ruffichen Regierung entgegen: 
gefommen, jondern auch den befonderen Berhältniffen des oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirks. Da dies oberjchleftiiche Schweinefontingent nicht über 
die Grenzen jenes Bezirks ausgeführt werden kann, fo ift die wirtjchaft- 
liche Rückwirkung diefes Zugeitändnifjes auf unfere Gejfamtproduftion 
an Schweinen nicht von erheblicher Bedeutung. 

In noch engeren Grenzen hält fi) das Zugeftändnis, das wir 
dur Zulafjung eines Kontingents von öfterreichifchsungarifchen 
Schweinen zur Abjchlachtung in Schlachthöfen an den ſächſiſchen und 
bayerifchen Grenzen Ojterreich gegenüber gemacht haben. Da die Ab: 
ihlachtung diejer Schweine in den Schlachthöfen jofort zu erfolgen hat, 
fie alfo das Inland nicht lebend berühren, fo erjchien diefes Zugeftänd- 
nis vom veterinärpolizeilichen Standpunkte aus nicht bedenklich. Außer: 
dem ift das Fleisch diefer 80000 Schweine zum Abſatz nur zugelafjen 
in einer gewiffen Anzahl von Städten und Induſtriezentren in Sachſen, 
in Bayern und in zwei thüringifchen Städten, wo die Bevölkerung wegen 
ihrer rafchen Zunahme imftande jein wird, es mit Leichtigkeit aufzu— 
nehmen. Die mirtjchaftliche Rückwirkung diefer Konzeffion ift fomit 
feine erhebliche. Ob und wann Ofterreich-Ingarn in der Lage fein 
wird, dieſe ihm gemachte Konzeffion voll auszunußgen, bleibt übrigens 
fraglich, da Oſterreich-Angarn gegenwärtig, wie Sie wifjen, zur Deckung 
jeines Bedarfs an Schweinen genötigt ift, Schweine aus Deutjchland zu 
beziehen. 

Meine Herren, troß dieſer Zugeftändnifje, die wir haben machen 
müffen, unterliegt e8 doch nicht dem mindeften Zweifel, daß die neuen 
Derträge einen landwirtichaftsfreundlichen Charakter tragen. Sie bringen 
unferer Landwirtſchaft eine erhebliche Verbeſſerung ihrer Gefamtverhält- 
niffe, verglichen mit dem bisherigen Gejamtzuftand eine Erhöhung des 
Schutzes für die landwirtjchaftliche Produktion in ihren Hauptzmweigen. 
Mit dieſer Abficht find wir in die Handelsvertragsverhandlungen ein: 
getreten, auf diefer Baſis find auch Erfolge erzielt worden. Wir 
durften aber dabei nicht die Aufgabe außer Augen laffen, die Intereſſen 
unferer Induſtrie und unfere® Handels entiprechend wahrzunehmen. 

Stalten und Belgien hatten vor dem Eintritt in die Handelsver- 
tragsunterhandlungen ihre Zolltarife nicht geändert. Dieſen Ländern 
gegenüber fpielten auch unjere landwirtjchaftlihen Zollerhöhungen feine 
. erhebliche Rolle. Deshalb iſt e8 auch gelungen, gegenüber talien und 
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Belgien die Ausfuhrbedingungen für unjere Induſtrie in der Haupt: 
fache auf dem bisherigen Niveau zu erhalten. Dagegen hatten Rußland, 
Rumänien, die Schweiz und aud) Öfterreich-Ungarn vor dem Eintritt in 
die Handelövertragsverhandlungen mit uns neue Zolltarife mit weſentlich 
höheren Zollfägen aufgeſtellt. Insbeſondere war es vorauszufehen, daß 
Rußland dieſe Gelegenheit benugen würde, um feine Induſtriezölle für 
verjchiedene Branchen noch weiter zu erhöhen. Seit 25 Jahren ijt die 
ruffische Regierung bemüht, wo die Bedingungen hierfür nur irgend 
vorliegen, fi) eine eigene Induſtrie zu jchaffen. 

Meine Herren, daß das die Folgen der von uns in den achtziger 
Fahren eingefchlagenen Tarifpolitif fein würden, daS hat niemand 
richtiger vorausgejehen als der große Urheber dieſer Wendung, Fürft 
Bismard. Ich erinnere mich, als Fürft Bismard — es muß im Fahre 
1886 oder 1887 gewejen jein; es war während der damaligen bulgari: 
ihen Wirren — dem ruffifhen Minifter des Außern Herrn von Giers 
in Franzensbad einen Bejuch machte, klagte ihm diejer lebhaft über die 
bevorftehende Erhöhung der deutjchen Agrarzölle, die nach feiner, des 
Minifters von Giers, Anficht Rußland ſchwer fchädigen würde. „Ne 
pleurez pas* — „weinen Sie nicht”, erwiderte ihm Fürft Bismard, 
„unferen Agrarzöllen werden Sie eine ruffifche Induſtrie zu verdanfen 
haben.“ Insbeſondere ift Rußland feit 25 Jahren bemüht, durch all: 
mähliche planmäßige, zielbewußte Erhöhungen feiner Eifenzölle fich eine 
eigene Eifeninduftrie groß zu ziehen. Deshalb ift auch die deutſche Aus— 
fuhr aus Oberfchlefien nah Rußland in Roheifen und Eifenwaren in 
beftändigem Rückgang begriffen. Ahnlich liegen die Verhältnifje für 
andere Induſtriebranchen. Mit diefer Sachlage mußten wir rechnen. 
Wir konnten uns nicht der Illuſion hingeben, daß Rußland im gegen: 
wärtigen Stadium jeiner Entwicklung ſich würde bereit finden laſſen, 
feine jungen, mit großen Koſten ins Leben gerufenen Unternehmungen durd) 
Herabjegung der Zollichranfen dem ausländischen Wettbewerb preiszugeben. 

Troß diefer in der Natur der Dinge begründeten Hinder: 
niffe tft es uns doch gelungen, die Intereſſen unferer Induſtrie 
und unjferes Handels wahrzunehmen. 

(Zurufe links.) 
— Gewiß, meine Herren; denn eins dürfen Sie nicht vergefjen: das 
ganze von uns auch weiter feitgehaltene Syſtem des Abjchluffes lang: 
friftiger Handelsverträge wird doch in erjter Linie von der Rückſicht auf 
die Intereſſen von Handel und Induſtrie diftiert. 
(Sehr richtig! rechts.) 
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Um diejes Syftem zu inaugurieren, wurden vor zwölf Jahren die land: 
wirtjchaftlichen Zölle herabgeſetzt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wenn jest ein Ausgleich zugunften der Landmwirtichaft gejchaffen wird 
und die Landwirtſchaft das wiedererhält, was ihr damals genommen 
murde 

(Unruhe lint3), 
jo ift das feine unbillige Bevorzugung der Landwirtichaft 
(lebhaftes Sehr richtig! rechts), 

zumal für Induſtrie und Handel im wejentlichen die Bedingungen 
erhalten bleiben, deren fie zu ihrem Gedeihen bedürfen. Denn der 
Abſchluß der Handelsverträge bedeutet für Deutfchland an und für fich 
eine wirtfchaftlihe Stärfung, deren fegensreiche Folgen wiederum in 
erjter Linie dem Handel und der Induſtrie zugute fommen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Durch den Abjchluß des Handelsvertrages fpeziell mit Rußland ift 
uns der Abjchluß der Handelsverträge mit Rumänien, mit Öfterreich- 
Ungarn und der Schweiz nicht nur erleichtert, fondern erſt ermöglicht 
worden. Durch die Bereinbarung einer zwölfjährigen Dauer für die 
Handelöverträge iſt diejenige Stetigfeit der gegenfeitigen Bedingungen 
im wirtjchaftlichen Güteraustaufch gefchaffen worden, welche für unfere 
Erportinduftrie geradezu eine Lebensfrage ift. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Bor allem, meine Herren, haben wir Abjtand genommen von der 
Kündigung der beftehenden Handelsverträge.. Dadurch haben wir 
die Kontinuität unferer Handelsbeziehungen zum Ausland gewahrt und 
unferer Induſtrie und unferem Handel die Unficherheit und die Er: 
jchütterungen erfpart, die ihnen ſonſt — fehr zu ihrem Nachteil — 
gedroht hätten. Die neuen Handelöverträge follen am 15. Februar 1906 
in Kraft treten; es iſt unfere Abficht, fie am 15. Februar 1906 in 
Kraft treten zu lafjen. Unfer Handel und unfere Induſtrie haben alfo 
ein Jahr Zeit, fich in die neuen Berhältnifje einzuleben. Gegenüber 
diefen Vorgehen glaube ich nicht, daß man den Verbündeten Regierungen 
Mangel an Rücjicht für die Intereſſen der Induſtrie und des Handels 
mit Recht verwerfen kann 

(ſehr richtig! rechts), 
wenn fich auch eine Reihe von Erhöhungen induftrieller Zölle des Aus- 
landes nicht hat vermeiden lafjen. 
(Hört! hört! links.) 
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Dazu fommt, daß Rußland Abftand genommen hat von feiner 
anfänglich mit Entfchiedenheit aufgeftellten Forderung der Differenzierung 
von Land» und Geezöllen und der Zulafjung von Ausgleichszöllen 
gegenüber Kartellen. Auch hat Rußland in einigen allgemeinwirtichaft: 
lichen Fragen, die die Intereſſen unfered Handels und unferer Induſtrie 
jehr nahe berühren, uns Zugejtändnifje gemacht, denen früher unüber: 
fteigliche Hindernifje im Wege jtanden. Ich erinnere beifpielsweife an 
die Gleichjtellung der jüdischen und chriftlichen Handlungsreifenden im 
Steuer- und zum Teil auch im Paßweſen. Ich erinnere an die Er: 
leichterung der Ermwerbung und Veräußerung von Grundbeiiß im den 
weftlichen ruffifschen Gouvernements. Finland foll erſt allmählich in 
das rujfische Zollgebiet einverleibt werden, und die Einverleibung nicht 
erfolgen, ohne daß wir zwei “jahre vorher davon in Kenntnis gejeßt 
werden. Das ijt ein wertvolles Zugeftändnis für unjere Hanjejtädte, 
namentlich für Lübeck mit jeinem lebhaften Handel nach Finnland. 
Endlich hat Rußland die Brüffeler Zucerkonvention und die Zuläſſig— 
feit von Zufchlagszöllen auf Zucker anerkannt. 

Meine Herren, e3 kann nicht meine Abjicht jein, noch auf meitere 
Einzelheiten der Verträge einzugehen. Nur vor Übertreibungen möchte 
ich warnen, wenn von Prohibitivgöllen gejprochen wird. Einzelne der 
neuen Bofitionen des Auslandes mögen eine ſolche Wirkung ausüben 

(hört! hört! Links); 
für die Mehrzahl derjelben trifft das aber nicht zu. Bei einer Reihe 
von wichtigen Ausfuhrartifeln ift es uns 3. B. Rußland gegenüber ge 
lungen, die bisherigen Zollfäge aufrecht zu erhalten; fo für Zement, 
für Anilin, für Mlizarinfarben. Bei anderen Poſitionen haben mir 
Zollerhöhungen akzeptieren müſſen. Dieje Erhöhungen find aber teils 
geringfügiger Natur, teil nad) Menge und Wert der betroffenen 
Warenartifel ohne bejondere Tragweite für unfere Ausfuhrinduftrie. 
Von größerer Bedeutung find die Erhöhungen der ruſſiſchen Zölle für 
Mafchinen und Mafchinenteile, für Eifenwaren, für chemifche Artikel. 
Wir hoffen aber, daß auch bei diejen PBofitionen die Wirkung meniger 
jchädlich fein wird, als es die Zahlen auf den erften Blick befürchten 
laſſen. Bei landwirtfchaftlichen Maſchinen beifpielsweife bleibt e3 teils 
bei dem bisherigen Zollfag von 75 Kopefen, teil bleiben fie wie bisher 
ganz von Zöllen befreit. Damit jcheidet jchon ein Objeft von 5 bis 
6 Millionen aus. Vor allem aber bleibt es für die ganze große Bofition 
der nicht beſonders benannten eijernen Mafchinen bei dem bisherigen 
Bollfag von 2 Rubel 20 Kopefen. Nach der ruffifchen Berechnung 
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fallen unter diefe Pofition Waren im Werte von 13 bis 14 Millionen 
Rubel. Wenn auch die Anordnung im neuen ruffifchen Tarif etwas 
geändert worden tft, jo wird noch immer ein großer Teil unferer Aus: 
fuhr unter diefe Pofition fallen. Ich gebe zu, daß die ruffifchen Zoll: 
erhöhungen für Lofomotiven, Dampfmafchinen, Dampfpumpen empfind- 
liche jind. Dafür haben wir Ermäßigungen erlangt für Lofomobilen 
mit Drejchmafchinen und Dampfpflügen, von denen wir hoffen, daß die 
deutjche Eijeninduftrie daraus Vorteil ziehen wird. Wefentliche Kon— 
zeflionen haben wir weiter erlangt für unjere Konfektionsinduftrie. Auch 
den anderen Vertragsjtaaten haben wir bei den Induſtriezöllen Zuge: 
ftändniffe machen müfjen, über welche die Herren Staatsjefretäre und 
Direktoren nähere Darlegungen geben werden. So unerwünjcht natür: 
lich dieſe Zugeftändnifje auch find, fo find wir doch überzeugt, daß 
unfere Induſtrie e3 verftehen wird, ſich mit den neuen Verhältniffen ab- 
zufinden. Die deutjche Induſtrie fteht jo hoch, fie verfügt über jo aus: 
gezeichnete technifche Kräfte, daß fie nicht nur ihren bisherigen Beſitz— 
ftand behaupten, jondern weitere Fortſchritte auch unter dem Regime der 
neuen Handelsverträge machen wird. Das wird die Statiftif der nächften 
Jahre hoffentlich zeigen. 

Meine Herren, in der Preſſe bin ich geſtern und heute der Be: 
hauptung begegnet, wir hätten bei den Sandelsverträgen noch mehr er: 
reichen jollen. Wenn ich das leſe, meine Herren, fo bedaure ich wirk- 
lich, daß ich nicht denjenigen, die fo etwas fchreiben, ſelbſt die Handels- 
vertragsverhandlungen übertragen habe 

(Heiterfeit), 
mit Rußland, mit Öfterreich-Ungarn, mit Rumänien uſw. Die Herren 
würden fich bald davon überzeugt haben, daß nicht alle Blütenträume 
reifen, die man fich zu Haufe am Studiertifch ausdentt. Die Behaup— 
tung, wir hätten noch mehr erreichen können, wenn wir mehr Fejtigfeit 
gezeigt hätten — ich nehme gar feinen Anftand, das hier ganz offen 
auszufprechen —, ift nichts al3 eine Redensart. Wir haben gerade 
fo viel erreicht, nicht mehr und nicht weniger, als wir nad) 
Lage der Berhältnijje erreihen fonnten. Wenn wir noch mehr 
verlangt und nur unter der Bedingung abgeichlofjen hätten, daß uns 
noch mehr Konzefjionen gemacht würden, fo würden wir überhaupt nicht 
wieder zu Handelöverträgen gekommen fein. Der Abbruch der Der: 
handlungen, die al3baldige Kündigung der Verträge, die alsdann un= 
unvermeidlich gemwejen wäre, und Zollfriege nach allen Seiten wären die 
unvermeidliche Folge geweſen. Und wenn die Zollfriege eine Weile ge- 


174 20. Die Handelsverträge. 


dauert hätten, jo würden die Vertragsverhandlungen wieder aufgenommen 
worden fein; fie würden ungefähr denjelben Verlauf genommen. haben 
wie heute. Das hätte nach der Anjicht der Verbündeten Regierungen 
weder den Intereſſen der Induſtrie und des Handels noch auch den 
Intereſſen unferer Yandmwirtichaft entiprochen. Jeder, der an unjerer 
Stelle unterhandelt hätte, würde nur dann für die Induſtrie größere 
Bollerleichterungen erreicht haben, wenn er auf Koften der Landwirt: 
ſchaft mehr Zugeftändniffe gemacht hätte, und umgekehrt, er würde nur 
dann zugunften der Landwirtichaft größere DVergünftigungen erlangt 
haben, wenn er zu Ungunften der Induſtrie höhere Einfuhrzölle des Aus: 
landes in Kauf genommen hätte. Das eine wie das andere wäre nad 
der Anficht der Verbündeten Regierungen faljch gewejen. Die Berbin- 
deten Regierungen glauben, genau die richtige Linie gefunden zu haben, 
auf welcher fich ein wirkſamer Schuß für die Landmwirtfchaft mit den 
Lebensbedingungen der anderen Ermerbsjtände vereinigen läßt. 

Meine Herren, von befreundeter Seite bin ich mehr wie einmal 
gefragt worden, warum ich die bejtehenden Handelsverträge 
nicht früher gefündigt hätte. Hätte ich das getan, jo wären die 
Dinge entweder ebenjo gelaufen wie jegt, wir wären ungefähr zu den: 
jelben Handelsverträgen gefommen, vorausgejeßt, daß es uns gelungen 
wäre, diefelben innerhalb eines Jahres unter Dach und Fach zu bringen. 
Das wäre aber ein befonderer Glücdsfall gewejen, und zu jehr muß 
man fich nicht auf fein Glück verlafjen. Es hätte auch ander3 fommen 
fönnen. Wenn wir Zollfriege nach allen Seiten angefangen hätten, fo 
wäre es gar nicht ausgefchlofjen geweſen, daß fich gegen uns eine wirt- 
Ichaftlihe Koalition gebildet hätte. Die Staaten mit agrarifchen 
Intereſſen hätten fich verbünden fünnen, mit uns feine Handelsverträge 
auf der Grundlage der Minimalzölle abzufchliegen, und die Staaten 
mit induftrieller Entwiclung hätten ſich vereinigen können, um uns 
gegenüber folidarifch an gewiſſen hohen Induſtriezöllen feitzuhalten. 

Sc habe im vergangenen Juni im Herrenhaufe gejagt, die beiden 
Leuchttürme — fo drückte ich mich aus —, zwifchen denen die Fahr: 
ſtraße gefunden werden müſſe, ſeien Schuß für unfere bedrängte not— 
leidende Landwirtfchaft und Freiheit für die Ausfuhr unferer Induſtrie— 
erzeugnifje.?) Die Fahrjtraße, die zwifchen diefen beiden Leuchttürmen 
durchführte, enthielt mehr Sandbänfe und mehr Klippen, als jich manche 
Kritiker von heute träumen lafjen oder zugeben wollen. Wir haben 





2) Val. ©. 109. 
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uns bemüht, das Schiff nicht ftranden, nicht fcheitern zu lafjen, fondern 
e3 in den Hafen zu bringen. 

Wenn uns gejagt wird, wir hätten fogleich nach der Annahme 
des neuen BZolltarif3 alle Handelsverträge Fündigen follen, um dann 
gegebenenfall3 durch einen frischen, fröhlichen Zollfrieg wieder zu neuen 
Handelsverträgen zu fommen, fo fommt mir das gerade fo vor, als 
wenn mich einer aufforderte, auf die Kuppel des Reichstagsgebäudes 
oder die Spite des Rathausturmes längs dem Blitableiter zu Flettern. 


(Zuruf bei den Sozialdemokraten. Heiterkeit.) 

— Möglich, daß Ihnen das gelingen würde 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten), 
es ijt aber auch möglich, daß man fich dabei den Hals bricht; ratfamer 
it es jedenfalls, die Treppe hinaufzugehen. Wer auf jeinen Schultern 
das wirtichaftliche und das damit eng verknüpfte politiiche Schickſal des 
Landes trägt, der würde leichtjinnig handeln, wenn er den Luftweg 
wählte, ftatt zu verjuchen, auf der Treppe, wenn auch langjam, jo doc) 
jicherer zum Ziele zu gelangen. Wenn ich age, daß wir, wenn wir 
noch mehr verlangt hätten, alles gefährdet und alles riskiert haben 
würden, jo jpreche ich auf Grund meiner Kenntniſſe der Lage der 
inneren deutjchen wie der internationalen Berhältniffe. Diejenigen, 
welche die neuen Handelsverträge abfällig Fritifieren, kennen diefe Lage 
und dieſe Verhältniſſe nicht jo genau wie ich. Ich will nicht jagen, 
daß fie ins Blaue hineinreden, aber fie reden ohne ausreichenden Über: 
blick über unjere inneren und äußeren Berhältnifje. 


Meine Herren, ich eile zum Schluß. Die Neuregelung der handel3- 
politifchen Beziehungen zum Auslande ift eine der wichtigften, aber auch 
der ſchwierigſten Aufgaben, die der Regierung und der Bolfsvertretung 
eines Landes geftellt werden können. Dieje Fragen greifen zu tief in 
die vitaljten Intereſſen aller Erwerbsjtände ein, als daß fie — wir 
haben es vor drei Jahren erlebt — nicht alle Beteiligten auf das leb- 
baftefte bewegen jollten. Aber jchlieglich haben alle Erwerbsſtände das 
gleiche Intereſſe daran, wieder zu ruhigen und ftabilen Verhältnifjen 
zu fommen. Deshalb muß ein Ausgleich gefchaffen werden durch gegen- 
jeitige Rückſicht und gegenjeitige Konzeſſionen. Ein folder Ausgleich) 
war unjer neuer BZolltarif. Unter welchen Schwierigkeiten es gelungen 
ift, diefen neuen Zolltarif unter Dach und Fach zu bringen, das ift ja 
noch in unjer aller lebhafter Erinnerung. Aber jchließlich ift es doch 
gelungen, und damit hatte diejes Hohe Haus den verbündeten Regie: 
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rungen eine feite Bafis unter die Füße gegeben für die Handelsvertrags: 
verhandlungen mit den anderen Staaten. Wie ein Zolltarif, jo ift 
auch jeder Handelsvertrag ein Ausgleich, in diejem Falle zwijchen den 
divergierenden Intereſſen der verjchiedenen Staaten. Ein Staat muß 
dem anderen Konzejjionen machen; aber dieje SKonzefitonen werden 
gemacht in dem Sinne, daß fchließlich jeder mit dem Vertrage jeinen 
Intereſſen befjer zu dienen glaubt, als wenn es überhaupt nicht zu 
einem Bertrage käme. 

Meine Herren, die neuen Verträge bilden ein einheitlihes Ganze, 
fie find aus einem Guß, fie find entiproffen aus einer Wurzel, dem 
von der Mehrheit diefes Hohen Haufe angenommenen neuen Bolltarif. 
Die Verträge fünnen nur im ganzen angenommen oder im ganzen ver: 
worfen werden. Bon den neuen Verträgen wird feiner der Erwerbs: 
ftände im Deutfchen Neiche ganz befriedigt fein. Das liegt im Weſen 
de3 Vertrages, daß nicht alle Wünjche erfüllt werden Fönnen. Die 
verjchiedenen Erwerbsgruppen jollen aber in den Berträgen nicht nur 
dasjenige ſehen, was fie ihnen nicht bringen, ‚fondern auch das Gute 
anerkennen, das fie für fie enthalten, und dann Vorteile und Ttachteile 
gegeneinander abmwägen. Eine folche gerechte Beurteilung wird nad) 
der feften Überzeugung der verbündeten Regierungen zu der Anerkennung 
führen müfjen, daß die neuen Verträge auf einer für und annehmbaren 
Grundlage abgejchlofjen find, auf der Grundlage der Wahrung unferer 
berechtigten Intereſſen und voller Gegenjeitigfeit. 

Die nenen Berträge bringen unjerer Landwirtichaft den Schub, 
defjen fie unbedingt bedarf, ohne die Intereſſen der Gefamtheit in un: 
billiger Weiſe zu jchädigen. Sie jchaffen für unjere Induſtrie und für 
unferen Handel die Bedingungen, unter denen fie gedeihen und fich ent: 
wiceln fönnen. Sie nehmen von unjerem gejamten wirtjchaftlichen Leben 
den Druck der Ungewißheit und Unficherheit, der jeit Jahren auf ihm 
laftet, und den wir auf die Dauer nicht ertragen können. Sie eröffnen 
dem Reiche neue Einnahmequellen, deren wir bei unferer jehr ungünftigen 
finanziellen Lage dringend bedürfen. Der Bundesrat — ich hebe das 
mit Genugtuung und Dankbarkeit hervor — hat gejtern die neuen 
Vereinbarungen einftimmig angenommen. Die Verbündeten Regierungen 
find überzeugt, daß auch Sie, meine Herren, den neuen Berträgen Ihre 
BZuftimmung erteilen werden im Intereſſe der inneren und äußeren Wohl: 
fahrt des Deutjchen Reiches, zum Wohl unferer gefamten nationalen Arbeit. 

(Lebhafter Beifall.) 
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21. Kanalvorlage. 
Sitzung des Herrenhaufes vom 16. Februar 1905.) 


Am 8. Februar war im Abgeordnetenhaufe Paragraph 1 der Kanalvorlage, 
der insgefamt 334575000 Mark erforderte, in namentlicher Abjtimmung mit 256 
gegen 132 Stimmen angenommen worden, desgleichen am 8. Februar der ganze 
Gefegentwurf, wenn auch mit manchen Abweichungen von der Regierungsvorlage, 
mit 244 gegen 146 Stimmen. Jebt ftand nun der vom Abgeordnetenhaufe ge- 
änderte Entwurf zur erjten Beratung des Herrenhaufes. Die allgemeine Dis: 
fuffion wurde vom Minifterpräfidenten Reichsfanzler Grafen Bülow eingeleitet. 


Minijterpräfident NReichsfanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, wenn ich das Wort zu Beginn Ihrer Verhandlungen 
ergreife, jo bilde ich mir nicht ein, über die wichtige Vorlage, die ung 
jetzt bejchäftigt, viel Neues jagen zu fönnen. Dazu würde faum jemand 
imftande jein, nachdem der Gejegentwurf in dem andern Haufe des 
Landtags jeit Jahren von allen Seiten beleuchtet und durchleuchtet 
worden ift. Aber ich möchte, bevor die endgültige Entfcheidung über 
die Kanalvorlage fällt, in aller Kürze ganz fachlich die folgenden Ge- 
fihtspunfte hervorheben. 

Es ijt jeit meinem Amtsantritt mein Bejtreben gewefen, die Kanal: 
frage auf dasjenige Gebiet zurückzuführen und zu befchränfen, dem fie 
ihrer Natur nach angehört: auf das Gebiet der technifchen, wirtſchaft— 
lichen und fachlichen Erörterungen. Dadurch wird der ſchwer zu über: 
ihägenden Wichtigkeit der Frage fein Eintrag getan. 

Es handelt fich um eine grundlegende frage des Verkehrs, um die 
Frage der beiten Ausnugung eines von der Natur uns gejchenkten Gutes, 
die Berbejjerung der Transportmöglichkeiten, der Landesmeliorationen ufm. 
Über alle diefe Fragen fann man verjchiedener Meinung fein. Man 
fann darüber ftreiten, ob es richtiger ift, Kanäle zu bauen oder Schlepp- 
bahnen; ob die Berbilligung der Transportkoften in dem angeftrebten 
Grade eintreten wird; ob die wirtjchaftliche Annäherung der verjchiedenen 
Landesteile in dem gewünſchten Maße erreichbar ift; ob die für die 
Kanalbauten gewählte Trace die richtige ift; ob die Landwirtichaft aus 
der Regulierung der Wafjerläufe die erhofften Vorteile ziehen wird. 
Alle dieje Fragen müfjen fich nach den befjeren fachlichen Gründen ent— 
icheiden, und diefe find nach meiner feften Überzeugung und nach der 
Überzeugung der Mehrheit des Abgeordnetenhaufes für die Vorlage der 
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Königlichen Staatsregierung. Aber man fann dieſe Frage behandeln, 
ohne eine Parteiangelegenheit daraus zu machen, man kann nach einer 
Verftändigung fuchen, ohne politiichen Überzeugungen und Grundfägen 
das mindefte zu vergeben. Ich rechne es der Königlichen Staatsregierung 
und ich rechne es mir jelbit zum Verdienft an, daß ich dieje wirtjchaft- 
lichen Gefichtspunfte der Vorlage wieder in den Vordergrund gejchoben 
habe. Ich habe mich auch nicht davor gefürchtet, mich in anjcheinenden 
MWiderjpruch mit früheren Erklärungen zu verjegen, und wenn man mir 
deshalb hier und da zu grollen fchien, jo getröjtete ich mich des alten 
Spruchs: vimor ob yap las, Saw nıiov Aurso zavıds, zu deutjch: Die 
Hälfte ift mehr al das Ganze. Gewiß, meine Herren, nur ungern, 
nur höchft ungern hat die Königliche Staatsregierung fich entjchlofjen, ein 
Stüd, ein großes Stück des urfprünglichen nach Lage der Verhältnifje 
als zu weitreichend erkannten Planes zu opfern, um den übrigen Teil 
des Programms zu verwirklichen. Aber die Königliche Staatsregierung 
glaubte den Verhältniſſen wie der Auffafjung der preußiichen Volks— 
vertretung Rechnung tragen zu follen. Aus diefer Erwägung und in der 
Überzeugung, daß es ihre Pflicht fei, zunächit da helfend einzugreifen, 
wo die größten Schäden hervorgetreten find, hat fich die Königliche 
Staatsregierung auch bereit finden lafjen, das gefamte wafjerwirtichaft- 
liche Programm in eine Reihe einzelner Vorlagen zu zerlegen und Damit 
die Verquickung von Arbeiten und Projekten, die nach Inhalt, Anlaß, 
Art und Tempo jchwer zufammenpaßten, zu bejeitigen. Auf der anderen 
Seite fann ich mit Genugtuung fonftatieren, daß die jchweren Kämpfe 
früherer Jahre mit ihrer Verbitterung diesmal dem Haufe der Abge- 
ordneten ganz fern gehalten worden find, daß man fich jehr fachlich und 
fehr verſöhnlich auseinandergejegt hat und auf diefe Weife zu der 
dringend wünjchenswerten Berjtändigung gelangt ift. Alle die Gründe, 
meine Herren, die fachlichen Gründe, welche für die Nüslichleit und 
Notwendigkeit der Vorlagen fprechen, will ich hier meinerfeit3 nicht 
nochmals wiederholen. Auf fie einzugehen, darf ich den Herren Nefjort- 
miniftern überlafjen. Aber das will ich jagen: die Meliorationsporlagen 
fommen wejentlich dem Oſten der Monarchie zugute; auch die Wafjer: 
ftraßenentwürfe dienen bis auf einen den Intereſſen der Landesteile rechts 
der Elbe. Wenn wir den Bedürfniffen des Oftens in mweitgehendem 
Maße mit erheblichen Koften entgegenfommen, jo würde e8 eine unver: 
diente Zurüchjegung des Weftens fein, wenn wir über feine Wünſche 
zur Tagesordnung übergingen. Dem Frieden unter den verfchiedenen 
Landesteilen, dem Geifte der Eintracht und Zufammengehörigfeit würde 
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damit eine fchwere Wunde gejchlagen werden. Eine jchwere Wunde 
auch dem Solidaritätsgefühle zwiſchen Landwirtfchaft und Induſtrie. 

In dem erften Stadium der Kanaldebatte, das jetzt längft der 
Gejchichte angehört, ftand die Landmwirtjchaft — ob mit Recht oder 
Unrecht, will ich ganz unerörtert laffen — unter dem Eindrud, daß 
dem Weſten und der Induſtrie ein Vorteil zugewandt werden follte, 
ohne daß für den Often und für die Landwirtichaft ein Gleiches gefchehe. 
Was ift feitdem gejchehen? Im Weiche haben wir unter fchwierigen 
und langwierigen Kämpfen einen Zolltarif zuftandegebradht und 
Handelsverträge abgejchloffen, welche den Forderungen, den berechtigten 
Forderungen der Landwirtjchaft jo weit entgegenfommen, als dies im 
Rahmen des Gejamtwohls und in den Grenzen des tatfächlich Erreich- 
baren nur irgendwie möglich war. In diefem Kampfe ift uns die 
Induſtrie treu zur Seite gejtanden. In Preußen haben wir unter 
Aufwendung jehr erheblicher Mittel ein Syftem von Maßnahmen zur 
Förderung und wirtjchaftlichen Kräftigung des Oſtens eingeführt unter 
Mitwirkung der Induſtrie. Endlich find die Meliorationsvorlagen für 
den Oſten — ich erkenne da3 gern und dankbar an — unter Mitwirkung 
aller Parteien ohne Anjtand Gejeg geworden. Wenn nunmehr der 
Rhein⸗Leine-Kanal gebaut wird, jo kann das auch in den Augen der 
öftlichen Landwirte nicht eine einfeitige Bevorzugung der Induſtrie fein, 
fondern lediglich ein Schritt, der beweift, daß die Fürjorge des preu— 
ßiſchen Staates allen Zweigen der erwerbstätigen Bevölkerung gleich- 
mäßig zugute fommt. Meine Herren, ich glaube, daß niemand mehr 
das Recht hat, an meiner aufrichtigen Teilnahme am Wohle der Land: 
wirtfchaft zu zweifeln. Als Freund der Landmwirtichaft nehme ich aber 
auch das Recht in Anſpruch, vor einer Übertreibung der Tendenzen zu 
warnen, die das Wohl der Landwirtichaft einfeitig und ohne Rückſicht 
auf andere Erwerbsftände verfolgen wollen. Eine jolhe Einjeitigfeit, 
ein Mangel an Rückſicht für gleichberechtigte Snterefjen würde es jein, 
wenn jeßt derjenige Teil der Vorlage verworfen werden jollte, welcher 
den Anteil der Induſtrie bildet. Daraus würde ein Gegenſatz hervor- 
gehen, welcher auf die durch viele Jahre zum beiderjeitigen Vorteile 
gepflegte Solidarität beider Berufsitände und das von dem Fürſten 
Bismarck immer und immer wieder empfohlene Zujfammengehen der 
Landwirtſchaft mit der Induſtrie ungünftig einwirken und für das Ge: 
famtmwohl, für die gemeinfame Arbeit, für die Leiftungsfähigfeit unferes 
ganzen wirtjchaftlihen Syjtems eine ernjte Gefahr bedeuten würde, 
Wie im Reiche gerade die großen Imduftriellen in Rheinland und 
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Weftfalen mit Entjchiedenheit für einen verftärften Zollihug der Land: 
wirtjchaft eingetreten find, jo gebieten in Preußen das Golidaritäts- 
gefühl und die politische Klugheit, daß die Yandwirtichaft die Induſtrie 
in der für diefe fo hochwichtigen Frage nicht im Stiche läßt, daß die 
MWünfche, die von jo wertvollen Zentren der nationalen Induſtrie jeit 
lange und mit fteigendem Nachdrude geäußert werden, berückjichtigt 
werden, 

Und num, meine Herren, lajjen Sie mic nur noch eins jagen. Es 
iſt feine ganz leichte Aufgabe geweſen, die Kanalfrage als wirtfchaftliche 
Angelegenheit zu ifolieren. Die verjchiedenen Stadien der langjährigen 
Kämpfe haben uns wiederholt über die Linie hinausgeführt, wo fich die 
wirtichaftliche Diskuffion vom politifchen Streite trennt. Es war aus 
diefer Zeit an mehr als einer Stelle viel offene und ftille Verbitterung 
zurückgeblieben, die endlich befeitigt werden muß. Die Königliche 
Staatsregierung und zu meiner großen Freude auch; das Haus der 
Abgeordneten haben das Ihrige getan. An Ihnen, meine Herren, ift 
e3 nun, die Schritte zurüczulegen, die uns noch vom Ziele trennen. 
Lafjen Sie uns hoffen, daß der alte Zwiſt jetzt endgültig zu Grabe 
getragen wird. Treten Sie den Bejchlüffen des Haufes der Abgeordneten 
bei, und Sie werden ſich mwohlverdient machen um alle Zweige der 
vaterländifchen Arbeit, um alle Teile des Landes, um die wirtfchaftliche 
und um die politische Zukunft der Preußischen Monarchie. 

(Lebhaftes Bravo.) 


22. Staatsrechtliche Stellung Elfaß-Lothringens. — Abg. von Vollmar. 
Abg. Graf von Reventiow. 
Situng des Reichstags vom 15. März 1905.1) 
Auf der Tagesordnung ftand zunächt eine NRefolution, begründet vom Ab- 
geordneten Dr. Spahn, betr. die jtaatsrechtliche Stellung Elſaß-Lothringens, ſpe— 


ziel die Vertretung des NReichSlandes im Bundesrate. Auf die Spahnfchen Aus: 
führungen erwiderte 


Reichskanzler Graf von Bülow: 
In Ermwiderung auf die Ausführungen des Herrn Vorredners habe 
ich das Nachitehende zu erklären: 


1) Sten, Ber. d. R.-T,, 11. Leg.Per., I. Seffion 1903/1905, 164. Situng. 
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Das Streben der reichsländifchen Vertretung, Elfaß-Lothringen zu 
einem jelbitändigen Gliede des Deutfchen Reiches zu machen und 
namentlich eine jelbjtändige Vertretung im Bundesrat zu erlangen, bietet 
den Beweis, wie jehr das Bemwußtfein der feften Zugehörigkeit Elſaß— 
Lothringens zum Reiche in der dortigen Bevölkerung Boden gefaßt hat. 
So ſehr es den Intentionen Seiner Majeftät des Kaiſers entfpricht und 
fo ſehr ich ſelbſt beftrebt bin, diefer erfreulichen Tatfache Rechnung zu 
tragen und den Wünſchen der eljaßslothringifchen Bevölkerung Entgegen 
fommen zu bezeigen, jo handelt e3 fich doch bei dem in der vorliegenden 
Refolution geftellten Antrage um eine nach verjchiedener Richtung Hin 
überaus fchwerwiegende politifche Maßnahme, deren Durchführung er: 
heblichen Schwierigkeiten und Bedenken begegnet. Es entjteht zunächit 
die Frage, duch welche Inſtanz die elſaß-lothringiſchen Bundesrats- 
bevollmächtigten ernannt werden follen. Die Wahl derjelben durch den 
Landesausfhuß erfcheint im Hinblid auf die die Organifation des 
Bundesrats regelnden Bejtimmungen des Art. 6 der Reichsverfaſſung 
ausgeschlofjen. Ihre Ernennung durch den Kaiferlichen Statthalter würde 
dagegen dazu führen, den Einfluß Preußens im Bundesrate über die 
Abfichten der Reichsverfaſſung hinaus zu mehren und damit das Ver: 
hältnis Preußens zu den anderen Bundesftaaten in einer für die legteren 
ungünftigen Weiſe zu verjchieben. 

Auch abgejehen hiervon iſt die in Rede ftehende Angelegenheit von 
fo hoher politifcher Bedeutung und jo weittragender Verantwortung, 
daß den maßgebenden Stellen das Recht vorbehalten bleiben muß, ihrer: 
ſeits den Zeitpunft zu beftimmen, zu welchem eine Anderung der ver: 
faffungsrechtlichen Stellung Eljaß-Lothringens zu erfolgen haben wird. 
Sedenfall® muß ich meinerjeitS von einem näheren Eingehen auf den 
Antrag abjehen, bevor nicht alle einjchlagenden Fragen im Schoße des 
Bundesrats zur Erörterung gelangt find, und eine Übereinftimmung der 
Verbündeten Regierungen über diefelben erzielt iſt. 


Die Refolution über Elfaß:Lothringen war bejchloffen worden zu der 
zweiten Beratung des Neichshaushaltsetats für das Rechnungsjahr 1905, Titel 
„Reichsfanzler und Reichsfanzlei”, der auf der Tagesordnung jtand. Zu ihm er- 
griff nach dem Reichskanzler das Wort der Abgeordnete von Vollmar, der fich 
wieder auf daS Gebiet der auswärtigen Politik begab. Ihm antwortete 


Reichsfanzler Graf von Bülom: 


Meine Herren, ein Teil der Ausführungen des Herrn Vorredners 
galt dem Zweck, in Form eines hiftorifchen Rückblickes der auswärtigen 


182 22, Abgeordneter von Bollmar. 


Bolitit des Fürften Bismard Mängel und Fehler vorzuwerfen. Ich 
glaube, die große Mehrheit diejes Hohen Haufes wird wohl der Anficht 
fein, daß einer der größten Meifter gerade auf dem Gebiet der aus: 
wärtigen Politik über jolcher Kritik fteht, wie fie der Herr Abgeordnete 
von Vollmar foeben an dem erjten deutjchen Reichsfanzler geübt hat. 


(Na! na! bei den Sozialdemokraten.) 


Mer über auswärtige Politif mitreden will, muß fi) von perjönlichen 
Sympathien und Antipathien freimachen und darf die auswärtigen 
Dinge nicht fo fehr durch die Brille der PBarteidoktrin anjehen, wie das 
eben der Herr Abgeordnete von VBollmar getan hat, muß feinem Tun 
und Denken lediglich das Intereſſe des eigenen Landes zugrunde legen. 
Das hat Fürft Bismard getan und damit hat er fich eine Stellung in 
der deutjchen Gejchichte gejchaffen, gegen die der Herr Abgeordnete 
von Vollmar vergeblih Sturm läuft. 


(Lebhafte Zuftimmung.) 


Nun hat der Herr Abgeordnete von Vollmar weiter davon ges 
fprochen, daß das ruſſiſche Prejtige in hohem Grade erfchüttert wäre. 
Er hat aber felbjt mit einer gewiſſen Bekümmernis zugeben müſſen, 
daß die franzöfifche Republik die Allianz mit Rußland noch immer in 
der forgjamften Weife pflegt. Der Herr Abgeordnete von Bollmar, der 
die auswärtigen Dinge mit Aufmerkjamfeit verfolgt, wird doc auch 
nicht im Zweifel darüber fein, daß englifche Liberale lebhaft gute Be— 
ziehungen zwifchen England und Rußland wünſchen. Die einfichtigen 
Leute find in allen Ländern mehr oder weniger der Anficht, daß die 
Großmachtſtellung Rußlands wohl aucd die Wechjelfälle eines Krieges 
und die gegenwärtigen inneren Unruhen überdauern wird. 


(Na! na! bei den Sozialdemofraten.) 
— Abwarten! 
(Große Heiterkeit.) 

Nun Hat der Herr Abgeordnete von Vollmar auch gemeint, ich 
würde heute nicht die Behauptung wiederholen, die Sozialdemofratie 
treibe zum Kriege mit Rußland. ch bedaure jagen zu müſſen, 
daß ich heute mehr als je der-Anficht bin, daß die Sozialdemokratie 
einen ſolchen Konflikt gerne entfachen würde, um an diefem Brande 
ihre Barteifuppe zu kochen. 


(Sehr gut! rechts. Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
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Ich Habe hier einen Ausschnitt vor mir liegen aus einem fozialdemo- 
fratifchen Blatte, der „Schwäbifchen Tagwacht”, in der es anläßlich der 
jüngften Unruhen in Petersburg heißt: 

Hätte die deutfche Arbeiterjchaft jenen Einfluß auf den Staat, 

den fie anftrebt, jo würden morgen bewaffnete Heeresfäulen über 

die Grenze fchreiten, um den xuffishen Brüdern Befreiung zu 

bringen. 

(Hört! hört!) 
Herr von VBollmar wird mir ſelbſt zugeben, daß das doch nur den Sinn 
haben kann, daß, wenn Sie fünnten, wie Sie wollten, wenn Sie hier 
auf diejen Bänken ſäßen ftatt auf jenen Bänfen mir gegenüber 
(Heiterkeit), 
Sie Rußland den Krieg erklären, Sie deutjche8 Gut, deutfches Blut 
opfern würden, um in Rußland eine Änderung der Staatsordnung her: 
beizuführen. Und dabei wird mir noch von der Seite, die mir diejen 
Beitungsausfchnitt vorgelegt hat, gejagt, daß die „Schwäbische Tagwacht“ 
ein relativ gemäßigtes jozialdemofratifches Blatt wäre, das dem Herrn 
Abgeordneten Dieb nahe ftehe, der mir al3 einer der moderierten Herren. 
von der Sozialdemokratie bezeichnet wird. Wie mag es da exit in 
anderen Köpfen ausfehen! 
(Große Heiterkeit.) 


Meine Herren, nun hat der Herr Abgeordnete von Vollmar immer 
wieder gejprochen von einer Abhängigkeit Deutjchlands von Rußland. 
Mich wundert es, daß der Herr Abgeordnete von Vollmar diejen Vor: 
wurf erhoben hat, nachdem ich jo oft vor diefem Hohen Haufe ausge- 
führt habe, daß wir nicht von Rußland abhängig find, daß wir auch 
Rußland nicht nachlaufen, daß wir aber auch gar feinen Anlaß haben, 
uns Rußland unangenehm zu machen, wie dies manche Leute gerne 
möchten. Im übrigen machen mir derartige Angriffe, die gegen dieſe 
unſere angebliche Abhängigkeit von Rußland gerichtet werden, nicht den 
mindejten Eindrud. Der Herr Abgeordnete von Vollmar hat foeben 
erſt daran erinnert, daß vor 20, vor 40 Jahren genau diefelben An— 
griffe mit den gleichen Argumenten und den gleichen Schlagworten gegen 
einen Größeren gerichtet wurden, gegen den Fürften Bismard. Damals 
war geradefo die Rede vom deutfchen Ruſſenkurs wie heute, von an- 
geblichen deutjchen Schergendienften, die jedem Deutjchen die Schamröte 
ins Geficht treiben müßten. Damals führte Fürft Bismard, wie ich 
mich genau erinnere, einmal in einer Debatte aus, daß er aus folchen 
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unberechtigten Angriffen die Lehre entnehme, daß es gefährlich, daß es 
bedenklich wäre, über auswärtige Fragen zu jprechen, die man nicht 
genau fenne. Ich will nicht erörtern, ob das heute noch zutrifft, und 
auf wen es heute noch zutrifft. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete von Vollmar hat nun weiter 
die deutſchen Sciffsverfäufe an die Kriegführenden zur 
Sprache gebradt. Während des ganzen bisherigen Verlaufs des oft- 
aſiatiſchen Krieges haben beide friegführenden Parteien zahlreiche Handels: 
Ichiffe aus neutralem Privatbefig meist durch Mittelsperjonen Fäuflich 
erworben. Sn engliichen Zeitungen finden Sie ausführliche Statiftifen 
darüber, in wie zahlreichen Fällen jolhe Schiffe aus englifhem Privat: 
beiig in den Befi der japanischen Regierung übergegangen jind. 
Andererjeits ift befannt geworden, daß auch mehrfach deutiche Schiffe 
von den Kriegführenden — und zwar anjcheinend in höherem Maße 
von den Ruſſen als von den „japanern — erworben worden jind. 
Insbeſondere find neuerdings nach einer hierher gelangten amtlichen 
Mitteilung des Hamburger Senats eine Anzahl von Schiffen der 
Hamburg-Amerika-Linie durch Kauf in den Beſitz einer ruffifchen Privat: 
firma gelangt. Derartige Transaktionen find nad) feitftehendem 
Völkerrecht neutralen Brivatperjonen nicht verwehrt. Es ver: 
jteht fich von felbjt, daß die von der ruſſiſchen Firma gekauften Schiffe 
fortan nicht mehr die deutjche Flagge führen dürfen, und daß die bis- 
herige Bemannung nicht genötigt ift, unter ruſſiſcher Flagge weiter zu 
dienen. 

Sie fehen alfo, meine Herren, daß auch in der Frage der Schiffs: 
fäufe unfer Verhalten der forreften Stellung entjpricht, die wir über: 
haupt gegenüber dem ojtaftatifchen Kriege einnehmen. 

Diefe unanfechtbare Haltung hat es freilich nicht verhindert, daß 
und Vorwürfe gemacht werden. Bon der einen Seite heißt es, daß 
wir zu Rußland neigten, und diefe Tonart hat eben der Abgeordnete 
von Vollmar wieder vertreten. Andererfeit3 habe ich erit in den letzten 
Tagen gelefen, wir wünjchten die Schwächung von Rußland und des: 
halb die längere Fortdauer des Krieged. Das eine ift jo unbegründet 
wie das andere. Und die beiden Regierungen, auf die es ankommt, 
wifjen genau, woran fie mit uns find. Insbeſondere weiß die 
japanifhe Regierung, daß fie ebenjo wie die ruſſiſche auf 
unfere ftrifte und loyale Neutralität zählen fann. Ich nehme 
feinen Anftand, hier eine Depeche vorzulejen, die vor mir liegt, die ich 
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vor ganz furzem aus Tokio erhalten habe und in welcher der Kaifer: 
lihe Gejandte mir meldet: 


Die japanifche Regierung habe niemals deutjchfeindlichen Aus— 
ftreuungen Glauben gejchentt, fie wijje, daß gegen uns Intrigen 
jpielten. 
— Wen der japanische Minifter des Außern im Auge hat, wenn er 
von Leuten jpricht, die Japan einreden möchten, daß wir ihm unfreund- 
lich geſinnt wären, das weiß ich nicht; aber vielleicht weiß es der Herr 
Abgeordnete von Vollmar. — Der japanische Herr Minifter fuhr fort: 
Die japanische Regierung habe feinen Grund, über uns zu klagen 
oder und zu mißtrauen; fie lege den größten Wert auf gute Be- 
ziehungen und jehe abjolut feinen Grund zu einer Intereſſenkolli— 
fion. Auch bat er mich, zu melden, daß die japanifche Regierung 
uns wie anderen Mächten gegenüber vollzogene Tatfachen und 
erworbene Rechte in Oſtaſien rejpeftieren werde. Es jei dies 
nicht allein der feſte Entſchluß der jegigen Regierung, fondern 
bleibender, leitender Grundjag der japanischen Politik. 
Auf der anderen Seite weiß die ruffische Regierung ebenſo genau, daß 
wir die Schwierigkeiten, in welche Rußland jeßt geraten it, nicht be- 
nußen werden, um Rußland Unbequemlichkeiten zu bereiten. Dieje Be- 
ziehungen zu Rußland werden wir auch weiter in der bisherigen Weije 
ſorgſam pflegen, ohne uns zu Rußland in einen Gegenſatz bringen zu 
laſſen, für welchen feinerlei reelles deutjches Intereſſe vorhanden ift. 
(Lebhaftes Bravo.) 


Ein weiterer Redner zur Gtatsdebatte war der Abgeordnete Grafvon Re: 
ventlomw (Deutfche Reformpartei). Gr begann mit einer Vertrauenserklärung, 
eine frühere Erklärung damit berichtigend, und hatte dann eine lange Reihe von 
Miünfchen. Auch ihm antwortete der 


Reichskanzler Graf von Bülom: 

Um dem Herrn Vorredner zu beweiſen, daß ich nicht bloß auf die 

Reden der Herren von der äußerjten Linken antworte 
(große Heiterkeit), 
will ich jofort auch auf einige feiner Ausführungen erwidern. Ich jage, 
auf einige feiner Ausführungen. Denn der Herr Vorredner wird wohl 
jelbft nicht erwarten, daß ich die Frage der Neorganifation der be— 
jtehenden Parteien jet hier fofort aus dem Stegreif behandle und löſe. 
(Heiterfeit.) 
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Auch die Frage des Automobilrennens von Homburg lafje ich beifeite. 
Dagegen möchte ich den Herrn Vorredner darauf aufmerkſam machen, 
daß die öfters von mir ausgefprochene Mahnung, ſich nicht in die inneren 
Verhältniffe anderer Länder einzumifchen, nicht nur für die äußerte 
Linke gilt — fie gilt auch für den Herrn Grafen von Reventlomw 


(ſehr gut!), 


und fie gilt für unfere Studenten. Wir würden es uns ernitlic) ver: 
bitten, wenn fremde Studenten ſich in unfere Berhältnifje einmtjchen 
würden, wenn fie über deutjche innere Vorgänge, deutjche innere Strei- 
tigfeiten Rejolutionen fafjen wollten. Daß jeder Herr im eigenen Haufe 
ift, und daß jeder am beften tut, vor der eigenen Tür zu kehren — 
das tft die Grundlage verftändiger internationaler Beziehungen. 

Unter diefelbe Rubrif fällt auch das, was der Herr Vorredner 
gejagt hat über die chinefifchen Offiziere in deutjchem Dienft. Wir 
haben gern deutjche Inſtrukteure nach China geſchickt, und wir freuen 
uns, daß chinefifche Offiziere im deutjchen Heere den deutjchen Dienit: 
betrieb erlernen. 

Ebenjo einjeitig war, was der Herr Vorredner geäußert hat über 
die Verbindung eines jüngeren deutjchen Diplomaten mit der Tochter 
eines hervorragenden japanischen Staatsmannes, eines Staatsmannes, 
der längere Zeit Japan in Berlin vertreten und hier die beiten Er: 
innerungen zurüdgelajjen hat. Ich habe den Konjens für diefe Ver: 
bindung gern erwirft. 

Der Herr Staatsjefretär des Außern behält ſich vor, bei der Bera- 
tung feines Etat3 auf die einzelnen Beſchwerdepunkte einzugehen, welche 
der Herr Graf von Reventlow hier auf dem Gebiete der auswärtigen 
Bolitif zur Sprache gebradjt hat. Ich möchte mir meinerjeit3 nur über 
einen Punkt, den er berührt hat, eine furze Bemerkung gejtatten. Der 
Herr Graf von Reventlow hat die Frage berührt, ob und wie etwa 
neue Vereinbarungen zwifchen dritten Staaten unſer Berhältnis zu 
Marokko beeinflußt haben. Er jcheint unjere Politik in diefem Punkte 
"zu untätig zu finden und zu glauben, daß wir uns bier Verſäumniſſe 
hätten zujchulden kommen lafjen. Ich verjtehe vollitändig die 
Aufmerffamfeit, die man auch hier den Vorgängen in und 
um Maroffo widmet. ch erahte es für eine Pflicht der 
deutjchen Regierung, dafür zu forgen, daß aud in Zukunft 
unfere wirtſchaftlichen Intereſſen in Maroffo nicht gefchädigt 
werden. Der gegenwärtige Augenblid ijt aber für weitere 
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Erflärungen nicht ‚geeignet. Sch behalte mir foldhe für 
jpäter vor. 
(Bravo!) 


23. Die Abgeordneten Dr. Spahu, von Chrzanowski und Kebel. 
Situng des Reichitages vom 16. März 1905.1) 


Der Titel „Reichsfanzler und Reichskanzlei“ ftand bei der weiteren Beratung 
des Reichshaushaltsetats für das Nechnungsjahr 1905 auch an diefem Tage noch 
auf der Tagesordnung; der Reichsfanzler nahm an der Beratung teil. Er fam 
in feiner Rede zuerft zurüd auf eine Replif des Abgeordneten Dr. Spahn gegen 
feine (des Reichskanzlers) erjte Nede vom Tage zuvor (f. o.), jodann auf Aus: 
führungen des Abgeordneten von Chrzanowski (Pole) vom Tage zuvor und 
endlich auf die Rede des Abgeordneten Bebel, mit der dieſer an diefem Tage 
den Medereigen eröffnet hatte. 


Reichsfanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, ich möchte zunächſt mit einer furzen Bemerkung 
auf eine Äußerung zurückkommen, die geftern der Herr Abgeordnete 
Spahn gemacht hat gegenüber meinen Ausführungen über eine even— 
tuelle Vertretung von Eljaß-Lothringen im Bundesrat, Er 
bat gemeint, meine Antwort auf die erfte Rejolution hätte mehr meiner 
Stellung als preußifcher Minifterpräfident wie meiner Stellung als 
deutfcher Reichskanzler entjprochen. Die Sache liegt gerade umgekehrt. 
Als preußifcher Minifterpräfident könnte mir eine Berjtärfung des 
preußischen Einfluffes im Bundesrat unter Umftänden nicht gerade un— 
angenehm fein; als deutjcher Reichskanzler habe ich aber darüber zu 
wachen, daß das durch die Neichsverfafjung feitgelegte Stimmen- und 
Stärfenverhältnis im Bundesrat, das Gleichgewicht im Bundesrat nicht 
verschoben wird. In Erfüllung diefer meiner Pflicht als Reichskanzler 
babe ich hingewiefen auf die Bedenken und die Schwierigkeiten, welche 
der Erfüllung des in der erften Rejolution gejtellten Antrages im Wege 
itehen. Das Pflichtbewußtfein des Neichsfanzlers hat über etwaige Macht: 
gelüfte des preußifchen Minifterpräfidenten den Sieg davongetragen. 

(‚Heiterfeit.) 


Meine Herren, an den geftrigen Ausführungen des Herrn Ab- 
geordneten von Chrzanowski hat mich vor allem intereffiert und ge- 
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wundert, daß fie hier überhaupt möglich waren. Ich glaube nicht, daß 
es irgend ein Land und irgend ein Parlament gibt, wo der Vertreter 
eines fremden Volksſtammes fich in diefer Weiſe auslajjen könnte über 
die Regierung, die Einrichtungen, die Gefchichte und den Charakter des 
Staatswefens, in welchem er lebt. 
(Lebhafte Zurufe von den Sozialdemofraten.) 

Der Herr Abgeordnete von Chrzanowski hat von preußiſcher Bar— 
barei gejprocdhen, von barbarifhen Maßnahmen 

(jehr richtig! bei den Sozialdemofraten); 
er hat davon gefprodhen, daß Preußen die Gewohnheit habe, die Nach— 
barn einzujchläfern, um im geeigneten Moment jeine Finger zum Länder: 
erwerb auszuftrecen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


— Und daß das mit „sehr richtig!” von deutjcher Seite begleitet wird, 
das fommt auch nur bei uns vor. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 
Der Herr Abgeordnete von Chrzanowski hat endlich erinnert an die 
Beit, wo ein franzöfiicher Gouverneur in Berlin regierte und die Königin 
Luife an der Oſtgrenze des Landes — wie er fid) ausdrückte — den 
Kaifer Napoleon um Gnade bat. Jedenfalls wünfche ich allen deutjchen 
Minoritäten in anderen Ländern eine fo objektive Behandlung, ein jolches 
Eintreten von den verjchiedenften Seiten, wie in diefem Hohen Hauſe 
den Herren polnischen Abgeordneten zuteil wird. 
(Sehr gut! rechts.) 
Es ift mehr al3 100 Jahre her, daß ein deutjcher Dichter dem deutjchen 
Volke zugerufen hat: „Nie war gegen das Ausland ein anderes Land 
gerecht wie du”. Das ftimmt im großen und ganzen noch heute. Der: 
jelbe Dichter fügte aber Hinzu: „Sei nicht allzu gerecht, ſie denken nicht 
edel genug, zu ſehen, wie jchön dein Fehler fei". Gut und edel zu fein 
ift dem Deutſchen im allgemeinen auch heute noch mehr Bedürfnis, als 
national und politifch geicheit und gefchieft zu handeln. Wir find darin 
gerade umgefehrt wie andere Völker, die jagen und denfen: wright or 
wrong, my country. Wir find nun einmal weltbürgerlich angelegt 
(Zurufe), 
— ja wohl, das find wir; wenn Sie, wie ich, lange im Auslande 
gelebt hätten, jo würden Sie wiljen, daß das deutjche Volk von allen 
Bölfern am. fosmopolitischjten veranlagt ift — wir müjfen uns 
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geradezu zwingen, national zu denken, und wie der Augen— 
ſchein lehrt, gelingt das vielen nicht einmal. 

(Sehr richtig!) 
Wir haben uns deshalb im Laufe unferer Gefchichte auch ungefähr für 
alle fremden Völker begeiftert 

(ſehr wahr! rechts); 
wir haben uns auch lange für die polniſche Aſpiration begeiſtert. Viel 
Gutes iſt dabei nicht herausgekommen, jedenfalls für uns nicht. Solche 
Erfahrungen, die harten Lehren der Geſchichte und die Natur der 
Beziehungen unter den Völkern, die vorläufig noch im Zeichen des 
struggle for life ſtehen, nötigen uns, große politiſche, ſtaatliche und 
nationale Fragen — und die Oftmarfenfrage iſt eine große politische 
Machtfrage 
(fehr wahr! rechts) — 

(ediglich zu behandeln im Hinblid auf die Einheit und die Integrität 
des eigenen Landes. 

(Sehr richtig!) 

Ich kann übrigens dem Hern Abgeordneten von Chrzanowski durch: 
aus nicht zugeben, daß die Herausforderung, wie er das geftern aus— 
führte, daß der Angriff von deutjcher Seite ausgegangen wäre. Es 
ift die großpolnifche Agitation, welche die Offenfive ergriffen 
hat, die überall die Polen von den Deutjchen abgejondert hat, die in 
alle wirtjchaftlichen und Fulturellen Angelegenheiten und Beftrebungen, 
die noch vor 40 bis 50 Jahren von deutjcher Seite als Bindeglied 
zwifchen Deutichen und Polen behandelt wurden, den nationalen Gegen- 
fat, hineingetragen hat. Es ift die polnische Agitation, die feine Gemein- 
ſamkeit zulaffen will zwifchen Deutjchen und Polen, weder auf materiellem, 
noch auf ideellem Gebiet. Es tft die großpolnijche Agitation, welche 
die Kluft zwifchen Deutjchen und Polen immer breiter und tiefer gemacht 
hat. Und wenn wir uns das nicht länger gefallen laſſen wollen, wenn 
wir uns dagegen zur Wehr gejegt haben, jo haben wir damit doch nur 
etwas ganz Selbitverjtändliches getan. 

(Sehr wahr! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Unfere Maßnahmen im Oſten der preußifchen Monarchie find 
defenfiver Natur 

(jehr richtig! Widerfpruch bei den Polen); 
fie dienen einer Politif der Verteidigung. Ich habe an einer anderen 
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Stelle, im preußifchen Abgeordnetenhaufe, an der Hand eines reichhaltigen 
Material3 nachgewieſen, wie jehr das Deutjchtum im Often in die Ver— 
teidigungsftellung gejchoben und gedrängt worden ift. Wir denfen nicht 
daran, die Polen vertreiben zu wollen, wir wollen aber dafür jorgen, 
daß wir nicht von den Polen vertrieben werden 

(Zuruf von den Polen) 
— jamwohl, unter Benugung unferer verfaffungsrechtlichen Inſtitutionen, 
unter Benußung auch der deutjchen Geduld und Langmut, einer ge: 
wifjen nationalen Jndifferenz, die lange im Often die Verhältnifje ge: 
fennzeichnet hat. 

(Sehr richtig!) 

Wenn der Herr Abgeordnete Graf Mielzynsfi gejtern gemeint hat, 
daß das Anfiedlungsgefeg im Widerjpruch ftünde mit der Reichsver: 
fafjung, jo hat mein verehrter Herr Nachbar jchon nachgewiejen, daß 
das nicht der Fall ift. Ich möchte dem Grafen Mielzynski aber meiner: 
ſeits bedeuten, daß die großpolnischen Agitationen direkt gegen den erjten 
Artikel der preußifchen Verfaſſung gerichtet find, welcher von der Inte— 
grität der preußiſchen Monarchie handelt. 

(Lachen bei den Polen und Zurufe.) 
Solche Reden, wie fie gejtern Mitglieder der polnischen Fraktion gehalten 
haben, werden uns nur in dem Entjchluß bejtärfen, die ganze Kraft 
des preußischen Staates einzufegen, damit im Often der Deutfche eriftenz- 
fähig erhalten wird, damit die öftlichen Provinzen der preußifchen Monarchie 
auch weiter und für alle Zukunft in unauflöslihem Verbande bleiben 
mit der preußifchen Monarchie und dem Deutfchen Reid). 
(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, ich komme jet zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Bebel. Als ich den Saal betrat, machte mir der Herr 
Abgeordnete Bebel VBorhaltungen über den Ton, in dem ich gejtern 
gegenüber Herrn von Bollmar gejprochen hätte. Ach du lieber Himmel! 
Seien Sie doch jelbjt erſt freundlicher mit Herrn von Vollmar. 

(Schallende Heiterkeit.) 
Ziehen Sie felbjt erſt nettere Saiten auf gegenüber den Herren Re 
vifioniften, ehe Sie mir jo ungerechte VBorhaltungen machen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat weiter einen Brief des Fürjten 
Bismard vorgelefen, worin Fürft Bismard fi mit der Diplomatie 
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bejchäftigt. Diefer Brief war mir wohl befannt. Er gehört zu den 
vielen ſchönen Briefen, die der Fürſt Bismard gejchrieben hat, und 
die beweifen, daß er, wenn er nicht einer der größten Staats— 
männer wäre, die je gelebt haben, doc einer der größten 
deutſchen Schriftiteller jein würde. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Manches von dem, was der Herr Abgeordnete Bebel aus diefem Brief 
des Fürften Bismarck über die Diplomatie verlefen hat — mein Gott, 
ih bin feit 30 Jahren Diplomat, aber ich bin objektiv genug, um zu 
jagen, daß vieles darin ganz richtig ift. 


(Sehr gut! und große Heiterkeit.) 


Aber der Fürft Bismarck hat auch fehr vieles jehr Richtige und Treffende 
über die Tendenzen und über den Charakter der Sozialdemokratie und 
ihrer Führer gejagt und gejchrieben, und e3 würde mich außerordentlich 
freuen, wenn der Herr Abgeordnete Bebel gelegentlich jolche Äußerungen 
des Fürften Bismard hier vorlefen würde. 
(Sehr gut! und Heiterkeit vecht3 und bei den 
Ntationalliberalen.) 


Meine Herren, num iſt der Herr Abgeordnete Bebel weiter eingegangen 
aufdieAuslieferungsverträge. Ja, meine Herren, der Herr Staatsſekre— 
tär des Außern hat geftern ſchon nachgewiefen, daß jeit ungefähr 20 Jahren, 
ſeitdem dieſe Berträge bejtehen, fein einziger Fall von Auslieferung 
auf Grund jener Berträge wegen politiicher Vergehen erfolgt ift. 
Gegenüber diefer einfachen Tatjache hat doch, wie mir fcheint, die hoch: 
gradige Erregung des Herrn Abgeordneten Bebel, die ihm jogar einen 
Ordnungsruf eingetragen hat, etwas Künftliches. 

(Sehr richtig! rechts.) | 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat auch von Kohlenlieferungen 
und Schiffsvermietungen an Rußland gejprochen. ch habe mic 
über den Sachverhalt jogleich informiert. Nach den von der Hamburg: 
Amerifastinie abgegebenen ausdrücklichen Berficherungen dürfen Die 
deutfchen Transportichiffe die ruſſiſche Flotte nicht begleiten. Sie haben 
nur Kohlen nach bejtimmten neutralen Hafenplägen zu liefern und 
fic) nach diefen Hafenpläßen nicht zufammen mit den ruffischen Kriegs- 
Schiffen, jondern getrennt von denfelben und auf anderen Wegen zu 
begeben. Davon, daß gegenüber Mannfchaften der deutichen Transport: 
jchiffe unterwegs und insbefondere vor Madagaskar ein rechtämwidriger 
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Zwang von ſeiten der ruſſiſchen Flotte geübt wurde, iſt nicht das Aller— 
mindeſte bekannt. 


(Hört! hört! rechts. Na! na! bei den Sozialdemokraten.) 


Es iſt das auch in hohem Grade unglaubwürdig. Wenn die ruſſiſchen 
Admiräle im Intereſſe der Geheimhaltung ihrer Maßnahmen und des 
Zuſtands ihrer Streitkräfte gewiſſe Vorkehrungen getroffen haben ſollten, 
welche die Bewegungsfreiheit der deutſchen Seeleute im Verhältnis zu 
den ruſſiſchen Schiffen einſchränkten, ſo wäre dagegen kaum etwas ein— 
zuwenden. Wenn die Hamburg-Amerika-Linie gegenüber ihren See— 
leuten die Beſtimmungen der deutſchen Geſetze und des mit den Leuten 
geſchloſſenen Heuervertrags verletzt haben ſollte, ſo würden wir ſie in 
Deutſchland ſelbſtverſtändlich unnachſichtlich zur Verantwortung ziehen. 


(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 


Es liegt eben bis jetzt nicht der mindeſte tatſächliche Beweis dafür 
vor, daß die Hamburg-Amerika-Linie in dieſer Weiſe irgendwie ihren 
Pflichten zuwidergehandelt hätte. 


(Hört! hört! rechts.) 


Meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel ift dann wieder auf 
den Königsberger Prozeß zurückgefommen. Ich muß zunächft mit 
der größten Entjchiedenheit den Angriff zurückweifen, den durchaus un: 
berechtigten und ungerechten Angriff, den der Abgeordnete Bebel bei 
der Gelegenheit gegen den nicht hier anmwejenden Herrn preußifchen 
Suftizminifter gerichtet hat, jowie die Art und Weife wie er fich bemüht 
hat, das Vertrauen des preußifchen Richterftandes zu dem höchiten 
preußifchen Juſtizbeamten zu untergraben. Ich weile diefen Angriff 
des Heren Abgeordneten Bebel als eine durchaus ungerechtfertigte Ver: 
dächtigung zurüd. 

(Bravo! rechts.) 
Im übrigen habe ich mich über die politifche Seite des Königs— 
berger Prozefjes num jchon zwei- oder dreimal hier ausgefprochen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Materiell, nach der fachlichen und juriftifchen Seite ift der Königsberger 
Prozep im preußifchen Abgeordnetenhauje Elargeftellt worden; ich habe 
alfo gar feine Veranlafjung, hier auf diejes Thema nochmals zurück: 
zufommen. 
(Bravo! und jehr richtig! rechts.) 
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Yun hat der Abgeordnete Bebel auch einen Fall zur Sprache 
gebracht, der fih in Schneidemühl ereignet haben fol. Das, meine 
Herren, ift nun wieder ein rechter Beweis für — ich will nicht jagen: 
die Leichtgläubigfeit des Herren Abgeordneten Bebel; der Ausdruck liegt 
mir fern —, aber wirklich für die jugendliche Raſchheit 

(fürmifche Heiterkeit), 
mit der er Behauptungen aufitellt, die ſich dann nachher als 
unbegründet herausftellen, und ich hoffe, der Herr Abgeordnete 
Bebel wird mir jofort zugeben, daß ich in diefem Falle doch mal recht 
habe. 
(Deiterfeit.) 
Der preußiſche Minifter des Innern hat in der Sitzung des preußifchen 
Abgeordnetenhaufes vom 10. Dezember v. J. darauf hingewieſen, daß 
es früher zwijchen Rußland und Preußen einen Vertrag über die Aus: 
lieferung von Dejerteuren gab. Diejer Vertrag, diefer Kartellvertrag, 
wäre aber im jahre 1869 oder 1870 abgelaufen, und er wäre jeitdem 
nicht wieder erneuert worden 
(hört! hört! bei den Nationalliberalen); 
feitdem wäre niemal3 wieder ein Dejerteur nad) Rußland ausgeliefert 
worden. Dem habe ich weiter nichts hinzuzufügen. 

Nun, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Bebel weiter und 
nicht ohne Pathos dargelegt, daß die Sozialdemokratie nicht den 
Krieg mit Rußland wolle, und er hat dabei mir den Vorwurf 
gemacht, daß ich die Behauptung, daß die Sozialdemokratie den Krieg 
mit Rußland anftrebe, nun jchon zum vierten oder fünften Male wieder: 

olte. | 

9 (Zurufe von den Sozialdemokraten.) 

Herr Bebel, Hand aufs Herz! Haben Sie nicht auch heute in Ihrer 
Rede eine Menge Dinge gejagt, die ich, jeitdem ich das Vergnügen habe, 
mich ab und zu mit Ihnen auseinanderzujegen, aljo jeit fieben oder acht 
Fahren, nicht auch jchon oft gehört habe? 

(Lebhafte Zuftimmung rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Sole Mätzchen follten wir uns doch allmählich abgewöhnen. 
(Allfeitige große Heiterkeit.) 

Ich veripreche aber dem Herrn Abgeordneten Bebel, daß ich ihm die 
Kriegswünfche gegen Rußland nicht vorbehalten werde, wenn die Sozial- 
demofratie durch ihr tatjächliches Verhalten beweift, daß fie den Krieg 
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mit Rußland nicht will. Wenn die Sozialdemokratie den Krieg mit 
Rußland nicht will, warum hebt denn die fozialdemofkratifche Preſſe, 
die doch ſonſt eine jehr disziplinierte Preſſe ift 
(Zurufe rechts) 
— fein muß, wird mir nicht mit Unrecht zugerufen. Gemwiß! das iſt 
richtig. Ich erinnere nur an den jcharfen Verweis, den der Herr Ab- 
geordnete Bebel im vergangenen Dezember der jozialdemofratifchen Preſſe 
erteilte, an jenen jcharfen — ich hätte beinahe gejagt — Ufas 
(große Heiterkeit), 


wo von den Nerven der jozialdemokratijchen Redakteure die Rede war, 
von den Denferjtirnen der jozialdemofratifchen Redakteure. Nie ift es 
mir eingefallen, in diefem Tone zur Preſſe zu jprechen; das werden mir 
die Herren da oben bezeugen können. 
(Große Heiterkeit.) 
Alfo, warum hetzt die jozialdemofratifche, die jo: wohl disziplinierte 
Preſſe bei jeder Gelegenheit gegen Rußland? Warum hat beim Beginn 
des ojtafiatischen Krieges eine dem Herrn Abgeordneten Bebel bejonders 
nahejtehende Feder in der „Neuen Zeit“ programmatifche Auslafjungen 
darüber veröffentlicht, daß aus dem oftafiatifchen Kriege eine gründliche 
Änderung der europäischen Landkarte hervorgehen jollte? Warum hat 
die ſozialdemokratiſche Bubliziftif bei dem Zwiſchenfall von der Dogger 
Bank, wie ich das im Dezember hier nachgemwiejen habe, alles getan, um 
diejen Zwilchenfall zu vergiften und womöglich einen Zuſammenſtoß 
zwifchen England und Rußland herbeizuführen? Warum hat die fozial- 
demofratifche Preſſe bei der Beichlagnahme einiger deutjcher Handels: 
jchiffe und bei dem Kleinen Borfall mit einem Geeftemünder Dampfer, 
dejjen Namen ich inzwijchen vergefjen habe, uns aufgefordert, gegen 
Rußland vom Leder zu ziehen? Warum veröffentlicht die „Schwäbiſche 
Tagwacht” den Artikel, den ich gejtern hier vorgelefen habe? Warum 
jchrieb vor einigen Tagen das eigentliche Leibblatt des Herrn Ab- 
geordneten Bebel, aljo natürlich der „Vorwärts“ 
(Heiterkeit): 
Die ruffiihe Regierung verdient, vom Erdboden vertilgt zu 


werden. 
(Sehr aut! bei den Sozialdemofraten.) 


— Da rufen Sie „jehr gut!”. Nun bin ich neugierig, ob Sie auch zu 
dem Nachjat „jehr gut“ jagen werden: 
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Und die ganze zivilifierte Welt, jomeit jie diefen Namen über: 

haupt verdient, muß fich zum VBernichtungsfriege gegen fie 
— d. h. die ruffische Regierung — 

vereinigen. 

Ich weiß nicht, warum der Herr Abgeordnete Bebel, dem eine gewiſſe 
Aufrichtigkeit nicht abzujprechen ift, gerade in diejer Beziehung aus 
jeinem Herzen eine Mördergrube macht. Wir wiſſen ja alle, daß die 
Sozialdemokratie nichts Lebhafteres wünſcht, als die bejtehende Ordnung 
in Rußland zu ftürzen 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 

und daß fie dafiir alle diejenigen Mittel anwendet, die in ihrer Macht 
jtehen. Borläufig find Sie noch nicht in der Lage, über unſere Armee 
und über unfere Flotte zu disponieren. Wären Sie dazu in der Lage, 
jo würden Sie wahrjcheinlich, wie dies die „Schwäbifche Tagwacht“ 
verlangte, die Armee gegen Rußland marjchieren lafjen und gleichzeitig, 
wie dies im Sommer ein anderes jozialdemofratiiches Blatt von mir 
forderte, die deutjche Flotte nach Kronjtadt jchicen. 

Demgegenüber weiſe ich nochmal darauf hin, daß ſolche Ein- 
mijchungen in die Berhältniffe fremder Länder und daß folche Reden 
über die Berhältnifje fremder Länder, wie jie eben der Herr Abgeord— 
nete Bebel gehalten hat, die Beziehungen zu den fremden Ländern jtören 


(jehr richtig! vechts), 
damit unjere auswärtige Politik erjchweren, unfere Beziehungen zum 
Auslande belajten. Daß der Herr Abgeordnete Bebel hier nicht die 
Berantwortung übernehmen will für einen leichtfertigen Krieg mit Ruß— 
land, das fann ich mir wohl denken. Die Regierung eines großen 
Landes hat aber nicht nur leichtiinnige Kriege zu vermeiden, fie hat 
auch dafür zu jorgen, daß die Beziehungen zu anderen Regierungen jo 
bleiben, daß wir den Eventualitäten der Zukunft mit möglichfter Ruhe 
entgegenjehen können. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Gegenüber den heftigen und bedauerlichen Außerungen, in denen fich der 
Herr Abgeordnete Bebel eben ergangen hat über die inneren Verhält— 
nifje von Rußland, richte ich an ihn die Frage: mit welchem Rechte 
fpielt denn die Sozialdemofratie in diefer Weije den Hof: 
meijter des Auslandes? mit welchem Recht mifchen Sie fich in die 
Berhältnifje anderer Länder, in Vorgänge, die der Yuftizhoheit eines 
anderen Landes unterliegen? 

13* 


196 23. Abgeordneter Bebel. 


Der Herr Abgeordnete Bebel hat dreis oder viermal das Wort 
„Entrüftung” gebraudt. Meine Herren, da fich der Herr Abgeordnete 
Bebel für Äußerungen des großen Fürften Bismarck interejjiert, jo will 
ic ihm ein Eleines perjönliches Erlebnis erzählen. Als ich viel jünger 
war, jchrieb ich einmal al3 Gejchäftsträger — ich will nicht jagen, von 
welchem Boten aus — einen Bericht, in dem das Wort „Entrüftung“ 
vorfam. Da ließ mic Fürft Bismard darauf aufmerkffam machen, daß 
„Entrüftung” fein politifcher Ausdruck jet. 

(Heiterfeit.) 
Der Politiker — jo fchrieb mir Fürſt Bismarck — werde durch Bor: 
gänge mehr oder weniger angenehm berührt. 

(Heiterfeit.) 
Er reagiere in diefer oder jener Weiſe auf Vorgänge, aber er entrüfte 
fih nicht. Jedenfalls jollte mit dem Wort‘ „Entrüftung” ſparſam um: 
gegangen werden, und es hat erjt recht feinen Wert im Munde des- 
jenigen, der fich immer gleich entrüjtet, wenn irgend etwas gegen feinen 
fubjeftiven Strich geht, gegen feine vorgefaßten Meinungen, Rankünen 
und Liebhabereien. Es ift aber, und ich jage das bei diefem Anlaß 
ganz offen, eine alte deutjche Sitte oder vielmehr Unfitte, immer zu 
proteftieren, wenn irgendwo im Auslande etwas pajffiert, was uns in 
der Theorie al3 Unrecht erfcheint. So haben wir vor ftebzig, achtzig 
Sahren den Griechenrummel gehabt, ich habe eben von dem Polen— 
rummel gejprochen, der damals den Griechenrummel ablöjte, und wir 
jelber haben den Bulgarenrummel und den Burenrummel 

(Bewegung) 
erlebt. Jawohl, meine Herren, das fage ich ganz offen und frei. 
Und jet möchte man auf jener Seite des Haufes einen 
Rufjenrummel injzenieren. Das ijt ein Beweis für die Nichtig- 
feit des alten Satzes von Hegel, daß die Völker wenig aus der Ge: 
fchichte lernen. Was ich jage, meine Herren, da3 gilt natürlich ebenjo 
gut für legitimiftifche Schrullen wie für revolutionäre Schrullen. Es 
iſt ebenfo faljch, wenn von radifaler und zum Teil auch von Liberaler 
Seite jet die inneren Vorgänge in Rußland betrachtet werden lediglich 
durch die Brille des Liberalismus, als wenn man in der Zeit der 
heiligen Allianz alles, was in Europa pajfierte, vom Standpunkt des 
Legitimitätsprinzips auffaßte. Und wenn der Herr Abgeordnete Bebel 
angedeutet hat, daß wir der ruffischen Regierung zu Hilfe fommen wollten, 
fo fann ich ihm darauf nur erwidern, daß jo etwas von uns gar nicht 
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verlangt wird und wir an fo etwas gar nicht denfen. Wir denfen 
gar nicht daran, uns in innere ruffijche Berhältniffe einzu- 
mifchen, deutſches Blut und Gut unnüß zu erponieren. Eine 
ſolche Interventions-, eine ſolche Tendenzpolitif überlafjen wir der 
Sozialdemofratie. 

(Sehr gut! rechts.) 


Ob wir, meine Herren, mit den ruffiichen Regierungszuftänden innerlich 
einverjtanden find oder nicht, ob wir in Rußland diefe oder jene 
politische Entwidlung innerlich wünjchen, das fommt gar nicht in Frage. 
Die Politik ift eine praftifche Kunft, die praftifch betrieben werden muß. 

- Wir würden jchön hineinfallen, wenn wir uns von abitraften Prinzipien 
leiten ließen, während alle anderen, auch die Franzoſen, Herr Bebel, 
nad ihren Intereſſen gehen. Ich habe hier eine Rejolution vor mir 
liegen, welche eine Stuttgarter VBolfsverfammlung gefaßt und die fie 
mir zugeichictt hat. Da heißt es: 

Die Berfammlung anerkennt es als Pflicht jedes aufgeflärten 

Menjchen, die ruflische Freiheitsbewegung, joviel in jeinen Kräften 

jteht, zu unterjtügen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wenn Sie „jehr richtig!" rufen, meine Herren, fo antworte ich darauf, 
daß dieſer Beichluß jener Volksverjammlung, mit Verlaub zu jagen, 
Unfinn ift. Der aufgeflärte Menſch hat gar nicht feine Finger in jeden 
fremden Topf zu ſtecken; jondern der aufgeflärte Menfch hat Lediglich 
dafür zu forgen, daß die Sicherheit und Wohlfahrt des eigenen Landes 
nicht gefährdet wird. 
(Lebhaftes, mehrfeitiges Bravo.) 





94. Ruffifce Anleihe. — Ofmarkenpolitik. — Polnifcher Anfftand von 
1848. — Preußifche Verfänmniffe. — Anlturkampf. 


Situng des NReichdtages vom 17. März 1905.') 


Die Beratung der legten Tage wurde in diefer Situng zu Ende geführt; 
noch zweimal ſah ſich der Reichskanzler veranlaßt, in die Debatte einzugreifen. 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg.Per. I. Seffion 1903/05, 166. Sitzung. 


198 24. Auffifche Anleihe. — Oftmarfenpolitif. 


Reichskanzler Graf von Bülom: 

Der Herr Vorredner?) jcheint die Vorliebe für Freizügigkeit, der 
vorhin ein anderer Nedner feiner Partei?) Ausdruck gegeben hat, nicht 
auf das wirtjchaftliche Gebiet auszudehnen. In jo patriarchalijchen 
Verhältniſſen leben wir aber doch nicht mehr, daß ein derartiger Ein: 
griff in die wirtjchaftliche ‚Freiheit und in die Bewegung der Börjen 
möglic; wäre, wie ihn der Herr Borredner zu wünſchen jcheint. Richtig 
ift, daß eine ruſſiſche Anleihe in Berlin vor einiger Zeit aufge— 
nommen worden tft, daß deutjche Banken in Verbindung mit holländi- 
jchen und ruffischen Banken dieje Anleihe finanziert haben. Richtig tft 
auch, daß deutjche Kapitalijten es vorteilhaft gefunden haben, ihr Geld 
in ruflischen Werten anzulegen. Das war aber eine reine Brivatjache. 
Für die Regierung jtand die Frage jo, ob ſie diejer ruſſiſchen Anleihe 
entgegenarbeiten, ob jie eine folche ruffische Anleihe in Deutjchland ver- 
hindern jollte — dazu lag bei den guten politischen Beziehungen, in 
denen wir zu Rußland jtehen, feine Veranlafjung vor. 


(Hört! hört! Links.) 


Wenn die Japaner die Abficht haben jollten, bei uns eine Anleihe auf- 
zunehmen, jo würden wir auch ihnen feine Schwierigkeiten bereiten. Es 
ift Schon neulich darauf hingewiejen worden, daß jeinerzeit, vor zwanzig 
Jahren, Fürft Bismard eine Kampagne gegen die ruſſiſchen Anleihen 
in Deutjchland eröffnet hätte. Man jollte fich dabei aber den Grund 
vergegenwärtigen, der den Fürſten Bismard zu feiner damaligen Hal— 
tung veranlaßt hat. Diejer Grund war, daß Fürſt Bismard in jener 
Zeit annahm, das von Rußland bei uns aufgenommene Geld jollte für 
ruſſiſche Rüftungen gegen Deutjchland verwandt werden. Eine jolche 
Beforgnis befteht heute nicht, und wir hatten deshalb jet feinen Grund, 
uns gegen eine ruffische Anleihe feindlich zu ftellen. Derjelbe Fürft 
Bismark hat, wenn mich mein Gedächtnis nicht täufcht, beim Beginn 
des ruſſiſch-türkiſchen Krieges eine ruſſiſche Anleihe in Deutjchland gern 
zugelajjen, und er hat, wie ich mich bejtimmt erinnere, im Jahre 1884 
oder 1885 offiziös ruffische Anleihen in Deutichland empfehlen laffen. 
Und, meine Herren, wenn darauf hingewiejen worden ift, daß Fürſt 
Bismard allerdings jpäter den rufftichen Anleihen in Deutjchland ent- 
gegengetreten ijt, jo fann ich Ihnen auch hierüber eine charakteriftifche 





2) Abg. Bernitein. 
3) Abg. Haafe (Königsberg). 
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Außerung des Fürften Bismard mitteilen. Damals brachte ein Ber: 
Iiner Blatt, welches der linken Seite diefes Hohen Haufes näher fteht 
al3 der rechten, einen Artikel, in dem es etwa ausführte: „Wer weiß, 
wie lange dieje feindliche Haltung der deutjchen Regierung dauern wird? 
Setzt werden die ruffischen Werte vertrieben; vielleicht kommt nächftens 
wieder eine Zeit, wo die ruffiichen Werte an der Berliner Börſe nicht 
nur zugelafjen, jondern jogar von der Regierung empfohlen werden.” 
An den Rand diefes Artikels jchrieb Fürft Bismard: „Natürlich, je 
nach Bedürfnis!“ 

Nun hat fich der Herr Abgeordnete Bernftein lebhaft bemüht, die 
Stimmung für ruffifche Werte möglichjt flau zu machen. ch weiß 
nicht, wie weit jeine Außerungen' einen Einfluß haben werden auf die 
Börſe. E3 ift vollfommen richtig, daß der Kurs der rufjischen Bapiere 
fich bis jeßt gehalten hat; das erklärt fich aber einfacd, daraus, daß die 
große Mehrheit der Inhaber ruffischer Papiere in Deutjchland noch 
immer ein größeres Vertrauen in die wirtjchaftlichen und politifchen 
Verhältniffe von Rußland und in die Zukunft des ruffischen Reiches 
zu haben jcheint als die Herren von der Sozialdemokratie; daß die 
Inhaber ruſſiſcher Werte es deshalb vorziehen, die ruffischen Werte, die 
fie befigen, nicht panifartig zu verjchleudern, jondern daß fie fie lieber 
aufheben für bejjere Zeiten. . 

Nun, meine Herren, muß ich mich noch mit einigen Worten 
zu dem wenden, was der Herr Abgeordnete Spahn ſoeben am Schlufje 
feiner Ausführungen über die Oftmarfenpolitif der preußifchen Staats= 
regierung bemerkt bat. Der Herr Abgeordnete Spahn hat gemeint, 
daß in dem Kampfe, der in den öjtlichen Provinzen der preußijchen 
Monarchie ausgefochten wird, die Offenjive ergriffen worden wäre von 
deutjcher Seite. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 


Dem muß ich mit großer Entfchiedenheit entgegentreten. Ich bin viel- 
mehr der Anficht, daß diejer Kampf uns aufgezwungen worden ijt 


(lebhafte Zuftimmung rechts und bei den 
Nationalliberalen) 


von denjenigen, die das Deutjchtum im Often der preußifchen Monarchie 
befämpfen, und die troß aller Schönen Redensarten am lebten Ende dar: 
rauf ausgehen, die gemifchtiprachigen Provinzen zu trennen von der 
preußifchen Monarchie. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


200 24. Oſtmarkenpolitik. — Polnifcher Aufitand 1848. 


Und wenn der Herr Abgeordnete Spahn von der guten Gefinnung des 
Gros der polnischen Bevölferung geiprochen hat, fo erwidere ich darauf, 
daß unfere Politik fich nicht gegen den friedlichen Teil der 
polnifhen Bevölkerung richtet, fondern fie richtet jich gegen 
die großpolnijche Agitation 

(Unruhe bei den Polen), 


mit der eine ihrer Pflichten fich bewußte preußifche Regierung nicht in 
Frieden leben kann! 
(Lebhaftes Bravo rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Nun hat der Herr Abgeordnete Spahn weiter gemeint, daß unjere 
Dftmarkenpolitif nicht nur politifche, jondern auch konfeſſionelle Ziele 
verfolge! 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 


Es wundert mich, meine Herren, daß jolcher Vorwurf hat erhoben werden 
können, wo ich jo oft betont habe, mit wie großem Ernſt ich Ge— 
rechtigfeit gegenüber beiden Konfejjionen anftrebe. Den Ge- 
danken, daß unfere Oſtmarkenpolitik jich gegen das katho— 
lifhe Befenntnis richten foll, ſei es gegen das fatholifche 
Befenntnis im allgemeinen in unjeren öſtlichen Provinzen, 
ſei es auch gegen das katholiſche Befenntnis der polnifchen 
Bevölferung, weife ich mit Entjchiedenheit zurüd. Sch würde 
die für unfere öftlichen Provinzen von mir vorgefchlagenen und durch: 
gejegten Maßregeln nicht beantragt haben, wenn ich glaubte, daß fie 
zur Berfchärfung Eonfejfioneller Gegenjfäße benugt werden fönnten. Was 
jpeziell die Anfiedler anbelangt, jo find mir alle deutfchen Anftedler 
gleich Lieb, gleichviel welcher Konfeſſion fie angehören, wenn fie fich 
nur der Pflichten bewußt find, die das Deutjchtum den Deutfchen im 
Dften auferlegt. 
(Bravo! rechts. Bewegung bei den Polen.) 


In einer fo großen Frage, wie es die Oftmarkenfrage iſt, follte 
nad) meiner Anficht der Eonfejjionelle Gegenſatz fo viel als möglich zu: 


rücktreten. 
(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Unter den Rednern des Tages befanden fich zwei Mitglieder der polnischen 
Traktion, die Abgeordneten Graf von Brudzewo:-Mielzynsfi und Dr. von 
Jazdzewski. Gegen ihre Ausführungen wandte fich der Neichsfanzler in einer 
zweiten Rede diejes Tages. 


März 1905. 201 


Reichskanzler Graf von Bülom: 

Meine Herren, ich möchte in aller Kürze auf die legten Aus— 
führungen der beiden Herren von der polnischen Fraktion antworten. 
Der Herr Abgeordnete Graf Mielzynsfi hat zur Rechtfertigung des 
polnijhen Aufjtandes vom Fahre 1848 darauf hingewiefen, daß 
damals auch die Berliner einen Aufjtand gemacht hätten. Das ift richtig, 
und das war jehr unrecht und jehr töricht von den Berlinern. 

(Große Heiterkeit.) 
Gegenüber diefem WRechtfertigungsverfuch muß ich aber doch auf zwei 
Punkte hinweifen: einmal darauf, daß die Berliner niemals die 
Abjiht gehabt Haben, ſich vom preußifhen Staate los— 
zureißen, wie das damals unzweifelhaft die Intention der polnifchen 
Aufftändifchen war. Der Berliner will ja hoch hinaus; aber 
das hat er damals nicht angeftrebt. 


(Große Heiterkeit.) 


Und weiter möchte ich darauf hinweifen, daß die Aufftändifchen in Berlin 
damal3 von polnischen Agitatoren angeführt worden find 
(Sehr richtig! recht3 und bei den Nationalliberalen), 
angeführt in der doppelten Bedeutung des Wortes. 
(Deiterfeit.) 

Meine Herren, ich erfenne gern an, daß der Herr Abgeordnete 
von Jazdzewski fich einer maßvollen Sprache befleigigt hat. ch kann 
wohl jagen, daß er im Gegenſatz zu den beiden Herren Vorrednern 
von der polnischen Fraktion ſich einer verjöhnlichen Sprache bedient 
hat, und ich werde ihm ebenjo maßvoll antworten. Ich werde ihm 
nicht antworten mit jener Leidenschaftlichfeit Des Tones, die er der 
Miniſterbank vorgeworfen hat, und von der ich noch nichtS bemerkt habe. 

Der Herr Abgeordnete von Jazdzewski hat gemeint, die preußijche 
Regierung hätte feit dem Fahre 1815 ihre Pflicht infofern nicht 
erfüllt, als fie e8 verjäumt hätte, durch richtiges Entgegen: 
fommen, durch die richtige Beichwichtigung polnischer Erinnerungen, 
Empfindungen und Wünfche die polnijche Bevölferung zu gemwinnen. 
Meine Herren, das trifft nicht zu. Solche Beichwichtigungs- und Ver: 
fühnungsverfuche find von jeiten der preußischen Regierung wiederholt 
unternommen worden. Sie find unternommen worden in den vierziger, 
in den fünfziger und in den neunziger jahren des vorigen Jahrhunderts. 
Bei diefen Verjuchen ift aber für die preußifchen und deutjchen Staats- 


202 24. Preußifche Verfäumniffe. — Kulturfampf. — 25. Bergarbeiteritreif. 


interefjen nie etwas herausgefommen. Es ift dabei nur heraus: 
gefommen, daß die polnijchen Njpirationen immer exorbi— 
tanter wurden. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Und wenn der Herr Abgeordnete von Jazdzewski nicht ohne Wehmut 
an die Zeit erinnert hat, als auch die polnische Fraktion gewiſſe An: 
näherungsverjuche gegenüber der preußifchen Regierung unternommen 
hätte, jo hoffe ich ihm nicht zu nahe zu treten, wenn ich jage, daß er 
diefe Verjuche am beiten jelbit charakterifiert hat, indem er meinte, er 
lafje es dahingeftellt jein, ob fie, wie er ſich ausdrücte, „aus beitem 
Herzen“ hervorgegangen wären. Ich fürchte, meine Herren, daß fie 
nicht aus beftem Herzen hervorgegangen find. Und deshalb hat mit 
Necht Fürft Bismard damals feine mahnende Stimme erhoben und 
darauf Hingewiejen, daß dieſes Entgegenfonmen der preußifchen Regie 
rung von der großpolnischen Agitation — ich vermag feinen Unterjchted 
zu machen zwiſchen der großpolnischen Agitation und der großen Mehr: 
heit der polnischen Politifer; Herrn von Jazdzewski nehme ich aus 
drücklich aus 

(Heiterkeit) — 

benußt würde, um das Deutichtum in den gemijchtiprachigen Provinzen 
zurüczudrängen, um das Polentum auf Kojten des Deutfchtums und 
zum Schaden der deutfchen Sache zu fördern. 

Der Herr Abgeordnete von Jazdzewski hat auch an den Kultur: 
fampf erinnert. Ich glaube, ich kann es wohl jagen, daß im Diejer 
Richtung unjere Fatholifchen Mitbürger einen erheblichen Umſchwung 
anerkennen müfjen und viele ernitliche Bejchwerden nicht mehr erheben 
fönnen 

(Oho! in der Mitte), 
daß in diefer Beziehung gegen mid, fein begründetes Mißtrauen vor: 
handen jein kann. Es ift auch nicht richtig, daß die deutſch-evangeliſche 
Bevölkerung im Verhältnis zur polniſch-katholiſchen fi) feit dem Erlaß 
des Anfiedlungsgejeges vermehrt hätte. Im Gegenteil, die polniſch— 
fatholifche Bevölferung hat troß des Anfiedlungsgejeges im Verhältnis 
zur deutjch-evangelifchen Bevölferung zugenommen. Und deshalb, meine 
Herren, wird die Königlich preußifche Staatsregierung und werde id 
auch ferner fortfahren, das Deutichtum im Often zu jcehügen mit allen 
Mitteln, die uns zu Gebote jtehen. 
(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
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25. Berggefeijuovelle. 
Sitzung des Abgeordnetenhaufes vom 27. März 1905.1) 


Zur eriten Beratung ftanden die Entwürfe für zwei Novellen zum Berg: 
gejeg vom 24. Juni 1865 und 1892. Die erfte diefer zwei Novellen betraf das 
Verbot des Wagennullens, die Einführung von Arbeiterausjchüffen, die Be- 
Schränfungen der Arbeitszeit und der Strafgelder ſowie die Zulafjung von Arbeiter: 
fontrolleuren. 


Die Debatte wurde eröffnet vom 


Minifterpräfidenten Reichsfanzler Grafen von Bülow: 


Meine Herren, von den beiden Novellen zum Berggejeß, die jegt 
den Gegenjtand der Beratung in diefem Hohen Haufe bilden follen, 
beruht die eine Novelle, über den Betriebszwang, im mwejentlichen auf 
früheren Beſchlüſſen diejes Hohen Haufes. Die andere, die Novelle 
über die Arbeiterverhältnifje, hat jchon vor ihrem Erjcheinen Anlaß 
geboten zu lebhaften Erörterungen in der Prejje, in den Vereinen, aud) 
in den parlamentarischen Körperjchaften. Dieſe Erörterungen waren 
nicht immer objektiv, fie waren vielfach beherricht von wirtjchaftlichen 
oder Parteiinterefien. Der Grund hierfür ift wohl zum Teil in dem 
Zeitpunkt der Ankündigung diejes Gejegentwurfs zu fuchen. Der Ge- 
jegentwurf wurde in Ausficht geftellt während eines Kampfes, der nicht 
nur Arbeitgeber und Arbeitnehmer, fondern auch weitere reife in zwei 
Lager getrennt hatte. 

Man hat den Gejegentwurf ein Notgejeß, man hat ihn ein Ge- 
legenheits-, ein DVerlegenheitsgejeg genannt. Dieje Bezeichnung ift ge— 
eignet, die Mißdeutung hervorzurufen, als ob Anlaß und Zweck der 
Ihnen vorgefchlagenen Maßnahmen lediglich in einem augenbliclichen, 
gleich einem Naturereignis plötzlich hereingebrochenen Notſtand und in 
defjen Linderung enthalten wären. Dem gegenüber muß ich zunächit 
darauf hinweifen, daß die Königliche Staatsregierung ſchon vor dem 
Ausbruch des großen Bergarbeiterftreil3 im Nuhrrevier nicht nur mit 
den Gejegentwürfen bejchäftigt war, die das ungerechtfertigte Stillegen 
von Zechen verhindern und das Knappſchaftsweſen neu regeln jollten. 
Es jchwebten vielmehr auch Erwägungen über die gefegliche Einführung 
einiger den Arbeitsvertrag betreffender jozialpolitifcher Maßnahmen, die 


1, Sten. Ber. d. Verhandl. d. Haufes d. Abg., 20. Leg.-Per., I. Seſſion 
1904/05, 169. Situng. a 
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in den ftaatlichen Bergwerken des Saarreviers bereits beftehen und ſich 
dort Schon bewährt haben. 


Wenngleich ich, meine Herren, e8 meinem Herın Nachbar, dem 
Herrn Refjort: und Handel3minifter, überlafjen muß, diefen Gejegentwurf 
im einzelnen zu vertreten und zu begründen, jo möchte ich Sie doch aud) 
meinerfeit3 um eine entgegenfommende, ruhige und fachliche Prüfung 
desjelben bitten und zu diefem Zwed in Kürze einige Streiflichter auf 
den vorhergegangenen Kampf und auf dejjen Begleiterjcheinungen werfen. 

Meine Herren, ich erfenne gern an, daß die ausftändigen Berg— 
arbeiter im großen und ganzen eine ruhige Haltung bewahrt haben, 
und daß die — leider unter Kontraktbruch — niedergelegte Arbeit aus 
Gründen der Vernunft und im Vertrauen auf Entgegenfonmen der 
Arbeitgeber und auf die in Ausficht geitellten gejeglichen Schritte wieder 
aufgenommen worden ift. Das ändert aber nichts an der Tatjache, daß 
der Streif jelbjt mit einer Unrechtmäßigfeit begonnen hat; es ändert 
nicht daran, daß beim Beginne des Streiks die Stimme der Leiden: 
jchaft über befonnene Erwägung die Oberhand behalten hatte. In 
ihren Lohnforderungen haben die Arbeiter nichts erreicht; ihre materielle 
Lage hat fich verichlechtert durch den Lohnausfall, der auf 500000 bis 
600000 M. für den Tag berechnet worden ift. Viel Not, viel Elend 
ijt zu meinem tiefen Bedauern über manche Arbeiterfamilie gefommen. 
In einer jozialdemofratifchen Zeitung habe ich gelejen, daß im Ruhr: 
revier eine Bevölferung von zirka 1 Million Menfchen infolge des 
Streiks ihren Lebensunterhalt um mehr als die Hälfte habe herabjegen 
müffen. Die Arbeiter haben jelbjt erfahren müjfen, eine wie 
zweifchneidige Waffe ein folcher Lohnkampf if. Mögen fie 
dafür vor allem die Hetzer und Wühler verantwortlid 


machen 
(jehr richtig!), 


durch die fie fich zur Niederlegung der Arbeit haben verleiten 
lajjen. 

Auf der anderen Seite verjtehe ich ganz wohl, daß die Zechen: 
bejiger und daß die Organifation der Grubenbefiger, der Bergbauliche 
Verein, zunächit nicht mit fontraftbrüchigen Arbeitern und ihren Ber: 
tretern verhandeln wollten. Diejer Widerftand mußte aber aufgegeben 
werden, al3 die Königliche Staatsregierung im Hinbli auf die weit— 
reichenden jchädlichen Folgen dieſes Ausftandes von nahezu 200 000 Berg- 
arbeitern im größten Kohlenrevier der preußifchen Monarchie mit den 
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AUrbeitervertretern in Unterhandlung getreten war und ihrerſeits eine 
Vermittlung anzubahnen verjuchte. 


(Sehr richtig! links.) 
Wozu die Königliche Staatsregierung bereit war, das konnten die Zechen: 


b . 
efiger auch. (Sehr richtig) 


Die Zechenbefiger wollten die Siebenerfommiffion, die gebildet war aus 
Vertretern der chriftlichen und fozialdemofratifchen Gewerkſchaft und des 
Hirſch-Dunckerſchen Gemwerkvereins, nicht als berufene Vertretung der 
Belegjchaften anerkennen. Dabei jpielte zweifellos grundfägliche Abneigung 
der Unternehmer gegen die Organijationen der Arbeiter als folche mit. 
Meine Herren, wenn wir jehen, wie die moderne Entwicklung mehr 
und mehr zum Großbetriebe, zum NRiejenbetriebe hindrängt, wenn wir 
jehen, wie die Kapitalfräfte fich jyndizieren und Fartellieren, wie das 
alte perjönliche Verhältnis zwischen dem Fabrikheren und feinen Arbeitern 
immer mehr fchwindet, wenn wir jehen, wie der Arbeiter gegenüber der 
unperſönlichen Kapitalsmacht vielfach allmählich zur bloßen Zahl wird, 
fönnen wir da das Bejtreben der Arbeiter unbillig finden, auch ihrerſeits 
durch BZufammenfchliegen zu Vereinen, zu Verbänden von der Macht 
der Zahl zu profitieren? ch habe im Reichstag gejagt, daß es ein 
jchwieriges Problem ift, einerjeits die fartellierten Kapital: 
fräfte, andererjeits die Gewerfjchaftsbildung in den richtigen, 
durch das Gemeinwohl gezogenen Grenzen zu halten. Diejes 
Problem ift nach meiner feften Überzeugung nicht in dem Sinne zu 
(öfen, wie es die Haltung der beteiligten Zechenbefiger und Banken in 
der Hibernia-Angelegenheit und gegenüber den ftaatlichen Vermittlungs— 
verjuchen bei der Kalamität des Bergarbeiterjtreils anzeigt, das heißt 
im Sinne möglichjter Ausfchaltung des Staates. Das geht nicht, der 
Staat muß feine ordnende und fchügende Hand aud auf 
dDiejem weiten Gebiet walten lajjen. 

Meine Herren, man hat auch auf den Anteil der Sozialdemokratie 
an diejem Streif hingewieſen, auf die Haltung, welche diefe die Eriftenz- 
berechtigung des heutigen Staates überhaupt leugnende Partei vor, 
während und nad, dem Streik im Auhrrevier eingenommen hat. Ganz 
einverjtanden, meine Herren! Die verhegende Tätigkeit der Sozialdemo— 
fratie ift faum je draftifcher zutage getreten als bei diefem Anlaß. Diefe 
Tätigfeit mag für die Zeit unmittelbar vor. dem Ausbruch des Streiks 
jchwieriger nachzuweiſen fein. Es handelt fich eben um das allmäh- 
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lihe Wachen der Saat des Hafjes gegen die bejtehende Ordnung der 
Dinge 
(fehr richtig!), 

der Unzufriedenheit mit Gott, Staat, Obrigkeit, jene utopiftiiche Bor: 
jtellung von einer Welt, wo es feine Großen und Kleinen, Feine Armen 
und Reichen, wo es nicht einmal mehr gute und böje Menjchen geben 
fol. Es ift auch möglich, daß die lofalen Führer der jozialdemofrati- 
chen Gewerfichaften im Ruhrrevier diesmal vom Ausbruch des Streiks 
abgeraten, daß ſie fih um einen ruhigen Verlauf des Streifs bemüht 
haben. Als aber das Unheil im Gange war, jegte die jozialdemofra- 
tiſche Preffe auf der ganzen Linie ein, um den Kampf nach Möglichkeit 
zu verbittern und zu vergiften. Der nicht nur von der Autorität des 
Geſetzes diktierte, ſondern wirklich arbeiterfreundliche Rat des oberjten 
Neichsbeamten, fich nicht zu Ausfchreitungen hinreißen zu lafjen, wurde 
von dem Führer der fozialdemofratijchen Partei im Reichstage als eine, 
wie er fich ausdrücte, Provokation der Bergarbeiter verjchrien. Statt 
zu beruhigen wurde aufgereizt. Die Ankündigung, daß beitimmte Be: 
jchwerden der Bergarbeiter abgejtellt werden jollten, war angeblich „ein 
Hohn auf die Lage der Bergarbeiter” und durfte diefelben „unter feinen 
Umständen“ veranlafien, die Arbeit wieder aufzunehmen. 

Meine Herren, es ift mir wohl befannt, daß in den Kreifen des 
Bergbaulihen Vereins die Anficht vorherricht, der Streif wäre anders 
verlaufen, wenn die ftaatlichen Organe fich gar nicht um denjelben ge 
fümmert hätten. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


In diefem Falle, jo meint man, hätte der Streik vielleicht noch länger 
gedauert, aber mit einer völligen Niederlage nicht nur der verhegten 
Bergarbeiter, jondern aud) der Sozialdemofratie geendigt. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen). 


Meine Herren, ich will von den bejonderen Gefahren gerade dieſes 
Streiks für unjer ganzes Wirtſchafts- und Erwerbsleben abjehen. Ich 
will auch davon abjehen, daß im Ruhrrevier die chrijtlichen und frei: 
finnigen Bergarbeiter fich mit den jozialdemofratifchen ungefähr das 
Gleichgewicht halten. In der Bolitif, meine Herren, kommt es aber 
nicht nur auf die rechte Gefinnung, e8 fommt auch auf die Anwendung 
der tauglichen Mittel, es fommt auf die bejte Wahl der Zeit und des 
Terrains für den Kampf an. Bei der notorifchen Übermacht der Zechen: 
befiger würden die Unternehmer in diejen Falle das Stilliegen der 
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Zehen und Hochöfen ficherlich noch eine gute Weile haben aushalten 
fönnen, die Arbeiter hätten fchließlich doch die Arbeit auf Gnade oder 
Ungnade wieder aufnehmen müffen, die Betriebsleitung hätte alle auf: 
ſäſſigen Elemente ausscheiden, den Gewerkſchaften einen fchweren Stoß 
verjegen fünnen. 

Meine Herren, wäre damit die Sozialdemokratie wirklich wirkſam 
befämpft worden? Verlängerung des Streits bedeutete Vergrößerung 
der Not und des yamilienelends unter den Bergarbeitern 


(ehr richtig)), 
Not und Elend aber find der bejte Acer für die Sozialdemokratie. 
(Sehr richtig! Sehr wahr!) 
Warum hätte fonft die Sozialdemokratie einer jchleunigen Beendigung 
des Kampfes mit allen Mitteln entgegengearbeitet? Warum hätte fie 
nach der Ankündigung des Staatswillens, zu vermitteln, einzugreifen, 
ſoweit er e3 fann — warum hätte fie nach diefer Ankündigung diejes 
Staatswillens allen Zorn auf die Regierung abgeladen?! Die Sozial: 
demofratie braucht, um für ihre Grundjäge gegen diefen jogenannten 
Klaſſenſtaat, gegen die fogenannte Fapitaliftifche Gejellichaft und Welt- 
ordnung neue Anhänger zu werben, um ihre alten Anhänger bei ihrer 
Fahne zu erhalten, die Unzufriedenheit der Maſſen und die Hoffnungs: 
lofigfeit de3 armen Mannes. Was die Sozialdemokratie an Mitglieder- 
anzahl des alten Bergarbeiterverbandes vielleicht verloren hätte, das 
würde fie ficherlich an agitatorifcher Kraft reichlich wiedergewonnen haben. 
(Sehr richtig!) 

Solange ih an diejer Stelle ftehe, werden Sie mich im 
KRampfe gegen die Beftrebungen, die freiheits- und kultur— 
mwidrigen Beftrebungen der Sozialdemofratie immer auf dem 
Plate finden! Aber auf jhwanfendem, moorigem Boden reite 
ich feine Attade. 

Meine Herren, die Bergarbeiter des Ruhrreviers haben die Arbeit 
wieder aufgenommen mit.der Hoffnung, daß ihnen die in Ausjicht ge: 
ftellte Novelle zum Berggejeß einen jtärferen Schuß ihrer Arbeitskraft, 
eine ſichere Gewähr ihrer Arbeitsleiftung und die Einführung von 
Arbeiterausfchüffen bringen wird. Mögen auch die libelftände in den 
Bergwerken vor Ausbruc, des Streiks ſtark übertrieben worden fein, jo 
vermag doch die ftaatliche Fürforge in mehr als einer Richtung helfend 
und fürdernd einzugreifen. Enttäufchen Sie, meine Herren, dieje Hoff: 
nungen nicht! Prüfen Sie mit Wohlwollen die VBorjchläge, welche Ihnen 
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die Königliche Staatsregierung unterbreitet. Was Sie, meine Herren, 
in Erfüllung der fozialen Aufgaben, der fozialen Pflichten des Staates 
mit Gerechtigkeit und Unparteilichkeit für die Abjtellung wirklicher Be— 
jchwerden tun, das tun Sie gegen jozialdemofratische Beftrebungen, das 
tun Sie für die Monarchie! 

(Bravo! und Beifall.) 


26. Oftmarkenfrage. — Der Kaiſer in Langer. — Streik im Ruhr- 
revier. — Deutſche Rüſtung. — Organifation des Zukunftsflaates. 


Sitzung des Reichstages vom 29. März 1905.1) 


Auf der Tagesordnung ftand die dritte Beratung des Neichshaushaltsetats 
für das Rechnungsjahr 195. Der Abgeordnete Bebel benußte diefe Beratung 
dazu, um noch alles Mögliche zur Sprache zu bringen. Ihm trat der Reichs: 
fanzler entgegen. 


Neichsfanzler Graf von Bülom: 


Meine Herren, in der Oftmarfenfrage folge ich diesmal dem 
Beijpiel und dem Vorbild des Herrn Abgeordeten Gothein, was ich 
nicht immer tue, und werde mich bemühen, mich über diefe Frage fo 
furz als möglich zu faſſen. Ich kann dies um fo eher tun, als die 
Ausführungen der drei Redner von der polnischen Fraktion?) nad) 
meiner Auffaffung von den deutjchen Herren jo gründlich widerlegt 
oder, wenn ich mich eines Ausdruds des Herrn Abgeordneten Grafen 
Mielzynsfi von neulich bedienen fol, jo gründlich abgeführt worden 
find, daß ich dem faum etwas hinzuzufügen habe. 

Der Herr Abgeordnete Gothein hat gemeint, daß der Oſtmarken— 
politit der preußifchen Regierung mander Vorwurf zu machen wäre. 
Ich glaube, der berechtigtite, der ftärkfte Vorwurf, der der Oftmarfen- 
politif der preußifchen Regierung gemacht werden könnte, wäre der 
Vorwurf eines Mangel3 an Kontinuität 

(Sehr richtig! rechts), 
und deshalb wird die preußifche Negierung die Oftmarfenpolitif, die 
wir jest führen, auch mit Stetigfeit fortfegen. 
(Bravo! rechts.) 





1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg. Per., 1. Sefftion 1903/1905, 175. Sitzung. 
2) Dr. von Skarzynski, von Czarlinski, Dr. Ehlapomsti. 
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Meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel hat im Eingang feiner 
Ausführungen den bevorjtehenden Befuch Seiner Majejtät des Kaifers 
in Tanger in Verbindung mit der Maroffofrage berührt. Ich halte es 
auch Heute nicht für opportun, mich eingehend und im einzelnen über 
die Maroffofrage zu äußern. 

(Sehr richtig! rechts.) 

sch nehme aber, nachdem dieje Frage nun einmal angejchnitten worden 
it, feinen Anjtand, zu jagen, daß ich mit den Ausführungen meines 
Herrn Vorredners, des Herrn Abgeordneten von Kardorff, über diejen 
Punkt durchaus einverjtanden bin. Seine Majeftät der Kaiſer hat 
gerade vor Jahresfrijt Seiner Majeftät dem Königvon Spanien 
erklärt, Deutſchland erftrebe in Maroffo feine territorialen 
Borteile. Nach diefer bejtimmten Erklärung iſt es ausſichts— 
los, dem Beſuche Seiner Majejtät in Tanger irgendmwelde 
jelbftfüchtigen, gegen die Integrität oder die Unabhängigkeit 
von Marokko gerichteten Abfichten unterzufchieben. Ein be— 
rechtigtes Motiv zur Beunruhigung fann alfo aus diefem 
Beſuche niemand herleiten, der jelbjt feine aggreſſiven Zwede 
verfolgt. 

Unabhängig von dem Bejuche und unabhängig von der 
Territorialfrage läuft aber die Frage, ob wir in Maroffo 
deutsche wirtfchaftliche Intereſſen zu ſchützen haben. Das 
haben wir allerdings. 

Wir haben in Maroffo ebenfo wie in China ein erheb- 
liches Sinterejfe an der Erhaltung der offenen Tür, d. h. der 
Gleichberehtigung aller handeltreibenden Völker. Fürft Bis- 
mard hat einmal gejagt, man fünne e3 feinem Staat verübeln, wenn 
er für nachmweisbare Tinterefjen eintritt; verübeln könne man nur dem, 
der fih — wie Fürft Bismarck fi) ausdrüdte — aus Böswilligfeit 
in eine Sache einmifcht ohne nachweisbare Intereſſen. Das ift nicht 
unfer Fall. Die deutfchen wirtjchaftlihen Intereſſen in Maroffo find, 
wie befannt, recht erheblih, und wir haben dafür zu forgen, daß jie 
gleichberechtigt mit denen aller anderen Mächte bleiben. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Bebel gemeint, unjere Politik 
gegenüber Marokko ſei eine andere geworden. Ich muß den 
Herrn Abgeordneten Bebel zunächft darauf aufmerfjam machen, daß 
fih die Sprade und die Haltung des Diplomaten und 
des Volitifers nah den Umjtänden richten. Den Zeit- 
punkt, den ich für geeignet halte für die Wahrung 

Penzler, Fürft Bülows Reben ꝛc. II. 14 


210 26. Marokko. — Streil im Ruhrrevier. 


unjerer Intereſſen, wähle ih nah eignem Ermefien 
aus. In diefem Kalle bat fi aber in der Tendenz 
der deutjchen Politik nichts geändert. Wer ein fait nouveau 
ſucht, wird es nicht in der deutichen Volitif finden. Sofern 
aber verjucht wird, die völferrechtliche Stellung von Maroffo 
zu ändern oder bei der wirtjchaftlihen Entwicdlung des Lan: 
des die offene Tür zu Eontrollieren, müffen wir auch in höhe: 
rem Grade als früher darauf achten, daß unfere wirtjchaft- 
lichen Sinterejjen in Maroffo ungefährdet bleiben. Wir ſetzen 
uns deswegen zunädhft mit dem Sultan von Maroffo in Ver: 
bindung. 

Meine Herren, nun hat der Herr Abgeordnete Bebel bei diejem 
Anlaß einen Angriff gegen den Herrn Abgeordneten von Riepenhaufen 
gerichtet. Er hat gemeint, der Herr Abgeordnete von Riepenhaufen 
jei ein militärischer Draufgänger, und er hat ich ſelbſt Hingeftellt als 
den Friedensmann par excellencee. Meine Herren, nad) meiner Emp- 
findung ift der Herr Abgeordnete von Riepenhaufen viel friedfertiger 
al3 der Herr Abgeordnete Bebel. 

(Große Heiterkeit.) 

Ich habe von dem Herrn Abgeordneten von Riepenhaufen bisher noch 
niemals heftige und tadelnswerte Angriffe gegen befreundete oder benach— 
barte Reiche gehört; ich habe bisher noch niemal3 vernommen, daß der 
Herr Abgeordnete von Riepenhaujen die ihm naheftehende Preſſe eine 
heftige, aggrejjive, eine geradezu Friegeriiche Sprache gegen unfere 
Nachbarländer hätte führen lafjen. Jedenfalls hoffe ich, daß der Herr 
Abgeordnete Bebel die friedfertige Gefinnung, der er heute Ausdrud 
gegeben hat, immer, überall und bei jeder Gelegenheit zeigen wird. 

Nun hat fich der Herr Abgeordnete Bebel gegen meine vorgeftrigen 
Ausführungen im preußifchen Abgeorönetenhaufe über den Streif im 
Ruhrrevier und über die Novellen zum Berggeje gewendet. Wenn 
der Herr Abgeordnete Bebel bei diefem Anlaß das, was ich feinerzeit 
in diefem Hohen Haufe über den feiten Entihluß der preußifchen 
Regierung ausführte, die öffentliche Ordnung unter allen Umftänden 
aufrechtzuerhalten, als eine „Provofation” der Arbeiter bezeichnet, 
fo erwidere ich ihm: folange wir eine Negierung in Preußen 
und in Deutschland haben werden, die dDiefen Namen über: 
haupt verdient, wird fie es als ihre erfte Pflicht betrachten, 
zu verhindern, daß Geſetz und Ordnung verlegt werden. 

(Bravo! recht3.) 
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Weiter hat der Herr Abgeordnete Bebel gejagt, daß in England 
oder Frankreich fein Minifter fich fo gegenüber einem Streif hätte be- 
nehmen und ausfprechen können wie ich bei diefer Gelegenheit. Über 
die Haltung der Königlich Preußischen Staatsregierung gegenüber dem 
Streit im Nuhrrevier habe ih) mic) am vorigen Montag im Ab— 
geordnetenhaufe eingehend verbreitet. ch habe dort gejagt, daß nad 
meiner Anficht faum je gegenüber einer fo ernften, ſo weitreichenden 
Arbeitseinjtellung als es dieſer Ausjtand im Ruhrrevier war, eine 
Regierung eine jachlichere und ruhigere Haltung beobachtet hat ala in 
diefem Falle die Königlich Preußijche Staatsregierung. 

Ich richte. aber an den Herrn Abgeordneten Bebel die Gegenfrage: 
wie haben ſich denn bei ähnlichen Anläffen Politiker, die aus der 
Soztaldemofratie hervorgegangen find, verhalten? Wo fie dazu in der 
Lage waren, jind fie Streiks meiſtens manu militari entgegengetreten. 
So haben es in Frankreich Minifter gehalten, die vorher der jozialifti- 
ichen Partei angehörten; jo hat es, wenn mein Gedächtnis mich nicht 
täufcht, der Genofje Wollfchläger in Bafel gehalten bei dem Maurerftreif 

(Abgeordneter Bebel: jehr richtig!), 
und wenn das der Herr Abgeordnete Bebel bejtreitet 
(Zuruf links) 
— wenn er es nicht beftreitet, jo will ich, um ihn in diefer Anficht zu 
beſtärken 
(Heiterkeit), 
ihm vorlejen, was er jelbjt darüber gejagt hat auf dem Internationalen 
Sozialiſtenkongreß in Amſterdam. — ch bemerfe dabei aber ausdrück- 
lich, daß diejer Zeitungsausfchnitt mir nicht von dem Herrn Abgeord- 
neten Erzberger vorgelegt worden ijt 
(Heiterkeit), 
der mir nie einen Zeitungsausfchnitt oder eine Mitteilung hat zukommen 
Iafien. Was der „Vorwärts“ darüber behauptet hat, war Schwindel. 
(Hört! hört!) 
Alſo auf dem internationalen Kongreß in Amfterdam fagte der Herr 
Abgeordnete Bebel: 
Kein größerer Kampf in den leßten vier Jahren, nicht in Lille, 
Roubair, Marjeille, Breit, Martinique und noch jüngjt in der 
Normandie gegen ftreifende Glasarbeiter, bei dem nicht das 
Minifterium Waldek-Roufjeau-:Millerand, das Minifterium Com— 
bes gegen die Arbeiter Militär aufgeboten hat, Im November 
14* 
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ift die Parifer Polizei in ſchamloſeſter, gewalttätigfter Weiſe in 

die Pariſer Arbeiterbörfe eingebrochen und hat 70 Arbeiter ver: 

wundet, niedergefnüppelt. Und da hat ein Teil unſerer ſozia— 

(iftifchen Freunde in der Kammer nicht für die Bejtrafung des 

Bolizeipräfeften geftimmt (Lebhafte Pfuirufe). 
Diejen Pfuirufen des Amfterdamer internationalen Soztaliftenfongreijes 
Schließe ich mich natürlich nicht an. Ich verhalte mich immer objektiv 
gegenüber Vorgängen in fremden Ländern. Aber ich richte die Frage 
an den Herrn Abgeordneten Bebel, mit welchem Recht er da gegen die 
preußifche Regierung zu Felde zieht, die gegenüber einem Ausjtande 
von 200000 Arbeitern nicht einen einzigen Soldaten auf die Beine 
gebracht hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Als in der belgischen Kammer neulich der belgijche Bergarbeiterjtreif 
zur Debatte ftand, da baten die beiden fozialiftijchen Vertreter von Lüttich 
die belgifche Regierung, fie möge gegenüber dem belgifchen Streif eine 
fo gerechte und fachliche Haltung einnehmen wie die preußtiche Regierung 
während des Bergarbeiterftreifs im Ruhrrevier gegenüber den preußifchen 
und deutjchen Bergarbeitern. | 
(Hört! hört! rechtS.) 

Gehen Sie, Herr Bebel, bei Ihren belgiſchen Genofjen in die Lehre 
und brechen Sie endlich mit den verfnöcherten Anfchauungen — der 


Ausdruck ift ja erlaubt 
(Heiterkeit) —, 


mit den verfnöcherten Anfchauungen, die Sie bisher auf diefem Gebiet 
an den Tag legen. 

Meine Herren, nun hat der Herr Abgeordnete Bebel auch die 
ruhige Haltung unjerer Arbeiter im Auhrrevier hervorgehoben. Ich 
babe, wenn ich auch die unter Kontraftbrud erfolgte Nieder: 
legung der Arbeit als eine Unrehtmäßigfeit habe jcharf 
tadeln müfjen, doch immer gern anerfannt, daß der Streif 
im Ruhrrevier im großen und ganzen ruhig verlaufen ift. 
Dadurch haben fich die Arbeiter in weiten Kreifen Sympathie 
erworben. Mögen fie daraus erkennen, wie fie ſich und ihrer 
Sache nüßgen, wenn fie fich in den Bahnen des Gejeßes und 
der Ordnung halten. Im jchreienden Gegenjaß zu Ddiejer 
Haltung der Arbeiter jtand aber von Anfang an und bis zu 
Ende die Haltung der fozialdemofratiihen Partei und der 
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jozialdemofratijchen Preſſe, bei welcher von vornherein und 
immer wieder der politijche, der revolutionäre Pferdefuß 
zum Vorſchein fam. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Die fozialdemokratifche Prefje war von Anfang an bemüht, Mißtrauen 
gegen die Regierung und gegen die VolfSvertretung zu erwecen. Bevor 
die Novelle zum Berggejeg angekündigt wurde, erklärte die jozialdemo: 
fratifche Breffe, daß von der Regierung und von dem Parlament unter 
feinen Umſtänden irgendwelche gejeßliche Nemedur zu erwarten wäre. 


(Zuruf bei den Sozialdemofraten.) 


— Warten Sie doch ab! ALS die Regierung dann im Intereſſe des 
jozialen Friedens mit Unparteilichfeit und Gerechtigkeit gegenüber den 
ftreitenden Teilen die Novelle zum Berggejeg in Ausficht jtellte, da 
hat die fozialdemofratifche Prefje alles getan, um den Arbeitern die 
Freude an dieſem Eingreifen zu verefeln. Regierung und Parlament 
wurden aufgefordert, etwas für die Bergarbeiter zu tun, gleichzeitig 
aber wurden diejelbe Negierung und dasfelbe Parlament als „Kapi— 
taliftenregierung”, al3 „Kapitaliftenparlament” mit Schmähungen über: 
häuft. Im Gegenfag zu den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Bebel behaupte ich, daß der Ausftand ſchon viel früher zu Ende ge- 
fommen wäre, wenn die jozialdemofratiiche Preſſe nicht immerfort DI 
ins Feuer gegofjen hätte. 
(Sehr richtig!) 


Das iſt jogar in folchen Blättern anerkannt und hervorgehoben worden, 
die weder der Regierung bejonders freundlich, noch den Wünſchen und 
Forderungen der Arbeiter irgendwie feindlich gegenüberjtehen. ch 
babe hier einen Ausfchnitt aus der „Frankfurter Zeitung“ vor mir, 
die meinte, | 
daß fich in der Bergarbeiterangelegenheit der jozialdemofrattjche 
Barteivorftand und die ſozialdemokratiſche Preſſe 
— es iſt die „Frankfurter Zeitung”, die jo jpricht! — 
geradezu täppifch benommen hätten. Mit ihrer abgebrauchten 
Wajchzettelphrajeologie hätte die Sozialdemokratie mal wieder 
eine große Dummheit gemacht. 
Ein anderes, den Forderungen der Arbeiter gleichfalls ſympathiſch 
gegenüberjtehendes Blatt, die „Kölnische Volkszeitung”, wies während 
de3 Streifs darauf hin, daß der „Vorwärts“ den Kampf der Berg: 
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arbeiter aufs äußerjte erjchwere; fie wies auf die Schuld hin, welche 
die jozialdemofratijche Prefje an der unerwünſchten Geftaltung des 
Bergarbeiterjtreifs trage, und hob hervor, daß, je mehr die Sozial: 
demofratie fich in den Vordergrund dränge, fie um fo mehr andere 
Kreife zurücitoße, auf deren Sympathie und Unterftügung die Arbeiter- 
organifationen angemwiejen feien. indem die fozialdemokratiiche Preſſe 
alles tat, um den Streit der Bergarbeiter nicht zum Abjchluß fommen 
zu laſſen, hat fie bewiejen, daß fie in ihrer Voreingenommenheit und 
Einjeitigfeit für die wirklichen Arbeiterinterefjen fein Verſtändnis und 
fein Herz hat. In einem ſehr arbeiterfreundlichen Blatte habe ich 
gelejen, daß der Herr Abgeordnete Bebel in der Rede, die er damals 
während des Streiks in diefem Hohen Haufe gehalten und auf die er 
eben Bezug genommen hat, jo gejprochen hätte, als ob er dem Berg- 
baulichen Verein habe zu Hilfe fommen wollen. Diefe Auffaſſung, 
meine Herren, will ich mir ja nicht gerade zu eigen machen. Aber das 
erkläre ich allerdings, daß mir faum je ein Beweis — ich muß wieder 
dasjelbe Wort gebrauchen — von fo verfnöcherter Barteianfchauung 
vorgefommen tft, wie die damaligen Ausführungen des Herrn Abgeord- 
neten Bebel. Herr Bebel hätte wirklich nicht anders fprechen können, 
wenn es feine Abficht gewejen wäre, die arbeiterfreundlichen Beſtre— 
bungen der Regierung zu hintertreiben und die bürgerliche Geſellſchaft 
irre zu machen in ihrer fozialpolitifchen Tätigfeit. Und wenn der 
Herr Abgeordnete Gothein eben gejagt hat, ich hätte mich bemüht, im 
Abgeordnetenhauſe meiner Einführung der beiden Novellen zum Berg- 
geſetz eine jcharfmacherische Nuance, einen jcharfmacherifchen Charakter 
zu geben, jo bejtreite ich das ganz entjchieden. Das aber jage ih: 
einer der wirkjamften Helfer des jogenannten Scharfmachertums ift der 
Herr Abgeordnete Bebel 
(lebhafte Zuftimmung rechts) ; 


er liefert immer wieder denjenigen Argumente, die jagen, daß die Er: 
füllung von Arbeiterforderungen nur dazu diene, vaterlandsfeindliche, 
dejtruftive, revolutionäre Tendenzen zu ftärken. 


(Sehr wahr!) 


Nun, meine Herren, hat mir troßdem der Herr Abgeordnete Bebel 
heute zu meiner nicht geringen Überrafchung für gewiſſe Eventualitäten 
feine und feiner Freunde Bundesgenofjenschaft in Ausficht geftellt 


(Heiterfeit rechts), 


März 1905. 915 


unter der Vorausſetzung, daß ich nach Links rutjchen fol, auch unter 
der Vorausſetzung, daß ich die Sicherheit des Landes fompromittieren 
fol, indem ich nicht mehr für Die Aufrechterhaltung und Vervollſtän— 
digung unſerer Rüſtung ſorge. 

Ja, meine Herren, es war mir charakteriſtiſch, daß, als während 
der Rede des Herrn Abgeordneten Bebel bei dem Paſſus, wo er von 
einer möglichen Bundesgenoſſenſchaft zwiſchen ſeiner Partei und den 
Herren von dieſer Bank ſprach, der Zwiſchenruf ertönte: „Auf wie 
lange?“, ſich ſeiner eine gewiſſe Verlegenheit bemächtigte, die ich ſonſt 
an ihm nicht gewohnt bin. 

(Heiterfeit.) 


Auch erinnere ich mich zu deutlich, daß der Abgeordnete Bebel bei ver- 
jchiedenen Gelegenheiten und namentlich in Amfterdam mit der DOffen- 
heit — ich möchte das franzöſiſche Wort gebrauchen: mit derjenigen 
candeur, die ihm ab und zu eigen ift, ausdrücklich gejagt Hat, die 
Sozialdemokratie nehme alle Konzejfionen entgegen, die man ihr mache, 
fie laffe fich jede Bundesgenofjenichaft gefallen, fie halte aber immer 
feſt an ihren legten Bielen. 


(Sehr wahr! bei den Sozialdemofraten.) 


Dieſe legten Ziele der Sozialdemofratie — die wären eben die Ohn- 
macht des Landes nach außen und die Anarchie im Innern! 


(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 


Auch dagegen hat fich der Heren Abgeordnete Bebel gewendet, daß 
ich neulich gejagt habe, ich würde, folange ich hier ftünde, die kultur— 
feindlichen und freiheitfeindlichen Tendenzen und Beftrebungen der Soztal- 
demofratie befämpfen. Der Herr Abgeordnete von Kardorff hat joeben ſchon 
mit Recht auf den feltfamen Widerſpruch hingewieſen zwifchen einem folchen 
Anſpruch auf Kultur und zwijchen dem Tone, ich kann wohl jagen: 
dem oft jehr rohen Tone der jozialdemokratiichen Prefie. Nach dem 
Abgeordneten Bebel joll meine Auffaffung von der Freiheitfeindlichkeit 
und von der Kulturfeindlichfeit der Sozialdemokratie nur von einem 
fehr Eleinen Kreis meiner politifchen oder perjönlichen Freunde geteilt 
werden. Das meije ich entjchieden zurück. 


(Sehr wahr!) 


Ich bin im Gegenteil der fejten Überzeugung, daß die Mehrheit, 
die jehr große Mehrheit des deutſchen Volkes nicht die mindefte Luft 
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empfindet, unjere verfafjungsmäßigen Zuftände zu vertaufchen mit der 
uns in Ausficht gejtellten Diktatur des Proletariats 
(ehr richtig!), 
mit der uns in Ausficht geftellten Zuchthausordnung 
(Widerfpruch bei den Sozialdemokraten) 
— jamwohl, Zuchthausordnung, dabei bleibt es! —; daß die große 
Mehrheit unferes Volkes nicht die mindefte Luft hat, alte und bewährte 
Kulturwerte zu vertaufchen mit einer banaufifchen Gleichheitsmacherei 
(jehr richtig! rechts); 
daß fie gar feine Luft empfindet, eine ruhige, friedliche, gejegmäßige 
Entwicklung einzutaufchen mit einem Wirrwarr, der nach aller gefchicht- 
lichen Erfahrung jchließlich immer durch den Säbel durchhauen worden ift. 


(Lebhafter Beifall.) 


Auf eine weitere Rede des Abgeordneten Bebel, die reich war an heftigen 
Ausfällen, antwortete der 


Neichsfanzler Graf von Bülom: 

Meine Herren, die Mehrheit dieſes Hauſes wird wohl mit mir 
der Anficht fein, daß die Kanonade, die wir eben gehört haben, ein 
Nückzugsgefecht darftellte. 

(Heiterfeit.) 


Den fliehenden Feind foll man nicht mit zu jcharfen Waffen verfolgen, 
fondern ihm goldene Brücden bauen. Deshalb gehe ich auch nicht auf 
die fleinen, perfönlichen Malicen ein, mit denen der Herr Abgeordnete 
Bebel feine Rede durchflochten hat, zumal diejelben weder bejonders neu, 
noch übertrieben geiftvoll waren. 


(Sehr wahr!) 


Ich will in aller Kürze nur nachjtehende Punkte fejtitellen. ch 
wiederhole noch einmal, was ich beim Beginn des Streif3 gejagt habe 
über die Notwendigkeit, die öffentliche Ordnung und die öffentliche Ruhe 
aufrecht zu erhalten. Das war feine Drohung, jondern die Feſtſtellung 
eines Grundfaßes, der in jedem geordneten Staatsweſen gilt. Vorläufig 
leben wir in Deutfchland und in Preußen noch in der Monarchie und 
nicht in der Anarchie, und in der Monarchie wird die Ordnung aufrecht— 
erhalten. Der Herr Abgeordnete Bebel ftellt es jo dar, al3 ob ich mid 
in meinen Ausführungen in diefem hohen Hauſe und im preußifchen 
Abgeordnetenhaufe in einer für die Unternehmer, die Zechenbefiger im 
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Ruhrrevier, wie er ſich ausdrücte, zärtlihen Weife ausgeiprochen hätte. 
Ein Bli in diejenigen Blätter, die mehr oder weniger als das Sprach— 
rohr des Bergbaulichen Vereins gelten, beifpiel3weife in die „Rheiniſch— 
Wejtfälifche Zeitung”, müßte den Herrn Abgeordneten eher vom Gegen: 
teil überzeugen. Gewiß, meine Herren, ich befleißige mich der Gerechtig- 
feit, und deshalb verfenne ich nicht, daß die Unternehmer im Ruhrrevier 
Männer find, die durch raftlojen Fleiß, große gejchäftliche Tüchtigfeit, 
hohe yntelligenz, die hier und da durch Genialität in allereriter Linie 
der deutjchen Induſtrie ihren Weltruf erworben und ihre Weltjtellung 
erobert haben. Aber ebenfo offen, wie ich das anerfenne und mwürdige, 
habe ich in den verjchiedenen Debatten, die über den Ruhrſtreik und 
die Novelle zum Berggejet ftattgefunden haben, die Punkte namhaft 
gemacht, wo nach meiner Anficht die Unternehmer nicht richtig operiert 
haben. ch habe gejagt, daß ihre Haltung gegenüber dem leßten Streif 
politifch und auch taftifch nicht gerechtfertigt war, und ich wiederhole 
auch bei diefem Anlaß, daß ich die Oppofition, die nach meiner Anficht 
viel zu heftige und leidenfchaftliche Oppofition, welche die Zechenbejiger 
gegen die Novelle zum Berggejeg machen, bedauere und beflage. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat behauptet, ich hätte ihm Außerungen 
in den Mund gelegt, die er nicht getan habe. Er möge doch damit 
anfangen, mir nicht Äußerungen in den Mund zu legen, die mir niemals 
eingefallen find. Ich habe niemals gejagt, daß der Herr Abgeordnete 
Bebel behauptet hätte, der Herr Abgeordnete Erzberger hätte mir Zeitungs: 
ausjchnitte geliefert. ch habe nur gejagt, daß ein fozialdemofratifches 
Blatt, das führende fozsaldemofratifche Organ, diefe Behauptung auf: 
geftellt hat, die ich nochmals als einen albernen Schwindel charafterifiere. 


(Sehr gut! rechts.) 


Ferner, meine Herren, foll ich, wie der Herr Abgeordnete Bebel 
glaubt, die Hilfe unterfchägen, die eventuell die Sozialdemofratie der 
Negierung bieten könnte. Darauf erwidere ich ihm: wenn die Re— 
gierung jeine oder jeiner Freunde Unterftüßung und Hilfe 
irgendwie in Betrachtung ziehen foll, dann müffen fie fi) 
nicht nur maufern, fie müſſen ji eine ganz andere Haut 


anschaffen! 
(Heiterfeit und Beifall rechts, in der Mitte 


und bei den Nationalliberalen. — Zurufe von den Sozialdemokraten.) 


Dann, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Bebel mir vor: 
gehalten, daß ich mir öfterd erlaubt habe, an ihn die Frage zu richten, 
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wie er fich eigentlich die Organifation feines Zukunftsſtaats denke; 
daß ich darauf hingewiefen habe, daß ein großer Abjtand bejtehe zwifchen 
den ausjchweifenden Hoffnungen, welche die Sozialdemofratie in diejer 
Richtung erweckt, und den jpärlichen, jo färglichen und dürftigen Mit- 
teilungen, die wir über den realen Inhalt diefes Wolkenkuckucksheims 
zu hören befommen. Als er fich foeben anfchickte, diejes Thema, dieſe 
Frage anzujchneiden, da jagte ich mir: nun fommt e3 endlich! 


(Heiterfeit.) 


num wird er endlich, durch mich gereizt, uns alles enthillen! ES war 
aber wieder nichts; der Zufunftsitaat fommt niemals aus dem Futteral 


heraus! 
(Große Heiterfeit.) 


Ich muß aljo wiederholen, daß es nicht nur unlogifch, daß es ein Un- 
recht gegen die Arbeiter ift, immerfort Möglichkeiten an die Wand zu 
malen, über die fie obfolut nichts Tatjächliches und Korreftes vor diejem 
Hohen Haufe mitzuteilen vermögen. 

Schließlich hat der Herr Abgeordnete Bebel mir mit großem Pathos 
erklärt, daß er das Verhalten derjenigen jeiner Parteigenoſſen mißbillige, 
die bei Streil3 ganz andere Mittel angewandt haben als fie im Ruhr— 
gebiet die Königlich preußische Staatsregierung angewandt hat. Daß 
er dies Derhalten feiner PBarteigenofjen von feinem Standpunkt aus 
mißbilligt, daS begreife ich ja. Aber wenn feine Barteigenojjen, jobald 
fie vor das reale Problem des Streiks geftellt werden, fich jo verhalten, 
wie ich das vorher ausgeführt und nachgewiejen habe, dann follte der 
Herr Abgeordnete Bebel auch nicht ein derartiges Gefchrei erheben 
über Splitter im Auge der Regierung, wenn er und jeine Freunde jo 
fauftdicle Balken im Auge tragen. Der Herr Abgeordnete Bebel hat 
ja jelbft und mit großem Recht in Amfterdam auf dem Snternationalen 
fozialdemofratifchen Barteitag gefagt — und das möchte ich Sie, meine 
Herren von der Sozialdemokratie, bitten, fich ins Stammbuch zu 
fchreiben —: „Die Republik ift nicht fo gut, wie wir fie machen, und 
die Monarchie ift nicht jo jchlecht, wie wir fie machen!“ 

(Lebhafter Beifall. — Unruhe bei den 
Sozialdemokraten.) 
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27. Berggefehnovelle. 
Sigung des Haufes der Abgeordneten vom 26. Mai 1905.1) 


Zur dritten Beratung ftand der Gefegentwurf betreffend die Abänderung 
einzelner Beitimmungen des Allgemeinen Berggefeges vom 24. Juni 1865/1892. 
Die Beratung eröffnete der 

Minifterpräfident Reichsfanzler Graf von Bülom: 

Meine Herren, wenn ich die dritte Lefung der Berggejegnovelle 
mit einigen Worten einleiten möchte, jo iſt es nicht meine Abficht, noch— 
mals auf alle Kontroverjen einzugehen, die in der erjten und zweiten 
Lejung eingehend behandelt worden find. Man hat das Vorgehen der 
Königlichen Staatsregierung im allgemeinen, man hat insbejondere den 
Beitpunft getadelt, in welchem eine Reform der Berggejeßgebung für 
Preußen in Ausficht gejtellt und ſodann der Landesvertretung vorge- 
geichlagen worden ift. Die praftifche Arbeit diefes Hohen Haufes in 
der Kommiſſion und im Plenum hat diefe Vorwürfe und Bedenken mehr 
und mehr zurücktreten lafjen, und ich will nicht weiter auf diejelben 
zurückkommen. Aber das muß ich doch jagen, daß man der Königlichen 
Staatsregierung nicht den Vorwurf machen fann, fie habe in der Sache 
jelbjt nicht Maß gehalten, fie jei zu einfeitig, zu exzeſſiv gewejen in 
dem Bejtreben, Gerechtigkeit zu üben und dem fozialen Frieden zu dienen. 

Gewiß, meine Herren, handelt e3 fich in diefer fchwierigen, in diefer 
wirtfchaftlich und politifch gleich jchwierigen Materie des Ausgleichs von 
Unternehmer: und Arbeiterinterejjen, von Großfapital und Lohnarbeit 
im einzelnen um manche Zweckmäßigkeitsfrage, hinfichtlich deren man 
verschiedener Meinung fein, über die man ftreiten fann. Die Autoren 
der Berggejegnovelle konnten fich nicht einbilden, und fie haben fich nicht 
eingebildet, daß ihre Vorjchläge nicht verbefjerungsfähig wären. Einige 
der von der Kommiffion und dem Haufe vorgenommenen Abänderungen 
erfcheinen al3 Berbefjerungen. Mit anderen fann man ji) abfinden, 
wenn auch bier die Königliche Staatsregierung an und für ich der 
Regierungsvorlage den Vorzug geben würde. In einem der wichtigjten 
Punkte, bei den Arbeiterausjchüffen, ift aber die Vorlage in der zweiten 
Lefung ein Torfo geblieben, während fie durch die Bejchlüffe der Kom- 
miffion in einer Weife abgeändert worden ift, welche den verjöhnlichen, 


1) Sten. Ber. d. Verhandl. d. H. d. Abg., 20. Leg.:Per., I. Seffion 1904/05, 
189. Situng. 
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veformatorischen Zwed des Gejegentwurfs in Frage ftellt und mindejtens 
in zwei Richtungen für die Königliche Staatsregierung nicht annehm- 
bar ift. 

(Unruhe rechts.) 


Ich halte es für nüßlich, ich halte es für nötig, in diefer Be: 
ziehung feinen Zweifel zu lafjen 
(jehr richtig! im Zentrum und bei den Freifonfervativen), 


und ich will in meiner Offenheit noch weiter gehen. Schon bei der 
erſten Leſung der Vorlage habe ich dem lebhaften Wunjche Ausdrud 
gegeben, diejen Gejegentwurf auch mit der Unterjtügung der fonjerva- 
tiven Partei zuftande zu bringen. Seitdem ich zu meinem verant- 
wortungsvollen Amt in Preußen und im Reich berufen worden bin, habe 
ich bei verjchiedenen Gelegenheiten feinen Zweifel darüber gelafjen, wie 
jehr ich ein Zufammenmwirfen mit der fonjervativen Partei wünſche. 
Der Grund für diefe meine Haltung liegt nicht in einer mir hier umd 
da vorgeworfenen bejonderen Hinneigung zur fonfervativen Partei, 
fondern er liegt in der Ülbereinftimmung der Grundanſchauung, welde 
zwifchen uns bejteht, in der Kardinalfrage unjerer inneren Politik, der 
Bekämpfung der verfafjungswidrigen, revolutionären, ftaatsfeindlichen 
und utopiichen Bejtrebungen der Sozialdemokratie. 

Um fo mehr muß mir daran liegen, dieſes Hohe Haus davon zu 
überzeugen, daß das Vorgehen der Königlichen Staatsregierung ein be: 
rechtigtes war, und daß eine der Erfüllung berechtigter Wünfche dienende 
Berftändigung im Intereſſe aller Teile, im Intereſſe des Landes erzielt 
werden muß. Sie wifjen, daß die Königliche Staatsregierung die ein: 
jchlägigen bergrechtlichen Fragen, foviel an ihr liegt, der preußifchen 
Landesgejeggebung erhalten jehen möchte. Dazu ift aber erforderlich, 
daß der Preußifche Landtag uns feine Unterftügung bei der Löfung 
einer jo wichtigen jozialpolitifchen Frage nicht verfagt, und ich halte 
noch immer an der Hoffnung feit, daß wir nicht umfonft an diejes 
Hohe Haus appelliert haben. 

In einem fonjervativen Blatt, im „Reichsboten“, habe ich unlängit 
gelejen: 

„Wenn das Sozialismus iſt, was die Vorlage will, dann ift 

alles, was zum Schuße der wirtjchaftlichen Intereſſen der einzelnen 

Stände durch Staatsgejege gejchieht, aljo auch die Schußgejege 

für Landwirtichaft, Induſtrie und. Handwerk, wie die Gewerbes, 

Handels-, Landwirtſchafts- und Handwerkskammern Sozialismus.“ 
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Und weiter hieß es: 

„Konſervativ ijt es, auf Grundlage der Hiftorifchen Entwicklung 

den Beitbedürfnifjen gerecht zu werden und ohne Anfehen der Per— 

jonen und der Stände das Wohl des Volkes fördern zu helfen.“ 

Nun handelt es fich allerdings in dem am meiften umftrittenen 
Punkte, bei den Arbeiterausjchüffen, um die Frage: wird durch diefe 
Maßnahme jenem gefunden Sozialismus, zu dem fich auch Fürſt Bis- 
mard befannte, oder wird dadurd der Sozialdemokratie gedient? Die 
Arbeiterausichüffe jollen, außer der Mitwirkung bei der Aufftellung der 
Arbeitsordnungen, die aber nur in dem Rechte auf Anhörung bejteht, 
der Überwachung bei Prüfung der Fördergefäße und dem Rechte auf 
Anhörung bei Einlegung von Neben und Überfchichten, Bejchwerden, 
Anträge und Wünfche der Belegjchaft zur Kenntnis des Grubenbefigers 
bringen und fich gutachtlich über diefelben äußern. Die Tätigkeit der 
Arbeiterausſchüſſe joll alfo nicht eine beichließende, vollziehende, fondern 
lediglich eine vermittelnde, gutachtliche fein. Darin vermag ich eine 
Gefahr nicht zu erbliden. Im Gegenteil, alle Erfahrungen, die wir 
bisher in ftaatlichen Betrieben, nicht nur im Bergbau, fondern auch im 
Eifenbahnbetriebe, mit Arbeiterausfchüffen gemacht haben, betätigen die 
Erfahrung, daß ſolche Ausschüffe nicht dem Kriege, nicht dem Kampfe, 
fondern den Frieden dienen. 

(Sehr richtig! im Zentrum und lint3.) 


Das ift auch gar nicht verwunderlih. Denn die Möglichkeit, Wünfche 
der Arbeiter im Eleinen Kollegium zur Sprache zu bringen und fie mit 
den Bertretern der Arbeitgeber zu erörtern, fchafft auch die befte Ge- 
legenheit, fich zu einigen, von falfchen Forderungen Abitand zu nehmen 
und fich durch ftichhaltige Gründe überzeugen zu lafjen. 

Gerade bei dem le&ten Streik hat ſich der Mangel einer gejeglichen 
Vertretung der Arbeiter fühlbar gemacht. Hätte eine jolche beitanden, 
fo wäre vielleicht der Streik nicht ausgebrochen 

(Widerfpruch rechts) 
oder jchneller beendet worden. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 


Nun, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete von Heydebrand 
während der zweiten Leſung der Vorlage im Namen der fonjervativen 
Partei erflärt, er könne es von feinem Standpunkt nicht länger mit an- 
fehen, daß jozialpolitiihe Einrichtungen, welche geichaffen wären zum 
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Zwecke der Verfühnung, zum Zwecke des Friedens, ausgebeutet würden 
im Intereſſe der ftaatsfeindlichen Sozialdemokratie. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren, ich verjtehe diefen Standpunkt. Und ich gebe Herrn 
von Heydebrand weiter zu, daß die Sozialdemokratie es leider verstanden 
hat, jchon bejtehende jozialpolitiiche Organifationen, jo befonders die 
Krankenkaſſen 
(ſehr wahr! rechts), 
zum Schaden ihrer ſozialen Bedeutung für Parteizwecke auszubeuten. 
(Sehr wahr.) 

Zu verhindern, daß das auch bei den Arbeiterausſchüſſen geſchieht, iſt 
die Königliche Staatsregierung durchaus bereit. Sie glaubt aber hier— 
für genügende Kautelen zu ſchaffen, wenn die Aufgaben des Arbeiter— 
ausſchuſſes genau beſtimmt, wenn insbeſondere der Arbeiterausſchuß auf 
die Erörterung der Verhältniſſe ſeines Werks beſchränkt, zur Aufrecht— 
erhaltung des Einvernehmens zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
verpflichtet und für den Fall des Überſchreitens ſeiner Befugniſſe mit 
Auflöfung bedroht wird. Außerdem noc, die politifche Betätigung zu 
verbieten, erjcheint unnötig und wegen des jurijtifch ſchwer faßbaren 
Begriffs der politifchen Betätigung untunlich. Ebenſo bejtehen ſchwer— 
wiegende Bedenken gegen das ausdrücliche Verbot der politifchen Be: 
tätigung der einzelnen Mitglieder außerhalb des Ausjchuffes aus den 
jhon von dem Herrn Juſtizminiſter dargelegten fachlichen Gründen. 

Und nun, meine Herren: die geheime Wahl der Arbeiteraus: 
ſchüſſe. Man hat dieje Frage zu einer Prinzipienfrage geftempelt, und 
Herr von Heydebrand hat die Gründe dargelegt, welche ihn und feine 
politischen Freunde in diefer Beziehung leiten. Meine Herren, ich ver: 
jtehe vollfonımen, daß man grundjäßlich ein Gegner des geheimen Wahl: 
rechts iſt. Ein großer Geiſt, der alles in allem der linken Seites dieſes 
Hohen Haufes näher ftand als der rechten, John Stuart Mil, war 
beiſpielsweiſe der entjchiedenjte Gegner der geheimen Abftimmung. Er 
bat darüber ein vielen von Ihnen befanntes, interefjantes Buch ge: 
jchrieben. Der verewigte Abgeordnete Windthorft hat 1867 für die 
öffentliche Abjtimmung plädiert. Ein Dogma ift das geheime Wahl: 
recht nicht; an Dogmen glaube ich in der Politif überhaupt nicht 

(Heiterkeit), 

wohl aber glaube ich, daß niemand feinen Grundfägen etwas vergibt, 
wenn er in dieſem fpeziellen Falle der obligatorischen Arbeiterausschüfie 
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der geheimen Abjtimmung zuftimmt, wo fie für die fafultativen Arbeiter: 
ausſchüſſe jeit lange bejteht. Hier haben wir nicht die Grundfäße für 
die Einführung eines neuen politifchen Wahlrechts zu behandeln, fondern 
wir müfjen und an die Tatjache halten, daß bei den Arbeiterausfchüffen 
im Bergbetriebe die geheime Wahl bejtehendes Recht iſt. 

Meine Herren, wenn nach meiner Anficht wirklich die Wahrjchein- 
lichfeit dafür jpräche, daß Arbeiterausschüffe der Sozialdemokratie förder- 
lich wären, jo würde ich niemals die Hand zu ihrer Einführung bieten. 
Nach meiner Überzeugung wird aber die Einrichtung nüßlich, keinesfalls 
jchädlich wirken. Sie bedeutet auch an und für fich durchaus nicht eine 
Anerkennung des Mafjenprinzips, wie es die Sozialdemokratie vertritt, 
fondern ein natürliches Bindeglied zum Ausgleich der großen Entfernung, 
welche fich mehr und mehr zwifchen den Grubenbefigern und den Be: 
triebgleitern auf der einen Seite und der Mafje der Belegjchaften auf 
der andern Seite vollzogen hat. 

Meine Herren, in Privatgefprächen und in Zeitungsartifeln ift mir 
die Beforgnis entgegengetreten, es könnten Eingriffe in die Wirtichafts- 
ordnung, wie wir fie für die Bergwerfe beraten, für andere Gewerbe 
und fogar für die Landwirtjchaft folgen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Prineipiis obsta ift mitunter ein gutes Wort, aber jeine Kehrſeite bildet 
die alte preußische Forderung: jedem das Seine! Niemand kann ernit- 
lich in Abrede ftellen, daß die Arbeit in den Steinfohlenbergwerfen un: 
vergleichbar eigentümlicher und jchwieriger Art ift, daß ferner die un— 
perjönlihe Kapitalmacht ſich bei uns nirgends jo entfaltet hat wie bei 
der Gewinnung und Bermwertung dieſes wichtigften, dem öffentlichen 
Intereſſe unterliegenden Urproduftes, und daß endlich die Ihnen vor: 
gefchlagenen Reformen ausjchließlih auf die Eigentümlichkeiten im 
Bergbau und auf die im Kohlenbergbau zutage getretenen Mipftände 
zugeschnitten find. Meine Herren, jeit Jahrzehnten verlangen die Berg: 
arbeiter nach einem größeren gejeglichen Schu. Dieje Wünſche find 
während des letzten Streiks in einer Weife ausgefprochen worden, die 
zugleich Hoffnung auf die Regierung, Vertrauen in den Staat und da= 
mit auch eine gewiſſe Abwehr jozialdemofratifcher Hebereien zum Aus— 
druck brachten. Dieſe Hoffnungen, diejes Vertrauen zu enttäufchen, wäre 
nach meiner Anficht unpolitifch und unrecht. 
(Sehr richtig! links und im Zentrum.) 

Es würde ein großer Triumph für die Sozialdemokratie fein, wenn fie 
den Bergarbeitern mit Recht jagen könnte: jeht, was find Hoffnungen, 
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was find Entwürfe! Die Regierung hat euch nur leere SREWEJUNGEN 
gemacht, und die Sozialdemokratie behält recht. 
(Sehr richtig!) 

Ich weiß, daß Gejege nicht nur nah Stimmungen gemacht werden 
fönnen, fondern daß die nüchterne Prüfung des fachlich Notwendigen 
und Zmwecentiprechenden unter jorgfältiger Abwägung der Intereſſen zu 
entjcheiden hat. Das ändert aber nichts daran, daß in Preußen tat: 
fächlich jeit Jahrhunderten die Fürforge für die Schwachen und Armen 
als ftaatliche Pflicht gegolten hat. Unzweifelhaft ift auch dadurch, daß 
im Namen der Königlichen Staatsregierung vor dem Ende des Streits 
bejtimmte gefeglihe Schugmaßnahmen für die Bergarbeiter in Ausficht 
geftellt find, die Autorität des Staates engagiert worden. 

ALS leitender Minifter kann und darf ich nicht über die Linie hin- 
ausgehen, wo die Autorität der Königlichen Staatsregierung in einer 
Weiſe gejchädigt werden würde, die in einem monarchiſchen Staate nicht 
annehmbar ijt. Ich finde in den hier vorliegenden Anträgen Friedberg, 
Hitze und Stengel, die erft vor wenigen Minuten, in dem Nugenblid, 
wo ich den Saal betrat, zu meiner Kenntnis gebracht worden find, wenn 
auch nicht der Form, jo doch dem Inhalt nach die Wiedergabe defjen, 
wa3 mit ihrer Vorlage die Königliche Staatsregierung bezweckte. Ich 
wende mich an alle diejenigen, die den jozialen Frieden und die ruhige 
Entwicklung unferer inneren Verhältniſſe, die die Aufrechterhaltung des 
Vertrauens in unfere beftehenden Zuftände wollen und erjtreben: mögen 
fie durch Zuftimmung zu diefen Anträgen in diejer jo ernten Frage die 
Hand zur Berftändigung bieten. 

Ich jchliege mit dem Wunfche, mit der Hoffnung, daß die Mehr: 
heit dieſes Hohen Haufes die Verantwortung für ein Scheitern der 
Novelle nicht übernehmen wird. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte und links.) 


28. Berggeſehnovelle. 
Sitzung des Herrenhaufes vom 2. Juni 1905. 


Der von dem Haufe der Abgeordneten unter Abänderung der Negierungs: 
vorlage angenommene Gefegentwurf, betreffend die Abänderung einzelner Be: 
ftimmungen des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 1865/1892 (Urbeiterver: 
hältniſſe) Ban nunmehr im Herrenhaufe zur Beratung. Die Debatte eröffnete 


1) Sten. Ber. d. Verh. d. Herrenhauſes 1904/1905, 42. Sitzung. 
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Minifterpräfident Reichsfanzler Graf von Bülom: 

Meine Herren, ich muß es auch vor diefem Hohen Haufe meinem 
Nachbar, dem Herrn Handelsminijter, überlafjen, die Ihnen unter: 
breiteten Vorlagen über die Verhältnifje im Bergbau im einzelnen flar- 
zulegen und zu vertreten. Sch möchte aber nicht unterlafjen, bei der 
Einbringung der in wirtjchaftlicher, fozialer wie in politijcher Beziehung 
gleich wichtigen Bergarbeitervorlage in aller Kürze einige leitende Gejichts- 
punfte hervorzuheben. 

In ihrer gegenwärtigen Form ift diefe Novelle das Ergebnis lang- 
wieriger, ernfter und gemeinfamer Arbeit der Königlichen Staatsregierung 
und des Haufes der Abgeordneten. Sie enthält dasjenige, was nad) 
der Überzeugung beider Teile die Novelle bringen muß, wenn der mit 
ihr verfolgte Zweck erreicht werden joll. Die Gründe, von denen ſich 
die Königliche Staatsregierung bei ihrem Vorgehen mie bei der Einigung 
mit dem Haufe der Abgeordneten hat leiten lajjen, habe ich vor gerade 
acht Tagen, am vergangenen Freitag, bei der dritten Leſung der Novelle 
im Haufe der Abgeordneten näher dargelegt. Ich bitte aber um Die 
Erlaubnis, der Beratung dieſes Hohen Haufes einige allgemeine Be— 
merfungen vorausfchiefen zu dürfen. 

Man hat der Königlichen Staatsregierung vorgeworfen, 
daß fie während des Streiks gejeglihe Maßnahmen zum 
Schuße der Bergarbeiter in Ausficht gejtellt hat. Sch ermwidere 
darauf, daß die Königliche Staatsregierung nichts verjprochen hat und 
daß die Königliche Staatsregierung Ihnen nichts vorjchlägt, was nicht 
ihon in der Hauptſache feit 16 Jahren als berechtigte Forderung 
anerkannt if. Die Königliche Staatsregierung hat den Bergleuten 
nicht die Erfüllung während des Streiks entftandener ungerechtfertigter 
Forderungen in Ausficht geftellt, jondern nur angefündigt, daß eine 
geſetzliche Negelung der Verhältniſſe erfolgen fjolle, deren Änderung 
jchon feit längerer Zeit als nützlich uud notwendig erachtet worden war. 
Die Ihnen jegt vorgejchlagenen Neuerungen halten ſich in den Grenzen 
unferer bisherigen jozialpolitifchen Gejeßgebung. Von unnötigen Ein- 
griffen in die Rechte der Arbeitgeber und in das Arbeitsverhältnis, 
insbejondere von irgendwelcher Beſtimmung über die Lohnfrage iſt ab- 
gejehen worden. Was die Beitimmung über die Arbeitszeit angeht, jo 
ift von der Einführung eines Marimalarbeitstags feine Rede. Die 
Höchftdauer der Arbeitszeit joll nur infoweit feftgefeßt werden, als dies 
notwendig ift, damit nicht unter exrzeptionellen Arbeitsbedingungen durch 
eine übertriebene Ausdehnung der Arbeitszeit die Gefundheit der Arbeiter 
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ernftlich gefährdet wird. Ühnliches hat auf Grund der Reichsgewerbe— 
ordnung der Bundesrat ſchon für andere Gewerbe bejtimmt. Das Gleiche 
war von der Preußiichen Staatsregierung ſchon vor zwölf Jahren auch 
für die Bergleute in Ausficht genommen. Die Arbeiterausſchüſſe follen 
der Vermittlung zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern dienen. Sie 
bejtehen in den fisfalischen Gruben im Saarrevier, auch in verfchiedenen 
PBrivatbetrieben, ohne die Folgen hervorzurufen, welche von manchen 
Seiten befürchtet werden. Im großen und ganzen läßt ſich jagen, daß 
die Novelle nichts enthält, was nicht in den ftaatlichen Gruben jchon 
eingeführt worden wäre und fich bewährt hätte. 

Ich möchte ferner auch daran erinnern, daß die Königliche 
Staatsregierung durch ihre Behandlung des Streifs einen 
Ausftand von einer Ausdehnung, wie ihn Preußen und die 
Welt faum je gejehen haben, in ruhigen und gejeglichen 
Bahnen hielt und zum Abſchluß brakte, bevor Dderjelbe 
unferm ganzen wirtjchaftlihen Leben, Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern, unheilbare Wunden gejchlagen hatte. Man bat 
das zwar beftreiten wollen und behauptet, daß dieſer Streif gar fein 
wirtjchaftliher Kampf, jondern lediglich ein politifcher Streit geweſen 
wäre; deshalb hätte die Königliche Staatsregierung feine Zuſagen machen 
dürfen. Meine Herren, wenn die Vorausfegung zutreffend wäre, jo 
würde ich auch die Kritif akzeptieren. Nach meiner Überzeugung trifft 
aber die Borausfegung nicht zu. Wie ift der Streif im Ruhrrevier 
entjtanden? Auf einer einzelnen Zeche traten die Arbeiter in den Aus- 
ftand, weil die Seilfahrt ohne Anrechnung auf die Arbeitszeit verlängert 
werden jollte. Die Bewegung griff rajch auf andere Zechen über und 
erfaßte das ganze Ruhrgebiet, gegen die Bemühungen der Gewerkichafts- 
führer aller drei Richtungen, ohne Unterfchied der chriftlichen, der jozialifti- 
chen und der freifinnigen Barteifarbe. ch brauche faum zu jagen und 
habe niemals einen Zweifel darüber aelaffen, daß ich diefen Streif an 
und für fich als einen leichtfertigen, der Begründung entbehrenden an- 
jehe und ſtets angejehen habe; das ändert aber nichts an Tatjachen, 
über die man nicht hinweg kann, auch wenn man den Kontraftbruch der 
Arbeiter jo ſcharf verurteilt, wie ich ihn immer verurteilt habe, in 
meiner Antwort an die Bergleute, al3 fie meine Vermittlung anviefen, 
wie auch in meinen öffentlichen Erklärungen ſowohl im Abgeordneten- 
hauſe wie im Neichstage. Der Herr Handelsminifter hat den Streit 
einen Sympathieftreif genannt; man fönnte wohl auch von einem Streit 
des Mißtrauens fprechen. Die Funken, die aus der Bruchſtraße auf- 
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geftiegen waren, wurden durch den Wind des Argwohns weiter getragen 
und zündeten überall im Ruhrrevier. Zu dem Gefühle der Unficherheit, 
das fich dabei ftärfer zeigte al3 die ruhige Überlegung, hatten verfchiedene 
Umjtände beigetragen: jo die furz vorher erfolgte Stillegung einiger 
Zechen, die Wurmkrankheit, die in der Hibernia-Angelegenheit entfaltete 
Macht des Syndifats. Das Gegengewicht lag in der Hoffnung nament: 
lich der chriftlichen, der nichtjozialdemofratifchen Arbeiter auf eine gerechte 
Prüfung ihrer Lage durch den Staat. Ich befenne freimütig, ich würde 
ein jchweres Verſäumnis darin erbliden, wenn die Königliche Staat3- 
regierung zumal bei der mit der Dauer de3 Streiks fortjchreitenden 
allgemeinen, nicht allein auf die innere Lage Preußens und des Reichs 
beſchränkten Kalamität paſſiv geblieben wäre und nichts getan hätte, 
um das Vertrauen in eine ruhige Entwicklung zu ftärfen. Damit follte 
der allgemeinen Beruhigung gedient, nicht gegen die Arbeitgeber einjeitig 
Partei genommen werden. Ich habe damals erklärt, die VBorbedingung 
für jede jtaatliche Aktion jei die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ord- 
nung und die Wiederaufnahme der Arbeit. Oder, meine Herren, follen 
wir Arbeiterbejchwerden jchon deshalb a limine ablehnen, weil fie auch 
von fozialdemofratischen Arbeitern unterftügt werden? Das wäre nad) 
meiner Anficht in Wahrheit eine Bolitif ab irato. Dann würden wir 
am Ende dahin fommen, die ganze Verficherung der Arbeiter gegen 
Krankheit, Unfall, Alter al3 eine Kapitulation vor der Sozialdemokratie 
zu bezeichnen. Meine Herren, mit folchen Schlagworten laſſen fich 
foziale Maßnahmen und Forderungen nicht abtun. ch für meinen Teil 
bleibe durchdrungen von der Wahrheit der Grundfäbe, die unjer alter 
großer Kaifer und fein großer Kanzler für foziale Reformen aufgeftellt 
haben. Wenn uns in Zukunft Krifen bevorjtehen, jo ift zu ihrer fieg: 
reichen Überwindung zweierlei erforderlich: Autorität der Monardie, 
Autorität der Staat3gewalt und ein gutes Gemiffen gegen- 
über den Arbeitern. Ich halte es für meine Pflicht, das gerade in 
einem Haufe von fonjervativer Grundfarbe zu betonen, in der Hoffnung, 
in der Zuverficht, gerade hier Verftändnis und loyale und kluge Mit: 
arbeit bei der Aufrechterhaltung der in diefer Frage engagierten Auto- 
rität zu finden. 

Diejes Hohe Haus hat nun die bedeutjame Aufgabe, das zwifchen 
der Königlichen Staatsregierung und dem Haufe der Abgeordneten ver- 
einbarte Werk zu einem guten Ende zu führen. Damit wird der 
preußifche Landtag beweifen, wird gegenüber fozialdemofratifchen Ver: 
dächtigungen und Heßereien beweifen, daß er willens und imftande tit, 
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eine große joziale Aufgabe zu löſen. Er wird den Beweis erbringen, 
daß die Königliche Staatsregierung recht hat, die bergbaulichen Ber: 
hältniffe der preußifchen Landesgejeggebung vorzubehalten. Er wird 
beweifen, wie faljch es tt, zu behaupten, daß ein nicht aus gleichen, 
direkten und geheimen Wahlen" hervorgegangenes Parlament nicht auch 
Arbeiterverhältnifje und Arbeiterforderungen mit freiem Blick und ohne 
Vorurteil behandeln fönne. Ein lateinifches Wort fagt: disce ab hoste. 
Ich glaube, daß es in der Sozialdemokratie feinen einzigen denfenden 
Kopf gibt, der nicht brennend wünjcht, daß diefe Vorlage gerade in 
diefem Hohen Haufe jcheitern oder verjanden möge. Die Sozialdemokratie 
lauert förmlich auf einen jolchen Ausgang der Dinge; das fönnen Sie 
ſchon aus dem Indianergeheul entnehmen, das die fozialdemofratifche 
Brejje erhob, als die Möglichkeit einer Verſtändigung zwiſchen der 
Königlichen Staatsregierung und dem Haufe der Abgeordneten in den 
Bereich der Möglichkeit, in den Bereich der Wahrſcheinlichkeit rückte. 
Die Sozialdemokratie möchte den Bergleuten höhnifch jagen fünnen: Das 
habt ihr nun von eurem Vertrauen auf die Regierung, von eurem Glauben 
an die Monarchie! Dagegen wird die Annahme der Vorlage nach der 
wohlerwogenen, bejtimmten Anficht der Königlichen Staatsregierung der 
Sozialdemokratie zum Nachteil, einer ruhigen inneren Fortentwiclung, 
dem fozialen Frieden und der Monarchie zum Vorteil gereichen. Sie 
liegt in der gleichen Richtung der treuen Fürjorge für die Hilfsbe- 
dürftigen, welche die Begründer Brandenburgs, Preußens und des Reiches 
jtet3 für eine ihrer vornehmften Pflichten erachtet haben. Im Intereſſe 
de3 Landes, im Intereſſe der Monarchie bitte ich diefes Hohe Haus 
um die Annahme der Borlage. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Im Verlauf der Debatte fam der Graf Bülow dann noch einmal zum Worte; 
über welche Punkte, ergibt fich aus feinen Ausführungen felbft. 


Minifterpräfident Neichsfanzler Graf von Bülow: 


Meine Herren, ic) werde auf das Stillegungsgefeg nicht näher ein- 
gehen aus den eben von dem Herrn Präſidenten hervorgehobenen 
Gründen.?) Wenn aber der Herr Graf von Tiele-Windler gejagt hat, 


2) Der Präfident hatte die Abficht fundgegeben, jedes der drei Gefete: 
Arbeitergejeß, Betriebszwanggefeg und Mutungsgefeg getrennt zu behandeln und 
demgemäß gebeten, auch bei der allgemeinen Vorbeſprechung zu jedem der drei 
Gejege nur dann das Wort zu nehmen, wenn es aufgerufen wäre. 
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er habe niemals erlebt, daß in ein Gejeg jo viel Gift und Galle 
deftilliert worden jei wie in die erwähnte Vorlage, fo muß ich darauf 
aufmerfjam machen, daß der Königlichen Staatsregierung, al3 fie diejen 
Gejegentwurf dem Landtag unterbreitet hat, jede Animofität jelbitver: 
ftändlich vollfommen ferngelegen bat. 

Ich wende mich nun zu einigen anderen Ausführungen, die im 
Laufe der Debatte gemacht find. Der Herr Freiherr von Manteuffel 
hat gemeint, die Königliche Staatsregierung hätte ſich während des 
Streits im Ruhrgebiete ganz auf die Seite der Bergarbeiter geitellt. 
Demgegenüber weife ich hin auf die Artikel, welche damal3 in der jozial- 
demofratifhen Preſſe erjchienen find und in denen der Königlichen 
Staatsregierung und fpeziell mir im Gegenteil vorgeworfen wurde, daß 
wir in der rückſichtsloſeſten, herzloſeſten Weiſe die Intereſſen der Arbeiter 
den Unternehmern geopfert hätten. ch weile hin auf die Rede, die, 
als der Streik feinen Höhepunkt erreicht hatte, der Neichstagsabgeordnete 
Bebel im Reichstage hielt. Der Abgeordnete Bebel — ich bitte, dieſe 
furzen Stellen verlejen zu dürfen — nahm Bezug darauf, daß ich vor 
dem Reichstage gejagt hätte, ich wolle feinen Zweifel darüber lafjen, 
daß die Preußifche Staatsregierung die vollen Machtmittel des Staates 
einfegen würde, wenn der im Ruhrgebiet entfefjelte Yohnfampf in Exzeſſe 
ausarten ſollte. Dann fuhr Herr Bebel fort: 

Sit das eine Sprache von einem Staatsmanne? In einem 
Augenblide, wo die Arbeiter fic der größten Ruhe befleißigen, 
eine derartige Drohung auszujprechen! Gehen Sie alle Parlamente 
der Welt durch: nirgends wird in einem folchen Falle ein Staats: 
mann eine ſolche Brovofation Streifenden ins Geficht zu jchleudern 
wagen. Das ijt eine Provokation unerhörteiter Art. 

Der Abgeordnete Bebel jagte weiter: 

Ähnliches wäre einem englifchen Minifter nicht paffiert; es 
wäre in England einfach unmöglic) gewejen, daß ein Miniſter jo 
zum Parlamente, zu den Vertretern der Arbeiter im Lande geredet 
hätte, wie der Reichskanzler e3 am 20. Januar im Reichstag 
getan hat. Was haben wir am 20. Januar zu hören befommen? 
Gegen die Arbeiter eine Drohung, gegen die Unternehmer einen 
leifen Tadel und am Schlufje der Rede die größten Komplimente 
für die Unternehmer. So jtehen im Augenblict die Sachen. Der 
Herr Reichskanzler braucht fich nicht zu wundern, daß auch in 
der bürgerlichen Prefje ein großes Mißbehagen über die Stellung 
der Regierung zu der Eleinen Kapitaliften- und Unternehmerklafje 
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der Zechenbeſitzer fich entwicelt hat. Der Herr Reichskanzler 

braucht jich auch nicht zu wundern, wenn alle Welt rief: hier 

fapituliert die Staatsgewalt vor der Kapitalsgewalt! 

Alſo der eine wirft mir vor, ich fapituliere vor der Kapitals: 
gewalt, der andere, ich fapituliere vor der Sozialdemokratie! Meine 
Herren, die Wahrheit liegt auch hier in der Mitte. Die Wahrheit ift, 
daß die Königliche Staatsregierung während diejes Streif3 Unpartei: 
lichkeit und Sachlichfeit beobachtet, daß fie fich weder von der einen 
noch von der andern Seite hat ins Schlepptau nehmen lajjen, daß ſie 
fi) über den verjchiedenen Intereſſengruppen gehalten hat, daß fie 
bemüht gewejen ift, und mit Erfolg bemüht geweſen ift, im Intereſſe 
der Allgemeinheit diejen Streit möglichjt bald zu Ende zu führen. 
Wie notwendig e8 war, dafür zu jorgen, daß diejer Streit nicht zu 
einer großen allgemeinen Kalamität auswuchs, habe ich feinerzeit ein- 
gehend im Abgeordnetenhauje nachgewiejen; das hat joeben der Handels: 
minifter von neuem dargelegt und das hat zu meiner Befriedigung 
auch Herr Oberbürgermeifter Becker zugegeben. Meine Herren, wenn 
eine Sache leidlich ausgegangen iſt, dann iſt es leicht, zu jagen, fie 
hätte unmöglich chief gehen können. ch ftehe aber doch Lieber hier 
mit dem Bewußtjein, daß wir diejen Streif friedlich und raſch zu Ende 
geführt haben, als wenn derjelbe politisch oder wirtſchaftlich uns un: 
heilbare Wunden gejchlagen hätte. 

Nun hat Herr von Burgsdorff ſich in temperamentvoller Weife 
mit der Entjtehung des Streiks bejchäftigt. Er hat gemeint, dieſer 
Streit ſei abfichtlich, planmäßig und direkt herbeigeführt worden von 
der Sozialdemokratie. Ich gebe ihm zu, daß bei Streifs in der Regel 
meiſt jozialdemofratijche Heßerei im Spiele iſt. In diefem Falle iſt 
aber der unmittelbare und direkte Anjtoß nicht von der Sozialdemofratie 
gegeben worden, fondern die Urjache war komplizierter und tiefer liegender 
Natur. Herr von Burgsdorff hat weiter gemeint, die Bergarbeiter 
brauchten nur einen zweiten Streif in Szene zu fegen, um auch den 
übrigen Teil ihrer Forderungen durchzufegen. Ich habe fchon gejagt, 
daß die Königliche Staatsregierung den Arbeitern die Befeitigung der: 
jenigen Bejchwerden in Ausficht geftellt hat, welche fchon feit Fahren 
von ihr al3 gerechtfertigt anerkannt waren, nicht aber die Erfüllung 
ungerechtfertigter und erjt während des Streits entjtandener Wünſche 
und Forderungen. Herr von Burgsdorff hat weiter gemeint, die Maf- 
nahmen, welche wir jetzt für die Bergarbeiter berieten, würden natur: 
gemäß auch auf andere Gewerbe ausgedehnt werden. Sch babe im 
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Abgeordnetenhaufe gejagt, daß das durch die Natur der Dinge aus: 
geſchloſſen iſt. Ich füge Hinzu, daß eine Ausdehnung diejer auf die 
Eigenart der Bergarbeit berechneten Maßnahmen nun gar auf die 
Landwirtichaft meinen politifhen Anfichten und Überzeugungen wider: 
Ipricht. 

Nun, meine Herren, weiß ich nicht, ob das auf Herrn von Burgs- 
dorff einen bejonderen Eindruck machen wird! Ich fürchte, daß er fein 
jehr großes Bertrauen zu mir hat. 

(Heiterfeit.) 
Ich möchte wirklich nichts jagen, was unbejcheiden Elingt; aber Herr 
von Burgsdorff hat jeinerzeit auc, gemeint, es würde mir niemals ge- 
lingen, irgend etwas für die Landwirtſchaft zu tun. Er Hleidete diefes 
Mißtrauen, diefen geringen Grad von Vertrauen damals in die witige 
und von mir jehr appreziierte Formel: ein Neichsfanzler, der von der 
Landwirtichaft nicht mehr verftände, als daß man einen Bullen nicht 


melfen fönne 
(Große Heiterkeit), 


der jei nicht imjtande, etwas für die Yandwirtfchaft zu tun. Nun hat 
Freiherr von Manteuffel — und dafür danfe ich ihm — doch aner- 
fannt, daß es mir gelungen it, in den Handelsverträgen einiges für 
die Landmwirtjchaft zu tun. Ich jage „einiges“; ich hätte gern noch viel 
mehr für die Landwirtichaft getan. Aber etwas ift doch fchließlich 
erreicht worden, und ich hoffe, daß ich auch bei anderen Anläffen Herrn 
von Burgsdorff die Möglichkeit geben werde, jeine Anfichten über mich 
zu vevidieren. 

Ich will heute auf die viel erörterte Frage der Arbeiteraus- 
ſchüſſe nicht näher eingehen. „sch möchte mich nur gegen die Gegen: 
überftellung von Arbeiterausichüjien und Sranfenfaffen wenden. ch 
erkenne an, daß es der Sozialdemokratie leider gelungen iſt, fich der 
Krankenkaſſen zu bemächtigen; ich erfenne weiter an, daß dies zum 
großen Nachteile der fozialen Bedeutung der Krankenkaſſen gejchehen 
iſt. Ich erkenne ebenjo an, daß fich hier Zuſtände entwicelt haben, 
die der Remedur dringend bedürfen. 

(Bravo!) 
Aber, meine Herren, die Parallele, die gezogen worden iſt zwijchen den 
Krankenkaſſen und den Arbeiterausſchüſſen, die kann ich nicht zugeben. Hier, 
bei den Krankenkaſſen, große Verwaltungsförper mit bezahlten Beamten, 
Ausdehnung auf ganze Induſtrieorte; dort ehrenamtliche Funktionen, qut: 
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achtliche Tätigkeit unter Beichränfung auf die Verhältnifje des eigenen 
Werks, bleibende mwirtichaftliche Abhängigkeit der Arbeiter von dem 
Unternehmer. 

Bon allen Herren Vorrednern iſt das weite Gebiet der Sozial: 
politif erörtert, ift unfer Verhältnis zur Sozialdemokratie berührt 
worden. Sm Inland und Ausland wird anerfannt, daß Deutjchland 
in der Sozialpolitit an erfter Stelle jteht. Wir folgen — ich habe 
eben daran erinnert — nur dem Beifpiele unjeres alten Kaiſers und feines 
Kanzlers, wenn wir in der Fürforge für die Armen und Schwachen 
nicht erlahmen. Bieles tft ſchon auf diefem Gebiet erreicht worden, 
manches und großes fteht uns zu tun noch bevor. Ich jage offen, ich 
würde es für umverantwortlich, ich würde es gerade für einen Akt 
moralifher Mutlofigfeit der Staatsregierung und des Neichsfanzlers 
halten, wenn fie fich durch die Furcht vor der Sozialdemokratie abhalten 
ließen, eine weite und richtige Sozialpolitif weiter zu treiben. Ich jage: 
eine weite Sozialpolitif; denn ich glaube, daß unfere Sozialpolitik fich 
nicht allein auf die Arbeiter zu bejchränfen hat, jondern daß wir zu 
jorgen haben für alle Schugbedürftigen, joweit das ohne Überjpannung 
unferer Kräfte möglich tft. 

(Sehr richtig!) 
Wir müfjen vorfichtig — vorjichtig! — nach feitgeitecttem Ziele weiter: 
gehen. Jede Überhaftung wäre vom Übel. Vor allem müffen wir als 
Vorbedingung hierfür die Dringend notwendige Bereinigung Der 
getrennten Organijationen der Arbeiterverfiherung durch: 
führen. Meine Herren, Regierung und Bolfsvertretung haben die 
Pflicht, nach Möglichkeit die Klaffengegenjäge zu mildern und auf eine 
friedliche Löfung der großen wirtjchaftlichen und fozialen Probleme hin- 
zuwirken. Je gemwijjenhafter fie dieſe Pflicht erfüllen, um jo mehr find 
fie auch berechtigt und verpflichtet, den Kampf aufzunehmen gegen die— 
jenigen Elemente, die nicht aufbauen, jondern zerjtören wollen und die 
die jozialen Gegenjäge benugen zur Erreichung ihrer auf den Umſturz 
der bejtehenden Verhältniffe und auf den Umſturz der Verfaſſung ge: 
richteten politifchen Zwecke. Diefer Kampf kann fommen, aber er 
muß im richtigen Augenblicke, auf dem richtigen Felde und mit den 
richtigen Waffen geführt werden. Bis dahin halte ich es für meine Auf: 
gabe, aber auch zugleich für meine unabweisbare Pflicht, dafür zu 
forgen, daß die beftehenden Geſetze mit Yeitigfeit und ohne Zögern 
angewandt werden und feinen Zweifel darüber zu lajjen, daß 
die Sozialdemokratie nicht eine beredhtigte Inſtitution im 
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politijhen Kampfe ift, jondern eine unberedhtigte, mit allen 
gejeglihen Mitteln zu befämpfende Auf fozialem Gebiete 
ſehe ich ebenfomwohl in der ruhigen und planmäßigen Fort— 
führung unferer Sozialpolitik wie in der entjchlofjenen Be— 
füämpfung der Sozialdemofratie die Aufgabe der Königlichen 
Staat3regierung, und ich hoffe, daß uns die Unterftügung dieſes 
Hohen Haufes in der einen wie in der anderen Richtung nicht fehlen wird. 

Endlich, meine Herren, hat Herr Freiherr von Manteuffel aus 
dem reichen Schage jeiner Erinnerungen ein Wort jeines verewigten 
Vaters zitiert, daß NRevolutionen oft, daß fie meilt von oben 
gemacht werden. Meine Herren, das Wort ijt richtig, die Gejchichte 
beitätigt es. Nevolutionen können aber von oben in zweifacher Weife 
gemacht werden: fie können von oben gemacht werden durch Schwäche 
gegenüber jubverfiven Bejtrebungen; das ijt leider ſchon dagemwejen. 
Sie fönnen aber auch dadurch gemacht werden, daß notwendige 
Reformen nicht rechtzeitig vorgenommen und daß die Zeichen der Zeit 
nicht erkannt und verjtanden werden. Ich bin überzeugt, daß der ver- 
ewigte Freiherr von Manteuffel, daß unfer großer Feldmarjchall von 
Moltfe das von Herren von Mlanteuffel eben zitierte Wort in dieſer 
jeiner doppelten Bedeutung verjtanden haben. Ich denke, meine Herren, 
daß die Dynajtie, unter der wir leben, immer mit der entjchloffenen 
und feſten Verteidigung der Fundamente des WPreußifchen Staates 
offenen Sinn für die Erfüllung berechtigter Wünjche und gerechter 
Forderungen verbinden, daß fie immer feithalten wird an ihrem Wahr: 
ipruche: suum euique, jedem das Seine, dem Großen und dem Kleinen. 
sch fchließe mit der Hoffnung, daß, wie mit dem Haufe der Abgeord- 
neten, jo auch mit diefem Hohen Haufe wir zu einer Verftändigung 
kommen werden, die im Intereſſe aller Teile, die im Intereſſe des 
Landes liegt. 

(Lebhaftes Bravo.) 


29. Berggeſehuovelle. 
Situng des Herrenhaufes vom 28. Juni 1905.1) 
Die entjcheidende Beratung über die Abänderung des Berggefeges ſtand auf 


der Tagesordnung des Herrenhaujes. Als die Debatte jich dem Ende zuneigte, 
ergriff der NReichdfanzler das Wort zu einem leiten Appell au das Haus. 





1) Sten. Ber. d. Verhandl. des Herrenhaufes 1904/1905, 45. Sitzung. 
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Minifterpräfident Reichsfanzler Fürft?) von Bülow: 

Meine Herren, ich möchte vor allem meinem Bedauern darüber 
Ausdrucd geben, daß ich durch dringende Beiprechungen davon abge: 
halten worden bin, der heutigen Debatte von Anfang an beizumohnen. 
Diejes mein Bedauern bezieht jich nach dem, was ich gehört habe, vor 
allem auf die hervorragenden Ausführungen des von uns allen gleich 
hochverehrten Grafen Botho zu Eulenburg, Ausführungen, deren Grund: 
züge und Ziele mit meinen politischen Überzeugungen übereinjtimmen. 
Die Darlegungen auch der anderen Herren, die heute das Wort er: 
griffen haben, jcheinen jo anregend und interejjant gewejen zu jein, daß 
die Verfuchung für mid) nahe liegt, auf die mannigfachen zur Sprade 
gebrachten Fragen näher einzugehen. Wenn ich mich dejjen enthalte, 
jo gefchieht dies vor allem, weil ich den Gang der Debatte nicht auf: 
halten möchte. Andererſeits habe ich ſowohl in diefem Hohen Haufe 
wie im Haufe der Abgeordneten manche, vielleicht die meisten der heute 
entwickelten Bedenken und Zweifel zu widerlegen mich) bemüht und 
möchte nicht in Wiederholungen verfallen. Ich werde mich deshalb auf 
einige kurze Bemerkungen bejchränfen. 

Die Bedenken auch des Vorredners, des Herrn Schmieding, gegen 
die Bergarbeiternovelle haben fich weniger gegen die einzelnen Beſtim— 
mungen dieſes Gejegentwurfs gerichtet als gegen feine Gejamttendenz 
und namentlich gegen feine Zweckmäßigkeit im Hinblick auf den Zeit: 
punkt der Einbringung. Herr Schmieding hat die Gefährlichkeit der 
einzelnen Bejtimmungen der Arbeiternovelle nicht in den Vordergrund 
geſchoben. Der Kernpunft feiner Ausführungen bildete die Auffafjung, 
daß es fich bei diefem Streif überhaupt nicht um einen wirtfchaftlichen, 
jondern um einen rein politifchen Kampf gehandelt hätte; die Arbeit: 
nehmer wären im vollften Unrecht und die Arbeitgeber durchaus im 
Rechte gewejen. Meine Herren, ich glaube, daß der geehrte Herr Vor: 
vedner damit in denjelben Fehler verfallen ift, den man gerade von 
jeiner Seite während des Streif3, und nicht ganz mit Unrecht, der 
öffentlichen Meinung gemacht hat. Es iſt einfeitig, es ift nicht objektiv, 
in diejem Falle die Arbeitgeber als völlige Engel hinzuftellen, die 
in der frivoljten Weiſe bedroht und angegriffen worden wären. Eben: 
fowenig wie ich jemals die Schuld und den Kontraftbruch der Arbeit- 
nehmer verteidigt oder bejchönigt habe, fann ich zugeben, daß bei diefem 


2) Der Neichsfanzler war am 6. Juni 1905 in den preußifchen Fürſtenſtand 
erhoben worden. 
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Streit das Verhalten der Arbeitgeber ganz einwandfrei gewejen wäre 
und fie den Streik nicht hätten vermeiden können. 

Im übrigen, meine Herren, habe ich auch jonjt fein Hehl daraus 
gemacht, daß ich manche Bedenken verftehe, die gegen die Vorlage er: 
hoben worden find. Aber die Gründe, welche die Annahme, die unver: 
änderte Annahme der Arbeiternovelle politifch nützlich und politifch not- 
wendig erjcheinen lafjen, überwiegen doch bei weitem. Es handelt ſich 
darum, eine von der Königlichen Staatsregierung nun einmal gegebene 
Zuſage einzulöfen, das Vertrauen der monarchiich geſinnten Bergarbeiter 
auf den Schuß des Staates und in jeine Macht nicht zu erichüttern, 
die Autorität der Staatsgewalt aufrechtzuerhalten. Es handelt ſich 
darum, daß das Hohe Haus, wie es das Abgeordnetenhaus jchon ge- 
tan hat, zeigt, daß es große foztalpolitifche Aufgaben löjen fann, daß 
e3 der Sozialdemokratie feine Triumphe gönnt und ihre Vorausſagen 
Lügen jtrafen will. Das wird — und darin ſtehe ich gerade auf dem 
entgegengejeßten Standpunkt wie der Herr Vorredner — nicht durch 
die Verwerfung, jondern durch die Annahme der Vorlage erreicht 
werden. Daß in unjerm bedeutendjten Montanbezirfe die Berhältnifje 
auf ein gejeggeberifches Eingreifen hindrängen, das, meine Herren, hat 
erſt vor wenigen Tagen ein Blatt hervorgehoben, dem weder ſchwäch— 
liche Vtachgiebigfeit gegenüber der Sozialdemokratie noch bejondere Bor: 
liebe für gewagte jozialpolitiiche Experimente nachgejagt werden fann. 
Die „Deutjche Tageszeitung” führte vor einigen Tagen aus, man könne 
den Anlaß bedauern, der zu der Zuſage an die Bergleute geführt habe; 
unbeftreitbar aber jei, daß Mißſtände vorhanden wären, welche der Re: 
medur bedürften. Dieje Mißſtände wollen wir in Preußen und mit der 
preußischen Landesgeſetzgebung befeitigen. 

Herr Vopelius hat an mich das Erjuchen gerichtet, ich müchte die 
Erklärung abgeben, daß das Bergrecht weder direkt noch durch Ein- 
fügung in die Gewerbeordnung zum Gegenſtande der Reichsgeſetzgebung 
gemacht werden ſoll. Sch habe ſowohl in diefem Haufe wie im Haufe 
der Abgeordneten niemals einen Zweifel darüber gelafien, wie lebhaft 
die Königliche Staatsregierung wünjcht, daS Bergrecht der preußifchen 
Landesgefeßgebung zu erhalten. Ich habe mich in demjelben Sinne mit 
großem Nahdrud auc im Reichstag ausgejprochen. In diefem ihrem 
Beftreben muß die Königliche Staatsregierung aber auch von den beiden 
Häufern des Landtags unterftügt werden. Wenn Herr Vopelius die 
Berggejeggebung dem preußifchen Landtag erhalten will, möge er für 
die Bergarbeiternovelle ftimmen; das ift der ficherfte Weg dazu. Es 


236 29. Berggefehnovelle. 


handelt fi) darum, daß das Hohe Haus den feiten Willen zeigt umd 
der Königlichen Staatsregierung die Möglichkeit bietet, die Berggeſetz— 
gebung, wie fie wünſcht und anftrebt, der preußifchen Landesgeſetzgebung 
zu erhalten. 

Meine Herren, es kann feinem Zweifel unterliegen, daß die Berg: 
arbeiternovelle eine hochpolitifche Angelegenheit geworden ift und daß 
ihre Annahme oder Ablehnung von politiicher, nicht nur von fozial- 
politicher Tragweite ift. Sie hat unter langwierigen, fchwierigen und 
mühſamen Verhandlungen im Haufe der Abgeordneten zu meiner Genug- 
tuung eine Geftalt gewonnen, mit der die Königliche Staatsregierung 
noch einverftanden jein fann. Weitere Abjchwächungen würden nad) 
Lage der Dinge das Scheitern der Borlage bedeuten und damit die 
höchſt unerwünschten politischen Konfequenzen nach fich ziehen, die ich, 
wie ich glaube, genügend angedeutet habe. 

Herr Freiherr von Manteuffel hat bei der erjten Lefung der Berg: 
arbeitervorlage am Anfang diejfes Monats an die hohe Aufgabe erinnert, 
die diefem Hohen Haufe für eine wahrhaft ftaatserhaltende, von Tages: 
ftrömungen und den Barteirückjichten nicht beeinflußte Politik geſetzt ift. 
Gewiß, der Augenblid ijt gefommen, wo das Herrenhaus zeigen fol, 
daß es diefer Aufgabe gewachjen ift. Dieſes Hohe Haus wird dieſe 
Seſſion, diefe fruchtbare Seſſion des Landtags, welche alte und gefährliche 
Mißverſtändniſſe endlich befeitigt und für das Gemeinwohl jchädliche 
Gegenjäge überbrückt hat, nicht mit einem Mißton jchließen laſſen; es 
wird den ruhigen Gang der preußifchen PBolitif und der allgemeinen 
Politik des Reiches nicht in vielleicht verhängnispoller Weile hemmen 
und ftören. Ich bin der zuverfichtlichen Hoffnung, daß das Herrenhaus 
auch diesmal den rechten Weg finden, daß es, feinen jtaatserhaltenden, 
monarchiſchen, fonjervativen Traditionen folgend, in diefer wichtigen und 
ernjten Frage der Königlichen Staatsregierung jeine Unterftügung nid 
verweigern wird. Dann wird es fich wiederum um das Baterland wohl: 
verdient machen. 

(Lebhaftes Bravo.) 
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30. Reidhsfinanzreform. 
Situng des Neichtages vom 6. Dezember 1905.) 


Auf der Tagesordnung ftand die erite Beratung des Reichshaushaltsetats 
für das Rechnungsjahr 1906 und der Nebengejege. Die Beratung wurde durch 
die nachjtehende Rede des Reichskanzlers eingeleitet, die den befonderen Zweck 
hatte, die Unerläßlichkeit der NReichsfinanzreform dem Reichstage darzulegen. 

Reichsfanzler Fürft von Bülom: 

Meine Herren, wenn ich mir das Wort jogleich zu Beginn ihrer 
Verhandlungen erbeten habe, jo gejchieht dies, um in ganz fachlicher 
und möglichit kurzer Ausführung die wichtigſte und bedeutfamjte Vor— 
lage einzuleiten, die den Kernpunkt Jhrer Beratungen bilden wird, näm- 
lich die Reichsfinanzreform. Ich jage: die wichtigfte und bedeutfamite 
Vorlage; denn von ihrem Ausgange hängen nad) der Überzeugung der 
Verbündeten Regierungen die Wohlfahrt und die Sicherheit, die gedeih- 
he Entwidlung und die Zukunft des Reichs und der Verbündeten 
Einzelftaaten ab. Ohne Gejundung der Neichsfinanzen iſt fein Fort- 
ichritt in den Kulturaufgaben, ‚feine Entwicklung der jozialen Fürforge 
möglich, entbehrt die Erhaltung und Stärkung unferer Wehrmacht zu 
Lande wie zu Wafjer der notwendigen Unterlage. 

Die Finanzverhältnifje im Reich haben fich während der lebten 
Jahrzehnte jo ungünftig geftaltet, daß über einen Punkt wohl allgemeine 
Übereinftimmung herrfcht, nämlich, daß es fo nicht weitergeht. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 

Deshalb aber ift es nicht nur das Recht, fondern es ift die Pflicht der 
Verbündeten Regierungen, ihrerjeits Mittel und Wege vorzujchlagen, um 
diefer Mifere ein Ende zu jegen. Das ijt feine danfbare, es ijt eine 
jehr undankbare, es ift eine höchft unpopuläre Aufgabe. 

(Sehr richtig!) 
Denn feine Steuer ift populär 

(jehr richtig!), 
jede findet ihre Gegner, an jeder wird Kritif geübt. Es iſt für eine 
Regierung immer jehr unangenehm, wenn fie Geld braucht, hat Fürft 
Bismard Schon im Norddeutichen Reichstage gejagt; denn diejenigen, 
die es ihr geben wollen, geben es viel lieber nicht, da fie dafür nad) 
ihrer Anficht weit befjere Verwendungszwecke haben. 


(Heiterfeit.) 





1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Yeg.-Per., II. Seffton 1905/06, 6. Sitzung. 
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Steuern zahlt man weniger aus Patriotismus als aus Zwang; fann 
man ſich ihnen entziehen, jo tut man es nicht ungern. 

(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 
j Insbeſondere hat jede neue Steuer etwas unbejchreiblich Ungemüt: 
iches. 
ß (Heiterkeit.) 
In dieſer Beziehung haben ſich die Menſchen und haben ſich die Ver— 
hältniſſe nicht geändert. Aber im Intereſſe des Reichs wie der ver— 
bündeten Einzelſtaaten, die unter der Laſt der finanziellen Verhältniſſe 
im Reiche erliegen, müſſen die Verbündeten Regierungen das Odium 
einer Finanzreform auf ſich nehmen und ſie durchführen. 

(Sehr richtig!) 

Mit einer Heinen Finanzreform wäre uns nicht gedient, jondern nur 
mit einer Finanzreform, die dauernde Abhilfe jchafft. 

Die Finanzverhältnifje im Reich — ich mwiederhole es — bieten 
ein überaus trübes Bild. Im Gegenjag zu England und Frankreich 
trägt unfer Finanzwejen im Reich die Züge des neuen und unfertigen, 
des jungen Haushalts, der fich ohne erhebliche Erbjchaft feinen Lebens: 
unterhalt jelbit verjchaffen joll. Die einzige Erbſchaft bildete ein mageres 
Zolle und Verbrauchsſteuerſyſtem. Auch in England, auch in Frank: 
reich wachjen die Anjprüche des öffentlichen Lebens; das Steuerſyſtem 
ift aber dort jo praftifch eingerichtet, daß e8 den naturgemäß wachjenden 
öffentlichen Anfprüchen fortdauernd Genüge leifte. Bei uns Iebt 
man von der Hand in den Mund und tft ſpäteſtens alle zehn 
Jahre am Ende der Weisheit angelangt. Dann macht man die 
immer wiederkehrenden Stadien der Stodung durch: Knappheit, Ein: 
engung des Neichsbedarfs, Defizit, Anleihen; auf diefe Stadien folgen 
wieder Verjuche zu Reformen, die zu heftigen Kämpfen führen, bisher 
aber feine dauernde Abhilfe Schaffen Fonnten. In diefen Verhältniſſen 
liegt die Mijere des Reichsbudgets, liegt aber auch der Anlaß zu häufiger 
und höchſt unerwünschter Beunruhigung der Steuerzahler. ch bin 
hier gefolgt intereffanten Ausführungen des Profejjors Guſtav Cohn 
in feinen Aufjägen „Zur Politik des deutjchen Finanzweſens“, die ich 
den Herren zur Lektüre nur empfehlen kann. 

Die ordentlichen Einnahmen des Reichs genügen nicht mehr zur 
Beitreitung feiner ordentlichen Ausgaben. Zur Dedung des Defizitz, 
das jeit dem Nechnungsjahre 1899 allmählich auf mehr al3 100 Mil: 
lionen jährlich angewachfen tft, mußten alljährlich regelmäßig die Einzel- 
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jtaaten zu ungededten Matrifularbeiträgen herangezogen werden. Das 
war früher die Ausnahme und fteht in direktem Gegenjage zu dem von 
dem Fürſten Bismard ftet3 vertretenen Grundſatz, daß das Neid, 
nachdem e3 die Einzeljtaaten in ihrem Steuerrechte ſtark bejchränft hat, 
nicht zu ihrem Kojtgänger, fondern zu ihrem Verſorger gemacht werden 
müſſe. Noch im Jahre 1879 konnte Fürft Bismard mit Stolz hervor- 
heben: 
Jetzt iſt das Neich nicht mehr ein läftiger Koſtgänger der Einzel: 
jtaaten, jondern ein Koftgänger, der ein gutes Koftgeld zahlt und 
darüber hinaus fich freigiebig erweiſt; es ift ein Koftgänger wie 
ein König, der bei einem Privatmann wohnt. 
Meine Herren, aus dem König ift nach und nach ein armer 


NReifender geworden 
(Heiterkeit), 


der mit großer Hartnädigfeit als höchit unerwünschter Gaſt an die Tür 
der Einzelftanten Elopft, um fich jeinen Lebensunterhalt zu fordern. 
In den Begründungen zum Tabafsiteuergefegentwurf vom 9. Fe— 
bruar 1878 und zum Bolltarifgejegentwurf vom 13. April 1879 wurde 
wörtlich als Ziel bezeichnet, 
daß durch Vermehrung der eigenen Einnahmen des Reichs eine 
Eniwidlung eingeleitet werde, welche eine Entlaftung des Budgets 
der Einzeljtaaten herbeiführt, jo daß es den letzteren dadurch 
ermöglicht wird, drückende Steuern zu bejeitigen beziehungsweise 
zu ermäßigen, oder wenn fie dies für angezeigt halten, einzelne 
dazu geeignete Steuern den Provinzen, Kreifen und Gemeinden 
ganz oder teilweiſe zu überlaſſen. 
Als Zweck und Ziel jeder Neichsfinanzreform wird hier die Entlaftung 
der Einzeljtaaten hingejtellt, und mit vollem Rechte fügte damals am 
27. Mai 1879 Fürſt Bismard im Reichstage hinzu: 
Das Neich erhält, wenn Sie die Finanzzölle nicht bewilligen, doch 
jein Geld. Für das Reich ift es einerlei, ob die Einfünfte, die 
wir haben, aus den Matrifularbeiträgen der Einzeljtaaten fommen, 
oder aus den Zöllen des Reichs. Das fieht man dem Taler 
nicht mehr an, wenn er in die Reichskaſſe fommt; es iſt vielmehr 
nur im Intereſſe der Einzelftaaten, daß ich die Finanzfrage jo 
oft afzentuiere. 
Die Intereſſen der Einzeljtaaten erfordern gebieteriich, daß fich 
die Matrikularbeiträge in mäßigen und befonders feiten Grenzen halten; 
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jonft gehen die Einzelftaaten an den Matrifularbeiträgen einfach zu= 
grunde. 

Ich habe hier zwei bemerkenswerte Ausſprüche vor mir liegen, die 
bei der Beratung der Bundesverfafjung der damalige Reichstagsabgeord- 
nete und Spätere Finanzminijter von Miquel getan hat. Herr von Miquel, 
an den wir uns ja noch alle lebhaft erinnern, jagte damals: 


Der Bund führt eine Laftenverteilung ein, welche allen Grund: 
jägen der Volkswirtſchaft geradezu ins Geficht fchlägt. Er ver: 
weiſt im wejentlichen zurück ins Mittelalter, zu den erſten An: 
fängen der Steuergefeggebung. Er führt die Kopfiteuer ein, und 
damit iſt das Steuerſyſtem des Bundes nad) meiner Meinung 
verworfen. 


Meine Herren, das mag zu jcharf fein, aber unbedingt recht behalten 
hat Herr von Miquel, wenn er damals hinzufügte: 

Eine Vorlage, welche 100 000 Einwohner von Bremen gleich) 

mäßig trifft wie 100000 Einwohner des Thüringer Waldes, 

eine folhe Art der Umlegung der Laſten fann unmöglich die 

dauernde Baſis des Steuerſyſtems des Bundes jein. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Eine jolche Vorlage wird neben ihrer Ungleichheit die Budgets 

fämtlicher Einzelftaaten in eine ganz heillofe Anarchie und Ber: 

wirrung jtürzen. 
Diefe Prophezeiung, meine Herren, ift auf dem Wege, fich zu erfüllen. 
Wenn wir die Matrifularbeiträge auch nicht ganz abjchaffen können, 
jo muß doc die Reichsgejeggebung Vorforge treffen, daß fich dieſe 
Matrifularbeiträge in gewiſſen Grenzen halten. Bei dem Etat von 
1902 ift in diefem Hohen Haufe eingehend erörtert worden, daß die 
Bundesitaaten nicht imftande find, mehr als höchitens 24 Millionen Mark 
jährlih an ungedeckten Matrifularbeiträgen aufzubringen. Um die 
Etats der legten Jahre zu balanzieren, mußte der über diefe Summe 
von 24 Millionen hinausgehende Betrag den Bundesjtaaten entweder 
gejtundet, oder durch Anleihe aufgebracht werden. Die Stundung hat 
aber nur dann Erfolg, wenn fich die Verhältnifje innerhalb des Etats: 
jahres günftiger geftalten, als bei der Aufitellung angenommen werden 
fonnte. Die Dedung durch Anleihe foll nur im äußerjten Notfalle 
gefchehen und iſt bisher vom Neichstag nur einmal genehmigt worden. 

Meine Herren, wenn es jchon in hohem Grade unwirtſchaftlich iſt, 
unmirtfchaftlich für einen Privatmann und unwirtfchaftlich für einen 
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Staatshaushalt, wegen laufender Ausgaben die Schulden zu vermehren, 
fo gibt die Sache zu um fo größeren Bedenken Anlaß, wenn bereits 
eine übermäßige Schuldenlaft vorhanden ift. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Nach der glüclichen Sorglofigfeit der erften Jahre im neuen Reich, 
die noch unter dem Einflufje des Milliardenjegens ftanden, hat fich 


eine Schuldenlajt entwidelt, die man in einem verhältnismäßig fo 
furzen Zeitraum nicht für möglich halten jollte. 


(Sehr richtig! rechts. Sehr richtig linl3 und in der Mitte. — 
Heiterkeit.) 


— Sch werde Ihnen gleich die Zahlen geben, dann werden Sie erft 
recht „sehr richtig!" rufen! — Bis 1877 fchuldenfrei; 1905 tiber 
31/2 Milliarden Schulden. 

(‚Heiterfeit.) 


— Hören Sie nur weiter! — 1877/78 betrugen bei Beginn der Be— 
gebung von Reichsanleihen die Paſſiva nach Abftoßung früherer Ber: 
bindlichfeiten 72 Millionen Mark. Der Anleihebeftand betrug 1881/82 
bereit3 — ich will in runden Ziffern zitieren — 319 Millionen Mark, 
1886/87 486 Millionen Mark, 1891/92 1686 Millionen, 1896/97 
2141 Millionen, 1901 2813 Millionen und jchlieglich in diefem Jahre, 
1905, über 31/2 Milliarden: 3543 Millionen, welche mehr al3 100 Mil- 
lionen Mark Zinfen jährlich beanjpruchen, alſo etwa ebenfoviel, wie 
der Fehlbetrag im ordentlichen Etat für das Nechnungsjahr 1905 
ausmacht. 

Zum Bergleich der Schulden des Reiches mit denen anderer größerer 
Staaten will ich noch folgende Zahlen anführen. 1902 betrugen die 
Schulden des Reichs einjchließlich derjenigen der Bundesftaaten rund 
14 Milliarden Mark oder 251 M. auf den Kopf der Bevölkerung; in 
Oſterreich 7'/2 Milliarden, 295 M. auf den Kopf der Bevölkerung; in 
Ungarn 4 Milliarden, 204 M. auf den Kopf der Bevölkerung; in 
Italien 10 Milliarden, in Frankreich 24 Milliarden, in Großbritannien 
16 Milliarden. Das Bild ändert ſich aber noch mehr zu Ungunften 
des Deutſchen Reiches, wenn wir das Anwacjen der Schulden ins 
Auge fafjen. Die Schulden des Reiches, und zwar ohne diejenigen der 
Bundesftaaten find von 1885 bis 1902 um 539,49, in den zehn 
Jahren von 1892 bis 1902 um 61,6 %/o geftiegen. 

(Hört! hört!) 
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Während der gleichen Zeiträume find die Schulden in Dfterreich um 
36,7 %o und 17,6 %o, in Ungarn um 71,8 und 11,8 %o, in Stalien um 
13,2 und 7,1°/o, in Großbritannien um 7,8 und 17,7 °/o gejtiegen. 
In Frankreich betrug die Steigerung in dem erfteren Zeitraum 2,9 ®/o, 
_ während die Schuld in Frankreich im legteren um 4,9 %/0 gejunfen iſt. 

Wie Sie fehen, meine Herren, hat die Knappheit der Mittel nicht 
zur Sparjamfeit geführt. Auf der anderen Seite brauchen Sie nicht 
zu befürchten, daß ausreichende Einnahmen uns zur Verſchwendung 
verführen werden. Ich habe öfters die Erfahrung gemacht, daß Leute, 
die über große Mittel verfügen, die größten Virtuofen in 
der Sparjamfeit find. Das Bild hoffen wir Ihnen noch vorzu: 


führen. 

(Heiterfeit.) 
Jedenfalls, meine Herren, ift es noch weniger eined großen Privat: 
haushaltes als eines großen Staatshaushaltes würdig, fich durch einen 
fortgejegten fümmerlihen Widerjprud zwifhen Wollen und Können, 
zwifchen Wollen und Müfjen und Nichtkönnen hindurchzufchlagen. 

Die rapide und andauernde Zunahme der Reichsſchulden um 
durchſchnittlich 120 Millionen Mark jährlich gibt zu um fo größeren 
Bedenken Anlaß, als die aus den Anleihen entnommenen Mittel im 
Reiche nur zum geringen Teil zu direkt werbenden Anlagen verwendet 
werden, und andererjeitS eine plan und regelmäßige Schuldentilgung 
nicht ftattfindet. Gewiß find ſeit zehn Jahren durch Spezialgefete 
überfchüffige Reichseinnahmen im Gejamtbetrage von 204 757 000 vom 
Anleihefoll abgefchrieben und jomit zur Verminderung der Reichsichuld 
verwendet worden. Dieje Spezialgejege waren aber auf das jeweilige 
Borhandenjein von Überjchüffen baftert und mußten verfagen, jobald 
jene Überſchüſſe aufhörten. 

Andere größere Staaten — au in der Beziehung ift ein Ver— 
gleich nützlich — find in der Beziehung faſt durchweg weit vorfichtiger 
als wir. ch habe auch hier einige Zahlen vor mir. Die Vereinigten 
Staaten von Amerika verfolgen eine ähnliche Methode wie wir, indem 
fie ihre Schulden aus Überjchüffen der Staatseinnahmen tilgen und die 
Tilgung einftellen, wenn feine Überfchüffe vorhanden find. Im Gegen: 
fat zu uns haben fie aber damit ganz bejondere Erfolge erzielt. Die 
amerifanifche Schuld, die 1865 infolge des Bürgerfrieges auf 3384 
Millionen Dollars angewachjen war, ijt bis 1896 auf 1780 Millionen 
und bis 1902 auf 931 Millionen Dollars gefunfen. England ver: 
pflichtet ich bei der Aufnahme feiner Anleihen, die Schuld in einer 
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beitimmten Anzahl von Fahren wieder zu tilgen, und zwar mittels jähr— 
liher Zahlungen, die neben dem Zinsbetrage auch eine gewifje Kapital: 
quote umfaffen. Außerdem finden in England auch direkte Tilgungen 
aus einem direft dazu beftimmten Fonds ftatt. Frankreich tilgt mit 
jeweiligen Unterbrechungen feine Schulden ebenfalls durch Annuitäten. 
In Dfterreich befteht ebenjo, in Italien wenigitens für eingetragene 
Schulden wie Eifenbahnanleihen eine planmäßige Schuldentilgung. 
Meine Herren, auf gleich günftige Verhältniffe wie in den Vereinigten 
Staaten fann bei uns jedenfall nicht gewartet werden. Die Mehr: 
einnahmen, welche zu erwarten find aus der weiteren natürlichen Ent- 
wicklung der im Reiche vorhandenen Einnahmen, werden bei äußerfter 
Sparjamteit vielleicht — ich unterjtreihe das Wort „vielleicht“ — 
ausreichen für die jtetig wachjenden Anſprüche auf dem Gebiete des 
Militärweiens, der Flotte, im Bereich des Innern, der Juſtiz, der Poſt 
und Telegraphie, für die joziale Fürſorge für die Hilfsbedürftigen. 

Ich möchte auch hier einige Zahlen anführen, um den fortjchrei- 
tenden Bedarf im einzelnen zu fennzeichnen. 1873 verlangten NReichs- 
heer und Marine an fortdauernden Ausgaben 267 Millionen Mar, 
an einmaligen Ausgaben 66 Millionen Mark, im Etatsjahr 1891/92 
an fortdauernden Ausgaben 456 Millionen Mark, an einmaligen Aus: 
gaben 105!/2 Millionen Mark. Hier hat der Bedarf für Reichsheer 
und Marine fi) in 18 Jahren verdoppelt. Das Jahr 1902 er- 
forderte bereits für Militär: und Marinezwede rund eine Milliarde 
Mark, die Verdopplung iſt aljo annähernd jchon nad 10 Jahren 
wieder erreicht. Solche Steigerungen bilden ſich aber nicht bloß für 
Zwecke der Landesverteidigung, auch nicht bloß für die Zwecke des 
Neichs, ſondern — das betone ich ganz bejonders — faſt auf allen 
Gebieten und in allen Staaten. So hat Preußen für Zwecke des 
Unterrichts aufgewandt 1821 6 Millionen Mark, 1861 13 Millionen 
Mark, 1876 49 Millionen Mark, 1902 176 Millionen Marl. Groß: 
britannien gab für die Armee und Flotte aus 1867/68 540 Millionen, 
1898/99 880 Millionen, 1901/02 2460 Millionen Mark. 

Meine Herren, troß äußerjter Sparſamkeit wird ficher nicht darauf 
gerechnet werden Fünnen, aus den bisherigen Einnahmequellen des 
Reichs etwas zu erreichen für die Dedung des Fehlbetrags von über 
100 Millionen und für die bereit3 vom Reich in Angriff genommenen 
Aufgaben, die Durchführung des Geſetzes über die Friedenspräfenz- 
jtärfe des Heeres und die weitere Ausführung des Gejeßes über die 
MWehrpfliht. Das Reich befitt aber auch andere Aufgaben, die aus 
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Mangel an Mitteln bisher nicht in Angriff genommen werden Fonnten 
und doch dringend der Erledigung harren. Ich verweife in diefer Be- 
ziehung auf die organische Schuldentilgung, ich verweife auf die Aus- 
führung des Milttärpenfionsgefeges mit feinen etwaigen Rückwirkungen 
auf die Penfionsverhältnifje der Zivilbeamten. Ich verweife auf die 
Befeitigung des Perſonalſerviſes der Offiziere und Militärbeamten, ich 
verweife auf die dringend notwendige Vermehrung der Marine, ich 
verweife auf die dringend notwendige Sanierung des Reichsinvaliden- 
fonds. 

Es iſt nicht das erfte Mal, meine Herren, daß wir uns bemühen, 
Ordnung in die Reichsfinanzen zu bringen, um die Mißftände zu befei- 
tigen, auf die ich joeben hingemwiejen habe. Ich will die mannigfachen 
ganz oder teilweife mißglücten Anläufe nicht vefapitulieren, die von 
1869 bis heute im diefer Richtung gemacht worden find. Das Geſetz 
vom 14. Mai 1904 hat in fornteller Beziehung zweifellos Erfolge ge: 
habt, jeine materiellen Wirkungen waren geringer, weil der Hauptübel- 
ſtand in unferen Finanzen beitehen blieb, nämlich, daß die ordentlichen 
- Einnahmen nicht ausreichen zur Deckung der ordentlichen Ausgaben. 
Daß die Befeitigung diefes Übelftandes ohne Gefährdung der Sicherheit 
und des Wohlitandes des Reiches, ohne die Preisgabe wichtiger Kultur: 
aufgaben nicht anders zu erreichen iſt als durch neue Steuern, ift die 
wohl erwogene und feſt begründete Überzeugung aller Verbündeten Regie: 
rungen. Gewiß, meine Herren, fommt die Finanzreform im wefentlichen 
heraus auf Einführung neuer Steuern, die Erhöhung der bejtehenden; 
wenn wir aber für die wachjenden Ausgaben nicht vermehrte Einnahmen 
nötig hätten, dann brauchten wir überhaupt feine Reichsfinanzreform. 

(Heiterfeit.) 

Wer aber das wachjende Mißverhältnis zwifchen Einnahmen und Aus- 
gaben zugibt — und das fann niemand leugnen —, der muß auch für 
die neuen Steuern eintreten. Da heißt es für die Verbündeten Regie- 
rungen und für diefes Hohe Haus: „ES fehlt an Geld, nun gut, fo 
ihaff es denn!“ 

Meine Herren, der zur Dedung des Fehlbetrags und der drin- 
genditen neuen Ausgaben notwendige Gejamtbetrag ift, wie in den Anz 
lagen jpezialifiert worden ift, auf rund 250 Millionen zu veranfchlagen. 
Bon diefer Summe werden mutmaßlih nur 75 Millionen, von denen 
50 Millionen bereits gejeglich für die Witwen: und Waifenverforgung 
der Arbeiter feitgelegt worden find, durch die Mehreinnahmen aus den 
Zöllen gedeckt werden können. Um den noch fehlenden Betrag möglichit 
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gerecht zu verteilen und die minder begüterten Volksklaſſen zu fchonen, 
ift e3 nötig, diefe Summe möglichſt vielen und möglichft leiftungsfähigen 
Schultern aufzuerlegen. 

Meine Herren, die Verbündeten Regierungen wiſſen ſehr wohl, daß 
in diefem Hohen Haufe der Wunſch beiteht, die breiten Maſſen gar nicht 
zu den neuen Steuern heranzuziehen. Die verbündeten Regierungen 
glauben, daß in diefer Form und jo allgemein gehalten diefer Wunſch 
zu weit geht und für jede dDurchgreifende Reichsfinanzreform ein unüber- 
mwindliches Hindernis bilden würde, Gewiß, meine Herren, foll man 
ſich der Beſteuerung des notwendigen Bedarfs enthalten. In der Agi- 
tation gegen die neuen Steuern begegne ich aber immer wieder der 
Fiktion, al3 ob die Regierung nur aus Eigenfinn oder aus Einfältig- 
feit fich nicht ausjchließlich an den Luxus der Reichen hielte, und als 
ob fie die Wahl hätte, den zwijchen fteigenden Ausgaben und un— 
genügenden Einnahmen feitgefahrenen Staatswagen entweder durch ein 
jchnellfüßiges Luxuspferd oder durch die vereinte Kraft tüchtiger Arbeits- 
und Aderpferde wieder flottzumachen. Meine Herren, diefe Wahl be: 
jteht nicht. Der Lurus der Reichen wirft auch bei hoher Befteuerung 
verhältnismäßig nicht viel ab. Es gibt eben zu wenig Reiche. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemofraten.) 


Ich habe vor einigen Wochen in einem Auffag, der herrührte von 
einem Mitgliede diejes Hohen Haufes, das mir perjönlich nicht befannt 
ift, den ich aber mit großem Intereſſe gelefen habe, in einem Aufjat 
des Abgeordneten Fuchs gelejen, daß, wenn man alle Einfommen in 
Deutjchland teilt, auf jeden Deutjchen etwa faum nur 300 Mark jähr: 
lid — wenn ich mich recht entfinne — kommen würden. ch jage 
alfo, es gibt noch zu wenig Reiche. Jede Steuer, joll fie einigermaßen 
ergiebig jein, muß auch die Genußmittel der Allgemeinheit treffen, das 
find die zweckmäßigſten Objekte der Bejteuerung. 

Diefe Erwägung mußte die Verbündeten Regierungen in erjter 
Linie auf die indirekten Steuern führen. Für die indirekten Steuern 
aber ſprach auch die Reichsverfaſſung, welche die direften Steuern den 
Einzelitaaten vorbehalten hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sie müſſen den Einzeljtaaten erhalten bleiben, wenn anders deren 
Reiftungsfähigfeit und deren Lebensfähigfeit, die Grundlagen der Neichs- 
verfafjung und des Neiches, nicht gefährdet werden follen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
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Das Verhältnis der direkten Steuern zu den indirekten liegt in 
Deutjchland gar nicht ungünftiger als in anderen Yändern. Zieht man 
die wichtigeren direkten Steuern in Betracht, jo ergibt fich für das 
Reich und die Bundesjtaaten eine Belaftung von: im Deutjchen Reiche 
7,72 M. auf den Kopf der Bevölkerung, in Ofterreich 9,45 M., in 
Ungarn 9,89 M., in Italien 12,49 M., in Frankreich 12,38 M., in 
Rußland 2,26 M., in Großbritannien 19,65 M. 

(Hört! hört!) 
An Zöllen und wichtigeren indirekten Steuern werden dagegen erhoben 
im Reiche und in den Bundesitaaten zufammen 19,97 M. auf den Kopf 
der Bevölkerung, in Ofterreich und Ungarn 21,12 M., in Italien 22,54 M,, 
in Frankreich 44,97 M., in Rußland 15,45 M., in Großbritannien 
47,55 M. 
(hört! hört! rechts), 


in den Vereinigten Staaten von Amerika, in welchen es direfte Bundes- 
abgaben überhaupt nicht gibt, 30,31 M. auf den Kopf der Bevölferung. 

Ich möchte hierbei aber doc noch auf einen Punkt hinweifen. Im 
Reiche werden von den Einzeljtaaten jährlich etwa 280 Millionen Marf 
für Unterrichtszwede verausgabt, die im weſentlichen Volksſchullaſten 
darjtellen. Ich habe vor einigen Tagen in einer Abhandlung, in einer 
Zufammenftellung gelefen, man fönne wohl annehmen, daß von den 
Gemeinden und fonftigen BVerpflichteten für Unterrichtszwece etwa Ddrei- 
mal jo viel aufgebracht würde, wie vom Staate. Wir haben alſo mit 
einer jährlichen Ausgabe von über einer Milliarde zu rechnen, die im 
wejentlichen den breiten Mafjen der Bevölkerung zugute fommt. Diefe 
Laſt wird ebenfo wie die gleichfall8 den Gemeinden und Kommunal- 
verbänden obliegende Armenlaft durch direkte Steuern aufgebracht, die 
vorzugsweije die bejigenden Klafjen treffen. 


(Sehr wahr! rechts.) 


Ich kann auch daran erinnern, daß in Preußen von 34 Millionen über 
20 Millionen einfommenfteuerfrei find, und daß nur etwa 13 oder 14° o 
der Bevölkerung zur Ergänzungsiteuer veranlagt find. 

Meine Herren, Ziel jeder Steuerreform muß fein, den aufzubringenden 
Betrag fo einzurichten, daß er mit denfbar geringftem Druck auf die 
Steuerpflichtigen aufgebracht wird. Wir müſſen uns immer vorhalten, 
wie fchon vor langen Jahren Fürft Bismard gefagt hat: Wie fitt der 
ſchwere Steuerrocd dem Volke am bequemjten? Oder vielmehr: wie läßt 
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er fich am bequemften tragen? Denn ganz bequem fißt der Steuerrod 
niemand. Bon diefem Gefichtspunft ausgehend, war mein großer Amts: 
vorgänger Zeit jeines Lebens feit feiner Prüfungsarbeit als Referendar — 
die behandelte das jehr zeitgemäße Thema „Die Sparjamfeit im Staats: 
haushalte, ihre Wirkungen und Folgen” — ich age, feit feiner Prüfungs- 
arbeit al3 Neferendar bis zum Ende feiner politischen Laufbahn ein 
ausgejprochener Anhänger der indirekten Steuern. Er ſah ihre Vorzüge, 
ihre große Gleichförmigkeit in ihrer leichteren Erhebung, und er hatte 
den Eindrud, daß gerade der Arme fich unter dem Regime der indirekten 
Steuern wohler befindet. ch könnte das mit zahllofen Ausfprüchen 
des Fürſten Bismard belegen. Dieſelben Gefichtspunfte mußten die 
Verbündeten Regierungen auch dahin führen, ihre Vorfchläge für die 
Gefundung der Reichsfinanzen mit auf die indirekten Steuern zu bafieren. 
Wenn fi die Verbündeten Regierungen trogdem entſchloſſen haben, nad) 
langen Erwägungen und jchwierigen Beratungen die Erbichaftsiteuer 
dem Reiche zu überweifen unter gewifjen VBorausfegungen, jo wollen 
Sie, meine Herren, darin einen Beweis jehen dafür, daß die Verbündeten 
Negierungen nicht eigenfinnig find, daß die verbündeten Regierungen 
tun wollen, wa3 an ihnen ift, um zu der fo notwendigen und wünfchens- 
werten Berftändigung zu gelangen. 

Meine Herren, auf eine Erörterung der Streitfrage, ob die Erb: 
jchaftsftener als eine direkte oder indirefte Steuer anzujehen ift, möchte 
ich hier nicht eingehen. Tatjächlich wirkt fie jedenfalls als direkte Steuer 
und dient wie die unbejtritten al3 direkte Steuern zu behandelnden 
Abgaben bisher den Einzeljtaaten als Reſerve, um nötigen und dringenden 
Bedürfnifjen des eigenen Landes oder gefteigerten Anfprüchen des Reiches 
‚an Matrifularumlagen zu genügen. Dieje Nejerve wird den Einzel: 
jtaaten durch die Reichserbichaftsiteuer genommen. Die Reichserbichafts- 
jteuer enthält auch eine Bejteuerung des Vermögens, die von einem 
zufälligen Umſtande, dem Todesfalle des Erblajjerd abhängt. Sie 
enthält einen Eingriff in das den einzelnen Staaten zuftehende Steuer: 
gebiet, injofern fie die weitere Ausbildung der einzelftaatlichen VBermögens- 
jteuern, aljo 3. B. der preußischen Ergänzungsfteuer beeinträchtigt. 
Meine Herren, deshalb hat der preußische Herr Finanzminifter und hat 
das preußifche Staat3minifterium, deshalb habe ich mich felbit ehr 
fchwer entjchließen können, der Erbichaftsfteuer zuzuftimmen. Die Erb- 
ſchaftsſteuer trifft ferner das mobile Kapital viel weniger fcharf als das 


immobile. 
(Sehr richtig! rechts.) 
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Gewiß ift das richtig. Sch will noch mehr jagen. Der Befiter von 
mobilem Kapital kann dasjelbe viel leichter bei jeinen Lebzeiten an die 
Erben übertragen im Gegenjab zu dem Befiger von Immobilien. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Die Umgehung der Erbfchaftsfteuer durch Zumendungen unter 
Lebenden läßt ſich bei mobilem Kapital ſehr fchwer verhindern ohne 
ehäflige Eingriffe 
* (Sehr richtig! rechts) 
in die Privatverhältnijje. 

Mer Erbe von mobilem Kapital ift, wird die Erbjchaftsiteuer 
leicht flüffig machen fönnen. Der Erbe von Immobilien wird, da 
neben den Grundftücden oft wenig, bisweilen gar fein Barvermögen 
vorhanden ift, nicht jelten Schulden aufzunehmen haben, um die Erb: 
Ichaftsjteuer zu bezahlen. 

(Sehr wahr! rechts.) 


Meine Herren, ich habe Ihnen abfichtlich einige der Bedenken 
angeführt, die gegen die Erbjchaftsjteuer jprechen, um Ihnen zu beweiſen, 
daß die Verbündeten Regierungen an diefen Bedenken nicht achtlos und 
leichtfinnig vorbeigegangen find. Wenn die Verbündeten Regierungen 
Ihnen trogdem die Neichserbichaftsjteuer vorjchlagen, jo geichieht es, 
weil jie diefe Bedenken nicht für unüberwindlich halten. In dem Ent- 
wurf der Erbichaftsiteuer, von der ein Ertrag von 48 Millionen für 
das Neich erwartet wird, iſt der Verſuch gemacht worden, die diefer 
Steuerart anhaftenden Unebenheiten und Härten tunlichjt zu bejeitigen, 
nach Möglichkeit wenigjtens zu mildern. Ich will auch nicht verjchweigen, 
daß die Verbündeten Regierungen zu ihrem Entjchluß, Ihnen die Erb: 
jchaftsfteuer vorzufchlagen, auch durch die Erwägung veranlaßt worden 
find, daß dieſe Steuer bei uns noch dürftig ausgejtaltet ift und geringe 
Erträge abwirft. Während in England aus der Erbicdaftsiteuer auf 
den Kopf der Bevölkerung 7 M. bezogen werden, in Frankreich, Belgien 
und Holland, wenn ich nicht irre, 4M., jo wirft die Erbichaftsiteuer 
in Preußen faum 35 oder 30 Pf. ab. 

Ich muß es dem Herren Staatsjefretär des Neichsjchagamts über- 
lafjen, die einzelnen Steuervorlagen zu begründen, dem Herrn Staats- 
jefretär, über defjen Kompetenz wir wohl alle einig find. Als ich vor 
zwei Jahren den Herrn Freiherrn von Stengel Seiner Majejtät dem 
Kaiſer als Staatsjekretär für das Reichsſchatzamt vorfchlug, jagte ich 
Seiner Majejtät, es gäbe in Deutſchland drei Berjonen, welche 
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den Etat, die Etatsverhältnifje, die Finanzverhältnifje aus 
dem ff fennen, das wäre erftens der Abgeordnete Richter 

(ehr richtig!), 
den wir zu unjerem allffeitigen Bedauern noch immer nicht an feinem 
gewohnten Eckplatz jehen 

(jehr wahr!), 
das wäre der Herr Unterftaatsfefretär Aſchenborn und der Frei: 
herr von Stengel. Der Herr Abgeordnete Richter, fügte ich hinzu, 
würde wohl leider nicht geneigt jein, diefen Pojten anzunehmen 

(Heiterkeit), 
für den Willen und Charakter ihn wohl qualifizierten 

(ſehr gut!), 
der Herr Unterfjtaatsjefretär Aſchenborn wäre über die Jahre hinaus, 
wo es einem Spaß mache, Staatsfefretär zu werden 

(Heiterkeit); 
ich ſei aber überzeugt, daß der Herr Freiherr von Stengel der richtige 
Mann für diefe Stellung jei. ch bin auch heute überzeugt, daß Herr 
von Stengel der rechte Mann iſt, um dieſe große, dieje hochwichtige 
Aufgabe in fachkundiger, gewilienhafter, gerechter Weife mit diefem 
Hohen Haufe durchzuführen. 

Meine Herren, die Verbündeten Regierungen, welche einftimmig, 
welche einmütig Hinter dieſer Vorlage ftehen, hoffen, daß diefes Hohe 
Haus nicht die jchwere Verantwortung auf fich nehmen wird, nicht nad) 
beiten Kräften zu einem glücklichen Ausgang diejer notwendigen Vorlage 
beizutragen. Wir werden um fo eher zu einem günftigen Ergebnis ge- 
langen, je mehr wir uns freimachen von der Vorftellung, als jollten 
die neuen Steuern der Regierung bewilligt werden. Meine Herren, 
dieſe Auffaffungsweife, diefe Ausdrucksweiſe, der ich noch täglich in der 
Preſſe begeane, ftammt aus der Kinderzeit des Parlamentarismus, 

(Sehr wahr! rechts.) 
Für die Herren hier am Tifche des Bundesrats, für die Herren der 
Nefforts, die diefe Vorlage mit fo großer Mühe hergeftellt haben, ift 
es, ſoweit ihr Privatinterefje in Frage fommt, wirklich vollftändig gleich- 
gültig, ob das Bier oder der Tabak oder die Fahrlarten belaftet werden, 
perfünlich haben fie davon gar feinen Vorteil zu erwarten. Wir leben 
ja doch nicht in einer exotiſchen Nepublif, wo die Minifter gelegentlich 
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ihre furze Amtszeit benugen follen — ich fage follen —, um für fid, 
ihre politischen Bettern und Anverwandten zu forgen. 


(Heiterfeit.) 


Die Verbündeten Regierungen haben dieje Borlage auch nicht eingebradit 
wie ein leichtfinniger Student, der bei feinem Vater um die Erhöhung 


jeines Wechjels einfommt. 
(Heiterfeit.) 


Nein, meine Herren, hier handelt es fi) um eine dira necessitas; was 
Sie bewilligen, das bewilligen Sie dem Bunde, das bewilligen Sie für 
die Deckung von Ausgaben, die für die Wohlfahrt, die Sicherheit, den 
Frieden, die Zufunft des deutjchen Volkes unerläßlich jind. Bewilligen 
Sie dem Neiche, was es finanziell bedarf, um felbjt die nötige Be: 
wequngsfreiheit zu haben und den Einzeljtaaten nicht übermäßig zur 
Laſt zu fallen! Damit werden Sie die Gegenwart erleichtern, die Zu- 
funft jichern, die Verdienſte des Neichstages aber vermehren um eine 
eminent patriotijche Tat! 
(L2ebhafter Beifall. Ziſchen bei den Sozialdemokraten.) 


In derfelben Situng ermwiderte der Neichskanzler auf die Ausführungen 

des Abgeordneten Frigen (Ztr.) folgendes. 
Reichskanzler Fürſt von Bülom: 

Meine Herren, jchon im Hinblick auf die vorgerückte Stunde werde 
ic; auf die von dem Herrn Vorredner berührten innerpolitijchen und 
befonders finanzpolitifchen Fragen heute nicht mehr eingehen. Ich be: 
halte mir das für den weiteren Yauf der Debatte vor und bejchränfe 
mich heute auf die auswärtigen Angelegenheiten. 

Als ich vor einer Stunde Zeitungsausfchnitte durchblätterte, ſtieß 
ich auf einige Preßſtimmen, in denen der Erwartung Ausdruck gegeben 
wurde, daß ich im Laufe dieſer Etatsdebatte große Enthüllungen machen, 
daß ich alle Winkel der Weltlage beleuchten und durchleuchten were. 
Meine Herren, ein leitender Staatsmann fann nicht in jedem beliebigen 
Augenblid eine Rede über die auswärtige Lage halten. Namentlich, 
wenn dieſe Lage feine durchaus befriedigende ift 


(hört! hört! in der Mitte und bei den Sozialdemofraten); 


‚wenn Berjtimmungen eben erſt überwunden und neue möglich find, wird 
er ich zunächit immer fragen müffen, ob er überhaupt reden foll, und 
ob er nicht, wenn er auf jede Frage öffentlich Rede und Antwort ftehen 
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wollte, mehr fchaden als nüten würde. Die Beziehungen von Regierung 
zu Regierung können forreft, fie können von beiderfeitiger Friedensliebe 
erfüllt fein, aber die Beziehungen zwijchen den Kabinetten erjchöpfen 
nicht die Politik ihrer Länder. 

(Sehr richtig!) 


Ich weiß nicht, ob ich mich irre, aber ich glaube, es war in dieſem 
Hohen Haufe, daß einer feiner größten Männer, der Reichstagsabge- 
ordnete Graf Helmut Moltke, im Vergleich zu der Kabinettspolitif 
früherer Tage auf die Gefahren der Bolfsleidenjchaften in unferer Zeit 
hingewiefen hat. Wir haben 3. B. jest in England mit einer tief- 
gehenden Abneigung der öffentlihen Meinung gegen uns zu 
rechnen. Erft in allerlegter Zeit haben ſich Anläufe gegen 
diefe bedenflihe Spannung in erniten englifchen Kreiſen be: 
merfbar gemadt. Ich begrüße aufrichtig ſolche günftigeren 
Zeichen. | 


(Bravo!) 


Sch möchte gern darin einen Anfang dafür jehen, daß man 
zu dem leider unterbrochenen mwechjeljeitigen Beritändnis 
zweier großer Bölfervongleihartiger Kulturzurüdfehren will. 


(Sehr richtig! Bravo!) 


Ich beabfichtige alfo nicht, Ihnen ein Expoſé über die auswärtige 
Lage zu geben, da ich mir davon in diefem Moment feinen Vorteil für 
das Land verfpreche. ch bin aber durchaus bereit, auf einzelne kon— 
frete Fragen, die der Herr Vorredner angefchnitten hat, meine Meinung 
zu äußern. 

Der Herr Vorredner hat das Berhältnis zwiſchen Deutſch— 
land und Stalien berührt. Offenbar im Hinblid auf die zwijchen. 
Italien und Frankreich eingetretene Annäherung hat er der Befürchtung 
Ausdruck gegeben, daß zwiſchen Deutjchland und Italien nicht mehr alles 
beim alten ſei. Daß eine Abmwendung Staliens vom Dreibund nicht zu 
erwarten ift, habe ich vor der inzwilchen erfolgten Erneuerung des 
Dreibundes gejagt. talien hat ſich dem Dreibund jeinerzeit nicht in 
unflarer Sentimentalität angejchlofjen, ſondern weil es dabei auch feine 
Rechnung findet. Die Gründe, welche feinerzeit die drei großen 
mitteleuropäifchen Neiche zufammengeführt haben, bejtehen 
auch heute noch; es ift nichts gefchehen, was fie befeitigen 
fönnte. Wie zwifchen Deutschland und Ofterreih:Ungarn, jo bejteht 
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auch zwiſchen Deutjchland und Italien nicht der leiſeſte Intereſſengegen— 
fat. Zwiſchen Ofterreich-Ungarn und Stalien haben Mifverftändnifje 
und Berjtimmungen beftanden, e8 ift aber durch beiderjeitigen guten 
Willen und gegenjeitiges Entgegenfommen noch immer gelungen, dieje 
Mißverftändniffe zu befeitigen. Das Bindeglied zwifchen Oſterreich— 
Ungarn und Italien bildet Deutjchland, das für jedes Ddiefer beiden 
Reiche der natürlichjte Bundesgenofje ift. Die gegenwärtige italienijche 
Negierung fieht in dem Dreibunde die Grundlage ihrer auswärtigen 
Politik. Aber auch die große Mehrheit des italienischen Volkes ift zu 
patriotifch und zu Elug, um nicht zu wiſſen, das ein vom Dreibund los— 
gelöftes Italien noch jtärfer jein müßte, als Italien ift, wenn es nicht 
für die Unabhängigkeit feiner Politik Gefahren laufen will, die jeder 
Staliener. aus der Geichichte feines Yandes fennt. Wenn Ftalien 
jegt von mehr als einer Seite ummworben wird, jo ift wohl 
nicht zu beftreiten, daß feine Freundfchaft gerade durch feine 
Zugehörigkeit zum Dreibunde und durch die Sicherheit, die 
diefe Zugehörigfeit gewährt, an Wert gewonnen hat. 

Meine Herren, der Dreibund will in Europa den Frieden und den 
status quo aufrecht erhalten. Das war fein Ausgangspunft, das ift 
jein Endziel. Deshalb haben wir den Dreibund abgejchlofjen, deshalb 
haben wir den Dreibund erneuert, deshalb halten wir unverbrüchlicy am 
Dreibunde feit. 

(Bravo!) 

Aber, meine Herren, Deutfhland muß ſtark genug fein, um im 
Notfall jih au ohne Bundesgenofjen behaupten zu können 
(Bravo!); 
es muß ftarf genug fein, um im ſchlimmſten Fall auch allein feine Stellung 

verteidigen zu können. 

(Sehr richtig!) 

Ich jage: im fchlimmiten Fall. Diejer Fall iſt nicht eingetreten; mir 
hoffen, daß diefer Fall nicht eintreten wird. Aber diefen Fall 
dürfen wir niemals aus den Augen verlieren. Wir müfjen jtets 
eingedenE bleiben der Worte, die in feiner legten großen Rede, in feiner 
unfterblichen Rede vom 6. Februar 1888 Fürſt Bismard mit bezug auf 
die ſchon damals beftehenden Bündnisverträge jagte: 

Wir müſſen 
— jagte Fürft Bismard — 

unabhängig von der augenbliclichen Lage jo jtark fein, daß wir 

mit dem Selbitgefühl einer großen Nation, die unter Umftänden 
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jtarf genug ift, ihre Gejchidle in die eigene Hand zu nehmen, aud) 
gegen jede Koalition jeder Eventualität entgegenjehen fünnen. 
(Lebhaftes Bravo.) 

Meine Herren, der Herr Vorredner hat auch Verhältniſſe und 
Vorgänge in Oftafien berührt. Gegenüber Japan war unfere Bolitif 
vor, während und nach dem ojtafiatifchen Kriege forreft und loyal. Das 
ift in Japan durchaus anerkannt worden. Unfere Beziehungen zu Japan 
find gut und freundlih. Schon das eigene Intereſſe weift Japan auf 
Achtung vor gejchlofjenen Verträgen hin. ch glaube nicht, daß Japan 
vertragsmäßige und mwohlbegründete Rechte jollte verlegen wollen. ch 
glaube vielmehr, daß das japanifche Volk, das fich durch Tapferkeit und 
Intelligenz jeinen Pla unter den großen Mächten erobert hat, beftrebt 
jein wird, dieſe Stellung durch eine Vertrauen erwecende Politik zu 
fejtigen und zu jichern. 

Daß durch den neuen japanifchsenglijchen Vertrag unjere 
Stellung in Oftafien beeinträchtigt werden follte, ift bisher nicht anzu— 
nehmen. Natürlich fommt es auf den Geift an, in dem diefer Vertrag 
ausgelegt und ausgeführt werden wird. Sein Wortlaut jteht in feinem 
Widerjprud zu den Zielen, die wir jelbjt in Oftafien verfolgen. Wir 
haben in Oftafien nie etwas anderes angeftrebt als die offene Tür für 
unferen Sandel, für unfere Induſtrie, für unfere Kultur. Und weil wir 
die offene Tür in diefem Sinne wollen, find wir für möchlichte Sicherung 
des Friedens und für die Aufrechterhaltung der Integrität und der 
Unabhängigkeit von China. Das waren, das bleiben die Ziele unferer 
oſtaſiatiſchen Politik, wie ich fie mehr al3 einmal vor diefem Hohen Haufe 
dargelegt habe. Mit diefer Politik find die Zwecke des japanijch- 
englijchen Bündniffes, wie fie Lord Landsdowne Anfang November 
öffentlich erläutert hat, wohl vereinbar. Insbeſondere haben wir nie 
einem Zweifel darüber Raum gelaffen, daß wir in Schantung nur wirt: 
ſchaftliche Ziele verfolgen. 

In Übereinftimmung mit diefer unferer allgemeinen oftafiatifchen 
Bolitif haben wir die Zurüdziehung unferer Kontingente aus 
Tſchili in dem Augenblid in Angriff genommen, den wir immer als 
den geeignetjten Moment für die Räumung bezeichnet hatten, nämlich bei 
MWiederherjtellung des Friedens in Oſtaſien. Als diefer Augenblick mit 
der Ratififation des Friedens von Portsmouth gefommen war, haben 
wir allen in Tſchili noch mit Kontingenten vertretenen Mächten die 
Evakuierung vorgefchlagen. Diefer unjer Vorſchlag ift von allen Mächten 
angenommen worden. Die Einzelheiten der Räumung, die gleichzeitig 
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und gleichmäßig erfolgen ſoll, werden jetzt von den Vertretern der Mächte 
in Peking unter Zuziehung der militärischen Befehlshaber erörtert. Ich 
denfe, daß die Räumung im wejentlichen nach der Wiederherjtellung der 
Schiffahrt, alfo beim Beginn des Frühjahrs wird vor fich gehen können. 

Meine Herren, was unfere Stellung zu den von dem Herrn Vor: 
redner weiter berührten inneren Vorgängen in Rußland angeht, 
jo enthalten wir uns dort jeder Einmifchung. 

(Sehr richtig!) 
Wir bejchränfen uns auf den lebhaften und aufrichtigen Wunſch, daß 
fich die ruffische Entwicklung in glüclicher, friedlicher, ruhiger Weije 
vollziehen möge. Daran find wir, wie der Herr Abgeordnete Frigen 
mit großem Rechte hervorhob, wirtichaftlih und politiſch als Nachbar: 
land in hohem Grade interejjiert. Aber weder mit Ratſchlägen nod) 
mit Angeboten noch mit irgend einer Art von ntervention mifchen wir 
und da ein. 
(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 

Was ich da jage von unjerer Stellung zu Rußland, das gilt ganz 
bejonders für unfere Haltung gegenüber den Vorgängen in den Weichjel- 
gouvernements. Bejonders in Ddiejer Richtung hat man uns die un- 
finnigften Pläne untergefchoben. In einem großen ausländijchen Blatte 
las ich an einem Dienstag, Rußland würde fich genötigt ſehen, Ruſſiſch— 
Polen die Autonomie zu geben, weil wir das verlangt hätten, da wir 
Ruhe in den ruſſiſchen Gouvernements haben wollten. In demfelben 
Blatt las ic) am nächiten Tage, am Mittwoch, als inzwifchen nicht die 
Autonomie, fondern der Belagerungszujtand verfündigt war, diefer wäre 
auf unjer Drängen proflamiert worden, weil wir uns vor Selbjtändig- 
feitsgelüften unferer polnischen Staatsbürger fürchteten. Das eine war 
eine ebenjo alberne Erfindung wie das andere. 

(Zuruf bei den Polen.) 


Wie fich die ruffischen Verhältnifje weiter entwiceln, was in Rußland 
weiter vor fich geht, it lediglich Sache der Ruſſen. Das verfteht fich 
von felbit, daß wir ein Übergreifen der Unruhen auf unfer Gebiet nicht 
dulden werden. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen, in der 
Mitte und rechts.) 


Bei uns werden wir die Ordnung aufrecht zu erhalten wiſſen, darauf 
verlaſſen Sie fich. 
(Lebhaftes Bravo.) 
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Meine Herren, was nun die Maroffofrage angeht, jo fann ich 
Ihnen in diefer Beziehung feine neuen Tatfachen vorführen. Ich kann 
auch nicht alles jagen, was die Akten enthalten. E3 erjcheint mir aber 
durchaus angemefjen und berechtigt, daß die Vertretung des deutjchen 
Volkes weiß, wie der verantwortliche Leiter unjerer auswärtigen Politik 
zu einer Frage fteht, die über ihren unmittelbaren materiellen Wert 
hinaus die internationale Stellung des Reichs berührt und ernite 
Schwierigkeiten gefchaffen hat. ch glaube, das gejchieht am beiten, 
indem ich Ihnen in ganz einfachen Linien ein Bild der Entwicklung 
diefer Frage gebe. 

Es ift Ihnen befannt, daß Deutjchland ſchon zur Zeit der Madrider 
Konferenz, aljo vor 25 Fahren, in Marokko feine Sondervorteile fuchte, 
fondern wie damals alle übrigen Mächte eine ruhige und unabhängige 
Entwiclung des jcherififchen Reichs begünftigte. Indem wir an diefem 
Standpunkt feithielten, konnte eine deutjche Aktion wegen Marokko nur 
defenfiver, nicht aggrejjiver Natur fein. Alfo feine territorialen Er- 
werbungen in Marokko, wohl aber Achtung vor den bejtehenden Ber: 
trägen, Achtung unjerer politischen Stellung zu Marroffo al3 einem 
unabhängigen Staat, Achtung unferer wirtjchaftlichen Gleichberechtigung 
in Maroffo. 

Nun hatten Anfang April vergangenen Jahres England und Frank: 
reich wegen überjeeifcher Fragen ein Abfommen miteinander gefchlofjen. 
In bezug auf Maroffo bedeutete diejes Abkommen eine Desinterefiterung 
Englands zugunften Frankreichs. England verpflichtete fich durch diejes 
Abkommen, Frankreih in Marokko freie Hand zu lafien. Selbſtver— 
ſtändlich haben wir niemals der englichen Regierung daS Recht be- 
ftritten, ebenfowenig wie jpäter der jpanifchen, über die maroffanifchen 
Intereſſen ihrer Untertanen nach Gutdünfen zu verfügen. Aber deutfche 
Rechte konnten durch ein englifch-franzöjiihes Abkommen 
nicht aufgehoben werden. 


(Sehr richtig! bei den Liberalen, in der Mitte und rechts.) 


Diefe unjere Rechte ergaben fich aus der zwifchen den größeren euro— 
päiſchen Staaten, den Bereinigten Staaten von Amerika und Maroffo 
am 3. Juli 1880 zu Madrid abgejchlofjenen Konvention und aus dem 
deutfch-maroffanifchen Handelsvertrag vom 1. Juni 1880. Hauptſäch— 
ih Fam der Artikel 17 der Madrider Konvention in Betracht, durch 
welchen Maroffo allen auf der Madrider Konferenz vertretenen Mächten 
das Recht der Behandlung als meiftbegünftigte Nation eingeräumt hat. 
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Wenn alfo Frankreich auf Grund des franzöſiſch-engliſchen Abkommens 
in Maroffo Sonderrechte erwerben wollie, welche mit dem Meiſtbe— 
günftigungsrecht der anderen Staaten in Widerfpruch ftehen, jo hatte 
e3 nicht nur die Zuftimmung von Marokko, jondern auch diejenige der 
übrigen Signatarmächte einzuholen. 


(Lebhafte Zuftimmung.) 


Pacta sunt servanda. Wir hatten ein vertragsmäßiges Recht 
darauf, bei einer Neugeftaltung der VBerhältnijje in Marokko 


mit gehört zu werden. 
(Sehr richtig!) 


Unjere Handelsinterejien in Maroffo find zu erheblich, als daß mir 
eine Entwiclung der Dinge hätten zulafien fünnen, an deren Ende die 
vollftändige Abjchließung von Marokko ſtand. Wir haben ein erhebliches 
Intereſſe daran, daß die noch freien Gebiete in der Welt nicht nod 
weiter eingejchränft werden 


(lebhafter Beifall), 


und daß der Betätigung unferer Induſtrie und der Ausbreitung unferes 
Handels in einem fommerziell wichtigen und zufunftsreichen Lande die 
Wege nicht verjchlojjen werden. Und wenn gejagt worden tft, Diele 
unfere Handelsinterefjen wären nicht erheblich genug, um eine ernfthafte 
Vertretung zu rechtfertigen, jo erwidere ich darauf, daß jedes Land 
das Recht hat, jelbjt zu entfcheiden, wie hoch es den Wert 
jolcher jeiner Intereſſen ſchätzen will. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 
Ssedenfalls trifft das „minima non curat praetor“ nit auf 
Angelegenheiten zu, bei denen das Vertragsreht und das 
Anjehen eines Landes in Frage fommen. 

Meine Herren, ic hätte lebhaft gewünjcht, daß die Verjtändigung 
mit Frankreich über die Vereinigung unferer vertraggmäßigen Rechte in 
Marokko mit dem franzöfiichenglifchen Abkommen fich rafch, glatt und 
geräufchlos vollzogen hätte. Von diefem Wunjche geleitet, habe ich mic) 
vor diefem Hohen Haufe bald nach dem Abjchluß des englijch-frangö- 
fifchen Abkommens über Marokko in entgegenfommender und verjöhnlicher 
Weile ausgeſprochen. Ich hob damals hervor, wir brauchten bis auf 
weitered nicht anzunehmen, daß unfere Intereſſen und Rechte in Ma: 
rokko verlegt werden würden. Ich betonte, wir hätten feinen Grund, 
a priori zu glauben, daß dem englifch-franzöfifchen Abfommen eine 
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Spitze gegen uns gegeben werden jolle. Die Andeutung, welche in 
diefen Worten lag, war, wie ich glaube, verftändlich; fie war jedenfalls 
voller Courtoifie. Meine Erwartung, daß die andere Seite, 
bevor fie an die Verwirflihung ihrer Pläne in Maroffo 
ging, an uns herantreten und fi mit uns verftändigen 
würde, hat fich jedoch nicht erfüllt. 


(Hört! hört!) 


Man machte uns feine, jedenfalls feine ernjthafte und ausreichende Mit: 
teilung über das Abfommen. Ein Teil der franzöfifchen Preffe war 
bemüht, dem Abkommen eine Spige gegen Deutjchland zu geben. Auch 
ſonſt trat die Tendenz hervor, uns Schwierigkeiten in den 
Weg zu legen. 

Meine Herren, der Minijter, der die Verantwortung, die jchwere 
Verantwortung trägt für die Sicherheit und den Frieden eines großen 
Landes, darf fich nicht einfchläfern oder düpieren lafjen; er foll aber 
auch nicht vorzeitig die Nerven verlieren, ſondern abwarten und fchweigen 
fönnen, bis fich die Situation in der einen oder anderen Richtung ge- 
flärt hat. 

Diefer Augenbli Fam, als die franzöfiiche Regierung fich anfchickte, 
ohne weitere Erklärung, ohne Anfrage bei uns aus dem Abkommen mit 
Marokko die weiteitgehenden Konfequenzen zu ziehen. Zu diefem Zwecke 
wurde der franzöfiiche Gejandte Herr St. Rene Taillandier nad 
Fez geſchickt, welcher der maroffanifchen Regierung Vorjchläge unter: 
breitete, deren Annahme Marokko in eine ähnliche Lage gebracht haben 
würde wie Tunis. Dieje Vorfchläge wurden in Formen geftellt, die 
al3 Ultimatum gelten konnten. Indem fie uns hiervon in Kenntnis 
feßte, teilte die maroffanifche Regierung uns gleichzeitig mit, der fran- 
zöſiſche Gejandte habe fich zur Unterftügung feiner Forderungen auf ein 
europäifches Mandat berufen. Damit waren unfere vertragsmäßigen 
Rechte aus der Madrider Konvention offenkundig verlegt, die durch 
internationale Verträge verbürgte Souveränität von Marokko in Frage 
gejtellt, unſere wirtſchaftlichen Intereſſen in Marokko in abjehbarer Zeit 
mit Vernichtung bedroht. 

Die verſchiedenen Phaſen der langwierigen diplomatifchen Kam— 
pagne, die fich jeitdem abgejpielt hat, will ich nicht im einzelnen 
refapitulieren. Die Gefichtspunfte, die für und während diejer mehr: 
monatlichen Verhandlungen leitend waren, find in einem Erlaß zu— 
fammengefaßt, den ic) am 11. April d. J. an den faiferlichen Bot: 
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fchafter in London gerichtet habe und den ich vor dieſem Hohen Hauje 
verlejen will. 

Obwohl ich aus Euerer Erzellenz Berichterjtattung entnehme, 
daß die öffentliche Meinung in England einer ſachlichen Würdigung 
maroffanifcher Angelegenheiten und insbejondere unjerer Maroffo- 
politif wenig zugänglich ift, möchte ich doch nicht unterlafjen, Sie 
über die Hauptgefichtspunfte dieſer leßteren zu orientieren. 

In dem englifch-franzöfifchen Abkommen ift die Erhaltung des 
status quo ausdrücdlich vorgejehen. Wir waren daher berechtigt 
anzunehmen, daß, falls im Yaufe der Zeit Neuerungen eingeführt 
werden jollten, welche geeignet wären, die Intereſſen der Fremden 
zu berühren, Deutjchland zu denjenigen Staaten gehören würde, 
mit welchen man deshalb in Verhandlung treten werde. Hiervon 
ausgehend, traten wir aus der Beobachterrolle nicht heraus bis 
zu dem Augenblid, wo die maroffanijche Regierung unjere Ber: 
treter in Tanger fragen ließ, ob wirklich der franzöftiche Geſandte, 
wie er das vor dem Machjen erklärt habe, Mandatar der euro: 
päifchen Mächte ſei. Ungefähr gleichzeitig damit erfuhren wir, 
daß das von dem Gejandten zur Annahme vorgelegte Programm 
Forderungen enthalte, welche mit dem status quo unvereinbar 
find. Um jeden Zweifel an den Endabjichten der franzöſiſchen 
Regierung zu bejeitigen, machten einige infpirierte Organe der 
großen Pariſer Preſſe Stimmung für den Gedanken, daß Ma: 
roffo zu Frankreich in das gleiche Verhältnis wie Tunis zu 
bringen jei. 

Wir ftehen auf dem Standpunkte, daß diefem franzöfifchen Vor: 
haben die völferrechtliche Grundlage fehlt, und daß dadurd die 
Intereſſen aller derjenigen Staaten beeinträchtigt werden, welche 
bei den früheren marokkaniſchen Konferenzen mitberaten haben und 
jeßt nicht von Frankreich gefragt worden find. Der Einwand 
offiziöfer franzöſiſcher Blätter, daß es ſich bei den früheren Kon— 
ferenzen nicht um eine politijche Änderung, fondern Iediglich um 
die Regelung privatrechtlicher Intereſſenfragen gehandelt habe, ift 
rabuliſtiſch und nicht ftihhaltig.. Denn eine Änderung, wie die 
Tunifikation von Marokko, welche darauf hinausläuft, das nicht 
franzöfiiche Element nad) dem Vorgange von Tunis gänzlich aus 
dem maroffanijchen Gejchäftsleben zu verdrängen, berührt jelbit- 
verjtändlich die fremden Privatintereſſen in ihrer Gejamtheit. 
Eine Befragung der Bertragsitaaten iſt daher nicht zu vermeiden, 
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jofern Frankreich nicht den Rechtsboden verlafjen und lediglich die 
Machtfrage ftellen will. 

Was England und auch Spanien angeht, jo bejtreiten wir feiner 
der beiden Regierungen das Recht, über die maroffanijchen Inter— 
eſſen ihrer Untertanen für Gegenwart und Zukunft nach Gut: 
dünfen zu verfügen. Wir glauben aber nicht, daß eine der beiden 
den Anjpruch erhebt, gleichzeitig über die Intereſſen der Ange: 
hörigen der übrigen Bertragsftaaten, 3. B. über die Deutjchen, zu 
disponieren. Dieje unjere Annahme wird geftügt durch den Artikel 
des englifch-franzöfiichen Vertrags, wo die Erhaltung des status 
quo ausdrüclich vorgejehen ift. 

Es werden jeßt in der englifchen Preſſe große Anjtrengungen 
gemacht, um, wie dies übrigens ſchon jeit jahren gebräuchlich ift, 
der deutjchen Politik allerlei düftere Pläne unterzufchieben. Auf 
unfere Tage paßt der Spruch: Cet animal est tres m&chant, 
quand on l’attaque il se defend. Wir treten für unfere Inter— 
ejfen ein, über welche anjcheinend ohne unjere vertragsgemäße 
Zuftimmung verfügt werden fol. Die Bedeutung der Intereſſen 
iſt dabei Nebenjache. Derjenige, welchem Geld aus der Tajche 
genommen werden joll, wird fich immer nach Möglichkeit wehren, 
gleichviel, ob e3 fich um 5 Mark oder um 5000 handelt. 


(Zuruf und Heiterfeit.) 


Daß wir wirtjchaftlihe Intereſſen in Marokko haben, bedarf 
feines Beweiſes. Wenn mir diejelben jtillfchweigend preisgeben, 
fo ermuntern wir damit die zujchauende Welt zu ähnlichen Rück— 
fichtSlofigfeiten gegen uns bei den anderen, vielleicht größeren 


Fragen. 
(Sehr richtig!) 


Euere Erzellenz werden aljo da, wo Sie eine Beiprechung der 
Maroffopolitif für angezeigt halten, jagen fünnen, daß Deutjch- 
land in Marokko für die Intereſſen feiner Reichsangehörigen ein: 
tritt, welche dort identisch find mit den Intereſſen der Angehörigen 
aller übrigen Bertragsijtaaten und mit der Erhaltung der offenen 
Tür. Ferner, daß Deutjchland nicht die Abficht hat, bei diejem 
Anlaß durch Sonderverhandlungen ji) Sondervorteile, welcher 
Art es auch jei, in Maroffo oder anderswo zu verichaffen. 

(Lebhafter Beifall.) 


I, 
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Meine Herren, in Übereinftimmung mit diefem Gefichtspunfte haben 
wir von dem Augenblide an, wo die Maroffofrage nicht durch unjere 
Schuld in ein afutes Stadium getreten war, eine neue Konferenz 
der Madrider Konferenzftaaten als den ficheriten Weg zu einer 
friedlichen Töfung des entjtandenen Intereſſenkonfliktes an: 
gefehen. Wir haben aljo in dieſer Frage von Anfang an einen Flaren 
Rechtsſtandpunkt eingenommen und fejtgehalten. Diefer Rechtsftandpunft 
ſchloß die Anerkennung der befonderen Stellung in fich ein, die Frank— 
reich al3 algerifcher Grenznachbar einnimmt, wie feiner Rechte aus 
feinen früheren Verträgen, mußte aber gegenüber einer unberechtigten 
und gefährlichen Ignorierungspolitik um jo entjchiedener zur Geltung 
gebracht werden. 

(Lebhaftes Bravo rechts, in der Mitte und Iinfs.) 


Die franzöfifche Regierung hat nunmehr den Konferenzgedanfen auf: 
genommen, fich mit uns über das Konferenzprogramm verftändigt, und 
die anderen Signatarmädhte, ebenfo wie auch Rußland, werden an der 
neuen Maroffofonferenz teilnehmen. Es verfteht fich von felbft, daß 
wir auf diejer Konferenz das, was wir bisher für recht und billig ge: 
halten haben, auch weiter vertreten und verteidigen werden. 


(Bravo!) 


Meine Herren, darin follen uns auch die von alter Feindichaft 
und Mißgunſt unternommenen Berjuche nicht beirren, der deutjchen 
Politik faliche Beweggründe unterzufchieben, Mißtrauen zu jäen und 
insbefondere die deutjche Friedensliebe zu verdächtigen. 


(Sehr gut!) 


Man hat uns nachgefagt, daß wir nach einem Anlaß juchten, um 
über Frankreich herzufallen. Meine Herren, warum follten wir das? 
Aus Revande? Wofür? Oder aus bloßer Raufluſt? Das ift abfurd. 
Dann hieß es wieder, wir wollten Frankreich zwingen, mit uns gegen 
England zu gehen. Das ijt ebenfo abjurd. Alle diefe und ähnliche 
Ausftreuungen, alle dieje und ähnliche Lügen erflären fih nur daraus, 
daß feindfelige Stimmungen gegen uns bejtehen, gegen die wir auf der 
Hut fein müfjen. 

(Sehr richtig! rechts, in der Mitte, bei den Nationalliberalen und 
reifinnigen.) 

Meine Herren, dieſer Rücdblid auf die Entwidlung der maroffa- 
niichen Angelegenheit ſoll mir nicht den Anlaß bieten, feierlich und in 
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Ichönen Worten vor diefem Hohen Haufe, vor Europa und vor der 
Welt den friedlichen Grundzug unferer Politif zu verfichern. Denn 
gerade unjere Haltung gegenüber der Maroffoangelegenheit, wie ich fie 
in großen Umrifjen gezeichnet habe, beweijt unanfechtbar, daß, wenn 
wir die deutjchen Rechte und Intereſſen zu wahren bejtrebt find, wir 
doch auc materielle Schwierigkeiten und diplomatische Gegnerfchaften 
ohne Mißachtung der Rechte anderer, ohne Provokation, friedlich zu 
überwinden trachten. 
(Bravo!) 


Indem wir das tun, find wir ganz im Rahmen der deutjchen traditio- 
nellen Politik, die jeit der Erlangung unſrer Einheit fein höheres Ziel 
und fein höheres Intereſſe gefannt hat, als die Kräfte innerer und 
äußerer Kultur zu entfalten und allezeit gegen die Schredten des Krieges 
gerüjtet zu jein. 

(Bravo!) 


Wer das noch nicht erkannt hat, der will es nicht jehen, und da helfen 
auch rednerifche Verficherungen nichts. 


(Lebhafter, anhaltender Beifall auf faft allen Seiten 
des Haufes.) 


31. Deutfche Kolonien. — Marokko. — Sozialdemokratie. 
Sitzung des Reichstages vom 9. Dezember 1905.1) 


Die Fortfegung der erjten Beratung des MWeichshaushaltsetat3 für das 
NRechnungsjahr 1906 und der Nebengejege ftand auf der Tagesordnung. Der 
Abgeordnete Bajjermann hatte in längerer Nede ausgeführt: man müſſe fid) 
darauf gefaßt machen, daß eine Zeit kommen fönne, in der eine Iſolierung 
Deutfchlands eintreten könne; dann ſei vor allem ein jtarfer maritimer Schuß 
Deutjchlands notwendig. Es jeien Bemühungen im Werke, befjere Beziehungen 
zwifchen Deutjchland und England herbeizuführen. Gr fei der Anficht, daß die 
Elemente, die uns in einen Krieg mit England treiben wollen, aufs äußerſte zu 
verdammen find. Zurzeit ſei es als ausgefchlojien zu betrachten, daß England 
uns angreifen werde. Troßdem ſei jedes deutfche Schiff, das mehr bewilligt wird, 
ein SFriedenspanzer. Im allgemeinen jtimme er der NRegierungspolitif zu, halte 
aber da3 Einfegen der Perſon des Kaifers für nicht ungefährlich. Das hätte ver- 
mieden werden können, wenn wir eine ftärfere Flotte hätten. Befonders wandte 
er fich gegen die Sozialdemokratie, die immer bejtrebt fei, die Kreife unferer 
Diplomatie zu jtören. 





1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Yeg.:Per., II. Seffton 1905 1906, 8. Sigung. 
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Reichskanzler Fürft von Bülow: 

Meine Herren, ich danke dem Herrn Vorredner für den patriotifchen 
Grundton feiner Ausführungen, der auch da hervortrat, wo er die Politik 
der Verbündeten Regierungen fritifiert hat. Mein Herr Nachbar zur 
Rechten, Graf Poſadowsky, will auf einige diefer Kritifen, die der 
Herr Vorredner jpeziell am Schluſſe feiner Ausführungen vorgebradit 
bat, im weiteren Verlaufe der Debatte noch antworten. Sch wende 
mich für meine Perſon zunächjt zu dem, was der Herr Abgeordnete 
Baſſermann gejagt hat über den, wenn nicht ernfteften, doch befonders 
chwierigen Punkt der gegenwärtigen Lage, nämlich den Berhältniffen 
in den Kolonien. 

Mit Recht hat der Herr Abgeordnete Baffermann darauf Hin: 
gewiejen, daß wir in unferer Kolonialpolitif eine Zeit jchwerer Prüfung 
durchzumachen haben. Seit zwei Jahren ftehen unfere Truppen in Süd— 
weitafrifa im Felde. Es ift ihrer Bravour gelungen, die Widerftands- 
fraft der Hereros vollftändig zu brechen und auch die Witbor, den 
gefährlichiten Hottentottenitamm, zu zeriprengen und ihre nambhafteften 
Führer zur Unterwerfung zu bringen. Aber bis in die legten Wochen 
haben im Süden des Schußgebietes Gefechte ftattgefunden, die ung herbe 
Verlufte gebracht haben. 

In dem Wiederaufbau unferer ſüdweſtafrikaniſchen Kolonie fteht 
uns eine überaus jchwierige Aufgabe bevor. 


(Sehr richtig! bei den Ytationalliberalen.) 


Ich hoffe zuverfichtlich, daß der neue Gouverneur, Herr von Lindequiit, 
der — ich kann es wohl jagen —, von dem Vertrauen aller Anfiedler 
empfangen, im Schußgebiet eingetroffen ift, jich diefer jeiner Aufgabe 
gewachjen zeigen wird. Ich hoffe, daß unjere Landsleute draußen in 
der friedlichen Arbeit, die jte jetzt allmählich wieder aufnehmen, ihre 
Pflicht mit ebenjo viel Ausdauer und Zähigfeit erfüllen werden wie 
unjere Truppen die ihrige in harten Kämpfen. 

Nocd ehe der Friede in Südweſtafrika hergeftellt ift, hat auch in 
Dftafrifa eine aufrührerifche Bewegung weitere Kreife erfaßt. Gleich 
zu Anfang find ihr zu unferem tiefen Bedauern eine Anzahl Weißer, 
darunter Mifftonare und Schweitern, die friedlich ihres Weges zogen, 
zum Opfer gefallen. Exfreulicherweife ift e8 unferer Truppe bisher an 
allen wichtigen Punkten gelungen, ohne erhebliche Berlufte der Bewegung 
Herr zu werden. Aber auch hier ift Vorficht geboten. Die Entfendung 
von Kreuzern und von Marinemannfchaften hat fich ebenfo wie die 
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Berftärfung der dem Gouverneur Graf von Götzen zur Verfügung ftehenden 
militärischen Machtmittel al3 notwendig erwieſen, und wir haben uns 
genötigt gejehen, für die dadurch entjtehenden Koften in einem Nach: 
tragsetat Ihre Bewilligung nachzufuchen. 

Es find große Opfer, die dem deutfchen Volke durch den ſüd— 
mwejtafrifanifchen Feldzug auferlegt wurden. Beſonders fchmerzlich 
berühren una — ich will das auch von diejer Stelle ausfprechen — die 
Verlufte fo vieler wertvoller Menſchenleben. Mancher deutichen 
Mutter Sohn hat drüben in afrifanijcher Erde ein frühes 
Grab gefunden; die Familien, die Verlufte zu beflagen haben, 
zählen nach Hunderten. Es darf uns und es foll uns in dieſem 
Schmerz der Gedanke ein Troft fein, daß in unferem Volk und 
in unferer waffenfähigen jugend noch der alte Soldaten: 
geijt lebt | 

(bravo!), 


daß unjere Leute unter Verhältnijjen, wie jie jchwieriger 
faum gedadht werden fünnen, Verhältnijjen, die an Mannes: 
zucht, Tapferkeit, Hingebung die höchſten Anforderungen 
ftellten, Offiziere und Mannjchaften fich des deutſchen 
Namens und alten Ruhmes würdig gezeigt haben. 

(Lebhaftes Bravo.) 
Sie haben nicht nur zu fterben, jondern fie haben, was 
manchmal jchwieriger ift, auch zu ertragen, zu entbehren und 
zu leiden verftanden. Das deutjche Volt wird das Andenken an 
diejenigen feiner Kinder, die für das Deutfchland jenſeits des Meeres 
in Kampf und Tod gegangen find, ebenjo treu bewahren, wie die 
Erinnerung an feine Söhne, die in dem Kampf um unfere nationale 
Einigung den Heldentod gefunden haben. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Meine Herren, für ein Ziel, um das fo viele Söhne unseres 
Volkes freiwillig in den Tod gegangen jind, dürfen uns die 
Opfer an Geld und Gut nicht zu hoch fein. Gewiß, die finanzielle 
Belaftung, die ung durch den ſüdweſtafrikaniſchen Feldzug auferlegt wird, 
ift ungemein jchwer. Dieje Laſt wird doppelt empfunden in einer Zeit, 
wo jo viele andere dringende Aufgaben der Löſung harren. Aber, 
meine Herren, wir müjjen durchhalten, wenn anders wir die 
Kolonien nicht preisgeben wollen. 


(Bravo! und Sehr richtig! rechts und bei den Ntationalliberalen.) 
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Ich glaube mit dem Herren Abgeordneten Bajjermann, daß durch das 
Blut, das in Südweltafrifa geflofjen ift, die Schußgebiete nur noch 
fefter mit dem Mutterland verbunden find. ch glaube nicht an die 
Kolonialmüdigkeit, von der der Herr Abgeordnete Kopjch geiprochen hat. 
Ich glaube, daß das deutſche Volk heute weniger als je 
geneigt ijt, jeine Kolonien aufzugeben. 
(Sehr wahr!) 

Wenn wir, meine Herren, unjeren Beſitzſtand feithalten, wenn wir unjere 
Kolonien nicht preisgeben wollen, dann müfjen wir uns auch der Pflicht 
bewußt werden — auch darin ftimme ich mit dem Herrn Abgeordneten 
Bafjermann überein —, unjere Kolonien in einem rafcheren Tempo 
vorwärts zu bringen und ihnen eine Entwiclung zu geben, die fie ftatt 
einer Laſt für den Neichsjädel zu einer Stüße für unfere Weltjtellung 
und für unſeren Wohlitand macht. 

(Sehr richtig! rechts.) 
In diefer Beziehung gilt es, aus den Vorgängen in Afrika die vollen 
Konfequenzen und ernithafte Lehren zu ziehen. 

Ich gebe Ihnen volllommen zu, daß auf folonialpoliti- 
jhem Gebiete Fehler begangen find, große Fehler, intra 
muros et extra. Es hat aber feinen Zwed, fich jet nachträglich 
darüber zu ftreiten, wo am meijten gejündigt worden tft. Worauf es 
ankommt, ift, jet zufammen zu wirken, um ähnliche Fehler für 
die Zufunft zu vermeiden, um Mißſtände, wo fie hervor- 
getreten find, zu bejeitigen, um Hand anzulegen zu pofitiver 
Arbeit. Und vor allem müjjen uns die Vorgänge in Afrifa 
eine Xehre dafür jein, wie teuer unzeitige und übertriebene 
Sparjamfeit zu ftehen fommt. 

(Sehr wahr! vechts.) 

Wenn wir unferen Kolonien die notwendigen Voraus: 
fegungen verweigern für die Sicherung unſerer militärifchen 
Herrſchaft oder für eine wirtichaftlide Erſchließung, dann 
fönnen wir uns auch nicht darüber wundern, daß, wie Dies 
der Fall geweſen ift, ſolche Unterlajfungsjünden fich Doppelt 
und dreifach rächen. Wo das Anlagefapital, wo das Betriebs: 
fapital nicht ausreicht, da fann ein Unternehmen nicht ventieren. 

Ich will jetzt nicht im einzelnen auf die Forderungen eingehen, 
welche die verbündeten Regierungen diefem Hohen Haufe auf Eolonial- 
politifchem Gebiete in diefer Seſſion unterbreiten; aber ich möchte aud) 
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meinerjeit3 hinweiſen auf die bejondere Dringlichkeit und bejondere 
Wichtigkeit des Eifenbahnbaues von Lüderigbucht nach Kubub. 
(Sehr gut!) 
Indem dieſes Hohe Haus dieje Vorlage mit möglichiter Befchleunigung 
erledigt, wird es fich nicht nur den Danf unjerer Koloniften und unferer 
braven Truppen verdienen, fondern auch im Sinne einer weifen und 
vorfchauenden Sparjamfeit handeln. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Aus den Vorgängen und Lehren in Afrifa follen wir aber aud) 
die nötigen Nubanmwendungen für die Neorganifation unserer 
Kolonialverwaltung ziehen. Es ift gerade ein Jahr her, daß id) 
mich hier über diefe Frage ausgefprochen, daß ich ein folonialpolitifches 
Programm vor dem Hohen Haufe entwicelt habe.) Damals, meine 
Herren, befanden wir uns noch mitten in Erwägungen, und was ic) 
fagte, war natürlich mit manchem Vorbehalt und manchem Fragezeichen 
verjehen. Heute fann ich jagen, daß die einzelnen Punkte fejtere Geftalt 
angenommen haben, und daß ich entjchloffen bin, diejes Programm, 
wie ich es damals ffizziert habe, durchzuführen. 

Don dem, was ich damals — es war am 5. Dezember vorigen 
Jahres — in Ausficht geitellt habe, ift die Ernennung eines Zivil- 
gouverneurs für das ſüdweſtafrikaniſche Schußgebiet heute bereits vollendete 
Tatjache. Die Umwandlung der Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amts in ein Neichskolonialamt, auf die ich gleich noch zurückkommen 
werde, finden Ste in dem Ihnen vorliegenden Entwurf zum Reichs: 
haushaltsetat in Vorjchlag gebracht. Die bejonders wichtige Trennung 
von Militär und Zivilverwaltung, die ſich jowohl für die Schlagfertig- 
feit der Truppe als auch für die Einheitlichfeit der Verwaltung als 
notwendig erwiejen hat, erhält ihre budgetmäßige Grundlage in den 
Ihnen vorliegenden Etats für Südweſt- und Oftafrifa. Und endlich 
ift Der meiner Anficht nach dringend wünjchenswerte Ausbau der Selbit- 
verwaltung der Kolonien und die Übertragung von Rechnungslegung 
und Nechnungskontrolle vom Rechnungshofe nah den Scußgebieten 
durch Änderung der zurzeit gültigen Vorjchriften über das Etats— 
und NRechnungswejen in Ausficht genommen. ch fenne jehr wohl, 
meine Herren, die Schwierigkeiten, die gerade auf Ddiefem materiell 
wichtigften Gebiete der organifatorifchen Reform vorliegen. Ich hoffe 
und vertraue aber doch darauf, daß fich, da über das Ziel Überein- 


2) Vgl. die Nede vom 5. Dezember 1904; oben ©. 1297. 
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ftimmung herrfcht, auch über die Mittel zur Erreichung des Zieles eine 
Einigung mit diefem Hohen Haufe wird herbeiführen lajjen. 

Ich jagte eben, daß ich zurückkommen würde auf einen Punkt, an 
dem der geehrte Herr Abgeordnete Frigen neulich Kritik geübt hat. Der 
Herr Abgeordnete Frigen äußerte Zweifel darüber, ob durch die Er: 
richtung eines Kolonialamts an der Kolonialverwaltung etwas geändert 
werden wirde. Er verlangte eine Reorganifation von unten herauf, 
die von der Verwaltung der verjchiedenen Schuggebiete auszugehen habe. 
Meine Herren, ich möchte darauf erwidern: das eine tun und das andere 
nicht lafien. Aus dem, was ich jchon im vorigen Jahre ausgeführt habe, 
wifjen Sie, daß ich die Ummandlung der Kolonialabteilung in ein Reichs: 
folonialamt nur als ein Glied in der Kette der Rolonialveformen betrachte, 
aber allerdings als ein wichtiges Glied. Das Funktionieren der Ber: 
waltungen der Schußgebiete hängt doch mwejentlich davon ab, daß der 
Mechanismus der Zentralinftanz richtig Happt. Mir ift es aber zweifel: 
(08, daß die Kolonialverwaltung ihren umfangreichen und vielgejtaltigen 
Aufgaben in dem bisherigen Rahmen nicht mehr gerecht werden fann. 
Es fommt dazu, daß es für den Neichsfanzler überaus erwünscht ft, 
für die Kolonialangelegenheiten einen verantwortlichen Stellvertreter an 
jeiner Seite zu haben, wie er folche für die übrigen Reſſorts befigt. 
Wie Ihnen befannt ift, können nach dem Stellvertretungsaefeg von 1878 
nur die Vorjteher der oberften Reichsbehörden mit der Stellvertretung 
des Reichskanzlers betraut werden. Das zu errichtende Kolonialamt 
joll ein oberjtes Reichsamt werden, die Kolonialabteilung ift es nicht. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Bafjermann jveben den Wunſch 
ausgejprochen nach einem befjeren Beamtenmaterial für die Kolonien. 
Auch Hier gebe ich vollfommen zu, daß die Kolonialverwaltung nicht 
immer die richtigen Leute auf die richtigen Bolten geftellt hat. ch 
bitte aber doch, die Fälle nicht zu verallgemeinern. ch bin 
überzeugt, daß die große Mehrheit unjerer Kolonialbeamten 
ihre Schuldigfeit tut. In jeder Verwaltung werden Ber: 
fehlungen vorfommen, und dieje Gefahr ift befonders groß 
unter dem eigenartigen und fchwierigen Berhältniffen der 
tropifchen Kolonien. Ich möchte auc) daran erinnern, daß fich eine 
allen Anforderungen genügende foloniale Beamtenjchaft nicht aus der 
Erde ftampfen läßt, daß fie mir nicht auf der flachen Hand wächſt, 
jondern daß fie nur allmählich herangezogen werden kann. Sch Habe 
vor einem jahre gejagt: alle organijatorifchen Reformen nußen nichts, 
wenn nicht in der ganzen Verwaltung der richtige Geift herrſcht. Ich 
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bin aber überzeugt, daß es uns nad) und nad) gelingen wird, einen 
folonialen Beamtenftand heranzubilden, der den jpeziftichen Anforderungen 
der Kolonien entfpricht und der auf der Höhe des alten und guten 
Rufes unferes heimischen Beamtentums jteht. 

Der Herr Abgeordnete Bafjermann hat auch den Wechjel berührt, 
der in der Leitung der Kolonialverwaltung vor fich gegangen iſt. Meine 
Herren, ich würde es für eine Ungerechtigkeit halten, nicht auch bei 
diefem Anlaß meine Anerkennung auszufprechen dem bisherigen Herrn 
Kolonialdireftor für die Pflichttreue, und ich kann wohl jagen, für die 
Selbjtlofigfeit, mit der er in harten Zeiten fein Amt wahrgenommen hat. 


(Bravo!) 


Sch hoffe und glaube, daß jein Nachfolger der richtige Mann tft, um 
die Gefichtspunfte durchzuführen, die ich al3 die VBorbedingung für eine 
glücliche Geftaltung der folonialen Berhältnifje hingeftellt habe. Sch 
erwarte insbejondere, daß er von der Kolonialverwaltung fernhalten 
wird die Krebsſchäden jeder Verwaltung: Bureaufratismus und perjün= 
liche Eiferjüchteleien. 

(Beifall.) 


Sch bin auch überzeugt, dag es ihm ebenjo fern liegen wird wie mir, 
tüchtige Leute in Wafferftiefeln zurüczujegen hinter weniger tüchtigen 
Leuten in Lackſchuhen. 

(Heiterfeit.) 


Ich hoffe, daß mit der Unterjtüßung diejes Hohen Hauſes unjeren 
Kolonien, unjerem Schmerzensfind, kann ich wohl jagen, bejjere Tage 
und ein Auffchwung bevorjtehen mögen. 

Sc will aber diefen Gegenjtand nicht verlajjen, ohne mit der 
größten Entjchiedenheit die Angriffe zurüczumeifen, die in 
der Situng vor acht Tagen, der ich zu meinem lebhaften Bedauern, 
verhindert durch dringende Amtsgefchäfte, nicht beiwohnen Fonnte, gegen 
den General von Trotha gerichtet worden find. Der General 
von Trotha hat in einem langwierigen und jchwierigen Feldzuge per: 
jönliche Bravour, Energie, Umficht, alle Eigenjchaften eines tüchtigen, 
eines hervorragenden Führers an den Tag gelegt. 


(Beifall.) 
Mitvollem Recht trägt er die höchſte militärische Auszeichnung, 
die Preußen zu vergeben hat, den Orden Pour le mörite. 
(Bravo!) 
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Solche Angriffe, wie fie gegen den General von Trotha gerichtet find, 
fönnen nur jein Anjehen erhöhen, fönnen nur die Achtung vor ihm er: 
höhen bei allen denjenigen, die fich als Deutjche fühlen. 


(Beifall. — Zwiſchenruf bei den Sozialdemofraten.) 


Sachlich habe ich auf die Vorwürfe, die gegen die Kriegsführung 
des Generals von Trotha und insbejondere gegen eine wieder zur Sprache 
gebrachte Proflamation des Generals gerichtet worden find, das Nach— 
jtehende zu jagen: 

Es ift begreiflih, daß in dem Augenblide, wo die Proflamation 
erlaſſen wurde, für den General von Trotha die militärischen Geſichts— 
punkte in erjter Linie ftanden. Dieje ließen ihm die äußerte Strenge 
gegenüber den Hereros als notwendig erjcheinen. Sie wifjen übrigens, 
daß der General von Trotha die Proflamation, die für die Hereros be 
ſtimmt war, durd einen gleichzeitig an die Truppen erlafjenen Befehl 
wejentlich abgemildert hat. Troßdem ift, jobald dieſe Proflamation 
bier befannt geworden war, in Übereinftimmung mit den Grundjäßen, 
die ich vor einem jahre vor diefem Hohen Haufe entwidelt habe, der 
General telegraphifc angewiejen worden, die Hereros, mit Ausnahme 
der unmittelbar Schuldigen, nicht zurüczumeifen und für ihre Unter: 
bringung die guten Dienite der Miflionen anzunehmen. Nach diejen 
Grundjägen ift im ganzen Schußgebiet, ſowohl im Hererolande wie 
auf dem jüdlichen Kriegsſchauplatz, verfahren worden. 

Meine Herren, wenn Sie fich in die Lage unferer Leute in Süd— 
wejtafrifa verjegen, jo werden Ste mir, glaube ich, zugeben, daß eine 
jo weit gehende Schonung des Feindes bei unferen Leuten einen hohen 
Grad von Selbjtbeherrihung vorausjeßt. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Die Tücke und die Grauſamkeit des aufitändischen Feindes, wie ſie hier 
Oberſt von Deimling gefchildert hat, Oberft von Deimling, der felbjt vor 
dem Feinde gejtanden hat, unerhörte Strapazen jtellten die Geduld und 
Langmut unferer Leute auf eine harte Probe. ch glaube, daß, wer 
fern vom Schuß ſich über angebliche Grauſamkeiten unferer Leute 
entrüftet, daß der fich doch feinen rechten Begriff davon macht, was 
e3 für unfere jolchen Anjtrengungen und Entbehrungen, den Qualen 
von Hunger und Durjt, der jteten Todesgefahr ausgejegten Weiter be: 
deutet, die zu Hunderten vom Feinde ausgeltoßenen Weiber und Kinder 
bei fich aufzunehmen und den legten Schluck Waſſer und das lebte 
bischen Reis mit ihnen zu teilen. Das jeßt nach meiner Auffafjung 
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eine Selbftverleugnung voraus, von der ich nicht weiß, ob alle die— 
jenigen fie eintretendenfall® an den Tag legen würden, die jett nad) 
unferen Truppen mit Steinen werfen. 

(Sehr gut! vecht3 und bei den Nationalliberalen.) 


Jedenfalls, gegenüber den Berfuchen, unjeren Leuten und unjerer Krieg- 
führung in Südmweftafrifa einen Makel anzubeften, Verſuchen, die im 
Inland hervorgehen aus Parteiwut, im Auslande aus Heuchelei — 
gegemüber jolchen Verſuchen erfläre ich, daß nach meiner 
Überzeugung jelten oder nie ein Kolonialfrieg mit folder 
geduldigen Menjchlichfeit geführt worden ift, wie dieſer 
Feldzug von unferen deutfchen Soldaten. 
| (Bravo!) 


Meine Herren, zu meiner Freude haben ſich die Redner dreier 
Barteien über die Flottenvorlage in einer Weife ausgejprochen, die 
mich hoffen läßt, daß diefes Hohe Haus der notwendigen Verſtärkung 
unſerer Wehrkraft zur See jeine Zuftimmung nicht verweigern wird. 
Ich kann unfere Flottenvorlage nicht beſſer begründen als mit den 
Erwägungen, die der italieniſche Minijterpräfident während des ver: 
gangenen Sommers der italienischen Flottenvorlage vorausſchickte. Mein 
verehrter Freund Herr Fortis hob damals dreierlei hervor: einmal, daß 
feine Flottenvorlage hervorgehe nur aus der Notwendigkeit der Ber: 
teidigung; daß dieſe herrühre von den jchnellen Fortjchritten, Die das 
Seeweſen überall machte, und endlich, daß die Regierung fich darauf 
bejchräntt habe, das für die Verteidigung des Landes unabmweislic 
Notwendige zu fordern, daß dieſe Verteidigung des Landes aber für 
alle Barteien das höchite Ziel jein müſſe. Das ift richtig für uns, wie 
es richtig war für Stalien. 

Noch auf eine andere Motivierung möchte ich mich beziehen, mit 
der ungefähr um diejelbe Zeit das Oberhaupt eines großen Volkes eine 
Slottenvorlage verteidigte, die die unfrige an Umfang weit übertraf. 
Als der Präfident Roojevelt für die amerikanische Flottenvorlage ein- 
trat, führte er aus, daß es ein Werkzeug gäbe, welches für das Volk 
der Bereinigten Staaten vom Standpunkte feiner Wohlfahrt wie vom 
Standpunfte jenes Anfehens unentbehrlich wäre, und das fei die Flotte. 
Die Flotte jei die ficherfte Gewähr für die Aufrechterhaltung des 
Friedens und die ficherfte Bürgfchaft gegen den Krieg. Nichts ſei un- 
vorfichtiger, al3 wohlhabend und unbemwaffnet zu fein. Und der Präfident 
Moofevelt fügte hinzu, die amerikanische Flotte ſei entjtanden unter 


270 31. Deutjche Flotte. 


verschiedenen Präfidenten, die verfchiedenen Parteien angehört hätten; 
unter verjchiedenen Kongrefjen, unter verfchiedenen Staatsfefretären der 
Marine, die verjchiedenen Richtungen angehört hätten; unter einem 
Staatsjefretär der Marine, der während des Sezejlionskrieges im Lager 
der Südjtaaten gefochten hätte; und unter einem Staatsjefretär der Marine, 
der während diejes Krieges der Fahne der Nordftaaten gefolgt wäre. 
Die amerikanische Flotte wäre aber erbaut worden, weil die Männer 
der Erefutive und die Männer im Kongreß, jobald es um die Flotte 
gehe, immer nur als Amerifaner gehandelt hätten, denen die Ehre und 
das Intereſſe des ganzen Landes über allem anderen ſtünde. So wollen 
wir es auch machen. 

Seitdem dieje Worte gejprochen wurden, haben ſich in der Welt 
Ereignifje abgejpielt, die beweifen, was eine Flotte für das Schidjal 
eine8 Krieges und für das Schickſal eines Landes bedeutet. Die 
Japaner haben nicht auf die guten Leute, aber jchlechten Muſikanten 
gehört, die ihnen auseinandergejegt haben, wie es uns auseinandergejeßt 
worden tft, daß Japan im Hinblict auf feine geographifche Yage oder 
aus Rückſicht auf feine Finanzen nicht imftande ſei, fi) neben 
jeinem ftarfen Heere auch eine jtarfe Flotte zu halten. Ste haben ſich 
beides gejchaffen, Heer und Flotte, und mit der Flotte haben fie das 
Schickſal des Krieges und ihres Landes befiegelt, denn über beide fiel 
das Los am Tage von Tſuſchima. 

Die Ausgaben für die Flotte find nicht volfsfeindlic,, wie Die 
Sozialdemokratie behauptet. VBolfsfeindlich iſt es, das Volk in 
Illuſionen zu wiegen, ihm nicht die Wahrheit zu jagen, ihm 
einzureden, daß ſich der Frieden aufrehterhalten ließe ohne 
die nötige Wehrfraft. Ein franzöfifcher Abgeordneter, ein Republi— 
faner, hat vor einiger Zeit mit Recht gefagt: Les peuples forts sont 
les peuples qu'on respeete, die jtarfen Völker find es, die man reſpek— 
tiert. Es ift eine einfache Forderung des gefunden Menfchenveritandes, 
daß diejenigen, die Güter erworben haben, auch darauf jehen, dieſe zu 
bejhügen; und je höher der Wohlitand geftiegen ift, deſto notwendiger 
it es, daß man ihn fchüßt. Die reichten Klöfter hatten die 
dickſten Mauern. 

(Große Heiterfeit.) 


Die Sozialdemokratie fpricht immer von dem Militarismus. Seit 
dreißig, vierzig jahren heißt es, der Militarismus zehre am Marke 
des deutjchen Volkes. Dabei hat der preußiiche Herr Finanzminijter 
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hier vorgeitern nachgewiejen, daß ſich während diejer dreißig, vierzig 

Sahre der Wohlftand des deutjchen Volkes in den oberen, mittleren 

und unteren Schichten beftändig gehoben hat. Diejer wirtjchaftliche 

Aufſchwung ift erfolgt nicht trog des Militarismus, jondern das, was 

man Militarismus nennt, war die Vorbedingung diejes Aufjchwunges. 
(Sehr wahr! rechts.) 


Nur dank unferer Wehrkraft Fonnte ſich unfer Wohlitand, unjere wirt: 
ihaftliche Blüte entfalten. Die Grundlage, die notwendige Unterlage 
unferer Wehrkraft aber jind geordnete und gejunde Finanzen. Ohne 
geordnete Finanzen feine Wehrkraft, ohne Wehrfraft fein Frieden, ohne 
Frieden fein Wohlitand. Bon fozialdemofratijcher Seite wird immer 
hingewieſen auf das Steigen der militärischen Ausgaben. Ya, meine 
Herren, mie jehr die militäriichen Ausgaben, die Ausgaben fir Heer 
und Marine fteigen, das habe ich jelbjt vor einigen Tagen an der Hand 
eines reichhaltigen Materials betont. Die militärischen Ausgaben fteigen 
aber nicht nur bei un, fie fteigen auch in allen anderen Ländern, fie 
jteigen anderswo jogar rajcher und in größerem Umfange als bei uns. 
Bei uns werden für militärische Zwecke — ich zitiere aus dem Ge: 
dächtnis — etwa 1200 Millionen jährlich ausgegeben, für wirtjchaftliche 
und Zulturelle Zwece im Reiche und den Bundesjtaaten das Vielfache. 
Im republifanischen Frankreich liegen die Sachen umgekehrt, da werden 
mehr als zwei Milliarden ausgegeben allein für militärische Zwecke und 
beträchtlich weniger für die innere Verwaltung. 


(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 


Wenn wir diefen von unjerem Willen unabhängigen Tatjachen nicht 
Rechnung tragen, würden wir den Wohljtand, die Sicherheit und den 
Frieden des Landes gefährden. Der Herr Finanzminifter hat in der 
ausgezeichneten Rede, die er hier vorgejtern gehalten hat, an einen 
großen franzöfiichen Batrioten, Herrn Thiers, erinnert, der mit feltener 
Vaterlandsliebe und jeltener Entjchlojjenheit die wirtichaftliche und 
politische Wiedergeburt jeines Landes in die Wege geleitet hat. Ich 
will ein anderes Wort, das auch ein einfichtiger Franzoje gefprochen 
hat, anführen. Als Ende der jechziger Jahre einer der ‘Führer der 
radikalen Oppofition in der franzöfifchen Deputiertenfammer dem fran- 
zöfifchen Kriegsminijter vorwarf, daß er mit feinen Vorlagen Frankreich 
in eine Kaſerne verwandeln wolle, erwiderte ihm der Kriegsminifter 
Niel: Sehen Sie fi) vor, daß Sie mit der Verweigerung jolcher Vor: 
lagen Frankreich nicht in einen Kirchhof verwandeln! 
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Meine Herren, der Herr Abgeordnete Bebel hat vorgejtern den 
Befuh Seiner Majeftät des Kaifers in Tanger eine Provofa- 
tionsreife genannt, und auch der Herr Abgeordnete Bafjermann war 
mit diefem Bejuche nicht ganz einverftanden. Um allen Mißver: 
jftändniffen vorzubeugen, will ich ausdrüdlich betonen, daß 
ich diefen Bejuch, der Schon im Februar in Erwägung gezogen 
war, und defjen Ausführung ih, nahdem ohne unjere Schuld 
die Maroffofrage einen aluteren Charakter angenommen hatte, 


angeraten habe 
(hört! hört! Links), 


daß ich diefen Beſuch mit meiner vollen politijchen Verant— 
wortung dede. Diejer Bejuch hat dadurd, daß er den inter: 
nationalen Charafter der Maroffofrage zum allgemeinen 
Bemwußtfein bradte, nüglih gewirkt, und indem Geine 
Majejtät der Kaifer bei diefem Anlaß feine Berjon für die 
deutijchen Intereſſen und das deutsche Anſehen einjegte, hat 
er nach meiner Überzeugung fih um das Land verdient ge: 
madt. 
(Bravo!) 


In der vorgeftrigen Rede des fozialdemofratifchen Führers ift aud) die 
Angelegenheit Jaurès berührt worden. Die Regierung hat einfach 
ihre Pilicht erfüllt, ihre Schuldigfeit, indem fie fich in kritiſcher Zeit 
ihre Kreije nicht durch die Sozialdemokratie ftören ließ. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Frage, ob der Berliner Beſuch des Herrn Jaurès nützlich gewirkt 
haben würde für die Beziehungen zwifchen Deutfchland und Frankreich, 
hängt davon ab, ob einerjeits diefer Beſuch in Frankreich einen günftigen 
Eindruck hervorgerufen und welchen Mißbrauch andererjeit3 die Sozial- 
demofratie in Berlin mit Herrn Jaurés getrieben hätte. 
(Sehr richtig!) 

Was den erjten Punkt anlangt, jo glaube ich, daß der Bejuch damals 
in Franfreic) feinen allgemeinen günftigen Eindrud gemacht haben würde, 
und ich nehme das Necht für mich in Anfpruch, die Vorgänge in Frank— 
reich und die Rückwirkung, die diefe oder jene Ereigniffe auf die Bor: 
gänge dort üben, geradejo genau beurteilen zu können wie mancher 
andere. Was aber den Mißbrauch angeht, den die Sozialdemokratie 
in Berlin mit Herren Jaureès getrieben haben würde, jo iſt ja klar, daß 
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die Sozialdemokratie den Beſuch des Herrn Jaurès in Berlin wünfchte, 
um ihn für die innerpolitifchen Ziele der deutjchen Sozialdemokratie 
auszufchlachten. Die Sozialdemokratie wollte die Legende verbreiten, 
al3 ob fich die Regierung mit Friegerifchen, mit frivolen Kriegsabfichten 
getragen hätte, aber an der Ausführung diefer Abfichten verhindert 
worden wäre durch die Sozialdemokratie. Es jollte das Märchen in 
Umlauf gejeßt werden, als ob die Regierung nicht imftande gemwejen 
wäre, den Frieden mit Ehren zu wahren, dazu hätte fie der Unterftügung 
der Sozialdemokratie bedurft. 

| (Heiterkeit recht3.) 


Die Sozialdemofratie wollte fi als die Retterin des Kapi— 
tol3 aufjpielen. 
(Große Heiterkeit.) 
In einem Leipziger Blatt las ic; damals die ganz zutreffende Be- 
merfung: „Der Palmwedel, den die Sozialdemokratie für Herrn Jaurès 
bereit hält, ift im Grunde nur ein dürftiges Feigenblatt.“ 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, die Entjcheidung über die großen Fragen der aus— 
wärtigen Politik, über Krieg und Frieden, liegt nicht bei der ſozial— 
demofratifchen Agitation, die wird nicht von den jozialdemofratifchen 
Agitatoren in der Hajenheide ausgetragen, die Entjcheidung über Krieg 
und Frieden liegt in Deutſchland bei denjenigen Faktoren, die dazu ver: 
fafjungsmäßig berufen find. 

(Bravo! rechts.) 
So weit find wir nicht gekommen, daß wir uns dies verfajjungsmäßige 
Recht entwinden ließen, daß wir die Entfcheidung über die allerernfteften 
Fragen, von denen Wohl und Wehe der Zukunft und Frieden der 
Nation abhängt, Hineingleiten ließen in den Strudel der fozialdemo- 
fratiichen Agitation! 
(Sehr richtig! rechts, in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen.) 


Solange ich an diejer Stelle ftehe, wird die auswärtige Volitif 
des Landes nicht unter den Willen der Sozialdemofratie ge— 


beugt werden 
(lebhafter Beifall); 


denn die Sozialdemokratie behandelt die auswärtigen Fragen 
nicht, wie fie behandelt werden müffen: lediglich vom Standpunft 
Benzler, Fürft Bülows Reben ꝛc. II. 18 
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der nationalen Intereſſen, der interejjen des eigenen Landes, ſondern 
fie behandelt auch diefe Fragen aus dem engen Gefichtswinfel ihres 
Fraktionsinterefjes, ihrer Parteidoktrin, ihres Parteidogma. 


(Lebhafte Zuftimmung rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Die Sozialdemofratie — oder vielmehr leider: die deutjche Sozial: 
demofratie — treibt feine nationale auswärtige Politik, fie 
weiß vorläufig nicht einmal, was eine nationale auswärtige 
Politik ift 
(jehr gut!), 

fondern fie ordnet die auswärtigen Intereſſen des Landes 
ihren Barteiinterefjen unter. 

(Sehr richtig!) 
Wenn mir unfere auswärtige Politik ſolchen Einflüffen unterwürfen, 
wenn wir folchen Tendenzen auch nur Einfluß einräumten über unfere 
auswärtige Politik, jo würden wir die Sicherheit des Yandes gefährden; 
das wäre nationaler Selbjtmord. Ich werde alle derartigen Verſuche 
auch Fünftig abweiſen und in ihre Schranken zurückweifen. 

(Bravo! rechts.) 


In Konftanz hat im vergangenen uni der Führer der deutjchen 
Sozialdemofratie erklärt, wenn es zum Kriege fäme zwiſchen Deutjch- 
land und Frankreich — zu einem Kriege, den wir nicht wünfchen, von 
dem die Führer der Sozialdemokratie jehr wohl wifjen, daß wir ihn 
nicht wollen —, wenn e3 zu einem jolchen Kriege käme, wäre es fehr 
möglich, daß fich in Deutjchland Dinge ereigneten wie in Rußland. 
Das heißt: er jtellte für diefen Fall Revolution und Meuterei in 
Ausficht. 

(Hört! hört! rechts.) 
Meine Herren, wenn es etwas gibt, was im Auslande diejenigen er- 
mutigt, die fich dem deutjchen Volk gegenüber mit gehäffigen, mit feind- 
jeligen Abfichten tragen, fo ift es eine jolche Äußerung und ein folder 
Hinweis. 
(Vielfaches „Sehr richtig!” vechts, in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen.) 
Wir wiſſen alle, daß es in England Organe der öffentlichen Meinung 
gibt, die, in völliger Verfennung deutjcher Sinnesart oder wider bejjeres 


Wiffen, die Meinung verbreiten, als richteten fich die deutjchen Flotten- 
rüftungen gegen England. Während nun die verftändigen Leute — 
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nicht nur in Deutjchland, ſondern glüclicherweife auch in England — 
darauf hinweijen, daß unfere Politik friedlich, daß unfere Flottenver- 
ftärfung defenfiver Natur ift, daß wir ebenjo gut das Recht haben, uns 
Schiffe zu halten und eine Flotte zu bauen, wie alle anderen Länder, 
jo bemühte jich derjelbe Führer der deutjchen Sozialdemokratie vorgeftern 
wieder, die Meinung zu verbreiten, al3 enthielten unſere Flottenrüftungen 
eine Provofation, eine Drohung gegenüber England. 

Wenn man eine Prämie jegen würde auf eine Außerung, die am 
meijten geeignet wäre, unjere Stellung gegenüber England zu erjchweren, 
Miptrauen in England gegen uns zu erwecden, den Unfrieden zwijchen 
England und Deutjchland zu erregen, jo würde der Mann einen An- 
jpruch auf eine foldhe Prämie haben, der hier eine ſolche Außerung 
gemacht hat. 

(Stürmijches Bravo.) 


Weiter hat der Führer der Sozialdemokratie gejagt, die 
deutſche Sozialdemokratie würde das Vaterland nur dann 
verteidigen, wenn ihr das richtig erjcheint — das heißt, wenn 
es in ihren Parteikram paßt. Der Herr Abgeordnete Bafjermann hat 
ſchon gefragt: wer foll denn das entjcheiden, ob gefochten werden, ob 
das Baterland verteidigt werden joll? Soll das entjchieden werden auf 
einem jozialdemofratifchen Parteitag durch Mehrheit? 

(Heiterkeit), 


oder wird das entjchieden vom fozialdemofratifchen Barteivorjtand wie 
eine Stänferei innerhalb der Redaktion diejes oder jenes PBarteiblattes? 


(große Heiterkeit), 


oder trägt etwa der Diktator der jozialdemokratifchen Partei die Ent: 
jcheidung darüber in den alten feiner Toga? 


(Große Heiterkeit.) 


Und das wurde hier gejagt, meine Herren, 24 Stunden, bevor in der 
franzöfifchen Deputiertenfammer gejtern ein hervorragender franzöfijcher 
Sozialiſt erklärte, die franzöfische Sozialdemokratie, die dejertiere nicht 
vor dem auswärtigen Feinde. 

(Sehr gut!) 


Wenn jene Äußerung des Führers der deutjchen Sozialdemo- 

fratie jo viel heißen foll, daß diefe, wo es ſich um die Sicher: 

heit, die Wohlfahrt, die Zukunft des ganzen Bolfes in einem 
18* 
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uns freventlich aufgedrungenen Kriege — und nur einen jol: 
hen werden wir führen, darauf können Sie ſich verlajjen! — 
handelt, erft ratfchlagen will, ob fie mittun foll oder nicht, 
das heißt auf deutjch, ob fie Landesverrat üben will oder 
nicht 

o (hört! hört! und jehr wahr!), 
jo fann ih Ihnen nur raten, ſolche Tendenzen nicht da zu be: 
tätigen, wo fie nicht unter dem Schuße der parlamentarijchen 
Immunität jtehen. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Und ich möchte auch dem Auslande raten, auf jolche jozialiftifchen Ver— 
fiherungen feine Hoffnung zu bauen. 

Der Abgeordnete Bebel hat vorgeftern mehrmals auf die ruffischen 
Verhältnifje hingewiefen, und in der jozialdemofratifchen Preſſe leſen 
wir täglich Vergleiche und Hinweije, daß e3 bei uns ebenjo fommen 
fönnte. Aus naheliegenden Gründen werde ich mich jeder Kritik ruffi- 
jcher Zuftände, jedes Urteils über ruſſiſche Verhältnifje enthalten. Aber 
das will ich doch jagen, daß die Verhältnifje in Deutjchland mefentlich 
anders liegen als in Rußland 

(jehr richtig!) ; 
und das will ich weiter jagen, daß, wenn die Sozialdemofratie ver- 
juchen jollte, bei ung Plünderungen und Meuchelmord, Generalitreit 
und Mafjendemonftrationen einzubürgern, folche Verſuche zerjchellen 
werden an der Feſtigkeit unſerer Inſtitutionen, an der Entjchlofjenheit 
der Regierungen, an dem gefunden Sinn des deutfchen Volks, das fi 
das Joch der Sozialdemokratie nicht auferlegen lafjen wird. 
(Stürmifcher Beifall.) 


32. Auswärtige Beziehungen und die Sozialdemokratie. 
Situng des Neichstages vom 14. Dezember 1905.1) 


Auf der Tagesordnung ftand wiederum die Fortfegung der erften Beratung 
des Reichshaushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1906 in Verbindung mit der 
erften Beratung der Gefeßentwürfe über den Haushalt3etat der Schußgebiete auf 


1), Sten. Ber. d. R.-T., 11. Zeg.-Per., II. Seffion 1905/06, 12. Sigung. 
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das Rechnungsjahr 1906, einer Novelle zum Flottengejeg vom 14. Juni 1900 und 
über die Ordnung des Reichshaushalts und die Tilgung der Reichsfchuld (Reichs- 
finanzreform). 

Der Abgeordnete Bebel hatte wieder eine lange Rede gehalten über die 
angebliche Ungleichheit der Behandlung der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, 
über die Beziehungen zwifchen Deutichland und England, über die Propaganda 
des Flottenvereins, die Kaiferreife nach Tanger. Er hatte erklärt, weder durch 
fpöttifche Bemerkungen des Neichsfanzlerd über die Politik der Hafenheide noch 
durch den Borwurf des Landesverrats würde die Sozialdemokratie ſich abhalten 
laffen, die auswärtige Politik fo zu behandeln wie es ihr gut fcheint. 

Darauf antwortete der 

Reichsfanzler Fürft von Bülow: 

Ich werde, meine Herren, aus den langen Ausführungen des Herrn 
Vorredner3 nur zwei Punkte herausgreifen. | 

Der Herr Vorredner hat erklärt, daß die deutſche Sozial: 
demofratie die beiten Beziehungen zu England anftrebe. Ich 
erwidere mit der Gegenfrage, warum, wenn dem fo ift, die deutjche 
Sozialdemofratie fortgejeßt bejtrebt ift, gerade in England das Mißtrauen 


gegen und zu jchüren. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Das Hat der Herr Vorredner ableugnen wollen; er hat gemeint, die 
deutfche Sozialdemokratie und die deutjche jozialdemofratijche Preſſe 
fignalifiere nur die zwischen Deutfchland und England beftehende Spannung, 
fie trage zu eimer jolchen nicht bei. Das muß ich beftreiten. 


(Hört! Hört!) 


Daß wir England gegenüber feine aggreſſiven Pläne verfolgen, habe ich 
hundertmal gejagt; ebenjo, daß es Unſinn ift, uns folche Pläne unter- 
zuſchieben. Dieje törichte Behauptung wird fortgejegt von der fozial- 
demokratischen Prefje wiederholt. Das Zentralorgan der Sozialdemo- 
fratie, der „Vorwärts“, brachte am 12. Auguft — gerade in dem 
Augenblid, wo der Beſuch der englifchen Flotte in der Oſtſee weniger 
bei uns al3 außerhalb unjerer Grenzen eine gewifje Erregung hervor: 
gerufen hatte — einen Artikel, in dem es wörtlich hieß: 

Es fcheint ganz ficher und nicht erfunden. Am Ausgange des 

vorigen Jahres war Deutichland im Begriff, England den Krieg 


zu erklären. 
(Hört! hört! recht.) 


Das iſt eine Lüge! 
(Hört! hört!) 
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- Weiter hieß es in dem Artikel: 

Daß tatfächlich die Flotte damals mobil gemacht wurde, iſt feiner: 
zeit von uns aus abſolut ficherer Quelle mitgeteilt worden. 

Das iſt Unfinn 

(hört! hört!); 

wir haben nicht mobil gemacht! Der „Vorwärts“ fährt fort: 
Als das Unwetter vorübergegangen war, wurde für das Harte 
Wort „Mobilmahung“ irgend ein anderer, milderer technifcher 
Ausdruck erfonnen, da man die Sache jelbjt nicht mehr in Abrede 
jtellen konnte.“ 

Gleicher Unfinn! . 

(Hört! hört! 
Inſoweit alfo jtehen wir auf fejtem Boden 

— Unfinn: Sie ftehen gar nicht auf feſtem Boden! 

(Heiterkeit) —, 

wenn e3 auch niemand begreifen kann, daß wirklich auc nur 
einen Augenbli in Deutfchland der Gedanke beftanden hat, die 
deutſche Flotte mit der englifchen fich mejjen zu laſſen. Auch 
darüber befteht nicht der mindejte Zweifel, daß man in England 
über diefe Vorgänge genau unterrichtet ift, und daß Die von 
unferen Offiziöfen vergeblich teils beftrittene, teil3 al3 grundlos 
behauptete Erregung Englands auf diefe Borgänge zurückzuführen 
it. Nur darüber ift man fich im unklaren, welche geheimnis- 
vollen Vorkommniſſe diefe gewaltige Krifis nahegerüdt haben 
ſollen. Nun sprechen Leute, die fi) für wohlinformiert aus: 
geben, ſeit Wochen mit immer größerer Ungeniertheit davon, daß 
die Urfache jenes drohenden Zufammenftoßes in einem jchmweren 
Konflikt zwifchen Wilhelm II. und König Eduard zu fuchen fei. 

Das iſt eine blödfinnige Lüge. 

(Große Heiterkeit.) 

Das ſolche Außerungen unjerer Gegner in der Welt Material für Ver: 
leumdungen gegen uns liefern müſſen, das liegt auf der flachen Hand 
(ehr wahr), 
und daß dies nicht der Zweck folcher Ausjtreuungen jein fol, das 
werden wohl wenige bezweifeln, die außerhalb des Bannes der jozial: 

demokratischen Doktrin ſtehen. 
Demgegenüber erkläre ich hier als verantwortlicher Leiter der 
deutschen Politif: es iſt unwahr, daß wir uns England gegen: 
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über jemals mit aggrefjiven Plänen getragen hätten. Es ift 
unwahr, daß wir jemals im Begriff geftanden hätten, Eng— 
land den Krieg zu erklären. Es ift unwahr, daß wir im ver: 
gangenen Winter unjere Flotte gegen England mobil gemadt 
hätten. Es ift unwahr, daß wir England gereizt oder provo= 
ziert hätten. Und mit der größten Entjchiedenheit trete ich 
dem Berfuhe entgegen, den Deutſchen Kaifer, der jeit 
18 $ahren fo viele Beweife ehrlicher Friedensliebe gegeben 
hat, als Friedensſtörer hinzujtellen. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Am 1. Auguft hatte die „Magdeburgifche Zeitung” einen Artikel 
gebracht, an deſſen Schluß es hieß: Kaiſer Wilhelm hege feine Friege- 
riſchen Pläne. 

Das bemeift nicht nur jein bisheriges Negiment in Deutjchland, 

nicht nur die legte Rede im altehrwürdigen Rathaufe zu Bremen, 

fondern es liegt vor allen Dingen in der Natur der Dinge und 
in dem Charakter des Volkes, an deſſen Spitze der Kaifer jteht. 

Deutjchland will nichts als für feine eigene Entwicdlung den 

gleichen Frieden und den gleichen Ellbogenraum, den die anderen 

Völker genießen. 

An den Rand diejes Artikels jchrieb damals Seine Majeftät der Kaiſer: 
„Richtig, habe ich heute wörtlich an den König von Dänemark gejagt.“ 
Der Artikel war dem Kaiſer vorgelegt worden, als er gerade zum Be— 
fuch in Kopenhagen weilte. 

Der „Vorwärts“, das leitende Blatt der Sozialdemokratie, hat 
dieſe Verleumdungsfampagne während des ganzen Herbites fortgejegt. 
Im September fchrieb er: 

Se eifriger Deutjchland feine Flottenrüftungen betreibt, deſto näher 

rückt die Gefahr eines Friegerifchen Zufammenftoßes mit England, 

das ja gar nicht3 anderes annehmen fann, al3 daß die Eolofjalen 
deutjchen Marinerüftungen gegen England gerichtet jeien. 


(Hört! hört! rechts.) 


Dazu bemerfe ich erjtens, daß die deutfchen Flottenrüftungen nicht 


folofjale find. 
(Heiterfeit.) 


Der Führer der Sozialdemofratie hat in feiner neulichen Rede jelbft 
zugeben müſſen, daß fie relativ gemäßigt find. Und zweitens, wieder: 
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hole ich, iſt es eme Unmwahrheit, daß dieje Flottenrüftungen einen 
aggrejjiven Charakter gegenüber England trügen. 

Der Herr Vorredner hat neulich gejagt, die englifchen Sozialdemo- 
fraten hätten niemal3 in irgend einer Weife gegenüber Deutfchland 
feindliche Abfichten an den Tag gelegt. Sch würde mich freuen, wenn 
dem jo wäre. Im Frühjahr aber erklärte einer der Führer der englischen 
Sozialdemokratie, Herr Hyndman, in einem Artikel in feinem Blatt 
„Juſtice“ folgendes. — Ich bemerke dazu, daß dieſer Artifel Mitte 
März erichien, alfo vor dem Bejuch des Kaiſers in Tanger, den der 
Herr Vorredner mit Unrecht als Wendepunkt in unferer Maroffopolitif 
binftellt. — Alfo ſchon vor dem Kaiferbefuch in Tanger erflärte Herr 
Hyndman: England müfje fich mit Frankreich verbünden, damit es der 
deutfchen Flotte unmöglich gemacht werde, ihre Flagge auch nur für 
eine Woche auf dem Meere aufrechtzuerhalten. 


(Hört! hört! rechts.) 


Unjere Flotte wollen ſie beide nicht, der englifche Sozialdemofrat 
und der Führer der deutichen Sozialdemokratie 


(Heiterkeit), 


nur mit dem Unterjchiede: wenn der erjtere jie nicht mag, jo ijt es aus 
einem mißverjtandenen, einem irre geleiteten Patriotismus, während bei 
dem Führer der deutfchen Sozialdemokratie Motive mitjpielen, die ic) 
nicht weiter charakterifieren will. 
(Sehr gut!) 
Meiter hieß im „Vorwärts“ im Oftober: 
Ein Teil der Preſſe hat die Enthüllungen des „Matin” über den 
Angriffsplan Englands als unglaubwürdig behandelt. In Wirk: 
(ichfeit war für die Urteilsfähigen von vornherein Har, daß die 
Enthüflungen in ihrem Kern wahr fein mußten. Solche Pläne 
paßten vollfommen in die Situation, die durch den Zufammenbrud) 
Rußlands herbeigeführt war. England fieht in den deutjchen 
lottenrüftungen lediglich die Abficht eines zukünftigen Angriffs 
auf die englifche Weltmacht. Welchen Zweck follte denn auch die 
fo ungeheuer wachjende Flotte Deutſchlands haben? 
(Hört! Hört! rechts. — Sehr richtig! bei den 
Sozialdemofraten.) 


Die deutjchen offenjiven Pläne, die um die legte Jahreswende mehr 
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in der diplomatischen Welt als in der Offentlichkeit debattiert 
wurden 
— das ift eine nette diplomatische Welt, wo das debattiert wurde 
(große Heiterkeit) —, 
mußten diefe Tendenz in England ftärfen, feinerjeitS durch einen 
Angriff allen zukünftigen Eventualitäten zuvorzufommen. 
(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 


Meine Herren, wenn die Stimmung zwifchen Deutjchland und England 
nicht jo tft, wie fie nach der Anficht der verftändigen Leute jein follte, 
jo ift das wejentlich darauf zurückzuführen, daß in jedem diefer beiden 
Länder e3 Leute gibt, die dem andern Land Abfichten, Pläne, Ten: 
denzen unterfchieben, an die nach) meiner Überzeugung die Mehrheit der 
vernünftigen Leute in dem betreffenden andern Land gar nicht denkt. 
(Sehr richtig! rechts, in der Mitte und bei den 
Nationalliberalen.) 

Es iſt ebenjo falfh, wenn es in Deutfchland Leute gibt, die glauben, 
daß Deutjchland ſich nur im Gegenſatz zu England entwiceln fönnte, 
wie e3 umrichtig ift, wenn manche Engländer annehmen, daß eine 
Schädigung Deutihlands einen Vorteil für England bedeuten würde. 

(Sehr richtig!) 
Die Bahnen beider Länder laufen an und für fich gar nicht gegenein- 
ander. Wenn aber jo viele Engländer an böje Abfichten Deutjchlands 
glauben, fo ift das zweifellos auch zurüdzuführen auf die Agitation 
und die Sprache der deutjchen Sozialdemokratie 

(ehr richtig!), 
die bejtändig ihr eigenes Land als Störenfried hinftellt. 

(Sehr richtig!) 
Wie oft hat die Sozialdemokratie erklärt, an der Verſtimmung gegen 
uns, jpeziell in England, fer unjere Weltpolitit ſchuld! Wie oft habe 
ich gejagt, daß wir unter Weltpolitif nichtS anderes verjtünden, als 
Daß wir auf dem Gebiete des Handels, der Induſtrie, der Schiffahrt 
diejelbe Berücichtigung verlangen wie alle anderen Länder und mit 
aller Welt auf dem Fuße der Gleichberechtigung jtehen wollen. Wenn 
unfere Weltpolitit oft falfch ausgelegt wird, jo können wir uns dafür 
wiederum bei der Sozialdemokratie bedanken, die fie fortwährend falſch 


auslegt und mißdeutet. 
(Sehr richtig!) 
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Auch heute wieder ijt von fozialdemofratifcher Seite angedeutet 
worden, daß unjere Verteidigungsmaßregeln zur See die Schuld trügen 
an dem im Ausland gegen uns herrichenden Mißtrauen. Der Ge- 
danfe, als ob wir irgendwie darauf ausgingen, die englijche 
Seeherrichaft zu zerjtören, iſt einfach lächerlich. Unſere See: 
rüftungen halten fich in viel bejcheideneren Grenzen als die mancher 
anderen Länder, und jpeziell troß dem, was eben der Herr Abgeordnete 
Bebel ausgeführt hat, als die englifchen Seerüftungen. Schon deshalb, 
von taufend anderen Gründen abgejehen, ift es abjurd, zu glauben, daf 
wir unfere Flotte gegen England bauten. Wir wollen niemand 
angreifen, wir wollen aud England nicht angreifen; aber wir 
wollen jo ftarf jein, daß wir einen brutalen, einen ungered) 
ten Angriff des Auslandes mit Ehren zurüdweijen fönnen. 


Lebhafter Beifall.) 


Nun, meine Herren, hat der Herr Vorredner auch joeben gemeint, 
ich hätte mit Unrecht gegen ihn den Vorwurf erhoben, daß er auf dem 
Gebiete der auswärtigen Politik ſich in Widerſpruch jeße mit den 
wirklichen, den wahren Intereſſen des Landes. Er hat fich und die 
Sozialdemokratie von dem Vorwurfe reinigen wollen, daß fie eine 
Politif treibe, die den wahren deutjchen Intereſſen widerjpreche. Alpha 
und Omega jeder richtig geleiteten auswärtigen Politik ift, daß für fie 
das nationale, das eigene Intereſſe des betreffenden Landes die allei- 


nige Richtfchnur fein kann. 

(Sehr richtig!) 
In diametralem Gegenjaß dazu ordnet die Sozialdemofratie 
grundfäglich und mit Bewußtjein die Intereſſen, den Frieden, 
die Sicherheit des Landes ihren eigenen Parteiinterefjen und 


PBarteitendenzen, ihren dejtruftiven und utopifchen Partei: 
tendenzen und PBarteiinterefjen unter. 
(Lebhafte Zuftimmung. — Zurufe.) 
— Gegenüber dem Widerſpruch, der ſich auf der linken Seite des 
Haufes regt, will ich eine Furze programmatifche Erklärung vorlejen, 
die der Parteiphilofoph jener Richtung, der authentifche Interpret des 
Dogmas von Marr, Herr Kautsky, während dieſes Sommers, als 
unjere Politik fritiiche Tage durchmachte, veröffentlichte. Da hieß es: 
— Individuum wie Nation find dem internationalen Emanzi— 
pationsfampf des Proletariat3 unterzuordnen, und wo eines ihrer 
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Sonderinterefien im Gegenjat zu Bedürfniffen dieſes Emanzi— 
pationsfampfs tritt, da hat das individuelle oder nationale Inter— 
eſſe dahinter zurückzutreten. 

(Lebhafte Rufe: Hört! hört!) 


Meiter führt Herr Kautsky aus: 

Der Ffapitaliftiich denfende Nationalift mag erflären: right or 

wrong, my country — ob es recht oder unrecht tut, ich jtehe auf 

der Seite meines VBaterlandes; der Sozialdemofrat muß Intelligenz 

und Mut genug haben, um erfennen zu können, wenn das Sonder: 

interefje einer Nation, und wäre e3 auch feine eigene, dem 

Emanzipationsfampf des Proletariats in den Weg tritt, und dem— 

entjprechend zu handeln. 

(Hört! hört!) 

Herr Kautsfy belegt das mit Beifpielen. Er weift unter anderem dar: 
auf Hin, daß die Sozialdemokratie während des deutjch-franzöfifchen 
Krieges den nationalen Anjprüchen des eigenen Yandes entgegengetreten 
fei, weil fie in Widerſpruch gejtanden hätten mit den Intereſſen der 
internationalen Sozialdemofratie. Nach diefem Grundfage müfje jich 
die Haltung der Sozialdemokratie auc gegenüber den Selbjtändigfeits- 
beftrebungen aller Bölfer richten. Beiſpielsweiſe hätte die Sozial- 
demofratie ich den nationalen Aipirationen der Slawen Oſterreichs und 
der Türkei mwiderjegt, mit Ausnahme der Polen. Alfo die Wieder: 
berftellung Polens wird nicht befämpft, obwohl eine ſolche nur auf 
deutjche Koften erfolgen könnte — das eine wie das andere, weil e3 
das Intereſſe der internationalen Sozialdemokratie verlange. 


(Hört! hört! rechts.) 


Auf die Frage, die ich ſchon einmal an den Führer der Sozial- 
demofratie gerichtet habe: wer denn nun im einzelnen Falle zu ent- 
fcheiden hat, ob das Intereſſe des betreffenden Landes, das eigene, das 
nationale Intereſſe maßgebend jein foll, oder das internationale, das 
revolutionäre, das fozialdemofratifche — auf diefe Frage habe ich aller: 
dings bei Herrn Kautsky ebenjowenig eine Antwort gefunden, als fie 
uns heute der Herr Borredner erteilt hat; dagegen läßt Herr Kautsky 
gar feinen Zweifel darüber, daß, geradefo wie das der Führer der 
Sozialdemokratie andeutete, der deutjche Sozialdemofrat das Vaterland 
nur dann verteidigen foll, wenn es der Sozialdemokratie in ihren 
Parteikram paßt. Es heißt wörtlich bei Herrn Kautsky: 
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Wenn für den Sozialdemokraten das Vaterland der Güter 
höchjtes nicht ift, wenn defjen Intereſſen untergeordnet find denen 
des allgemeinen proletarijchen Emanzipationsfampfes, dann fann , 
jeine Verteidigung auch nicht unter allen Umftänden Pflicht der 
Sozialdemokratie fein, jondern nur dann, wenn das patriotijche 
Intereſſe mit den proletarifchen Intereſſen oder denen der all 
gemeinen gejellfchaftlichen Entwicklung zufammenfällt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 


Ausdrüdlih fügt Herr Kautsky Hinzu, daß ebenjowenig wie die 
Sozialdemokratie fich für jeden Krieg, jei e8 auch ein Verteidigungsfrieg, 
begeijtere, fie ebenjomwenig jede Teilnahme an dem Krieg verurteile etwa 
mit der Motivierung, die Sozialdemokratie wolle Frieden zwijchen allen 
Völkern. Das ift eine hübjche Illuſtration zu der begeifterten Friedens: 
tirade, die wir joeben gehört haben, eine hübſche Illuſtration zu der 
Refolution des jozialdemofratifchen Parteitags in Jena, wo die Sozial: 
demofratie für fi) das Monopol der Friedensarbeit und der Friedens: 
liebe in Anfpruh nahm. ch will hier vor dem Lande feititellen, daß 
das nicht zutrifft. Im Widerjpruch mit dem, was der Herr Vorredner 
ausgeführt hat, erklärt Kautsky ausdrücklich: 
Nicht einmal jeder Angriffskrieg jei zu verurteilen. 
(Hört! hört!) 
Die Unterjcheidung zwiſchen Angriffs: und Berteidigungsfrieg jei 
überhaupt in den meiften Fällen eine zweifelhaft. Die Sozial: 
demofratie könne jehr wohl in die Lage fommen, einen Angriffs: 
frieg zu fordern. 
(Hört! hört!) 
Im Jahre 1848 hätten Marr und Engels einen deutjchen Angriffs: 
frieg gegen Rußland für nötig gehalten. 
(Aha! rechts.) 
Später hätten fie fich bemüht, England zum friegerifchen Vorgehen 
gegen Rußland aufzuftacheln. Dürfen wir fie deswegen tadeln? 
— fragt Herr Kautsfy, und er antwortet: „Sicher nicht!" Herr Kautsky 
hätte hinzufügen fünnen, daß es von jeinem Standpunkte aus ganz 
begreiflich war, wenn beiſpielsweiſe im Sommer vorigen Jahres nad) 
dem Zmwifchenfall an der Dogger Bank die deutjche ſozialdemokratiſche 
Preſſe ich folche Mühe gab, England zum friegerifchen Vorgehen gegen 
Rußland zu ermutigen, und daß es auch ganz in der Ordnung war, 
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wenn dieſelbe jozialdemofratiiche Preſſe, als jpäter einige deutfche 
Handelsjchiffe verjehentlih von ruſſiſchen Kriegsichiffen aufgebracht 
wurden, troß der augenfcheinlichen Bereitwilligfeit der ruſſiſchen Regie— 
rung, uns jogleich jede wünjchenswerte Genugtuung zu geben, doch alles 
in Bewegung jegte, um uns in einen Krieg mit Rußland hineinzutreiben, 
der den Intereſſen des deutjchen Volkes durchaus nicht entjprach, wohl 
aber der Sozialdemokratie in ihren Parteikram paßte. Die jozial- 
demofratijche Prefje war nur logijch, fie war fonfequent, fie bewegte 
fih im Rahmen der fozialdemofratiihen Doktrin und Tradition, wenn 
fie uns mit Rußland zu verfeinden juchte. Aber warum bejtritt der 
Führer der Sozialdemofratie bei der Etatsdebatte im vorigen Jahre, 
daß die Sozialdemokratie bemüht ift, unfere Beziehungen zu Rußland 
möglichft zu verjchlechtern? Warum leugnete er mir gegenüber damals 
Tatjachen, die fein Freund, Herr Kautsky, ganz offen zugibt? Sch ge— 
jtehe, daß mich das einigermaßen jfeptiich macht gegenüber Verſiche— 
rungen des Führers der Sozialdemokratie, wenn fie auch noch jo pathe- 
tifch abgegeben werden. Die Wahrheit tft: die Friedensverſiche— 
rungen der Sozialdemofratie find Schaumfchlägereien 


(lebhafter Beifall — große Unruhe bei den Sozialdemokraten), 


ein PBaravent, hinter dem fie ihre wirklichen Abfichten ver- 
birgt. Was die Sozialdemofratie in Wirklichkeit will, ift, 
das deutsche Bolf zum Landsknecht ihrer internationalen Pläne 


zu maden 
(jehr richtig), 


jo daß es fich für diefe internationalen Pläne verbluten 
würde. 

Während in diefer Weije die deutjche Sozialdemokratie bemüht ift, 
überall Mißtrauen gegen uns zu ſäen, uns nach außen zu disfreditieren 
und zu denunzieren, während das offizielle wiljenfchaftlihe Organ der 
Sozialdemokratie erklärt, die Sozialdemokratie verurteile nicht nur nicht 
den Krieg, jondern fie mißbillige nicht einmal jeden Angriffsfrieg — 
verweigert die deutjche Sozialdemokratie dem Baterlande die Mittel, die 
es zu feiner Verteidigung bedarf. Und während des Sommers erflärte 
unter dem Beifall jozialdemofratijcher Blätter das leitende füddeutjche 
fozialdemofratifche Preßorgan, die „Münchener Poſt“, den Heldentod 
auf dem Schlachtfeld, den Tod, den viele Söhne diejes Landes geftorben 
find, den Tod von Theodor Körner und dem Feldmarſchall Schwerin, 
den Tod, den noch heute mancher Deutjche drüben in Afrika ftirbt — 
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den verglich das jozialdemofratifche Blatt mit dem Tode des Schweins 
von der Hand des Schlächters. 

(Stürmifche Zurufe von den Sozialdemokraten. Pfuirufe rechts.) 
— a, Treitfchfe hat recht, es gibt Niedrigfeiten, zu denen nur 
in Deutfchland der Parteihaß herabiteigt. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Die Führer der deutfchen Sozialdemofratie jind — möge 
der Herr Vorredner es leugnen oder nicht — nicht nur nicht national, 
fie ftellen fi überall in Gegenfaß zu den wirklichen Inter— 
efien des Landes. ch glaube und erkläre es öffentlich, auch vor 
dem Auslande, daß die Mafje der deutjchen Arbeiter das Herz auf 
dem rechten Fleck hat 

(jehr richtig! rechts), 
daß es der Sozialdemokratie nicht gelungen ift, der großen Mehrheit 
der deutjchen Arbeiter, auch denen nicht, die jich von ihr haben ver- 
führen lafjen, weil fie ihnen eingeredet hat, daß fie am wirkſamſten die 
Arbeiterintereffen vertrete, alle deutiche Gefinnung auszutreiben. 

(Sehr richtig! und Bravo.) 

Ich erkläre und glaube, daß die Maffe der deutjchen Arbeiter 
im Ernftfall ihre Schuldigfeit tun würde. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Aber die Führer der Sozialdemofratie denfen anders. Das 
fing jchon 1870 an, als fie dem DVaterlande die Mittel verweigert 
haben, um uns gegen eimen ungerechten Angriff zu verteidigen. Das 
jeßte fie fort, als von fozialdemofratifcher Seite die falfche Beſchuldi— 
gung in Umlauf gejeßt wurde, der wahre Urheber des Krieges von 1870 
jei Fürft Bismard, eine Legende, die nachher von allen unjeren aus: 
wärtigen Feinden mit Wohlgefallen verbreitet und ausgejchlachtet worden 
iſt. Wo fie dazu Gelegenheit hat, hat fich die Sozialdemokratie auf 
die Seite unferer Gegner geftellt, mochten das num die chinefifchen Borer 
fein oder die Hottentotten oder die Hereros. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wie fteht es denn mit jener Angabe, daß der Führer der deutjchen 
Sozialdemokratie in Amfterdam gejagt haben ſoll, es würde ihm nicht 
unangenehm fein, wenn Deutjchland auf diefelbe Weife zur Republik 
käme wie ranfreich 1870? 

(Hört! hört! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
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Wenn diefe Außerung wirklich gefallen ift, wenn der Führer der deut: 
fchen Sozialdemofratie es wirklich gern jehen würde, daß Deutjchland 
eine Niederlage erlitte, eine furchtbare Niederlage, daß Blut und 
Tränen über das Land kämen, nur weil die Sozialdemokratie glaubt, 
daß dadurd ihr Parteiinterefje gefördert wird, damit jie an einem 
ſolchen das deutjche Vaterland verheerenden Brande ihre Parteifuppe 
fochen kann — jo fehlen mir wiederum die Worte, um eine folche 
Auffaſſungsweiſe richtig zu Fennzeichnen. 


(Sehr gut! und Bravo!) 


Die deutjche Sozialdemokratie ift fortgeſetzt bejtrebt, unfer Land, gegen 
das ſich — es ijt vielleicht der einzige Punkt, worin ich dem Herren 
Borredner recht gebe — viel Mißtrauen, viel Eiferjucht regt, nach 
außen verhaßt zu machen. Während der Marokkokriſe ift nicht das 
leitende Blatt, aber von allen jozialdemokratifchen Blättern, foviel ich 
weiß, dasjenige, daS dem Herrn Vorredner am nächften jteht, die 
„zeipziger Volkszeitung“, jo weit gegangen, in einem Artikel dem 
zuverläjfigen Vertrauen Ausdruck zu geben, daß Frankreich wegen 
Marokko bis zum äußerften gehen würde. 


(Hört! hört!) 
In diefer Korrejpondenz eines deutfchen Blattes hieß es: 

Es bejteht nicht der geringfte Zweifel, daß die britifche Flotte 
und die enormen Hilfsquellen des britifchen Reichs den Franzofen 
zur Verfügung ftehen werden. Es wird eine der fchönften Zeiten 
für die britifhen Kreuzer jein, den deutfchen Handel vom Meer 
zu verjagen 

(hört! hört!) 
und die deutiche Handelsmarine als gute Prife in die britischen 
Häfen zu bringen. 

(Hört! hört!) 


Man merkt ordentlich dem Schreiber an, welches Vergnügen ihm dieſe 
Ausficht bereitet. 
Hinzu fommt noch, dag Deutjchland vollkommen iſoliert ift..... 
Delcafje kann es fich deshalb geftatten, auf die lärmende deutfche 
Diplomatie mit aller Ruhe und logifchen Schärfe zu antworten. 
Das war die von Heren Bebel foeben gerühmte Unterftügung, welche 
uns damals von fozialdemofratifcher Seite zuteil wurde. 
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Pikant iſt übrigens der Eifer, mit welchem fich die jozialdemo- 
kratiſche Prefje für den damaligen franzöfiichen Herrn Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten ins Zeug legte 

(fehr gut! rechts), 
den die franzöfiiche Sozialdemokratie befämpfte. Natürlich legte fich Die 
Sozialdemokratie nur deshalb jo für ihn an den Laden, weil fie in ihm 
einen Feind des Deutichen Reiches jah. 
(Sehr gut!) 
Mehr als einmal habe ich in franzöfifchen Blättern gelejen, daB, wenn 
die Sozialdemokratie bei uns ans Ruder fäme, fie unjere meftlichen 
Grenzprovinzen an Frankreich zurüdgeben würde. Das habe ich noch 
vor einiger Zeit in der „France Militäre” gejehen, dem angejehenjten 
franzöfichen militärischen Wochenblatt. In einem anderen franzöftichen 
Blatt, dem „Rappel”, habe ich gelejen, daß die deutjche Sozialdemo: 
fratie den wichtigiten Schlag gegen den Frankfurter Frieden führen 
würde. Alſo die franzöſiſchen Revanchepolitiker rechnen für 
die Erfüllung ihrer Hoffnungen auf die deutſche Sozial: 
demofratie. Deshalb pflegen auch im Auslande an gewiſſen Stellen 
jozialdemofratifche Erfolge jo große Befriedigung zu erregen. Das 
geht nicht aus bejonderer Sympathie für unjere Sozialdemofratie her: 
vor — in der Beziehung bitte ich die Herren, fich feine Illuſionen zu 
machen 
(Heiterkeit) —, 
jondern das geht hervor aus der Anficht, daß die deutjche Stellung in 
der Welt um fo jchwächer wird, je jtärfer die Sozialdemokratie in 
Deutjchland wird. 
(Sehr wahr! rechts.) 

So kann es denn kommen, daß ein englijcher Poet, der uns gegen- 
über jehr mißgünftig if, Mr. Kipling, in einem Interview mit einem 
SFournaliften, das viele der Herren gewiß im Sommer gelefen haben, 
gleichzeitig Partei nahm für den britifchen Jmperialismus 
und für die deutfche Soztaldemofratie 

(große Heiterfeit); 
daß er den britifchen Imperialismus für durchaus berechtigt, für ſchön 
und gut erklärte, dagegen über die bejcheidenen Bejtrebungen de3 deut: 
chen Volks, auch feine überfeeifchen Intereſſen zu entwideln, ungefähr 
ebenjo abfällig, ebenjo höhnifch urteilte, wie dies unfere Sozialdemo: 
fratie zu tun pflegt. So kann es fommen, daß zwei große, aber uns 
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nicht gerade freundlich gefinnte Blätter wie die Londoner „Times“ und 
der Barifer „Temps“, die in England und in Frankreich den Sozialis- 
mus befämpfen, fich nicht genug tun fönnen in Robeserhebungen über 
die Reden des Herrn Vorredners. 

(Sehr wahr! recht und bei den Nationalliberalen. Heiterkeit.) 
Sp mag wohl ein jfrupellojer Kaufmann, obwohl er jelbft in feinem 
Bureau jtrenge Zucht hält, es nicht ungern jehen, wenn fein Rivale 
Angeftellte hat, die unter Umftänden bereit find, das Konfurrenzhaus 
in die Luft zu jprengen. 

(Große Heiterkeit. — Unruhe linf3.) 
In der Beziehung haben unjere ausländischen Neider und Feinde eine 
feine Witterung. Wenn e3 jemals unjerer Sozialdemokratie gelänge, 
das Ziel zu erreichen, von dem der Herr Vorredner foeben wieder er- 
flärt hat, daß es ihr vorjchwebt; wenn fie je bei uns das Heft in die 
Hand befäme, jo würde das nicht nur den Verluſt unferer Grenzpro- 
vinzen bedeuten, die mit deutichem Schweiß und Blut getränkt find, 
jondern wir würden wieder daftehen, wie in den jämmerlichiten Zeiten 
unferer Gefchichte, als Spielball für fremde Willkür, als Tummelplatz 


für fremde Beutegier. 
(Bravo!) 


Man hat oft Parallelen zwijchen franzöfifchen Jakobinern und deutſchen 
Sozialdemokraten gezogen. ch leugne nicht, daß eine gewiffe Ähnlich: 
feit vorhanden ift, Ähnlichkeit im Gedanfengange, in der Redeweiſe, im 
Fanatismus wie im Dogmatismus, Ähnlichkeit vielleicht auch in der 
freundlichen Gejinnung der Herren untereinander. 
(Große Heiterkeit.) 
Aber ein Unterjchied waltet ob zwiſchen der deutfchen Sozialdemofratie 
und den franzöfifchen Jakobinern. Die franzöjtischen Jakobiner waren 
Batrioten durch und durch, fie wollten ein großes, ein jtarfes Frank— 
reich, Frankreich ging ihnen über alles; — unſere Jakobiner fangen 
damit an, überall vor den Ansprüchen des Auslandes zurüdzumeichen, 
unfere Grenzpoften aufzugeben, fie wollen fein ftärferes, fie wollen ein 
jchwächeres, ein verkleinerte Deutjchland. Das iſt der tieffte Graben 
zwifchen ihnen und uns, das ift das, was die größte Kluft bildet 
zwifchen ihnen und uns: der Mangel an Berjtändnis für die Dafeins- 
bedingungen der Nation, für diejenigen Forderungen, ohne welche die 
Nation ihre Stellung in der Welt nicht behaupten fann. 
(Zurufe von den Sozialdemofraten.) 
Penzler, Fürft Bülows Reden ꝛc. II. 19 
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Meine Herren, nun hat der Herr Vorredner unjere gegenwärtigen 
Zuftände in Deutfchland und die Zuftände vor der franzöfifchen Revo— 
Iution verglichen. ich geftehe, daß mir faum jemals ein hinfenderer 
Bergleich vorgefonmen: ift. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Dort in Frankreich vor der Revolution Zwang, Unfreiheit, Leibeigen- 
ſchaft — hier bei uns Verfafjung, Rechtsftaat, allgemeines Stimmredt. 


(Yachen bei den Sozialdemofraten.) 


— Jawohl, Rectsjtaat, ein wirklicher Nechtsftaat, wie er bei ihnen 
ausgefchlofjen wäre, wenn Sie das Heft in der Hand hätten. 


(Sehr richtig! rechts. Widerſpruch bei den Suzialdemofraten.) 


Damals in Frankreich Frivolität und Fäulnis — bei uns im großen 
und ganzen gefunde gute Verhältniffe. Verichonen Ste uns mit jolchen 
Bergleichen! Und ſeien Sie jedenfalld überzeugt, daß, wenn Sie ver: 
juchen jollten, einen Baftillenfturm zu unternehmen, Ihnen das übel be 
fommen würde. 

(Bravo! Lachen bei den Sozialdemokraten.) 


Sch wiederhole meinen Rat: gehen Sie nicht von Redensarten 
zu Taten über. Berfuhen Sie es, Sie werden jehen, was 
darnach kommt. 

(Lebhafter Beifall. — Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 


33. Bekämpfung der Sozialdemokratie. 


Situng des Herrenhaufes vom 25. Januar 1906.!) 


Im Herrenhauje hatten Graf Find von Findenftein-Schönburg und 
Graf zu Eulenburg:Braffen folgende Anterpellation eingebracht: 
„Erſcheint e3 der Staatsregierung möglich, die vaterlandsfeind- 
lichen Unternehmungen der Sozialdemokratie mit den Mitteln der 
Geſetzgebung erfolgreich zu befämpfen?“ 


Nach Begründung diefer Interpellation dur) Graf zu Eulenburg-Praſſen 
beantwortete fie 


I, Sten. Ber. d. Berhandl. d. Herrenhaufes 1905/06, 6. Situng. 
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Minifterpräfident Reichskanzler Fürft Bülow folgendermaßen: 

Meine Herren, der Herr Graf zu Eulenburg-Praſſen hat auf die 
Gefahren hingewiejen, die von der Soztaldemofratie drohen. Dieje 
Gefahren — ich danke dem Herrn Begründer der nterpellation, daß 
er das ausgejprochen hat — kann niemand erniter bewerten als ich. Ich 
habe in der Tat feine Gelegenheit verjäumt, der Sozialdemokratie mit 
Nachdruck entgegenzutreten. Ich habe die bürgerlichen Parteien und 
das Land auf die Bedrohung unſeres Rechtsſtaats und unferer ver: 
fafjungsmäßigen Einrichtungen, auf die Bedrohung der Grundlage jeder 
bürgerlichen Freiheit, des Rechtes der ndividualität immer und immer 
wieder hingemwiejen. Selbjtverjtändlich glaube ich hiermit meine Pflicht 
zum Schuge unferer geiftigen und materiellen Güter noch nicht erfüllt 
zu haben. ch erkenne es als unbeftreitbare Pflicht jeder Regierung 
an, den von dem Herrn Grafen zu Eulenburg-Praſſen gefchilderten 
Gefahren entgegenzutreten, fie im Rahmen der Gejege mit Energie zu 
befämpfen, Agitationen, welche die jtaatliche Ordnung gefährden, ſoweit 
die Gejege dies irgend zulafien, zu unterdrüden. Dieſe unjere Pflicht 
werden wir nicht verfäumen; das haben wir noch in diefen Tagen ge- 
zeigt. Vor der Tyrannei der Straße beugen wir uns nicht, durch De: 
monftrationen und Drohungen lafjen wir uns nichts abtrogen. Pöbel— 
erzejje und Revolution werden wir in Preußen, in Deutjchland nicht 
dulden. Die Regierung hält — und damit beantworte ich die in 
der Interpellation gejtellte Anfrage — eine Vermehrung ihrer Be: 
fugnifje bis jegt nicht für nötig; von ihren gejeglichen Be- 
fugniffen aber wird jie entſchloſſen Gebrauch maden. 

(Bravo!) 

Meine Herren, jtaatsfeindlichen Beftrebungen gegenüber hat aber 
nicht nur die Regierung Pflichten. Der Herr Vorredner hat an das 
Wort erinnert: caveant consules! Auch in den Zeitungen ertönt der 
Ruf: Reichskanzler, Negierung, ergreift die Offenfive, ergreift außer: 
ordentliche Maßregeln, zeigt der evolution den ſtarken Arm des Staates. 
Meine Herren, die Entjcheidung darüber, wann der Augenblick gefommen 
ift, an die gejeßgebenden Körperjchaften zu appellieren, um verjtärfte 
Machtmittel gegenüber revolutionären Umtrieben zu een muß der 
verantwortlichen Regierung überlaſſen bleiben. 


(Sehr richtig! und Bravo!) 
Anzeichen, Außerungen von Nervofität, wie fie in der Prefje hier und 
da hervortreten, jchaden der guten Sache, nüßen dem Gegner, indem 
19* 
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der Glaube erwect werden könnte, al3 wenn es ein Leichtes wäre, 
unter dem gegenwärtigen Rechtszuftande feine Ziele zu erreichen. Mehr, 
vielmehr nügen Prefje und Parteien der gemeinfamen Sache, wenn fie 
angefichtS ded gemeinfamen Gegners den inneren Streit untereinander 
zum Schweigen bringen und den Zufammenjchluß der bürgerlichen 
Elemente zum Kampf gegen die revolutionäre Sozialdemo: 
fratie anbahnen. 

(Sehr richtig!) 
Die Zeit ift zu ernit, als daß wir uns den Lurus gejtatten fönnten, 
uns untereinander zu befriegen. Dem Ausdruck diefer Überzeugung bin 
ich aber bisher leider noch viel zu felten begegnet. 

(Sehr wahr‘) 
‚sm Gegenteil, während und nad den letzten NReichstagswahlen haben 
die bürgerlichen Parteien nur zu oft fich in den Haaren gelegen, jie 
haben jogar Wahlbindnifje abgejchloffen mit der Sozialdemokratie — 

(lebhafte Bewegung) 

zu meinem tiefen Bedauern Bündnifje abgejchlojjen mit der Sozial: 
demofratie, die ihrerfeitS alle bürgerlichen Elemente al3 eine feindliche 
Mafje betrachtet und behandelt. 

(Sehr wahr!) 


Für die Königliche Staatsregierung wie für die bürgerlichen Parteien 
muß die Barole lauten: Gegen die revolutionäre Sozialdemokratie! Der 
Übermut diefer Partei wäre nicht jo hoch geftiegen, wenn man es von 
unferer Seite in Unterſchätzung der unferer äußeren Macdhtftellung und 
unferer inneren Wohlfahrt, unjerer Freiheit und Kultur drohenden Ge: 
fahr nicht immer und immer wieder an der notwendigen Kohäfion hätte 
fehlen laſſen. Die Königliche Staatsregierung wird gegenüber der 
Sozialdemokratie auf dem Poſten fein. Sie wird ihre Schuldigfeit tun nicht 
nur durch entfchloffene Anwendung der Geſetze, jondern auch indem jie 
tut, wa3 fie fann, um unter den bürgerlichen Parteien und zwifchen den 
bürgerlichen Parteien und der Staatsregierung Uneinigfeit und Zwie— 
ipalt und Mißverftändnifje zu verhindern oder zu befeitigen, um ein 
Zufammengehen der bürgerlichen Barteien untereinander ſowie der bürger: 
lichen Parteien mit der Staatsregierung zu ermöglichen. An die bürger: 
lichen Parteien aber richte ich auch von diejer Stelle die Mahnung: 
Seien wir einig gegenüber dem gemeinfamen Feinde! 
(Lebhaftes Bravo!) 
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34. Handelsbezichungen zu den Vereinigten Staaten. 
Situng des Neichstages vom 22. Februar 1906. 1) 


Zur erjten und eventuell zweiten Beratung ftand ein Gefegentwurf, durch 
den der Bundesrat ermächtigt wurde, den deutfchen Vertragstarif den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa bis zum 30. Juni 1907 einzuräumen. Die Debatte 
wurde eröffnet vom 


Reichskanzler Fürft von Bülow: 


Meine Herren, nad) dem Abjchluß der dem Reichstag vor einem 
Jahr vorgelegten Handelsverträge mit den europäiichen Staaten trat 
an die verbündeten Regierungen die Aufgabe heran, auch das wirtjchaft- 
liche Verhältnis zu den Vereinigten Staaten von Amerika neu zu ordnen. 
Die Vereinigten Staaten find ein vorzugsweiſe landwirtfchaftliche Pro- 
dukte und Rohftoffe erportierendes Land. Troßdem war, wie dies der 
Herr Abgeordnete Graf von Schwerin-Töwi in feiner, wenn ich nicht 
irre, im Oftoberheft der „Deutichen Monatsſchrift“ erſchienenen inter: 
ejjanten Darlegung nachgewiejen hat, bei den mit Amerifa einzuleiten: 
den Verhandlungen die deutjche Yandwirtjchaft weniger, und jedenfalls 
nicht in erſter Linie beteiligt. Die deutjche Landwirtſchaft hatte durch 
unferen neuen Zolltarif und unfere neuen Handelöverträge den für fie 
notwendigen Schuß erhalten und konnte deshalb den kommenden Er: 
eignifjen mit Ruhe entgegenjehen. Bei den Bertragsverhandlungen mit 
Amerika galt e3 vielmehr, die Ergebnifje unferer neuen Handelsverträge 
für unfere Induſtrie und für unferen Handel zu verwerten. Beide leiden 
bei der Ausfuhr nach der Union einmal unter der befonderen Höhe der 
amerifanifchen Zollfäße, dann aber auch namentlich unter mancherlei 
Schwierigkeiten bei der Zollabfertigung, die ja mit dem in Amerika 
bejtehenden Wertzolliygitem zufammenhängen, die aber durch den fompli- 
zierten Modus der TFalturenbeglaubigung duch die amerikanischen 
Konfuln und die Feitfegung des Marktwertes durch die Appraifer in 
den amerikanischen Ankunftshäfen einen jehr empfindlichen Umfang an 
genommen haben. 

Wir haben der amerikanischen Regierung bei der Kündigung des 
Abkommens vom 10. Juli 1900 einen Tarifvertrag nach dem Mufter 
der von uns mit den europätfchen Staaten abgejchlofjenen Handelsver— 
träge vorgejchlagen, in dem uns aljo Amerika gegen unjere Konventional- 


I) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg.Per., II. Seffion 1905.06, 50. Sigung. 
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jäge eine Herabſetzung jeiner Zölle und die Befeitigug gewiſſer Härten 
in jeinem Zollverfahren zu gewähren hätte. Wir waren uns dabei der 
großen Schwierigkeiten, welche dem Abjchluß eines umfafjenden Tarif: 
vertrages gerade mit den Vereinigten Staaten entgegenitehen, von An: 
fang an wohl bewußt. Dieſe Schwierigkeiten liegen außerhalb des Be: 
ftrebens beider Regierungen, wirtjchaftlich wie politiich gute Beziehungen 
zu unterhalten; in Verhältniffen, die ich von diejer Stelle des näheren 
nicht erörtern könnte, ohne den Anjchein einer mir fernliegenden Ein: 
mischung in die inneren VBerhältnifje eines fremden Staates hervorzu: 
rufen. Ich begnüge mich daher mit der Feititellung, daß ſich der Ab- 
ſchluß eines deutjch-amerifanischen Handelsvertrages bis zum 1. Mär; 
d. J. als unmöglich erwiefen hat. Angefichts dieſer Sachlage haben 
fich die verbündeten Negierungen entjchlofjen, den vorliegenden Geſetz— 
entwurf einzubringen, durch welchen dem Bundesrat die Möglichkeit 
gegeben wird, den Vereinigten Staaten bis zum 30. Juni 1907 die 
Sätze unjerer Bandelsverträge zu gewähren. Es handelt ſich alſo um 
einen Akt der autonomen Gejeggebung, und dadurch wird zugleich zum 
Ausdrud gebradht, daß die Bereinigten Staaten bei uns ein Nedt 
auf Meiftbegünftigung nicht befiten. Denn wir räumen ihnen Zoll 
ermäßigungen ein, ohne daß wir dazu eine vertragsmäßige Verpflichtung 
hätten. Wir tun dies, weil wir Zeit gewinnen wollen, um zu jehen, 
ob die mit Amerifa angefnüpften Verhandlungen nicht doch noch zu 
einem befriedigenden Ende geführt werden fünnen. Wir tun es, weil 
wir im Intereſſe beider Teile einen Zollfrieg vermeiden wollen. 

Meine Herren, ich lege hohen Wert auf den Fortbejtand der guten 
politifchen Beziehungen, die zum Segen beider Länder zwifchen uns und 
den Vereinigten Staaten bejtehen. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Es wäre aber trügeriich, zu glauben, daß ich politische Freund: 
ſchaft mit einer Benachteiligung unjerer wirtjchaftlichen Intereſſen 
erfaufen wollte. Der Grund für diejen Gejegentwurf liegt vielmehr 
darin, daß ein Zollkrieg für beide Teile jchädlih und unerwünjcht und 
deshalb nur im Notfall zu führen ift. Unter einem jolchen Zollfriege 
würden bei.uns nicht nur unjere Schiffahrtsinterefjen, jondern ebenfo 
die Intereſſen unjerer nac Amerika ausführenden Induſtrien leiden, und 
in ähnlicher Weife würden. auc die Vereinigten Staaten gejchädigt 
werden, die nicht nur bei ihrem in den leßten Jahren angewachjenen 
induftriellen Export verwundbar find, jondern deren landwirtjchaftliche 
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Erzeugnifje wir in vielen Artikeln jehr gut andermeit erjegen fünnen. 
(Sehr richtig! Links.) 


Borteile aus einem HZollfrieg zwijchen uns und Amerifa 
würden Dritte ziehen, für deren Nußen zu arbeiten wir feine 


Beranlafjung haben. 
(Sehr wahr!) 


Meine Herren, man konnte im Zweifel darüber jein, welche Dauer 
diefem Gejegentwurf zu geben ſei. Wenn ſich die verbündeten Regie— 
rungen entjchlofjen haben, Shnen den 30. Juni 1907 als Endtermin 
vorzuschlagen, bis zu welchem die Vereinigten Staaten die Zollſätze 
unjeres Konventionaltarifs ftatt der Säße unjeres Generaltarifs gewährt 
werden dürfen, jo jind hierfür gewichtige Gründe maßgebend gewejen. 
Eine längere Bemefjung diejer Friſt könnte den Anjchein erwecken, als 
wenn wir mit der jegigen Regelung einen definitiven Zuftand jchaffen 
wollten, während e3 jich doch nur um ein Provijorium handelt. Gegen 
eine fürzere Bemeſſung jpricht der Umftand, daß die jchwierigen Ver: 
tragsverhandlungen mit Amerika binnen wenigen Monaten nicht been- 
digt werden fünnen, und daß eine erneute Verlängerung der Friſt in 
hohem Grade unerwünjcht wäre. Auch müfjen wir Rücjicht auf unjere 
Induſtrie nehmen, die nicht der Gefahr ausgejegt werden darf, binnen 
furzem wieder vor neuen Verhältnifjen zu ftehen. Das würde den 
Abſchluß Tangfriftiger Lieferungsverträge von vornherein unmöglic 
machen. 

Meine Herren, es handelt fich bei der Bertagung dieſer Entjcheidung 
nicht um eine materielle Löſung, jondern um eine Frage des zweck— 
mäßigen Vorgehens. Für die taftifche Behandlung einer Angelegenheit 
von internationalem Charakter müjjen die Herren uns jchon etwas freie 
Hand laſſen und uns Bertrauen jchenfen. Bei Handelsvertragsver- 
bandlungen liegen die Sachen nicht immer ganz einfach, und es müſſen 
viele Umftände in Berücichtigung genommen werden. Insbeſondere ift 
bei Handelövertragsverhandlungen oft viel Geduld nötig. Auch bei den 
anderen Handelövertragsverhandlungen tft nicht immer alles gleich glatt 
gegangen, jondern wir haben, wie Sie jich erinnern, mehrfach unter: 
brechen und vertagen müfjen, bis ein endgültiges Ergebnis vorlag; jo bei 
Rußland, bei Oſterreich-Ungarn und auch bei anderen Staaten. Diefe 
Unterbrechungen und Bertagungen trafen aber in eine Zeit, wo der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens unjeres neuen Tarifs noch nicht beftimmt 
war, und find deshalb vor der großen Öffentlichkeit ziemlich unbemerkt vor: 
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übergegangen. Bei den Vereinigten Staaten ift der Unterjchied, daß uns 
nur noch wenige Tage von dem 1. März trennen, wo unfer neuer Zoll- 
tarif in Kraft treten wird. Deshalb find wir genötigt, uns an dieſes 
Hohe Haus zu wenden, welches durch die Bewilligung diefes Geſetz— 
entwurfs uns die Möglichkeit gewähren ſoll, zu verfuchen, mit den Ber- 
einigten Staaten doch noch im guten zu einer Verftändigung zu gelangen. 

Daß auch bei der Regierung der Vereinigten Staaten der Wunſch 
befteht, freundjchaftliche wirtjchaftspolitifche Beziehungen zu uns zu er- 
halten, geht auch aus einer Vote hervor, welche, wie der Kaiferliche 
Botichafter in Wajhington vorgeitern gemeldet hat, der Staatsjefretär 
Root an ihn gerichtet habe. In diefer Note ift gejagt, daß, jobald den 
Vereinigten Staaten die ermäßigten Zolljäe bis zum 30. Juni 1907 
zugefichert jeien, der Bräfident unverzüglich die erforderliche Proflamation 
erlafjen werde, um Deutjchland den Fortgenuß der bisherigen Zoll: 
ermäßigungen der Sektion III des Dingleytarifs ficherzuftellen. Er hoffe, 
daß feine Mitteilung, nad) welcher gewiſſe Abänderungen des Zoll: 
verwaltungsgejeges und der Ausführungsbeftimmungen in Ausficht ge- 
nommen find, von uns als ein Beweis für den ernftlihen Wunjch des 
Präfidenten angejehen werde, die amerifanifche Zollverwaltung von allem 
zu befreien, was den deutfchen Erporteuren irgendwie das Ausjehen von 
Härten zu haben jcheine. Er hoffe ferner, daß während des Zeitraumes 
bis zum 30. Juni 1907 ein pafjender Weg werde gefunden werden, um 
eine dauernde Grundlage für den wechjeljeitigen Handel beider Länder 
zu fchaffen unter Bedingungen, die fir beide Teile befriedigend und 
vorteilhaft jeien. Der Staatsjefretär Root gibt ſchließlich in dieſer Note 
der Zuverficht Ausdrud, daß bei Fortdauer der bisherigen freundfchaft- 
lichen Haltung auf beiden Seiten man zu einem Abſchluß gelangen 
werde, der mit dem von beiden Teilen gehegten lebhaften Wunſche nad) 
wahrer Freundfchaft zwijchen dem deutſchen und amerifanifchen Bolfe 
im Einflang ſtehe. So weit die amerifanijche Note. 

Meine Herren, bei der Wichtigkeit unjerer Handelsbeziehungen zu 
den Vereinigten Staaten haben die verbündeten Regierungen e8 jedenfalls 
für ihre Pflicht gehalten, alle Mittel zu erſchöpfen, welche eine 
verföhnlihe Regelung herbeizuführen geeignet find, und fie 
hoffen, daß diejes Hohe Haus diejen Gefichtspunften Rechnung tragen 
wird. 
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35. Reichskolonialamt. 
Sigung des Neichstages vom 29. März 1906.1) 


Die verbündeten Regierungen hatten die Errichtung eines jelbftändigen 
Reichskolonialamtes gefordert, die Budgetlommiffion hatte aber Ablehnung be- 
ichlofjen. Bei der zweiten Beratung des Reich&haushaltsetats für das Rechnungs: 
jahr 1906 trat der Reichskanzler emergifch für die Forderung mit folgender 
Rede ein. 


Neichskanzler Fürft von Bülow: 


Meine Herren, im Namen der verbündeten Regierungen und auch 
für meine Perſon als Chef der Reichsverwaltung möchte ich Sie bitten, 
der Vorlage über die Errichtung eines Reichskolonialamts Ihre Zu: 
ſtimmung zu erteilen. Dieſe Vorlage ift nicht ein willfürlicher oder un- 
bedachter Griff, jondern fie ift eine Maßnahme, die wir nach allen 
Seiten reiflich geprüft und überlegt haben. In Übereinftimmung mit 
den verbündeten Regierungen betrachte ich die Organifation unferer 
oberjten Reichsbehörden als eine Einrichtung, deren Gefüge nicht ohne 
Not angetaftet oder verändert werden fol. Es entipricht aber den 
Traditionen, welche für die Fortbildung diefer Organifation bis jeßt 
maßgebend gemwejen find, daß wir uns nicht den Notwendigkeiten ver: 
ſchließen, welche die Entwidlung der Reichsgefchäfte mit fich bringt. 
Sch glaube, meine Herren, daß Freunde und Feinde unferer Kolonial- 
politif heute wenigjtens darin einig find, daß fie die Bedeutung aner: 
fennen, welche die Kolonialfragen für unfer politifches Leben allmählich 
gewonnen haben, daß jie anerkennen, von welcher Wichtigkeit es für 
die-Reichöfinanzen, für unfere wirtfchaftlihe Zukunft, für unfere Stellung 
in der Welt ift, ob die folonialen Gefchäfte richtig und zweckmäßig 
wahrgenommen werden oder nicht. Wir können uns der Tatjache nicht 
verjchließen, daß Deutjchland eine Kolonialmacht geworden ijt und fich 
den Pflichten und Aufgaben nicht entziehen fann, die daraus für uns 
entitehen. Das ijt der Boden, auf dem wir ftehen, und auf diejem 
Boden haben die Gegner unjerer Kolonialpolitif das gleiche Intereſſe 
daran wie ihre Freunde, daß die Organijation der Kolonialverwaltung 
auf der Höhe ihrer Aufgabe fteht, und daß nicht aus einer mangelhaften 
Drganifation Mipftände und Schwierigkeiten entjtehen, für welche im 
legten Ende das deutiche Volt mit feinem Geld und Blut auffom:- 
men muß. 


I) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg.:Ber., II. Seſſion 1905/06, 78. Situng. 


298 35. Neichstolonialamt. 


Die gegenwärtige Organifation unjerer Kolontalverwaltung iſt 
unzulänglich. Diefe Verficherung fann ich mit gutem Gewijjen und 
aus voller Überzeugung als einer von denjenigen abgeben, die in eriter 
Linie berufen find, mit diefer Organifation zu arbeiten. Ich habe 
ichon im Dezember 1904 darauf hingemwiefen, daß der Neichsfanzler 
bei dem Umfang und der Bedeutung, welche die Folonialen Gejchäfte 
gewonnen haben, in der Lage jein muß, für diefen Zweig der Neid): 
verwaltung ebenjo einen verantwortlichen Stellvertreter zur Seite zu 
haben, wie für die übrigen Nefjorts. Es ift Ihnen befannt, meine 
Herren, daß nach den bejtehenden verfaffungsrechtlihen Grundſätzen, 
denen niemand ihre gute Berechtigung abjtreiten wird, nur die Vor: 
jtände der oberjten NReichsämter mit der Stellvertretung des Reichs: 
fanzlers betraut werden fünnen. Wenn mir aljo dem vorliegenden 
zwingenden Bedürfniffe genügen wollen, jo müſſen wir entweder die 
Kolonialabteilung des Auswärtigen Amts zu einer oberjten Reichs— 
behörde ausgeftalten, oder wir müſſen durch eine Abänderung des 
Stellvertretungsgejeges die Möglichkeit jchaffen, daß der im Verbande 
des Auswärtigen Amts verbleibende Direktor oder Unterftaatsjekretär 
der Kolonien mit der Stellvertretungsbefugnis ausgeſtattet wird. 
Es verjteht ſich von jelbit, daß wir beide Wege mit derjenigen Sorg— 
falt geprüft haben, zu der wir in organijatorijchen und verfaſſungs— 
rechtlichen Fragen doppelt verpflichtet find. Diefe Prüfung hat ergeben, 
dag die Errichtung eines vom Auswärtigen Amt getrennten Kolonial: 
amts nicht nur vor dem anderen Wege den Vorzug verdient, jondern 
daß dies die einzig ausreichende und dem vorhandenen Bedürfnis 
wirklich entjprechende Löfung it. Diefer Weg erjpart uns die Durch— 
brechung eines bewährten und verfafjungsrechtlich wichtigen Grundſatzes. 
Auf diefe Weiſe vermeiden wir die prinzipiell und praftifch gleich be- 
denfliche Neuerung, daß der Neichsfanzler neben den VBorftänden der 
übrigen Reichsämter in dem Chef der Kolonialverwaltung einen Stell 
vertreter befommen würde, der ihm nicht unmittelbar unterfteht, jon- 
dern deſſen unmittelbarer Vorgeſetzter ein anderer Stellvertreter des 
Neichsfanzlers, nämlich der Staatsjefretär des Auswärtigen Amts fein 
wide. 


Je länger ich mich mit diejer Frage beſchäftige, um ſo mehr bin 
ich zu der Überzeugung gelangt, daß eine ſolche Regelung Friktionen 
und Konflikte geradezu provozieren würde 


(ſehr richtig! rechts), 
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und daß auf diefe Weife für den Reichskanzler die erforderliche Ent: 
laftung nicht nur ausbleiben, fondern geradezu eine Erjcehwerung in der 
Behandlung der folonialen Gefchäfte entjtehen wiirde. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Nur eine reinliche Scheidung des Auswärtigen und des Kolonialrefjorts 
fann mir die Möglichkeit geben, mit dem Chef der Kolonialverwaltung 
in gleicher Weije zu arbeiten wie mit den Vorftänden der übrigen Reichs: 
ämter. Solange der Chef der Kolonialverwaltung für jeine Perſon der 
Untergebene des Staatsjefretär des Auswärtigen Amts bleibt, und 
jolange die Kolonialabteilung dem Staatsjefretär des Auswärtigen Amts 
in der bisherigen Weiſe unterjtellt bleibt, ift es für den Neichsfanzler 
nicht nur ein Gebot der perfünlichen Nücfichtnahme, jondern eine ge— 
Ichäftliche Notwendigkeit, daß er in allen wichtigen folonialpolitifchen 
Fragen, auch in jolchen, die feine direkte, unmittelbare Beziehung zur 
auswärtigen Bolitif haben, nicht nur mit dem Chef der Kolonialver- 
waltung, jondern auch mit dem Staatsjefretär des Auswärtigen Amts 
Fühlung hält. Daran wird aud) durch die Stellvertretungsbefugnis des 
Chefs der Kolonialverwaltung nichts geändert; das Räderwerk bliebe kom— 
pliziert. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Was aber, meine Herren, nach meiner Überzeugung in organifato- 
rischen und verfafjungsrechtlichen Fragen vor allem not tut, was die 
Vorausſetzung ijt für einen geordneten Gang der Reichsmaſchine, das 
it Einfachheit und Klarheit. Darum muß ich mich gegen einen Weg 
ausjprechen, der auf den erjten Blick manches für fich haben mag, der 
jich bei näherem Zuſehen aber als jtaatsrechtlich gefünjtelt herausitellt, 
und der für den Neichsfanzler wie für den Staatsfefretär des Aus: 
wärtigen Amts und den Chef der Kolonialverwaltung die Gejchäfte in 
hohem Grade erjchweren würde. Dem Staatsjefretär des Auswärtigen 
Amts wird, jolange die Kolonialverwaltung in irgend einer Form im 
Berbande des Auswärtigen Amts bleibt, bei dem heutigen Umfang und 
der gegenwärtigen Bedeutung der auswärtigen wie der folonialen Ge— 
fchäfte eine Gefchäftslaft zugemutet, der auch ein arbeitsfräftiger Mann 
mit guten Nerven nach meiner Überzeugung nicht mehr gewachjen ift. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Mein langjähriger, treuer und ausgezeichneter Mitarbeiter, 
der uns leider zu früh entrijjene Staatsfefretär von Ridt- 
hofen, deſſen Arbeitsfreudigfeit und Gejhäftsfenntnis ja 


300 35. NReichsfolonialanıt. 


aud in diefem Hohen Haufe ftetS Anerkennung gefunden 
haben, ift unter der Bürde zufammengebrodhen, welche die 
heutige Organijation auf jeine Schultern gelegt hatte. Er 
bat wiederholt erklärt, daß er der doppelten Belaftung nit 
mehr gewachſen jei; er hat die folonialen Gefhäfte den Nagel 
zu feinem Sarge genannt. Herr von Richthofen war Kolonial- 
direftor gemwejen, bevor er Unterftaatsjefretär und Staatsjefretär des 
Auswärtigen Amts wurde. Bei dem lebhaften Intereſſe, welches er 
für unfere Kolonien bewahrt hatte, ift ihm die Erklärung hart ange: 
fommen, daß er die bei der heutigen Ordnung ihm noch bleibende 
Arbeit und Verantwortlichfeit in folonialen Dingen nicht länger tragen 
könne. Da mußte ich mir doc) jagen, daß eine Geichäftslaft in kolo— 
nialen Angelegenheiten, welcher der Herr von Richthofen nicht mehr 
gewachſen war, von einem neuen Manne neben den auswärtigen Ge- 
jchäften nicht wohl getragen werden fönne. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Herr von Richthofen war wirklich der lebte, unter dem die heutige 
Organijation noch allenfall3 funktionieren fonnte. Sein plößlicher Tod 
hat die Zwangslage für uns noch zugeſpitzt. 

Es liegt mir fern, meine Herren, ragen der Organijation nad 
perjönlichen Gefichtspunften entjcheiden zu mollen. ch möchte aber 
doch darauf hinweisen, daß feinerzeit — die älteren Herren in diefem 
Haufe werden fih ja daran noch erinnern — die Ausfcheidung des 
Reichsjuſtizamts und der Verwaltung der Reichseifenbahnen aus dem 
früheren Reichsfanzleramt hier damit begründet wurde, daß nach dem 
Rücktritt des Staatsminifters Delbrüd vom NReichsfanzleramt und dem 
damit verbundenen Berluft an Arbeitskraft und Geſchäftskenntniſſen 
die geplante organifatorifche Veränderung fich nicht länger hinausfchieben 
lafje. Wir befinden uns heute hinfichtlich der Kolonialverwaltung genau 
in der gleichen Yage. 

Wie jehr für die Kolonialverwaltung jelbjt die Ausgejtaltung der 
Kolonialabteilung zu einer unabweisbaren Notwendigkeit geworden ift, 
das brauche ich nach den eingehenden Darlegungen, die hierüber in der 
Kommiffion gegeben worden find, wohl nicht im einzelnen auszuführen. 
Es ijt dargelegt worden, daß die Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amts an Beamtenzahl wie an Gefchäftsumfang nur hinter wenigen 
anderen Nefjorts zurüciteht, und daß fie verjchiedene dieſer Reſſorts, 
in denen doch auch eine ganz vejpeftable Arbeit geleiftet wird, 3. B. 
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das Reichsichagamt und das Reichsjuftizamt, in diefer Beziehung noch 
übertrifft. 

Es ift aljo zweifellos, daß der Chef der Kolonialverwaltung im 
inneren Betriebe jeiner Behörde diejelbe Entlaftung braucht und auf 
diefelbe Entlaftung Anſpruch hat wie die Vorftände der anderen Reichs: 
ämter. Dem Chef der Kolonialverwaltung muß die Möglichkeit gegeben 
werden, daß er fich den Kopf frei hält für die großen Aufgaben der 
Kolonialpolitif. Dieje Entlaftung ift die Borausjegung für die Führung 
einer rationellen Kolonialpolitif, fie ift auch die unverläßliche Voraus— 
feßung für die allgemein als notwendig anerkannten Reformen auf dem 
ganzen Gebiete der Kolonialverwaltung. 

Bei der eriten Leſung des Etats, im vergangenen Dezember, hat 
der Herr Abgeordnete rigen geäußert, er mwünjche eine Reorganifation 
unferer Kolonialverwaltung von unten, ausgehend von der Lokal— 
verwaltung der einzelnen Schußgebiete. ch habe damals, wie ich 
glaube, ungefähr erwidert: wir wollen das eine tun und das andere 
nicht laſſen; wir wollen eine Reform in membris et in ceapite. Heute 
möchte ich hinzufügen: die Ausficht einer Reform an den Gliedern, die 
ich ebenfo für notwendig halte wie der Herr Abgeordnete Fritzen, ift 
nach meiner feften Überzeugung ausfichtslos, wenn nicht durch eine 
Reform am Haupt dafür geforgt wird, daß die Zentralinftanz ihren Auf: 
gaben genügen fann. 


(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Meine Herren, von einer Erörterung der finanziellen Seite der 
Angelegenheit glaube ich mit dem Herrn Referenten abjehen zu fönnen. 
Die Mehrkoften des Reichskolonialamts find in der Tat jo geringfügig, 
daß fie bei der Entjcheidung einer Frage von diejer Bedeutung über: 
haupt nicht mitfprechen fünnen. 

Auch das Bedenken, als ob durch die Trennung der Kolonialver- 
waltung vom Auswärtigen Amt in einzelnen Angelegenheiten eine 
Erſchwerung des Geichäftsganges eintreten Fönnte, vermag ich als ftich- 
haltig nicht anzuerkennen. ch werde nad) dem Vorbild von Ein- 
richtungen, wie fie jich im Verkehr zwifchen anderen in ihrem Gejchäfts- 
freis fich nahe berührenden Reſſorts bewährt haben, alle Vorkehrungen 
treffen, die geeignet find, einer folchen Erjchwerung des Gejchäftsganges 
vorzubeugen. ch möchte auch der Anficht entgegentreten, al3 ob durch) 
die Lostrennung der Kolonialverwaltung vom Auswärtigen Amt die 
Einheitlichfeit unferer auswärtigen Politif irgendwie tangiert werden 
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fönnte. Die Einheitlichfeit unjerer auswärtigen Politik ift wie die 
Pflicht, jo auch die Sorge des Neichsfanzlers. Seien Sie verfichert, 
daß weder ich noch irgendeiner meiner zukünftigen Nachfolger die 
Einheitlichfeit in der Leitung unſerer auswärtigen Politif durch die 
Errihtung eines KolonialamtS auch nur im mindeften beeinträchtigen 
laſſen werden. 

(Bravo!) 


Meine Herren, ich habe mich jchon vor Jahr und Tag dagegen 
verwahrt, al3 ob ich den mehr formellen Fragen der Organifation eine 
übertriebene Bedeutung beimejjen fönnte. ch habe gejagt, daß auch 
die beite Organifation nur wirkſam tft nach dem Geijt, von dem fie 
getragen und geleitet wird. Ich habe aber hinzugefügt, daß eine ver: 
altete und unzulängliche Organijation großen Schaden anzurichten vermag. 
Eine folche veraltete und unzulängliche Organifation kann Die beiten 
Abfichten lähmen. Ste fann alle Einjiht und Initiative in Feſſeln 
jchlagen; fie fann dahin führen, daß nüßliche Kräfte fruchtlos verbraucht 
werden. Alle diejenigen, die mit unjerer heutigen Kolonialorganijation 
zu arbeiten haben, find übereinjtimmend der Anficht, daß dieſelbe ver: 
altet, unzulänglich und reformbedürftig ift. Wir alle hoffen, daß diejes 
Hohe Haus der nach gewiffenhaftefter Prüfung für die Förderung der 
Neichsgefchäfte wie im Intereſſe einer jachgemäßen Führung der aus: 
wärtigen und der Kolonialgefchäfte als unabweisbar und unaufjchiebbar 
erkannten Reform feine Zuftimmung nicht verweigern wird. 

Und jchlieglich, meine Herren, möchte ich noch einen Punkt betonen. 
Es liegt mir fern, Entjcheidungen dieſes Hohen Haujes oder einzelner 
Fraktionen irgendwelche perjönlihe Motive unterzufchieben. Ebenſo 
faljch wie die Behauptung, als ob wegen diejes Staatsjefretariats eine 
Neichsfanzlerfrifis ausgebrochen jei oder ausbrechen werde 


(Heiterkeit), 


ift nach meiner Überzeugung auch die Behauptung, daß hier aus perſön— 
lichen Gründen einer an fich berechtigten Forderung Widerjtand geleiitet 
würde. Demgegenüber erkläre ich ausdrüdlic, daß ich an allen Stellen 
diefes Hohen Haufes nur fachliche Beweggründe vorausjege. Um jo 
mehr hoffe ich, daß die zweifellofe Begründung und das Schwergewicht 
diefer fachlichen Gründe Sie zu einem zuftimmenden Votum führen möge, 
um welches ich wiederholt bitte. 


(Lebhaftes Bravo rechts und bei den Nationalliberalen.) 
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36. Algeriras. 
Sigung des Neichstages vom 5. April 1906.) 


Auf der Tagesordnung ftand Fortfegung und Schluß der zweiten Beratung 
des Reichshaushaltsetats für das Nechnungsjahr 1906, Titel „Reichstanzler und 
Reichskanzlei“. Der Reichsfanzler erariff gleich zu Beginn der Sitzung das Wort 
zu folgender Mitteilung über die Konferenz von Algeciras, die materiell ihre 
Beratungen am 31. März beendigt hatte. 


Reichskanzler Fürit von Bülom: 


Meine Herren, ich möchte die erſte Gelegenheit ergreifen, die fich 
mir bietet, um mich nach dem materiellen Abjchluß der Konferenz von 
Algeciras vor diefem Hohen Haufe über unjere Marokkopolitik auszu- 
jprechen. Sie werden es aber verjtehen, wenn ich heute meine Worte 
jehr ſorgſam abwäge, nicht nur, weil der formelle Abſchluß der Konferenz 
noch nicht erfolgt ift und in feinem anderen Parlament das Ergebnis 
der Konferenz und die Maroffofrage beiprochen worden find, jondern 
auch, weil ich die mühſam erreichte Verftändigung nicht beeinträchtigen 
oder trüben will. 

Will man unſere Maroffopolitif richtig verftehen, jo muß man zu 
ihrem Ausgangspunkt zurücfehren; will man das Ergebnis richtig 
würdigen, den Anfang mit dem Ende vergleichen. Eine Zeit der Be- 
unruhigung liegt hinter und. ES gab Wochen, wo der Gedanke an 
friegerifche Berwiclungen fich der Gemüter bemächtigte. Wie fam das? 
Waren Lebensinterefjen des deutjchen Volkes bedroht, jo daß die Leitung 
unferer auswärtigen Politik daran denken fonnte, die Machtfrage auf: 
zuwerfen? Sollten wir, wollten wir um Maroffo Krieg führen? 
Nein, meine Herren, um Maroffo nicht. Wir haben in Maroffo 
feine direkten politiſchen Intereſſen, wir haben dort auc) feine politifchen 
Ajpirationen. Wir haben weder wie Spanien eine Jahrhunderte alte mau 
tische Vergangenheit, nicht wie Frankreich eine Hunderte von Kilometern 
lange Landesgrenze mit Maroffo; wir haben feine durch mancherlei 
Opfer erworbenen hiftorischen oder moralifchen Anrechte, wie dieje beiden 
europäischen Kulturländer. Aber wir haben wirtfchaftliche Intereſſen 
in einem unabhängigen, bisher noch wenig erjchlojjenen, zufunftsreichen 
Lande. Wir waren Teilhaber an einer internationalen Konvention, 
die das Prinzip der Gleichberechtigung enthielt. Wir befaßen aus einen 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg-Per., Il. Seffion 1905/06, 85. Sitzung. 
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Handelsvertrag die Rechte der meijtbegünftigten Nation. Darüber 
nicht ohne unjere Zuftimmung verfügen zu lafjfen, war die 
Frage des Anfehens der deutſchen Politik, der Würde des 
Deutfhen Reiches, in weldher wir nicht nachgeben durften. 


(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Daraus, meine Herren, folgt, was wir in Maroffo erreichen wollten, 
was nit. Wir wollten nit in Marokko jelbft feiten Fuß faflen; 
denn darin hätte eher eine Schwächung al3 eine Stärkung unjerer 
Stellung gelegen. Wir wollten auch älteren politifchen oder hiſtoriſch 
begründeten Anfprüchen Spaniens oder Frankreichs feinen ſchikanöſen 
oder überhaupt feinen Widerftand entgegenjegen, jolange die deutjchen 
Rechte und Intereſſen geihont und geachtet wurden. Wir wollten uns 
auch nicht an England reiben, weil diejes in jeinem Vertrage vom 
April 1904 eine Annäherung an Frankreich vollzogen hatte. Denn in 
diefem Vertrage verfügte England, was Maroffo betrifft, nur über feine 
eigenen Intereſſen, und was Agypten betrifft, jo hat es in den uns 
angehenden Fragen nachträglich unfere Zuftimmung herbeigeführt. 

Was wir wollten, war, zu befunden, daß das Deutſche 
Reich ſich nicht ald quantite negligeable behandeln läßt 


(jehr gut! rechts, in der Mitte und bei den Nationallilleralen), 


daß die Basis eines internationalen Vertrages nicht ohne 
Zuftimmung der Signatarmäcdte verrüdt werden darf 

(ehr richtig), 
daß in einem fo wichtigen, jelbftändigen, an zwei Welthandels: 
traßen gelegenen Wirtjchaftsgebiet die Tür für die Freiheit 
des fremden Wettbewerbs offen gehalten werden Soll. 

Das geeignetjte Mittel, diejes Ziel auf friedlihem Wege zu er: 
reichen, war die Einberufung einer neuen Konferenz. Sch habe in den 
Zeitungen hier und da gelejen, daß wir mit einem franzöfifch-deutfchen 
Separatabfommen mehr erreicht haben würden. Ich weiß nicht, meine 
Herren, ob ein jolches überhaupt möglich gewejen wäre, und ob nicht 
bei einem folchen Verſuch im Gegenteil die Gegenjäße ſich noch mehr 
verschärft haben würden. Jedenfalls würden wir damit von vornherein 
unfere fefte, auf einem internationalen Vertrage beruhende Rechts: 
ftellung geſchwächt haben. Unfer Vertrauen in die Stärke, die einen 
feften Rechtsboden verleiht, war jo groß, daß wir auf die Konferenz 
drangen, obwohl jedermann mußte, daß drei Großmächte durch Sonder: 
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abmachungen an Frankreich gebunden und eine vierte ihr Alliierter ift, 
wir alfo unfere Forderungen auf der Konferenz gegen eine Mehrheit 
der Großmächte durchzufegen hatten. 

Das Vertrauen, von dem ich joeben jprach, hat uns nicht getäufcht. 
Gewiß, meine Herren, hat die Konferenz länger gedauert, al3 mancher 
erwartete. Die Sache war eben nicht leicht, und es gibt in der Diplo- 
matie wie im bürgerlichen Leben manche weit weniger wichtige An- 
gelegenheiten, über die noch viel länger verhandelt und geftritten wird. 


(Zuftimmung und Heiterfeit.) 


Unjeren Unterhändlern bin ic) die Anerkennung jchuldig, daß fie Die 
deutjchen Forderungen mit ebenjo viel Feitigfeit und Zähigfeit wie Um: 
fiht vertreten haben. 

(Lebhaftes Bravo.) 


Die Einzelheiten der Konferenzbejchlüffe, meine Herren, find durch 
die Preſſe veröffentlicht worden und Ihnen allen befannt. ch will 
fie in diefem Augenblick nicht näher erörtern und auch hinfichtlich der 
Beurteilung des Gejamtergebnifjes nur das Nachitehende betonen. 

Es wäre ein Mangel an Augenmaß gemwejen, wenn wir die Kon: 
ferenz hätten jcheitern lajjen wegen untergeordneter Fragen, wie die 
Zahl der für die Staatsbank zu ftellenden Zenſoren oder der jchweize- 
rischen oder holländischen Bolizeiftationen, Fragen, die für uns nicht 
Selbjtzwed, fondern nur Mittel zum Zweck waren. Für jolche ſekun— 
dären Forderungen Kopf und Kragen daranzufegen, wäre nıcht praf- 
tische Politik geweſen. Auch ließ fich ſchwer beftreiten, daß fein Land 
vermöge jeiner Erfahrungen geeigneter war, die PBolizeiinjtrufteure zu 
ftellen, als die beiden Nachbarländer Spanien und Frankreich. 

Hätten wir uns diefer Tatjache hartnädig verjchlojjen, jo würde 
der während der Konferenzverhandlungen von der franzöfifchen Prefje 
gegen die deutjche Politik jo laut erhobene Vorwurf der Intranſigenz 
wirklich berechtigt gewejen jein. Worauf es anfam, war, den inter= 
nationalen Charakter der Polizeiorganifation zu verbürgen. 
Frankreich hat ſich mit der gleichen Verjöhnlichkeit wie wir zu einer 
(oyalen Löſung diefer jchwierigiten Frage bereitfinden lafjen. Wir find 
nicht Eleinlih, wir find in manden Einzelfragen nachgiebig geweſen; 
aber wir haben unerjchütterlich feitgehalten an dem großen 
Grundſatz der offenen Tür, der neben der Wahrung des 
deutſchen Anfehens uns in der ganzen Maroffoaftion geleitet 
hat und leiten mußte. 

Penzler, Fürft Bülows Neben ze. II 20 
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Meine Herren, e war ein ziemlich jchwieriger Berg, den wir zu 
erfteigen hatten. Manche Übergänge waren nicht ohne Gefahr. Eine 
Zeit der Mühe und Unruhe liegt hinter uns. ch glaube, daß wir 
jegt mit mehr Ruhe ins Weite blicken dürfen. Die Konferenz von 
Algeeiras hat, wie ich glaube, ein für Deutſchland und Fran: 
reich gleich befriedigendes, für alle Kulturländer nüsliches 
Ergebnis geliefert. 

(Lebhafter Beifall.) 


37. Internationale Lage. 
Sigung des Neichstages vom 14. November 1906.1) 


In der Reichstagsfigung vom 5. April war der NReichsfanzler, der in den 
vorangegangenen Wochen an Influenza zu leiden gehabt hatte, ohne fich Schonung 
aufzuerlegen, während der an feine Rede anfnüpfenden Diskuffion von einer 
jchweren Ohnmacht betroffen worden. Für den Reft der Sefjion mußte er fich die 
Teilnahme an den parlamentarifchen Gefchäften verfagen, was nicht ohne Wirkung 
auf wichtige Entfcheidungen blieb. Ein längerer Aufenthalt auf Norderney und 
in Homburg v. d. H., wo dem Fürften das Kaiferliche Schloß zur Verfügung geftellt 
worden war, ftellte den Neichsfanzler völlig wieder her. Als der Neichdtag am 
13. November feine Sitzungen wieder aufnahm, fand er den SFürften Bülow in 
alter Kraft an feinem Plaße. 

In der Sitzung vom 14. November fam eine nterpellation des Abgeordneten 
Bajjermann zur Verhandlung, die folgenden Wortlaut Hatte: 


„Iſt der Herr Reichskanzler bereit, Auskunft zu geben über 
unfere Beziehungen zu den übrigen Mächten und fich über die 
Bejorgnifje zu äußern, welche in vielen Kreifen unſers Volkes 
wegen der internationalen Lage beſtehen?“ 

Der Reichskanzler beantwortete die vom nterpellanten mit längerer Rede 
begründete Anfrage folgendermaßen. 

Reichskanzler Fürſt von Bülow: 

Meine Herren, bevor ich mich fachlichen Ausführungen zumende, 
möchte ich auch von diejer Stelle meinem Dank Ausdrucd geben, und 
nicht nur für die vielen freundlichen Beweife von perfönlichem Wohl- 
wollen und perjönlicher Sympathie, die mir während meiner Erfranfung 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Zeg.:Per., II. Seffton 1905/06, 117. Situng. 
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von Mitgliedern dieſes Hauſes zuteil geworden jind; auch dieſem 
Hohen Haufe als jolhem und Ihrem verehrten Herrn Präfidenten 
möchte ich danfen von diefem meinem Plage aus, den ich mit Gottes 
Hilfe hier wieder einnehme. Ich tue das in dem Gefühl und tue es 
in der Überzeugung, die mich geleitet hat jeit dem Tage meines Amt3- 
antrittes, nämlich daß Bundesrat, Reichstag und Reichskanzler zufammen- 
gehören durch die Verfajjung und auf dem Boden der Verfaffung zum 
Wohle des Vaterlandes. Sie bilden das Obergejchoß des Neichsbaues, 
deffen Fundamente vor einem Menjchenalter gelegt wurden, geheiligt 
durch das Blut der Taufende, die gebettet liegen von Düppel und Alfen 
bi3 zu den Tälern des Jura. In Ddiefem Bau verkörpert fich der 
deutjche Einheitsgedanfe; was den einen Teil trifft, das trifft auch die 
anderen. 

In Beantwortung der an mich gerichteten Interpellation will ich 
jeßt auf unjere internationalen Beziehungen eingehen und auf Die 
Stellung des Reiches in der Welt. Sch behalte mir dabei vor, auf 
manche Punkte, die der Herr Antragiteller bei der Begründung jeiner 
Interpellation näher berührt hat, im weiteren Verlauf der Debatte zu: 
rüchzufommen. 

Was zunächft unjer Berhältnis zu Frankreich angeht, jo, glaube 
ich, müſſen wir unterfcheiden zwijchen dem, was vielleicht an und für 
fich mwünfchenswert und dem, was nad) Lage der Verhältniſſe möglich 
iſt. Der Gedanke eines engeren Anfchluffes oder auch eines Bündnifjes 
mit Frankreich, wie er hier und da in der Preſſe auftaucht, ift, wie die 
Stimmung in Frankreich noch ift, nicht realifierbar. Je weniger Illu— 
fionen wir uns in diefer Beziehung machen, um fo bejjer. Die Gründe 
hierfür liegen in den Ereigniffen der Vergangenheit, die von uns und 
unferen franzöfifhen Nachbarn verjchiedenartig aufgefaßt werden; fie 
liegen auch in der Lebhaftigfeit des franzöſiſchen Patriotismus, die man 
je nachdem übertriebene Eigenliebe oder nachahmungswerten Nationalftolz 
nennen kann. Ich perjönlich neige der letzteren Auffaſſung zu. Ich 
habe vor vielen Jahren in Paris die Ehre gehabt, einem jehr hervor: 
ragenden, einem großen Franzoſen näher zu treten und ihm ein danfbares 
Andenken bewahrt; denn er ift für mich, der ich damals ein junger Bot- 
fchaftsjefretär war, menſchlich gut und freundichaftlich gemejen. Das 
war Léon Gambetta, und ich erinnere mich, wie er mir eines Abends 
in furzen, marfigen, lapidaren Zügen fein Vorgehen und jeine Haltung 
nach Sedan, al3 Mitglied der Regierung der nationalen Verteidigung, 
fchilderte, deren Seele er war. „Frankreich“, jagte er mir, „war in 
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die Knie gejunfen, ich habe ihm gejagt: erhebe dich und vorwärts.” 
La France £tait tombée à genoux, je lui ai dit: debout et marche! 
„Wer in ſolchen Augenbliden Frankreich regiert,” fügte Gambetta gegen 
mich hinzu, „hat das Gefühl, ein Thermometer in der Hand zu halten; 
ein Drud der Hand läßt das Quedjilber fteigen oder fallen. Ich 
ſolchen Momenten, in großen Momenten, fann man alles mit Frank— 
reich machen!” — .„.Dans ces moments, dans les grands moments, on 
peut tout faire de la France!“ Als mir Gambetta das jagte, dachte 
ich junger Menjch mir innerlih: „Möchte, wenn je ein gleiches Schickjal 
über das deutfche Volk käme, wie damals über das franzöſiſche Kaiſer— 
reich, die Nation Männer finden, die mit gleichem unbeugjamen Batrio- 
tismus weiter fechten bis zum bitterften Ende!“ 

Ich möchte hierbei bemerken, daß es gerade dieſe Tebhaftigfeit des 
franzöfifchen Batriotismus, der jtarfe und hochgejpannte nationale Ehr— 
geiz des franzöfiichen Volkes, aljo traditionelle und glänzende Eigen: 
jchaften unferer temperamentvollen Nachbarn find, die uns nötigen, mili- 
tärifch en vedette zu fein, um nicht nur das verlorene Gut an den 
Vogeſen zu wahren, das mit Strömen deutjchen Blutes wieder erworben 
wurde, fondern auch die endlich, jo jpät und jo mühſam errungene 
Einheit der Nation, unſere endlich wiedererworbene Machtftellung und 
Weltjtellung! 

Ich vergejje niemals das Wort, dad mir einmal ein geijtwoller 
franzöſiſcher Diplomat und Hiftorifer, Rothan jagte: „La paix de West- 
phalie, qui a fait la France et defait ’Allemagne“ — „der Weſtfäliſche 
Frieden, der Frankreich gemacht und Deutjchland aufgelöft hat“. ch 
überlafje es unferen Hiftorifern, ich überlafje e8 jedem denfenden Deutfchen, 
hieraus die nötigen Schlüffe zu ziehen. Frankreich war ein in fi 
gefeftigtes und gejchlojjenes Reich, als Deutſchland und 
Italien noch geographiſche Begriffe waren, ein feſtes Stüd 
Marmor zwifchen zwei lofe gefügten Mofaitplatten. Daß bei 
jedem oder faft bei jedem Zufammenjtoß mit einem diejer beiden Nach— 
barn, fofern diefer nicht von dritter Seite Hilfe erhielt, Frankreich fich 
als ftärfer erwies, war eine Art von Naturnotwendigfeit. Die Leiter 
der franzöfifchen Politif von Richelieu bis zu Napoleon III. find fich 
auch nicht im Zweifel gewejen über den Kaufalzufammenhang, der 
zwiſchen diefem politifchen Übergewicht Frankreichs — „la prépondérance 
legitime de la France“, wie es die Franzofen nannten — und der politi- 
chen Zerrifjenheit in den beiden Nachbarländern bejtand. Daß er den 
deutfchen und den italienischen Einigungsprozeß nicht aufzuhalten ver: 
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mochte, war der jchwere Vorwurf, der gegen Napoleon III. erhoben 
wurde; daß er gerade dieje Seite der Politik des zweiten Kaiferreichs 
befämpfte, gereichte Thierd zum Ruhm. Wie die franzöfiiche Politik 
Sahrhunderte hindurch bei inneren deutjchen Zmiltigfeiten die Hand im 
Spiele hatte, indem jie bei uns die zentrifugalen Strömungen und Ele- 
mente begünftigte, brauche ich nicht auszuführen. Diefe lange Periode 
franzöfifher Mitarbeit in Deutfchland fam 1870 zum Ab— 
Ihluß. Damals erlangte Deutjchland nicht nur die ihm in den Zeiten 
feiner Uneinigfeit und deshalb Ohnmacht entriffenen Grenzlande wieder, 
ſondern e3 erlangte gleichzeitig die innere Einheit und die Einigkeit nad) 
außen. Dieje lettere Errungenschaft wird noch wirkjamer, als der 
Beſitz von Meb und Straßburg, verhindern, daß je wieder deutjche 
Grenzgebiete zum Tummelplatz fremder Kriegsluft werden. 

Auch Italien, Frankreichs anderer Nachbar, iſt fein Moſaikbild 
mehr. Als einheitlicher Nationalftaat, und durch den Dreibund geftärkt, 
fann e3 fich heute Frankreich nähern, ohne Bejorgnis, von feinem mäch— 
tigen Nachbar abhängig zu werden. Es iſt begreiflich, daß es dem 
jtolzen franzöfifchen Batriotismus jchwer fällt, jich in dieſe 
Tatjahen der Gegenwart zu finden und namentlid, in das Er- 
jtarfen eines deutjchen Bolfsbewußtjeins, das volle Gleichberechtigung 
mit anderen Bölfern verlangt. Daran hat auch der Maroffo- 
zwijfchenfall nichtS geändert, wenn fich hierbei auch erfreu= 
lichermweife von neuem gezeigt hat, daß beide Völker in Frieden 
miteinander auszukommen wünſchen. 

Ich höre manchmal, es gebe Franzoſen, die ein näheres Verhältnis 
mit uns wünſchen. Unter vier Augen hat auch mir dieſer oder jener 
Franzoſe gejagt, er würde intimere Beziehungen zu uns wünſchen; 
öffentlich iftaber noch feiner, fein Deputierter, fein Minijter, 
fein Senator vor feinem Volke dafür eingetreten, ich meine, 
unter Vorausjegungen, die für uns annehmbar wären. 


(Zuruf von den. Soztaldemofraten.) 


— Jaurès? Eine Schwalbe macht noch feinen Sommer, ſelbſt wenn 


fie eine rote Schwalbe ijt. 
(Heiterfeit.) 


Was aber zwijchen uns und Frankreich jehr gut möglid tft, 
das jind ruhige, normale und forrefte Beziehungen. Ich hoffe 
— und ich glaube, ich fanı jagen, wir hoffen alle ohne Unterjchied 
der Partei von links bis rechts —, daß die Zahl der einfichtigen 
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Franzoſen, die einen Angriffskrieg gegen Deutjchland grundjäglich ver- 
werfen, zunehmen, und die Zahl derjenigen Franzofen, die einen folchen 
Krieg nur deshalb fcheuen, weil er vielleicht im legten Ende für Franf- 
reich ungünjtig verlaufen würde, abnehmen wird. Wir hoffen alle, 
daß bei beiden Völkern die Einſicht fortjchreiten wird, daß 
feiner von beiden ein Intereſſe daran hat, daS ganze ge- 
waltige Riſiko und das ganze furchtbare Elend eines Krieges 
auf fich zu nehmen, und daß den gegenfeitigen Frieden nicht 
zu ftören im Intereſſe beider Völker liegt. 
(Bravo!) 


Und was weiter möglich erfcheint, tft, daß beide Völfer jid 
auf wirtſchaftlichem Gebiet, dem weiten Gebietindujftrieller und 
fommerzieller Unternehmungen begegnen und zujammen ar— 
beiten, vielleicht auch bier und da einmal über eine foloniale 
Frage ſich verjtändigen. Dabei bemerfe ich ausdrüdlich, daß wir nicht 
daran denken, uns zwilchen Frankreich und Rußland oder Franfreich 
und England eindrängen zu wollen. nsbefondere denken wir nicht 
daran, die Störung der franzöfischzengliichen Freundichaft zum Gegen: 
itande unferer offenen oder verjteckten Bemühungen zu machen. Die 
franzöſiſch-ruſſiſche Alltanz ift bis jest feit ihrem Beftehen feine Gefahr 
für den Frieden gemwejen; fie hat fich im Gegenteil als ein Gewicht be- 
währt, das auch zum regelmäßigen Gang der Weltuhr beitrug Wir 
hoffen, daß man von der englifch-franzöfifchen entente cordiale dasselbe 
wird jagen fünnen. Gute Beziehungen zwifchen Deutjchland und Ruß: 
(and haben der franzöfifch-ruffifchen Allianz feinen Eintrag getan. Gute 
Beziehungen zwifchen Deutjchland und England fönnen an und für fich 
ebenfowenig im Widerjpruch ftehen mit der entente cordiale, wenn dieſe 


friedliche Zwecke verfolgt. 
(Zurufe.) 


Die entente cordiale ohne gute Beziehungen der Weltmächte 
zu Deutfhland wäre eine Gefahr für den europäifchen 
Frieden. Eine Politik, die darauf ausginge, Deutjchland 
einzufreifen, einen Krei3 von Mächten um Deutſchland zu 
bilden, um es zu ifolieren und lahmzulegen, wäre eine für 
den europäifchen Frieden bedenflihe Politik. 
(Sehr wahr!) 

Eine ſolche Ringbildung ift nicht möglich ohne Ausübung 
eines gewiſſen Drudes. Drud erzeugt Gegendrud, aus 
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Drud und Gegendrud fönnen jchlieglih Erplofionen hervor: 
ehen. 

* (Sehr richtig! und Heiterkeit.) 

Deshalb iſt es beſonders erfreulich, daß gerade franzöſiſche Blätter den 

Gedanken ausgeſprochen haben, ein gutes Verhältnis zwiſchen Deutſchland 

und England ſei notwendig für die Erhaltung des europäiſchen Friedens 

und entſpreche deshalb auch den franzöſiſchen Intereſſen. 

Zwiſchen Deutſchland und England ſteht kein unnützes 
Erinnern, zwiſchen Deutſchland und England beſtehen auch 
keine tieferen politiſchen Gegenſätze. Es hat Verſtimmungen 
zwiſchen beiden Völkern gegeben, unpraktiſche und unverſtändige Ver— 
ſtimmungen, an denen, wie gewöhnlich im Leben, beide Teile ungefähr 
gleichviel Schuld hatten, aber keine feindſeligen Taten. In geiſtiger Be— 
ziehung, in Kunſt und Wiſſenſchaft, ſtehen beide Völker ſich nahe. 
Shakeſpeare und Darwin gehören uns, wie Goethe und Kant auch den 
Engländern gehören. Mit Recht hat man von einer geiſtigen Verwandt: 
Schaft zwifchen beiden Völkern gejprochen. Auf wirtjchaftlichem Gebiete 
find wir aufeinander angewieſen; der internationale Verkehr befteht nun 
einmal im Geben und Nehmen. Gewiß ift zwischen Deutjchland 
und England auf wirtijchaftlihem Gebiet aud Konkurrenz und 
Rivalität vorhanden. Soldhe NRivalität und Konkurrenz 
braucht aber feine politifchen Gegenſätze, gefchweige denn einen 
Krieg hervorzurufen. Wir haben ſolche Rivalität mit Ofterreich- 
Ungarn und Stalien, ohne daß unſere Beziehungen zwijchen diejen 
Mächten dadurch ernitlich gejchädigt würden. England hat ſie mit 
Amerika und Japan, ohne daß die Beziehungen zwifchen diefen Ländern 
darunter litten. Deutichland und England find fich gegenjeitig gute 
Kunden, jogar jo gute Kunden, daß jedes von beiden ein Intereſſe 
daran hat, fich den andern al3 Kunden zu erhalten. Schon deshalb jollten 
die verjtändigen Leute in beiden Ländern tun, was in ihren Kräften 
steht, um Mißverftändnifje zu befeitigen und das gegenfeitige Verftändnis 
zu fördern. 

In diefem Zufammenhange möchte auch ich meine Befriedigung 
ausjprechen über die freundliche Aufnahme, welche die Bürgermeijter 
und Stadtverordneten deutjcher Gemeinden in England gefunden haben 


(bravo! links), 
und über die Worte, die bei diefer Gelegenheit in London gefallen find. 
(Erneute Bravo links.) 
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Ich glaube, daß ein jolches Sichnähertreten von Volk zu Voll, von 
Menſch zu Menſch nüslich und notwendig ift. 


(Sehr richtig! links.) 
Sch glaube, daß der geehrte Herr Abgeordnete Bafjermann hierüber 
fi) etwas zu ſkeptiſch ausgelaffen hat 

(jehr richtig! Links); 
ich halte ein jolches Anknüpfen perjönlicher Beziehungen für nüßlich und 


notwendig. 
(Erneute Zuftimmung linfs.) 


Auch von dem Bejuche unferer Journaliften in England — der 
geehrte Herr Antragjteller möge mir erlauben, ihm das zu jagen — erwarte 
ich nüßliche Folgen. ch hoffe, daß die Publiziften beider Länder ſich 
nicht nur als Menſchen, jondern auch als Gentlemen kennen gelernt 
haben, und daß fie bei aller Überzeugungstreue und bei allem Patriotis- 
mus in ihrer Polemik doch künftig Gehäfjtgfeiten und mala fides ver- 
meiden werden. Ich Hoffe, fie werden ſich vor Augen halten, daß, wenn 
man niemanden zur Liebe zwingen kann, doch jedes der beiden Bölfer 
vollen Anfpruch auf die Achtung des anderen hat. 

(Sehr richtig! links.) 


Und wenn gerade auf publizijtiichem Gebiet in der Vergangenheit hüben 
und drüben gejündigt worden ift, jo möge von jegt an die deutjche 
und die englifhe Preſſe zeigen, daß jie der Lanze des Achil- 
leus gleicht, welche die Wunden zu heilen vermochte, die jie 
geichlagen hatte. Es gibt ja feinen vernünftigen Menjchen in 
Deutjchland, der nicht aufrichtig ruhige Beziehungen zu England wünjcht 
auf der Bafis beiderfeitiger Loyalität. In einem Artikel, den in einem 
deutſch-engliſchen Blatt ein deutfcher Bublizift veröffentlicht hat, der vor 
einigen Jahren in der vorderiten Reihe unferer Burenfreunde ftand, 
habe ich die zutreffende Bemerkung gefunden, es jei nicht Haß gegen 
England geweſen, was jeinerzeit bei uns die lebhafte Begeijterung für 
das Burenvolf entfacht habe, denn von einem folchen Haß jei auch da- 
mals nicht die Rede gewejen; die deutjche Burenbegeijterung jener Tage 
jet zurückzuführen auf germanijchen Idealismus und deutfche Romantif. 
Das ift vollfommen richtig, das jage ich, der ich damals diefe Romantik 
und diefen Idealismus, dieſe tiefgewurzelte Neigung unſeres Volkes, 
politifche Angelegenheiten als Gemüts- und Herzensfragen zu behandeln, 
befämpft habe und befämpfen mußte. Zu meinem Bedauern leſe ih 
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immer wieder, namentlich in der ſozialiſtiſchen Preſſe, daß unſere Ver— 
teidigungsmaßnahmen zur See die Schuld trügen an der gegen uns in 
England beſtehenden Verſtimmung. Ich habe auch dargelegt, daß der 
Gedanke, als ob der Ausbau der deutſchen Flotte ſich gegen England 
richte, einfach töricht iſt — ich finde keinen anderen Ausdruck, um den 
Gedanken zu kennzeichnen —, als ob wir uns England gegenüber mit 
offenſiven Abſichten trügen, und daß auch die Beſorgnis mancher eng— 
liſchen Kreiſe vor einer gar nicht vorhandenen großen deutſchen Flotte 
einfach unfaßbar iſt. Hat doch gerade bei dem Bankett zu Ehren unſerer 
ſtädtiſchen Vertretungen, oder wenigſtens zu jener Zeit, ein engliſcher 
Miniſter hervorgehoben, England beſitze zurzeit die ſchlagfertigſte und 
ſtreitbarſte Flotte, welche es je gehabt habe, und es ſei auch gewillt, 
dieſe Flotte auf ihrer jetzigen Höhe zu halten. Und noch vor wenigen 
Wochen verſicherte der erſte Lord der engliſchen Admiralität öffentlich, 
England ſei zur See nie ſo ſtark geweſen wie gegenwärtig, wo es jeder 
möglichen Kombination gewachſen ſei, die andere Mächte gegen Eng: 
land aufbringen könnten. 

Alſo ich frage: wozu der Lärm? Wir denfen gar nicht 
daran, eine Flotte zu bauen, die fo jtarf wie die englische 
wäre. 

(Zurufe von den Sozialdemofraten.) 


Aber wir haben das Recht und die Pflicht, uns eine Ylotte 
zu halten, die dem Umfange unferer Handelsinterejfen ent- 
ſpricht 

(ſehr wahr! ſehr richtig! rechts) 


und der Notwendigkeit, unſere überſeeiſchen Intereſſen zu 
ſchützen und unſere Küſten zu verteidigen. 


(Sehr wahr! rechts.) 


Meine Herren, warum jollen wir nicht das Recht haben, ebenjogut 
Schiffe zu bauen und uns eine Flotte zu halten wie die Italiener oder 
die Ruſſen oder die Japaner oder die Amerikaner oder die Franzoſen 
oder die Engländer felbit. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Ich habe, wenn mich mein Gedächtnis nicht täufcht, gerade vor einem 
Jahre an die Argumente erinnert, mit denen der damalige ttaltenijche 
Miniiterpräfident Herr Fortis und der MWräfident der Bereinigten 
Staaten Mr. Roofevelt damals für die Verjtärfung der Flotten ihrer 
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Länder eintraten, und hinzugefügt, wir befänden uns genau in derjelben 
Lage. Das deutiche Volk und der Deutiche Kaifer haben feine Friege- 
riſchen Gelüfte. Friedensjtörungen und Angriffe werden nicht von uns 
ausgehen. Das Deutjche Reich iſt jeit feiner Wiedererrichtung in un: 
unterbrochenem Frieden mit allen anderen Ländern geblieben. Das 
Gleiche läßt fich nur von wenigen anderen Staaten jagen. Durch dieſe 
unfere Haltung während nun 35 jahren ift der ummiderlegliche Beweis 
erbracht worden, daß Deutichland eine eminent friedliche Politik ver: 
folgt. Auch in Zufunft werden Friedensjtörung und Angriff 
nicht von uns ausgehen. Wir erkennen auch ohne Hintergedanfen 
die Stellung an, die ſich England jeit langem und in weitem Umfange 
in der Welt gemacht hat. Daß das feine Redensart iſt, beweift unjere 
Haltung in der ägyptiichen Frage, die der Herr Abgeordnete Bajjer: 
mann joeben gejtreift hat. Fürſt Bismard pflegte zu jagen: wir find 
in Serbien öjterreichiich, in Bulgarien ruffiih, in Agypten engliſch. 
Auch jeit den Tagen des Füriten Bismard haben wir immer die 
günjtigen Wirkungen der engliichen Mitverwaltung des Nillandes an- 
erfannt und England in Ägypten feine Steine in den Weg geleat, 
jelbjt dann nicht, als wir ein formales Recht dazu gehabt hätten. 
“ Damit meine ich den Erlaß der Khedivialverordnung von 1904, der wir 
ohne weiteres unjere Zuſtimmung erteilt haben. Nichtsdeftomweniger 
find uns in englischen und franzöfifchen Blättern anläßlich des Akaba— 
falles allerlei dunkle Machenſchaften angedichtet worden. Man war 
aber auf der Hohen Pforte ebenjo wie in London genau Darüber 
unterrichtet, daß fehon unfere Intereſſen an einer ruhigen Entwicklung 
des türkischen Reiches uns eine friedliche Beilegung dieſes Streitfalles 
wünjchen ließen. 

Bon dem Verhältnis zwiichen Deutfchland und England gilt, was 
Fürft Bismard einmal — wenn ich mich nicht täufche, im Jahre 1867 — 
über die Annäherung zwifchen Norddeutichland und Süddeutſchland jagte, 
nämlich daß die Früchte nicht rafcher reifen, wenn man eine Lampe 
unter fie hält. Wenn die Beziehungen zwischen Deutjchland und England 
freundfchaftlichere und vertrauensvolle werden follen, jo ift vor allem 
Zeit und Geduld notwendig; denn eine lange Periode der Mißverſtänd— 
nifje liegt hinter uns. Die Nadel des politischen Barometers ift glücklich 
von Regen und Wind auf Veränderlicd gegangen. 

(Deiterfeit.) 
Foreieren läßt fie fich nicht. Wenn fie auf ſchön Wetter zeigen joll, 
müſſen von beiden Seiten neue Neizungen und Trübungen vermieden 
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werden. Vor allem müfjen die Lebensinterejjen der großen Völker 
hoch über perfönlichen Reibungen und Empfindungen jtehen. 
(Sehr aut!) 
Das, meine Herren, gilt natürlich für beide Länder, und es gilt für 
jede Rangſtufe. 
(Sehr wahr! rechts und links.) 


Man hat angeblichen Berftimmungen zwischen den beiden Souveränen, 
die an der Spitze des deutjchen und des englifchen Volkes ftehen, zu 
große Bedeutung beigelegt. Weder König Eduard noch Kaijer Wilhelm 
werden perjönlichen Empfindlichfeiten Einfluß auf jachliche Erwägungen, 
auf die Wahrnehmung der politifchen Intereſſen ihrer Länder geftatten. 
König Eduard ift bei uns mit der Achtung und der Ehrerbietung auf: 
genommen worden, die ihm nicht nur als Oberhaupt des englijchen 
Volkes gebühren, jondern auch nad) jeinen ſtaatsmänniſchen Eigenjchaften; 
die Begegnung von Kronberg hat denn auch die guten perjönlichen 
Beziehungen zwifchen beiden Monarchen befräftigt 

| (Zuruf links) 
und die Hoffnung befejtigt, daß fich das Wort bewahrheiten werde, das 
der König 1904 gejprochen hat, nämlich daß die Flaggen beider Yänder 
niemals feindlich gegeneinander wehen jollten. 

Der Herr Abgeordnete Bafjermann hat gemeint, daß die Haltung 
Italiens auf der Konferenz von Algeciras unferen Erwartungen 
nicht entjprochen, daß fie uns Grund zur Unzufriedenheit gegeben hätte. 
Die damalige Haltung mancher italienischer Blätter entſprach allerdings 
nicht dem zwifchen Deutjchland und Italien beftehenden Bündnisverhältnis. 
Bon der Haltung der italienischen Regierung und namentlich der Herren 
Sonnino, San Giuliano, Bisconti-Venofta und Guicciardini kann ich 
das nicht jagen. italien befand fich auf der Konferenz von Algeriras 
in einer jchwierigen Lage. Zwijchen Italien und Frankreich beftanden 
hinſichtlich Marokkos gemifje Verabredungen, von denen wir wiljen, 
daß fie nicht im Widerjpruch mit dem Dreibundvertrage jtanden. Wir 
haben den Stalienern jogar in früheren “jahren vor meiner Zeit gelegentlich 
gejagt, daß wir e3 ihnen überlafjen müßten, wie fie fi) im Mittelmeer 
und fpeziell in Afrika mit ihren dortigen Nachbarn auseinanderjegen 
wollten. 

Als nun die Art und Weiſe, wie unjere vertraggmäßigen Rechte 
in Maroffo ignoriert wurden, uns zum Vorgehen zwang und fich daraus 
ichließlich die Konferenz von Algeciras entwidelte, fam Italien in eine 
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diffizile Situation. In diefer Lage hat die damalige italienische Regie— 
rung forreft gehandelt, nicht nur indem fie uns rechtzeitig hinfichtlich 
der Grenzen der ihr in Algeciras möglichen Unterftügung informierte, 
fondern auch indem fie innerhalb diejer Grenzen die von uns vertretenen 
Grundjäße und angejtrebten Ziele nach Möglichkeit förderte. Als Beweis 
hierfür möchte ich ein Telegramm verlefen, das ich gerade in einem 
fritifchen Augenblide der Konferenz von unſerem erften Delegierten. 
Herrn von Radowitz erhielt. 

Marquis Bisconti-Venofta 
— telegraphierte er mir am 11. März — 

hat ſich in letter Zeit bejonders bemüht, außerhalb der Konferenz— 

figungen in Bank- und PBolizeifrage im Sinne unjeres Verlangens 

auf die Franzofen einzumirfen, was ficher von Nuten geweſen 

ift und weiter jein fann. Es ift mehr darin von ihm Vorteil zu 

ziehen als von jeinem direkten Eingreifen in die Konferenzverhand- 

lungen, da3 er möglichjt vermeidet. | 

Bei diefem Anlaß will ic übrigens jagen, daß alles, was erzählt 
wird über Umtriebe deutjcher Agenten in Tripolis oder über 
eine von deutſcher Seite in das Hinterland von Tripolis 
vorbereitete Erpedition Erfindungen find, die lediglich bezwecken, 
Italien gegen uns mißtrauifch zu machen. Um auch in Wien gegen 
uns Stimmung zu machen, wurden dieje Erfindungen hier und da mit 
dem Zuſatz verbrämt, wir wollten eine direfte Verbindung von Kamerun 
über Tripolis nach Triejt herjtellen 

(Heiterkeit), 


das bei diefem Anlaß von Deutichland anneftiert werden ſolle. So 
ſchlug man nämlich zwei Fliegen mit einer Klappe: die Lüge von 
Tripolis war auf Italien bevechnet, jollte Italien gegen uns mißtrauiſch 
machen; der Unfinn mit Trieft war auf die Ofterreicher gemünzt. Won 
einer jolchen Expedition in Tripolis ift niemals die Rede gemwejen. 
Wir haben weder eine Beranlafjung noch irgend ein Intereſſe daran, 
und im Sinterlande von Tripolis oder auch von Tunis politifch zu 
betätigen. 

Mas diejer oder jener unverantwortliche italienische Politifer gegen 
den Dreibund fagt, das möchte ich nicht überjchägen. Sn unverant: 
wortlicher Stellung jagt auch anderswo mander mandes 


(lebhafte Zurufe: ſehr richtig! links und bei den Sozialdemokraten), 
was er al3 Minifter nicht gleich in Taten umſetzt. 
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Während der vielen Fahre, der 6 Jahre — geitatten Sie mir 
eine kleine perjönliche Reminiszenz —, wo ich die Ehre hatte, das 
Reich als Gejandter in Rumänien zu vertreten, in Rumänien, einem 
Lande und einem Bolfe, die mir lebhafte Anhänglichkeit und aufrichtige 
Sympathie eingeflößt haben, unter der weijen und erleuchteten Leitung 
des Königs Karol, eines der tüchtigjten und pflichttreueiten Fürften, die 
mir vorgefommen jind — aljo ich jage, während meiner langjährigen 
Tätigkeit in Bukareſt pflog ich freundfchaftlichen Verkehr mit einem 
hervorragenden Mitglied der dortigen Kammer, der mir für die Zeit, 
wo er erſt Minijter fein würde, allerlei jchöne Verſprechungen machte. 
Als er nun endlich Minifter wurde und gar feine Anftalten machte, 
feine Zuſagen einzulöfen 

(Zurufe bei den Sozialdemokraten), 
da erinnerte ich ihn fchlieglich, natürlich in zartfühlender Weiſe — Sie 
fennen ja meine Art 
(große Heiterkeit) —, 


an feine Verfprechungen, und da antwortete mir der trefflihe Mann 
mit dem Bruftton wahrer Überzeugung: Sie glauben gar nidt, 
mein mwerter Herr — jagte er zu mir —, wie man feine Anjichten 
ändert, jobald man Minifter wird. 


(Große Heiterfeit, Zurufe bei den Sozialdemofraten.) 


Auf franzöfiich Hang das noch hübjcher: „Vous ne sauriez ceroire, mon 
cher monsieur, à quel point le gouvernement change les idees d’un 
homme.* Sie glauben gar nicht, mein lieber Herr, wie das Regieren 
die Anfichten eines Menjchen von Grund aus umfrempelt. 


(Erneute Heiterkeit.) 


Das machte mir damals einen gewiſſen Eindrud. Ich war jelbjt noch) 
nicht Minifter gemwejen. 
(Heiterfeit.) 


Das habe ich mir gemerkt, das kommt auch anderswo vor. 


(Sehr wahr! bei den Sozialdemofraten.) 


Was die italienischen Politiker angeht, jo braucht die große Mehrzahl 
ihre Anfichten gar nicht zu ändern; denn alle ernjthaften italieni- 
ſchen Politifer, mögen fie Minifter jein oder werden können, 
find zu einjichtig, jind zu patriotifch, al3 daß fie Luft haben 
follten, das italienifhe Staatsjhiff aus dem ruhigen Hafen 
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des Dreibunds mit feinem fiheren Anfergrund hinauszu— 
führen in die ftürmifche See neuer Gruppierungen, zu aben- 
teuerliher und fompaßlojer Fahrt. Die italienischen Politiker 
in allen Lagern wünjchen die Erhaltung des Friedend. Solange 
Stalien feſt und loyal zum Dreibund fteht, trägt es jchon dadurch zur 
Aufrechterhaltung des Friedens bei für fich und für die anderen. 
Wenn Stalien fih vom Dreibund loslöſte oder eine ſchwan— 
fende und zmweideutige PBolitif madhte, jo würde daS Die 
Chancen einer großen und allgemeinen Konflagration er: 
höhen. 

Der Dreibund hat bis jetzt noch nicht die Möglichkeit gehabt, 
fich praktisch zu erproben. Diefe Gelegenheit ift ihm aber hauptjächlich 
deshalb erſpart geblieben, weil er eben bejtand 

(jehr wahr! in der Mitte), 


weil das Bündnis der mitteleuropäiichen Reiche vorhanden war. Das 
hat wejentlich dazu beigetragen, Gefahren für die Sicherheit und Un: 
abhängigfeit der verbündeten Reiche und damit eine Hauptgefahr für 
den europätfchen Frieden fernzuhalten. Wenn es gelungen tft, Diele 
Gefahr ohne blutige Zufammenftöße und ohne beitändige, für Handel 
und Wandel verderbliche Kriegsdrohungen und Kriegsbefürchtungen fern 
zu halten, fo beweift das den Wert des Bündnifjes, das noch heute vor 
manchen anderen denkbaren Kombinationen gewichtige Vorzüge befigt. 

Der Dreibund hat unter anderem auch den Nußen, daß er Kon: 
flifte zwifchen den Verbündeten ausſchließt. Wenn Italien und Diter- 
veich-Ungarn nicht Verbündete wären, jo fönnten die Beziehungen 
zwifchen beiden gejpannte werden. So bedeutet der Dreibund, an dem 
die drei Verbündeten gleihmäßig intereſſiert find, wir nicht weniger, 
aber auch feineswegs mehr als die anderen 

(ſehr wahr! rechts), 

nicht nur eine politifche Entlaftung Europas, jondern aud eine Haupt— 
quelle der gegenwärtigen allgemeinen wirtfchaftlichen Projperität, die 
fo eng mit der Aufrechterhaltung des Friedens verknüpft iſt. Und fo 
fönnen wir ohne Überhebung und ohne Übertreibung jagen, daß die 
Fortdauer des Dreibundes auch dem europätfchen Intereſſe entjpricht, 
weil dem Intereſſe des Friedens. 

Meine Herren, es ift auch mir ein Bedürfnis, auszusprechen, wie 
verläßlich die Unterftügung war, die ung OÖfterreih-Ungarn in 
Algeciras gewährt hat, und ich brauche nicht hinzuzufügen, daß wir 
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des Dreibunds mit feinem jiheren Anfergrund hinauszu— 
führen in die ftürmifche See neuer Gruppierungen, zu aben- 
teuerliher und fompaßlofer Fahrt. Die italienischen Politiker 
in allen Lagern wünfjchen die Erhaltung des Friedens. Solange 
Italien feit und loyal zum Dreibund ſteht, trägt es jchon dadurch zur 
Aufrechterhaltung des Friedens bei für fi) und für die anderen. 
Wenn Stalien jih vom Dreibund loslöſte oder eine ſchwan— 
fende und zmweideutige Politik machte, jo würde daS Die 
Chancen einer großen und allgemeinen Konflagration er— 
höhen. 

Der Dreibund hat bis jetzt noch nicht die Möglichkeit gehabt, 
ſich praktisch zu erproben. Dieje Gelegenheit ift ihm aber hauptfächlich 
deshalb erjpart geblieben, weil er eben bejtand 

(jehr wahr! in der Mitte), 


weil das Bündnis der mitteleuropäifchen Neiche vorhanden war. Das 
hat wefentlich dazu beigetragen, Gefahren für die Sicherheit und Un— 
abhängigfeit der verbindeten Reiche und damit eine Hauptgefahr für 
den europäischen Frieden fernzuhalten. Wenn es gelungen ift, dieſe 
Gefahr ohne blutige Zufammenftöße und ohne beitändige, für Handel 
und Wandel verderbliche Kriegsdrohungen und Kriegsbefürdhtungen fern 
zu halten, fo beweift das den Wert des Bindnifjes, das noch heute vor 
manchen anderen denkbaren Kombinationen gewichtige Vorzüge befitt. 

Der Dreibund hat unter anderem auch den Nußen, daß er Kon: 
flifte zwischen den Verbündeten ausſchließt. Wenn Stalien und Oſter— 
reich-Ungarn nicht Verbündete wären, jo könnten die Beziehungen 
zwijchen beiden gejpannte werden. So bedeutet der Dreibund, an dem 
die drei Verbündeten gleichmäßig interejfiert find, wir nicht weniger, 
aber auch feineswegs mehr al3 die anderen 

(jehr wahr! rechts), 


nicht nur eine politifche Entlaftung Europas, jondern auch eine Haupt— 
quelle der gegenwärtigen allgemeinen wirtjchaftlichen Proſperität, die 
jo eng mit der Aufrechterhaltung des Friedens verknüpft ift. Und fo 
können wir ohne Überhebung und ohne Übertreibung jagen, daß die 
Fortdauer des Dreibundes auch dem europätjchen Intereſſe entjpricht, 
weil dem Intereſſe des Friedens. 

Meine Herren, es ift auch mir ein Bedürfnis, auszufprechen, wie 
verläßlich die Unterftügung war, die uns Ofterreih-Ungarn in 
Algeeiras gewährt hat, und ich brauche nicht hinzuzufügen, daß wir 
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eintretendenfalls Ofterreich-Ungarn diefelbe Treue halten werden, getragen 
von der Zuftimmung diefes Hohen Haufes und der ganzen Nation. 
(Bravo!) 

Es ift mir umverftändlich, wie man namentlich anläßlich des Befuches 
unjeres Kaiferd in Wien hat annehmen können, wir wollten uns in die 
inneren Berhältnifje der Habsburgischen Monarchie einmifchen. Wir 
mischen uns nicht in fremde Berhältniffe ein und erteilen feinen Nat, 
wenn er nicht erbeten wird. 

(Heiterfeit.) 
Sp was zu tun, ift taftlos, wie jede Aufdringlichkeit. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


Insbeſondere bedarf der Monarch feines Rates, der nun jchon jeit jo 
vielen Jahren und Jahrzehnten nicht ohne ernſte Schickſalsſchläge und 
ichwere Prüfungen, aber immer pflichttreu, immer gerecht die Völker 
und Länder am Donauftrom regiert. 


(Bravo!) 


Auch in den Konflikt zwiſchen Eisleithanien und Trans: 
leithanien haben wir uns nie eingemijcht. Das wäre eine Tor: 
heit geweſen, ungefähr ebenjo töricht, als wenn man fich in einen Streit 
zwiſchen Eheleuten einmijcht, was befanntlich das ficherfte Mittel ift, es 
mit beiden zu verderben. 

(Heiterfeit.) 
Das würde in Widerſpruch gejtanden haben mit den dauernden Tradi: 
tionen der deutjchen Politik, von denen ich niemals abgewichen bin. Ich 
fann aber nicht mit dem Ausdrucd meines Erftaunens darüber zurück- 
halten, daß, wie der Herr Abgeordnete Bafjermann ſoeben hervorgehoben 
hat, eine politifch fo gefchulte und politifch fo intelligente Nation wie die 
ungarische uns jo etwas hat zutrauen können. Wie war das möglich, 
meine Herren, nach alledem, was man in Budapeft weiß über Charafter, 
Tendenzen und Ausgangspunfte des Dreibundes, den ein Ungar, Graf 
Gyula Andrafjy, abgejchlofjen hat, nach dem Beſuch unjeres Kaifers in 
Peſt im September 1897, wobei ich zugegen war, nach alledem, was 
ich jelbjt jpontan und motu proprio in der Abwehr über unjer Berhält- 
nis zu Ungarn und zu dem Ungartum ausgeführt habe; denn eine Ein: 
miſchung in die Differenz zwiſchen Eisleithanien und Trangleithanien 
zugunften von ZTransleithanien — das fann man unmöglich von uns 
erwartet haben. Diejem Konflikt gegenüber war für uns nur Reſerve 
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möglich, und die haben wir beobachtet. Wir werden fie weiter ein- 
halten; denn gute Beziehungen zu Ofterreich-Ungarn entfprechen heute 
gerade jo jehr dem deutjchen interejje wie in den Tagen des Fürften 
Bismard. Die Aufrechterhaltung der vollen Unabhängigkeit, der ganzen 
Machtſtellung der öfterreichiichen Monarchie ift für Deutſchland ebenjo 
nüglich und ebenjo notwendig, wie es die Aufrechterhaltung der deut- 
ſchen Machtitellung für Oſterreich-Ungarn ift, für Öfterreih und für 
Ungarn, auch für Ungarn, auch für die Magyaren und das Magyaren: 
tum. Ich bin überzeugt, daß, wenn Deaf und Andrafiy noch lebten, 
beide mir recht geben würden. Was wir wünſchen, ift das Blühen 
und Gedeihen der öfterreichisch-ungarifchen Monarchie und die Entwicklung 
ihrer beiden Teile je nach Bedürfnis und Charafter. 

Bevor ih auf unjere Beziehungen zu Rußland eingehe, mu 
ich meinem Bedauern darüber Ausdrucd geben, daß immer wieder ver- 
jucht wird, uns die Abficht unterzufchteben, uns in die inneren ruffischen 
Verhältnifje einzumischen. Davon ift feine Rede. Wir intervenieren 
auch in Rufjiich- Polen nicht. Sollte der Brand über unjere Grenzen 
greifen, jo werden wir ihn bei uns zu löjchen verftehen; daran wird 
uns niemand hindern. Aber an fremder Löfcharbeit beteiligen wir uns 
nicht. Die Behauptung, als ob Deutjchland an einem Abfommen be- 
teiligt wäre, durch welches die bei der Entwiclung in Rußland angeblich 
zu erwartende Entjtehung eines autonomen Polens verhindert werden 
foll, ift total faljch. Ein jolches Abkommen zwiſchen uns einerjeitS und 
Rußland andererjeit3 oder zwifchen uns und Djfterreich-Ungarn einerfeits 
und Rußland andererjeitS erijtiert nicht. Alle Angaben über irgend 
welche deutjchen Einmifchungen im eigentlichen Rußland oder in Ruſſiſch— 
Polen oder aud) in den baltischen Provinzen auf Grund von Abmachungen 
mit fremden Regierungen oder mit fremden Höfen, von Minifter zu 
Minifter oder von Monard) zu Monarch find ohne Ausnahme unmwahre 
und tendenziöje Erfindungen. Wir empfinden gar nicht das Bedürfnis, 
irgendwo den Gendarm zu fpielen; das ijt ein undanfbares Geſchäft 


(Heiterkeit), 


wie das Rußland ſelbſt 1849 in Ungarn erfahren hat. Das ift unter 
Umftänden ein gefährliches und folgenjchweres Unternehmen, wie das 
Ofterreih und Preußen 1792 mit ihrer Intervention in Frankreich 
erlebt haben 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 


— es freut mich, Herr Ledebour, daß Sie mir einmal „jehr richtig!“ 
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rufen; hoffentlich bleibt es nicht bei diefem vielverfprechenden Anfang 
(Heiterkeit) — 
ich jage alfo: wie es Öfterreich und Preußen 1792 bei ihrer Inter: 
vention in Frankreich erlebt haben, das hat nur die franzöfifche Revo— 
lution eleftrifiert und in ihrer Folge das erſte franzöfifche Kaiferreich 
mit feinen Eroberungszügen herbeigeführt. Wir wünſchen, daß es der 
ruſſiſchen Regierung und dem xuffischen Volke gelingen möge, einen 
Ausweg aus ihren gegenwärtigen inneren Schwierigkeiten zu finden. 
Wir mwünjchen, daß Rußland in gemeinfamer Arbeit von Regierung 
und Volk als Großmacht und als einheitliches Reich erhalten bleibt; 
denn ein innerlich gejundes und Fräftiges Rußland ift wertvoll als 
Faktor der Erhaltung des Gleichgewichts in Europa und in der Welt. 
Aber dabei mifchen wir uns in feiner Weife in die inneren Verhält— 
niffe Rußlands ein. Dadurch unterfcheidet fich ja gerade — das fann 
ich Ihnen nicht verfdmweigen, Herr Ledebour — unfere Politik von der 
von manchen anderen Seiten empfohlenen Bolitif, daß wir bei inneren 
Konflikten, Streitigkeiten und Wirren benachbarter und befreundeter 
Länder nicht fanatifch Partei ergreifen 
(jehr richtig! rechts), 
jondern unfere Bolitif nur zufchneiden im Hinblid auf die allgemeine 
MWeltlage, auf die Sicherheit des eigenen Landes. Solche doftrinäre 
PBarteinahme erjcheint uns landesverderblich. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Sp einfach und leicht ijt unfere Stellung in Europa denn doch 
nicht, daß wir uns den Luxus gejtatten könnten, uns unpoliti= 
fchen Gefühlswallungen hinzugeben. Die Art und Weiſe — das 
muß ich noch hinzufügen —, wie die Sozialdemokratie in allen Ddiejen 
Fragen Partei ergreift, ift vom nationalen Standpunkte aus gerade jo 
unrichtig und gerade jo faljch, wie es beifpielsweife am Ausgange des 
18. Sahrhunderts das Verhalten der franzöfiichen Emigranten war oder 
fpäter die Politik der heiligen Allianz und ihrer Anhänger vom Wiener 
Kongreß bis zum Krimfrieg oder, wenn ich an unfere preußijche Ge: 
Schichte denfe, das Treiben des Eidechjenbundes bei den Kämpfen zwijchen 
Polen und dem Ordensftaate Preußen. Diejelben Urjachen, diejelben 
Leidenschaften und diefelben Schwächen, diefelbe Unfähigkeit, die eigene 
PBarteidoktrin, das eigene Bartetinterefje dem Wohle des Ganzen unter: 
zuordnen, rufen eben bei den Menfchen immer wieder diejelben Er- 
fcheinungen hervor, ob es fih nun um einen MarquiS des ancien 
Penzler, Fürft Bülows Reben ꝛc. II. 21 
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rögime, einen Strauchritter des Mittelalter8 oder um einen orthodoren 
Marriften wie Herrn Ledebour handelt. 


(Heiterkeit) 


Ich freue mich, meinerjeits feititellen zu können, daß unfere Be: 
ziehungen zu Rußland gute und freundliche find. Sch muß weit 
zurüdgehen in meinen diplomatifchen Erinnerungen, um eine 
Periode zu finden, wo die Beziehungen zwiſchen Deutjchland 
und Rußland jo normale, jo ruhige und fo forrefte waren 
wie heute, und dabei betone ich gegenüber dem Herrn Abgeordneten 
Bafjermann ausdrüdlih, daß die wiederholten Begegnungen 
zwifchen unferm Kaijer und dem Kaifer von Rußland mwejent: 
lich dazu beigetragen haben, jenes gegenjeitige Bertrauen auf: 
recht zu erhalten, das eine der bejten Bürgichaften des europäijchen 
Friedens ift, und das hoffentlich immer zwifchen diefen beiden Ländern 
aufrecht erhalten bleiben wird zum Wohle beider Völker und zum Beſten 
des europäiſchen Friedens. Bei den Begegnungen der beiden Monarchen 
it von inneren ruffiichen Berhältniffen nicht die Rede geweſen umd 
namentlich nicht im Sinne reaftionärer deutjcher Ratſchläge. Die Be: 
gegnungen haben jehr dazu beigetragen, die im Verhältnis zu Deutſch— 
land früher vorhandenen Schatten von Mißtrauen und Verftimmung 
abzuftreifen; die beiden Kaiſer haben heute einer von dem andern die 
volle Überzeugung friedlicher, freundlicher und loyaler Abfichten. 


Rußland braucht gegenwärtig alle feine guten Kräfte zur Regelung 
jeiner inneren Verhältniffe. Nach dem Krimfriege jchrieb Fürft Gor- 
tichafoff in einer berühmten Depejche: La Russie ne boude pas, elle 
se recueille — Rußland fchmollt nicht, es jammelt fih. Auch gegen: 
wärtig hält die ruſſiſche Regierung es offenbar für nüßlich, fich auf 
dem auswärtigen Gebiete nicht auf weitichauende Unternehmungen ein: 
zulaffen. Zwifchen Rußland und England fchweben feit einiger 
Zeit Unterhandlungen, welche den Erfolg verjprechen, daß über 
gewiſſe zentralafiatijche Gebiete, wo alte rufjifch-englifche Riva— 
litäten bejtehen, namentlich über Tibet, Perfien und Afghaniftan, eine 
Verftändigung erzielt wird. Wir haben in Tibet und in Afghaniftan 
gar feine, in Perfien nur wirtjchaftliche Intereſſen. Wir haben gar 
fein interefje daran, diefe Berhandlungen zu ftören oder das mutmaf- 
liche Ergebnis Dderjelben mit jcheelen Augen anzufehen. Sollten im 
Laufe der Berhandlungen deutjhe Rechte und wohlerworbene 
Intereſſen in Frage fommen, jo liegen von beiden Seiten 
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loyale Erflärungen vor, daß man dieje Rechte und diefe 
Intereſſen achten wird. 

Leider, meine Herren, kann ich nicht hoffen, mit dieſer meiner 
ruhigen Auffaſſung über ein ruſſiſch-engliſches Abkommen allgemeine 
Zuſtimmung zu finden. In einem mir vorgelegten Artikel las ich erſt 
vor kurzem, wie falſch es ſei, die Beſeitigung der Reibungsflächen in 
Zentralaſien nicht mit der größten Zufriedenheit zu verfolgen, da 
Deutſchland ein Intereſſe daran habe, daß Rußland und England nicht 
wie Hund und Katze gegenüberſtünden, und in demſelben Artikel, in 
welchem der Reichskanzler aufgefordert wurde, dieſe Verſtändigung mit 
allen Kräften zu vereiteln, wurde faſt in demſelben Atemzug der deut— 
ſchen Politik der Vorwurf gemacht, eine Macht gegen die andere aus— 
zuſpielen und dadurch alle Mächte gegen uns mißtrauiſch zu machen. 
Auf der einen Seite alſo ſollen wir gegen die Verſtändigung zweier 
Mächte in Zentralaſien intrigieren, auf der anderen Seite wird uns 
der Vorwurf gemacht, dem Auslande durch unruhige Geſchäftigkeit 
Anlaß zur Verdächtigung der deutſchen Politik zu geben. Meine Herren, 
wenn wir nach dieſem Rezept verführen und uns ohne genügenden 
deutſchen Intereſſenanteil in fremde Angelegenheiten einmiſchen wollten, 
fo würden wir allerdings das Übelwollen verdienen, was aus anderen 
Urjachen vielfach in der Welt gegen uns bejteht; das gehört aber in 
das Kapitel von der Verkennung der Grenzen einer verftändigen Welt: 
politif und der urteilälofen Kritil, auf das ich nachher noch zurück— 
fommen werde. 

Meine Herren, unjere Beziehungen zu Japan find von dem 
Herrn Abgeordneten Bafjermann nicht berührt worden; ich möchte aber 
trogdem betonen, daß ich diefe Beziehungen zu Japan aud) weiter forg- 
fanı pflegen werde. japan hat fic) durch die hervorragenden Leiſtungen 
feiner brillanten Armee und feiner tapferen Flotte feinen Pla unter 
den Großmächten erobert. Damit ift e8 nur dem Beiſpiel anderer 
großen Völker gefolgt und namentlich unferem preußifchen Beifpiel. Auf 
dem Schwert beruht in le&ter Linie die Großmachtſtellung eines Volkes. 
Mit Eroberungsabfichten und Bergrößerungsplänen haben wir uns in 
Ditafien niemal3 getragen. Ich habe jchon am 11. Juli 1900 als 
Staatsjefretär des Auswärtigen in meinem damaligen Zirkular an die 
deutjchen Bundesregierungen gejagt, daß wir feine Aufteilung des 
chinefischen Reiches wünſchten und in Dftafien feine Sondervorteile an— 
jtrebten. Daß wir in Oftafien nicht auf Eroberungen ausgingen, haben 
wir in dem deutjchenglifchen Notenaustaufch vom Oftober 1900 aus: 

21* 
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gefprochen vor dem englijch-japanifchen Bündnis. Wir hatten und 
haben in Oftafien nur wirtfchaftliche Ziele, deren Erreichung im weſent— 
lichen abhängig ift von der Aufrechterhaltung des Friedens, der Integrität 
von China und des Prinzips der offenen Tür. Dieſe Ziele, Die zu 
verfolgen wir gerade jo berechtigt find wie alle übrigen in Oftafien 
intereffierten Völker, werden wir auch weiter im Auge behalten. Ich 
freue mich, jagen zu können, daß die Haltung der chineſiſchen Regierung 
uns gegenwärtig feinen Anlaß zu Klagen gibt, daß unjer Handel jeine 
Stellung neben dem Handel der anderen dort interefiierten Völker be: 
hauptet, und daß wir an eine weitere ruhige Entwicklung des chinefischen 
Reiches glauben zum Beſten von China felbjt, zum Beften des inter: 
nationalen Handels und friedlicher Beziehungen zwifchen allen handel: 
treibenden Völkern. 

Was unfer Berhältnis zu Amerifa angeht, jo bin ich gewiß, 
daß die große Mehrheit diefes Hohen Haufes mir recht geben wird, 
wenn ich jage, daß Deutfchland und Amerika zu den Völkern gehören, 
die aus natürlichen wie aus hiftorifchen Gründen auf ein gutes gegen: 
feitiges Verhältnis hingewiefen werden. Die Grenzen beider Länder 
berühren fich nicht, ihre politischen Intereſſen ftoßen nirgends feindlic 
aufeinander. Um die wirtfchaftlichen Intereſſen auszugleichen, ift natür— 
lich beiderjeitige8 Entgegenfommen und gegenfeitige Nachgiebigfeit er: 
forderlih. Wo dieſe beiden Vorausſetzungen eintreffen, erjcheint ein 
folcher Ausgleich nicht unmöglich. ch möchte bei diefer Gelegenheit 
fagen — denn man muß e3 niemals vergejien, man joll e3 niemals 
vergefien —: wenn in einem fritifchen Augenblick einer für einen qut 
war, das foll man weder im politischen noch im privaten Leben ver: 
geſſen. Das „etonner le monde par son ingratitude* des Fürſten 
Schwarzenberg war ein politiicher Fehler. Alſo ich jage: wir haben 
Grund, Amerifa dankbar zu fein für feine Haltung auf der 
Konferenz von Algeciras. Amerika bat fich, dem geringen Maße 
feiner Intereſſen entjprechend, dort mehr zurückgehalten, es hat eine 
durchaus unparteiifche Haltung beobachtet; aber jein ausgezeichneter und 
von allen Teilen gleich hochgeachteter Bertreter, Mr. White, hat Feine 
Gelegenheit vorübergehen lafjen, um zu einem Ausgleich der Gegenfätze 
beizutragen und einen für alle Beteiligten ehrenvollen Ausgleich herbei: 
zuführen. Das war ein großer Dienft, den Amerifa dem Weltfrieden 
geleiftet hat; denn ein Scheitern der Konferenz von Algeciras hätte nicht 
nur in die Beziehungen zwischen Deutichland und Frankreich, ſondern 
auch in die allgemeine Weltlage und allgemeine Weltpolitik ein irritie- 
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vendes und beunruhigendes Element getragen. Das war der zweite 
Dienft, der zweite große Dienft, den Amerifa dem Weltfrieden 
geleiftet hat; der erſte Dienft war die Wiederherftellung des Friedens 
zwijchen Japan und Rußland. 

Meine Herren, bei diefem Anlaß möchte ich mir eine ſehr furze 
Bemerkung pro domo mea gejtatten. Ich höre und leje jo oft, ich ſei 
durch den Ausbruch des ruſſiſch-japaniſchen Krieges überrafcht worden. 
Wenn fich einmal die Archive unjerer Zeit öffnen werden — jelbit 
werde ich feine Denkwürdigkeiten hinterlafjen 


(Heiterfeit und Bravo!) — 


aljo ich jage: wenn fich einmal die Archive unferer Zeit öffnen werden, 
werden dieje Behauptungen, ich jei durch den Ausbruch des ruſſiſch— 
japanischen Krieges überrafcht worden, bei den Hiftorifern große Heiter- 
feit erwecken. Ich wußte ganz genau, wie die Dinge lagen. Sch habe, 
jomeit dies in unferer Macht ftand und für den Unbeteiligten zuläffig 
war, in Japan zum Frieden geraten. Ich habe der ruffischen Regie: 
rung feinen Zweifel darüber gelafjen, daß die japanische Regierung 
unter gewifjen Worausfegungen, wenn ihr nicht beitimmte Zuſagen 
gemacht und Bürgſchaften geboten würden, zum Kriege entjchlofjen und 
daß das japanische Volk für diefen Krieg hervorragend vorbereitet und 
gerüftet jei. Weiter konnte ich als Unparteiifcher nicht gehen, und daS, 
was ich auf vertraulichitem Wege erfahren hatte, jedem aufzubinden, 
jedem Seren von der Börſe, jedem Herrn von der Preſſe — meine 
Herren, ich tue der Prefje gern einmal einen Gefallen 
(Heiterkeit) —, 

das ging wirklich nicht! 

Da ich nun einmal auf einen mir perjönlich gemachten Vorwurf 
eingegangen bin, jo möchte ich zu meiner Verteidigung noch etwas 
anderes jagen. Es heißt oft, ich jei dem Auslande gegenüber zu 
liebenswürdig. Von der anderen Seite heißt es freilich im Auslande 
und jogar im Inlande, daß ich durch meine Politik das Ausland 
provoziere. Das ift wieder einmal ein Terrain, meine Herren, wo ich 
die mittlere Linie halte, welche die verftändige zu fein pflegt. Wenn 
man mir übertriebene Liebenswürdigfeit dem Auslande gegenüber vor: 
wirft, jo fcheint man anzunehmen, daß ich die Urbanität, deren ich mich 
als Menjch und im perfönlichen Verkehr allerdings gern befleißige, meiner 
politifchen Tätigkeit als einzige Richtſchnur unterlege. Das iſt ein 
Irrtum. Man jcheint fich ferner nicht gegenwärtig zu halten, daß 
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gerade auf dem Gebiet der auswärtigen Politik Höflichkeit und Fejtigfeit 
ſich gar nicht ausjchließen; e8 fommt nur darauf an, die eine wie die 
andere Eigenſchaft im rechten Augenblik zur Anwendung zu bringen. 
ALS ein ausgezeichneter ruffischer Diplomat, Fürjt Orloff, nach dem für 
Rußland unglücklich, aber ehrenvoll verlaufenen Krimfriege nah Paris 
gejchicft wurde, um die Unterhandlungen einzuleiten, die jpäter zum 
Barifer Kongreß führten, apoftrophierte er den Kaiſer Napoleon IM. 
mit den Worten: die Hauptkunft eines Diplomaten, Sire, — jagte er 
zu ihm — bejteht darin, daß er im richtigen Moment zu jchmeicheln 
und im richtigen Moment einen Fußtritt zu geben verjteht. 


(Heiterfeit.) 


Unfer jeliger Kaiſer Nikolaus — fuhr er fort — war ein großer 
Monarch; aber als er den Krimfrieg anfing, hatte er dieſen weiſen 
Grundfag einen Augenblid aus den Augen verloren, deshalb bin ich 
bier. Es fommt aljo darauf an, die eine wie die andere Eigenjchaft 
im rechten Augenbli zur Anwendung zu bringen. Ungefüge Anrempe: 
lungen des Auslandes, knotige Manieren, ein fonjequent fich überhebender 
und anmaßender Ton wirken jchon in der Prefje jchädlich, viel jchäd- 
licher, als fich manche Leute einbilden; die würden unberechenbare Konſe— 
quenzen haben, wenn ich in meiner verantwortlichen Stellung mich dazu 
hinreißen ließe. 

Wenn man auf den Fürften Bismard hingewieſen hat, jo wird 
ein eingehendes Studium der Reden wie der Handlungen diejes un: 
vergleichlichen Staatsmannes jeden davon überzeugen, daß deſſen 
Größe nicht in Sporenflirren, Küraffierftiefeln und nicht im 
Rafjeln mit dem Pallaſch beitand, fondern im rechten Augen: 
maß für Menjchen und Dinge. 


(Sehr richtig! rechts.) 
Das Dogmatifieren des Fürſten Bismard ift übrigens — das 
möchte ich doch einmal offen ausjprechen — bei uns nicht nur zu einer 


Manie, jondern beinahe zu einer Kalamität geworden. Wir laborieren 
an dem mißverftandenen Fürsten Bismard. 


(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Da zeigt fich jo recht unfere deutjche Neigung, alles zu einem Syſtem 
zu machen. Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts, namentlich in 


der Konfliktszeit, war der Gelehrte, der Profeſſor das deal des 
politifierenden Deutjchen; der ſchwebte uns feit der Frankfurter Pauls: 
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kirche als Lichtbild vor. Das Burfchikofe im Fürften Bismard, das 
Junkerliche und Militärifche in feinem Weſen erregte zunächſt Ent: 
rüftung — wir Deutjche entrüften uns ja gern und leiht. Man muß 
das in aufrichtig gejchriebenen Memoiren jener Zeit nachlefen, wenn 
man es nicht, wie manche von uns, ſelbſt erlebt hat. Nach den 
ungeheuren Erfolgen des Fürften Bismarck ift der Profeffor etwas in 
Mißkredit gekommen, dagegen denkt mancher Deutjche, ein leitender 
Staatsmann müfje nur recht forfch und burſchikos auftreten, immer 
und ausfchlieglih Kürajfieritiefeln anhaben, immer und unausgejeßt 
falte Waſſerſtrahlen verjenden. 
(Heiterfeit.) 

Mit anderen Worten: jet wird Fürft Bismard zum Syſtem erhoben, 
dabei aber vergeffen, daß jede Zeit andere Mittel erfordert. Alle, die 
mich perfönlich Fennen, wiffen, daß ich meine unbegrenzte Ver— 
ehrung und Bewunderung für den großen Kanzler niemals 
und niemandem gegenüber je verleugnet 

(bravo! rechts), 
daß ich ihm auch nach feinem Sturze die Treue bewahrt habe. 

(Bravo! rechts.) 
Aber gerade deshalb will ich es offen ausfprechen: auch der größte 
Mann bleibt ein Sohn feiner Zeit, und die nach ihm fommenden 
Geſchlechter fönnen fich nicht darauf bejchränfen, jeine Urteile, 
jeine Auffafjung oder nun gar feine Allüren blind nachzu= 
ahmen und nachzumachen, jondern jie müſſen mit der Entwid- 
lung der Dinge gehen, die nie ftille fteht, die auch das größte 
Genie nicht vorherjehen, gejchweige denn vorzeichnen fann. 

(Sehr richtig!) 
Friedrich der Große war der erite Staatsmann feiner Zeit; wenn aber 
Fürft Bismard darauf ſich beſchränkt hätte, friderizianifche, d. h. ſpezifiſch 
preußische Politik zu treiben, jo würde er die Einheit Deutjchlands nicht 
begründet haben. Das trat ja am deutlichjten hervor bei der befannten 
Differenz zwifchen dem Fürſten Bismarck und unferem alten Kaifer 
wegen der zu jtellenden Friedensbedingungen in Nifolsburg 1866. Nicht, 
daß e3 von den Bahnen Friedrichs des Großen abwich, hat meines 
Erachtens Preußen vor 100 Jahren nach Jena und Tilftt geführt, 
fondern daß es in faljchem Sinne zu ängitlic) und zu engherzig an 
diefen Bahnen fleben blieb. 

(Sehr richtig!) 
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Wenn die Entwicklung der Dinge es verlangt, daß wir über Bismarckſche 
Ziele hinausgehen, jo müfjen wir es tun, felbft wenn Fürft Bismard 
jeinerzeit unter jcheinbar ähnlichen Verhältniſſen anders geurteilt hat. 
Darum richte ich an alle, die es angeht, die Mahnung, es nicht zu machen 
wie Lots Weib, die, weil fie nur nach rückwärts jah, zur Salzjäule wurde. 
(Große Heiterfeit.) 
Die Nachfolge eines großen Mannes befteht nicht in der 
ſklaviſchen Nahahmung, fondern in der Fortbildung, jelbit 
wenn jie auch hier und da zu einem Gegenfage führt. Und 
als praftijche Politifer, als Männer, welche die Aufgaben des Tages 
zu löſen haben, müſſen wir uns mit der Tatjache abfinden, daß wir 
feinen Fürften Bismarck mehr haben. 
(Sehr richtig!) 
Der Name des Fürften Bismard, die Erinnerung an das, was Fürft 
Bismard uns war, wird für alle Zeiten als Feuerſäule erziehen vor 
dem Ddeutjchen Wolfe, wie ich das vor dem Denfmale des Fürjten 
Bismard gejagt habe, das da draußen fteht.?) 
(Bravo!) 
Sein Name bleibt ein dauernder Beſitz, eine Mahnung, ein Vorbild, 
ein Wahrzeichen, ein Stolz für unfer Volk, eine Gewähr der Zukunft, 
ein Troſt in forgenvollen oder matten Tagen. Aber die Nation 
muß die Kraft in ſich finden, auch ohne einen folden Titanen 
auszufommen, wie ihn die Götter nur fehr felten, alle Hundert 
Jahre einmal, einem Bolfe fchenfen; denn wenn der einzelne 
und auch der größte Genius jterblich ift, fo ift die Nation 
unfterblich. hr Dafein hat mit dem Tode des großen Kanzlers 
nicht geendet. Und als PBatrioten müfjen wir, jeder an feinem Zeile, 
darauf hinwirken, daß das Werk des großen Kanzlers erhalten bleibt. 
Das gilt für mich und alle, die auf nationalem Boden jtehen. 
(Bravo!) 

Meine Herren, es ift ja namentlich der Alldeutfche Verband, 
der mir die Küraffieritiefel und den Pallaſch des Fürften Bismard 
vorrücdt. Ich weiß wohl, daß die Beftrebungen des Alldeutfchen Ver: 
bandes das Gute haben, daß fie das Nationalgefühl wach erhalten 
und dem Hang des deutjchen PBhilijters zu verfchwommenem Kosmo- 
politismus oder zu engherziger Kirchturmpolitif entgegenarbeiten. ch 





2) Vgl. Bd. J, ©. 225. 
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bedauere für meine Perſon, daß der Vorfigende des Alldeutjchen Ber: 
bandes nicht wieder in dieſes Hohe Haus gekommen ift. 


- (Große Heiterkeit.) 


Ich weiß auch jehr wohl, meine Herren, daß außer dem eben von mir 
genannten- Herrn noch andere warmherzige Patrioten diefem Verbande 
angehören; aber für die auswärtige Politik fommt es doch noch mehr 
auf die Klarheit des Kopfes, als auf die Wärme umd Güte des 


Herzens an 
(ſehr richtig!), 


und das Herz des Patrioten foll fich nicht nur zeigen in unterfchieds- 
loſem Räfonnieren auf alle Fremden, auf Engländer und Ruſſen, auf 
Nordamerifaner und Brafilianer, auf Ungarn und Staliener, und noch 
weniger in fühnen Zufunftsträumen, die nur die Aufgaben der Gegen: 
wart erjchweren und überall Mißtrauen gegen uns hervorrufen. 


(Lebhafte Zujtimmung.) 


Das aber, meine Herren, gebe ich vollfommen zu, daß einfeitige Avancen, 
unerbetene Attentionen ein untaugliches Mittel find, um ungerechtfertigte 
Angriffe abzuwehren und die Weltjtellung der Nation zu wahren. Bei 
unruhigem Empreſſement kommt felten etwas Gutes heraus; korrekt, 
aber nicht überjchwänglich 

(ſehr richtig!), 


höflich, aber fich nicht Flein machen oder gar ſich wegwerfen. 
(Erneute Zujtimmung.) 
Wer fich grün macht, den frejjen die Ziegen. 
(Große Heiterkeit.) 


Meine Herren, bevor ich nun auf unfere angebliche Iſolierung 
fomme, möchte ich auf eine Erfcheinung eingehen, die der Herr Antrag- 
iteller berührt hat, und auf die auch von anderer Seite hingemiejen 
worden ift, und die ja infolge diejes legten Hinweiſes neuerdings viel 
erörtert worden iſt. Objektiv, wie ich bin, verjtehe ich, daß die Sozial: 
demofratie mit der Feder und dem Mund beftrebt ift, Reichsverdroſſen— 
heit zu züchten. Das liegt in ihrem Programm, das liegt in ihrem 
Syftem. Was aber weniger verftändlich ift, das iſt der Eifer, mit dem 
Nichtfozialdemofraten hinter allem her find, um unjere Zuftände jchwarz 
in ſchwarz zu malen. 


(Lachen bei den Sozialdemokraten.) 
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Menn ich jolchem übertriebenen Peſſimismus entgegentrete, fo will id 
damit felbitveritändlich nicht fauler Ruhe oder eitler Selbjtgefälligkeit 
oder blindem Optimismus das Wort reden, und ebenfowenig foll das 
Recht der öffentlichen Kritif bejtritten werden, die zu allen Zeiten 
nüßlich und notwendig ijt, und die wir in unferer Zeit — Das jage 
ich Ihnen ganz offen — weniger als je entbehren fönnen. 
(Sehr richtig! links.) 

Die Klagen dürfen aber nicht in einer Weiſe erhoben werden, die fie 
gegenüber der wirklichen Sachlage im Lichte phantaftifcher Übertreibung 


ericheinen läßt 
(jehr richtig! rechts), 


ihon weil folche Übertreibung fich ſelbſt ftraft, indem fie auch gegen 
berechtigte Kritif abjtumpft. Die Kritit muß fruchtbar wirken können. 
Wir follen auch nicht Kleinigkeiten und Nebenjächlichfeiten aufbaufchen, 
nicht das Kind mit dem Bade ausjchütten, nicht jo übertreiben, wie 
das alte deutjche Art oder vielmehr Unart tft, nicht über Strohhalme 
ſtolpern. Wie übertrieben manche Klagen find, geht ja jchon daraus 
hervor — mit Recht hat das der Abgeordnete Bafjermann eben hervor: 
gehoben —, daß, während es in Deutjchland vielfach heißt, wir kämen 
immer mehr herunter, wir würden gar nicht mehr reſpektiert und gefürchtet, 
im Auslande ebenfo fälfchlich behauptet wird, daß unjere Machtentfaltung 
und unfer tatjächliches VBorwärtsfommen eine Gefahr für andere bilde. Es 
wäre nicht zu verwundern, meine Herren, wenn gegenüber jolcher Hyper: 
fritif den führenden Berjönlichkeiten bei uns jchließlich zu Mut würde 
wie dem Bauer in der befannten Fabel, der mit feinem Sohne und 
jeinem Ejel zu Markte 300. 
(Heiterfeit.) 
Sie fennen die Fabel! Erjt ritt er jelbjt auf dem Ejel. Da hieß es: 
„Iſt das ein fauler Kerl! Er ſelbſt reitet und feinen Jungen läßt er 
nebenherlaufen!" Dann feßte er den Jungen auf den Ejel. Da hie 
es: „Der dumme Kerl feßt fich der Sonne und dem Staub aus umd 
jeinen Bengel läßt er reiten!" Dann festen fich beide auf den Eiel. 
Da beflagt man das arme Tier und will Vater und Sohn beim Tier: 
ſchutzverein anzeigen 
(Heiterkeit), 

bis endlich, von fo viel Kritik verwirrt, der Bauer das Dümmite tut, 
was er überhaupt tun fann, nämlich den Ejel auf die Schulter nimmt 


und jelbit trägt. 
‚Heiterfeit.) 
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Welcher Nuten, meine Herren, für unfere auswärtige Bolitif und für 
unſere Intereſſen im Ausland ift beifpielweije davon zu erwarten, wenn 
ein freifinniges Berliner Blatt in einem mir vorgelegten Artikel fchreibt: 
Wo e3 fi) um den Schuß der Deutjchen im Auslande handelt, 
würde man heute wahrjcheinlich erjt fragen: was ift der Mann? 
welcher Konfeffion gehört er an? welcher Bartei zählt er fich zu? 
(ehr richtig! Links) 
und wenn die Auskunft verdächtig erjcheint, dann läßt man ihn 
eben in der Patſche jigen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, das ift eine leichtfertige Unteritellung! 
(Widerſpruch links.) 
Natürlich fehlt auch in dem Artikel wieder nicht jener ſchematiſche Hin- 
weis auf Bismard. Wo find die Tatfachen, die diefes unferen ganzen 
auswärtigen Dienft herabjegende Urteil rechtfertigen jollten? 
(Bravo! rechts.) 


Ich weiß jehr wohl, daß man hier und da geklagt hat über 
mangelnden Schuß im Auslande. Bei näherer Unterfuchung, an welcher 
ich es niemal3 habe fehlen lafjen, hat jich in der Regel ergeben, daß 
entweder die Tatfachen faljch wiedergegeben waren, oder daß es fich 
um frühere Deutjche handelt, die ihre Staatsangehörigfeit längft auf: 
gegeben hatten. 

(Hört! hört! rechts.) 
Der Schub des Neiches wird heute allen Deutjchen ohne Unterjchied 
des Standes, der Konfefjion oder der Partei zuteil; auch deutjchen 
Sozialdemokraten ift jelbjt in zweifelhaften Fällen nad) Recht und Ge— 
ſetz beigejtanden worden. 
(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 


In folchen ſummariſchen, wegwerfenden Urteilen vermag ich feine 
Förderung unſerer nationalen Intereſſen zu erblicen 
(jehr richtig! rechts), 
fondern nur eine das Intereſſe jchädigende blinde Kritikſucht. Wer ſich 
im Auslande umgejehen hat, der weiß, daß wir draußen im allgemeinen 
über ein pflichttreues, feinen nationalen Aufgaben bewußtes Beamten 


perjonal verfügen. Sch erwarte, daß fich unfere Beamten auch durch) 
fränfende und ungerechte Angriffe, die fie über jich ergehen laſſen 
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müfjen, nicht in der Freudigkeit ihrer Dienfterfüllung beirren laſſen. 
Wo finden Sie aber anderswo eine fo exzejlive Kritif wie bei uns? 
Glauben Sie nicht, meine Herren, daß aud) anderswo hier und Da mit 
Waſſer gekocht wird, daß es auch anderswo Fehler und Mißſtände 
und Unebenheiten gibt? 
(Sehr richtig! rechts.) 

Sie werden aber nicht in folcher Vergrößerung vorgeführt, fie werden 
nicht jo unermüdlich breit getreten wie bei uns. 

(Sehr richtig!) 
Ich denfe oft an das Wort von Treitjchfe, der Deutfche möge für die 
inländischen Verhältniffe und Zuftände und Einrichtungen nur einen 
tleinen Teil des wohlwollenden Berftändnifjes zeigen, daS er aus 
ländifchen Vorgängen und Inſtitutionen jo gern entgegenbringt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Glaubt denn irgend jemand im Ernite, daß es im Auslande fo viel 
bejjer ausfchaute al3 bei uns? In einem großen englifhen Blatt las 
ich Fürzlich: dem unfritifch und felbitgefällig angelegten englifchen Wolke 
wäre der deutjche Peſſimismus einfach unverftändlich, nach englischer 
Auffafjung hätte niemand weniger Veranlaffung zum Peſſimismus als 
die Deutjchen, und deshalb figuriere in der englifchen Preſſe der Deutjche 
auch immer gleichzeitig als nachahmungswürdiges Beifpiel und als 
gefährlicher Konkurrent. Und jedenfalls, haben nicht auch andere 
Bölfer, und gerade in unferer Zeit, Schwierigfeiten zu überwinden 
gehabt, die härter waren als die uns bisher vom Scidjal auferlegten 
Proben? Iſt England nicht mit dem jüdafrifanischen Kriege fertig ge 
worden, Frankreich mit ernjten inneren Aufgaben und Krifen, Stalien 
und Amerika mit ernjten folonialen Problemen? Hofft Rußland nidt, 
fi) durch ein dichtes Geftrüpp von Schwierigkeiten feinen Weg zu 
bahnen? Wir haben gar feinen Anlaß, wehleidiger zu fein als andere. 
Ich wiederhole: ich halte eine pofitive und fachliche, von wirklicher 

Sorge und Liebe zum Vaterlande getragene Kritik für ſehr angebradt, 
und gerade in unjeren Tagen. Perfönlich bin ich für Kritif wirklich 
nicht empfindlich. Und das foll auch nicht fein, wer im öffentlichen 
Leben jteht. Ich kann mir ſogar ein Dajein ohne Kritik nicht vecht 
vorſtellen. 

(Heiterkeit.) 
Ich weiß wirklich nicht, ob ich das aushalten würde. 

Geiterkeit.) 
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Ich glaube, es würde mir gehen wie dem Müller, der nicht mehr 
ſchlafen Fonnte, als die Mühle aufhörte zu Elappern. 
(Deiterfeit.) 
Die Kritik hat das Gute, daß fie zur Selbitprüfung zwingt und der 
Selbjtgefälligfeit ein Ende macht, die ein Fehler ift und eine Klippe für 
ein Volf, wie für den einzelnen, für jeden von und. Aber ohne aus- 
reichende Kenntnis der verwicelten internationalen Beziehungen und der 
wirflihen Weltlage, ohne ausreichenden Überblict über das komplizierte 
europäiſche Schachbrett, wie das vielfach gefchieht, mit nervöfer, tenden- 
ziöfer, Hyfterifcher Kritif einzugreifen in die Speichen des Rades der 
auswärtigen Politif, das lähmt die Aktion des Landes nach außen und 
jchädigt den Kredit des Landes. Der Kredit, den ein Land im Aus— 
lande bejigt, muß gefchont werden: ihn ohne Not zu erjchüttern, jchädigt 
nicht nur unjer Anfehen, jondern tut auch unſerm Volt unrecht. 
Deutichland, meine Herren, braucht fich vor der Iſolierung 

gar nicht jo jehr zu fürchten. Wären wir wirklich ifoliert — wir 
find es nicht; aber nehmen wir den Fal an —, jo brauchten wir auch 
noch nicht zu flennen wie ein einfames Kind im Walde, 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ein Bolf von 60 Millionen mit einem Heer wie das deutſche 
ift niemals ifoliert, folange es fich ſelbſt treu bleibt, ſolange 
e3 jich nicht felbit aufgibt. 

(Sehr wahr! jehr richtig! rechts.) 
Wir haben e3 gar nicht nötig, irgend jemand nachzulaufen 
(bravo! und ſehr richtig! rechts), 

den anderen gegenüber entgegenfommender zu fein als diefe uns gegenüber. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das wäre nicht wirdig, das wäre nicht einmal flug. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Solange wir unfer Schwert fcharf halten, find wir aud) in der Lage, uns 
unferen Freunden nüßlich und unferen Feinden unangenehm zu machen. 
Der Dreibund befteht, und unjere Beziehungen zu anderen Mächten 
werden auch weiter der Gegenjtand unferer ruhigen und bejonnenen 
Aufmerkſamkeit bleiben. 

Ich mwarne auch in diefer Beziehung vor Nervofität. Wir find 
in Deutfchland allzu nervös geworden, rechts und links, unten wie oben. 
(Zuruf linfs.) 
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— Das jage ich ja: oben wie unten! 
(Deiterfeit.) 


E3 tft gut, meine Herren, alle Wetterzeichen der auswärtigen Politik zu 
beobachten und namentlich jedes Wetterleuchten; aber vor jedem Stirn: 
runzeln des Auslandes zu erbeben, ijt nicht die Art großer Völker, und 
wir wollen und jollen ein großes Volk jein. 


(Bravo! rechts, in der Mitte und bei den Ntationalliberalen.) 


Ein Volk darf nicht Elein von fich denken. Es ift unjere Pflicht, durch 
eine friedliche und gerechte auswärtige Politif uns Vertrauen und Sym- 
pathien zu erwecken. Aber allen Haß und jeden Neid zu entwaffnen, 
ift weder dem einzelnen noch einem Volke möglih. Neid iſt ſüßer als 
Mitleid. 

Wir haben uns mehr als einmal in Situationen befunden, 
wo die Gefahr einer allgemeinen Gruppierung gegen uns 
näher lag als heute. In jeiner unfterblichen Rede vom 6. Februar 
1888 hat Fürſt Bismard dargelegt, daß während der erjten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts das Beitehen von Koalitionen und eine daraus 
rejultierende Kriegsgefahr in Europa der beinahe normale Zuftand war, 
und daß es von jeiten unferer auch damals viel gefchmähten Diplomatie 
eines nicht geringen Grades von Umficht und Geſchicklichkeit bedurfte, 
um zu verhindern, daß Preußen im Widerſpruch mit feinen Intereſſen 
und gegen die Abficht feiner Leiter in fremde GStreitigfeiten verwidelt 
wurde. Er hat dargelegt, wie oft nicht nur in den Tagen des Großen 
Kurfürjten und des Großen Königs, jondern auch in jener verhältnis: 
mäßig jtillen Zeit der Heiligen Allianz und des Frankfurter Bundestages, 
wo, um mit Heine zu reden, Deutjchland ſanft fehnarchte in der Hut 
von 36 Monarchen, die Gefahr einer Sjolierung für uns bejtand. Und 
ich brauche die Herren nicht daran zu erinnern, daß auch in jener großen 
und unvergeßlichen, von dem Herrn Abgeordneten Bafjermann mit Redt 
gerühmten Zeit, wo ein durch ein langes Leben und frühzeitige jchmere 
Erfahrungen, die ihn für das ganze Leben Maßhalten als höchite Weis: 
heit gelehrt hatten, durch ftrenge Selbftzucht gereifter Monarch an der 
Spite jtand, wo einer der größten Staatsmänner aller Zeiten unſere 
Politik Ienfte, die Gefahr von Koalitionen gegen Deutjchland vorhanden 
war. Tiefe Verftimmungen haben damals zwijchen und und Rußland, 
zwifchen uns und England ftattgefunden Als ich im Sommer 1884 
als Gefchäftsträger von Baris nach Petersburg geſchickt wurde und mid 
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auf der Durchreife in Varzin meldete, ſprach Fürſt Bismarck mit Bes 
forgnis von den Beziehungen zu Rußland 
(hört! hört! links), 


die feit dem Berliner Kongreß oder richtiger gejagt: feit der Krieginficht- 
epifode des Jahres 1875 nicht mehr die alten waren. Er erwog, ob 
die Unbequemlichkeit einer Option Deutjchlands zwifchen Dfterreich und 
Rußland für uns größer fei oder die Gefahr einer Wiederkehr der 
Konftellation von 1757, d.h. eines gemeinſamen ruſſiſch-öſterreichiſchen 
Vorgehens gegen uns. Won 1878 bis 1889 haben fich unjere Be— 
ziehungen zu Rußland troß aller entgegenarbeitenden Bemühungen des 
Fürften Bismard, der gerade auf dem Gebiete der deutſch-ruſſiſchen 
Beziehungen alle Hilfsquellen feines fruchtbaren und erfindungsreichen 
politifchen Genius entwidelte, und troß feines oft jehr weitgehenden 
Entgegenfommens gegenüber Rußland — ih war damals an unjerer 
Botjchaft in Petersburg, ich weiß e3 genau — bejtändig verfchärft und 
verjchlechtert. Auch England gegenüber fehlte e8 in den legten 20 Jahren 
nicht an Berjtimmungen, die ftellenweife einen jehr geveizten Charakter 
annahmen. Daß ein vom Fürſten Bismard im Jahre 1880 unter: 
nommener Verſuch, eine Annäherung an England herbeizuführen, miß- 
glücte, und nicht durch feine Schuld mißglücte, hat eine englifche Publi— 
fation der legten Wochen auch weiteren Kreifen enthüllt. Und was 
Frankreich angeht, jo lag die Gefahr eines Zufammenftoßes mit Frank: 
reich 1887 doch noch näher al3 in den lebten jahren. Ich brauche 
nur an die Verftimmungen und Spannungen nach dem Berliner Kon- 
greß, an den Schnäbelefall, an den SKtarolinenftreit, an die Samoa: 
differenz, an die Parifer Demonjtrationen gegen König Alfons von 
Spanien im Jahre 1883 — ich war damals in Baris, die Situation 
war recht geijpannt — zu erinnern, um Elar zu machen, daß es auch 
damals nicht an Ereignifjen fehlte, die geeignet waren, die öffentliche 
Meinung zu erregen und ernftliche Beforgnifie wachzurufen. 

Meine Herren, ich gehe noch weiter, unjere Situation würde heute 
eine gefichertere und leichtere fein, als fie in den 80er fahren war, 
wenn wir nicht inzwifchen die überjeeifche Bolitif inauguriert hätten 

(lebhafte Zurufe; fehr richtig! bei den Sozialdemofraten), 


nicht, meine Herren, al3 ob ich gefchmadlos genug wäre, mich mit dem 
Fürften Bismard zu vergleichen, fondern weil fich die Verhältniffe in 
Europa inzwifchen verfchoben haben. Die Gefahr eines ruſſiſchen An— 
griffs liegt nach menfchlicher Berechnung heut weniger nahe, ift weniger 
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Neigung zu einem jolchen vorhanden als in den Tagen des Generals 
Skobeleff oder der ruffischen Demonjtrationen für Heren Deroulede. 
In Oſterreich-Ungarn und in Italien wurde damals öffentlich weniger 
gegen den Dreibund geredet; er hatte aber im jtillen vielleicht einflup- 
reichere und Flügere Gegner. Vor allem war Deutjchland materiell 
weniger ſtark, als es heute ift, im Vergleich zu feinen Gegnern wie zu 
feinen Freunden. Was heutzutage unfere Situation fompliziert 
und erſchwert, das find unjere überjeeifchen Beitrebungen 
und Intereſſen. 
(Lebhafte Zurufe: jehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 


Wären wir in diefer Richtung nicht engagiert, wenn wir nicht in Ddiejer 
Beziehung verwundbar wären, würden wir auf dem Kontinent nict 
allzu viel zu fühlen haben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


Dann wäre e8 auch; leichter, al3 es heute ift, Reibungen und Friktionen 
mit England zu vermeiden. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 


Sie wifjen aber alle, meine Herren, daß die Ströme nid! 
rüdwärts reifen, daß ein 5Ojähriger Mann fih nicht in 
einen 40 jährigen zurüdverwandeln fann. Sie wifjen, welde 
elementaren Triebfräfte, die rajche Zunahme unjerer Be: 
völferung, der gewaltige Aufihwung unſerer Induſtrie, der 
Wagemut, die Unternehmungsluft unjerer Kaufleute, die 
wirtſchaftliche Tüchtigfeit des deutfchen Volfes uns in die 
Weltpolitik hineingeführt haben und überjeeijche Intereſſen 
für uns gefchaffen haben. 
(Widerjpruch bei den Sozialdemofraten.) 


Die Aufgabe unferer Generation tft es, gleichzeitig unsere 
fontinentale Stellung, welche die Grundlage unſerer Welt: 
jtellung ift, zu wahren, und unfere überjeeifchen Intereſſen 
jo zu pflegen, eine bejonnene, vernünftige, jich weife be- 
jchränfende Weltpolitif jo zu führen, daß die Sicherheit des 
deutichen Volkes nicht gefährdet und die Zufunft der Nation 
nicht beeinträchtigt wird. 
(Bravo! rechts.) 

Diefe Aufgabe tft feine leichte; das weiß niemand befjer als ich. Wir 
fönnen in jchwierige Situationen fommen. Wir fünnen uns aud 
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mehreren Gegnern gegenüber befinden. Das tft aber noch fein Grund 
zum DVerzagen. Daß Situationen denkbar find, wo wir nur auf unfere 
eigene Kraft angewiejen find, meine Herren, darauf hat Fürft Bismard, 
darauf hat der Feldmarjchall Graf Moltke mehr als einmal hingemwiefen. 
„Ein ftarfer Staat fteht nur ficher auf fich jelbft”, hat Graf Moltfe 
vor diefem Hohen Haufe im Jahre 1888 gejagt. Ein großes Volk 
muß auf jede Lage gefaßt fein, und jein Geift muß ein folcher fein, 
daß es jeder Situation mutig und entjchloffen entgegengehen fann. 

Der Herr Abgeordnete Bafjermann hat jveben an mein leßtes 
Auftreten vor diefem Hohen Haufe erinnert. Als ich am 5. April d. 8. 
zum legten Male vor diefem Hohen Haufe ftand, jagte ich mit Bezug 
auf die Konferenz von Algecivas, welche nach mancherlei Fährlichkeiten, 
die fie dem Scheitern nahegebracht hatten, zwei Tage jpäter zu einem 
befriedigenden Abjchluß gelangt war: der Berg — fo jagte ich unge— 
fähr —, den wir zu eriteigen hatten, war ziemlich ſchwer, manche Über— 
gänge waren nicht ohne Gefahr, eine Zeit der Mühe und der Ruhe 
liegt Hinter uns, wir fünnen jeßt mit mehr Ruhe ins Weite bliclen! 

Diefe Hoffnung hat fich erfüllt, die Situation in Europa und 
in der Welt ift eine friedlichere geworden. Gewiß ift noch hier 
und da Unruhe vorhanden. Diejenigen, die zur See gefahren jind, 
wiſſen, daß, wenn ein Sturm die Gewäfjer aufgeregt hat, noch längere 
Zeit, auch nachdem ſich die Oberfläche geglättet hat, unter der Ober: 
fläche die Unruhe fortbeiteht und das Schiff ins Rollen und Schwanfen 
bringt. Man nennt das die Dünung. In der politifchen Welt 
zittert noch eine gewifje Erregung nad, die zu Vorficht und 
Umficht mahnt, aber feinen Anlaß zum Kleinmut gibt. 

Sorgen wir dafür, daß unjere Machtmittel zu Lande und zu 
Waſſer für unfere Verteidigung ausreichen! Vergeſſen wir endlich über 
unjeren inneren, wirtjchaftlichen, fonfejfionellen und politifchen Streitig- 
feiten nicht das Intereſſe, die Wohlfahrt und das Recht des Ganzen, 
und das deutjche Volk wird feine Stellung in der Welt zu behaupten 
wiflen. 

(Lebhafter Beifall.) 


Gegen den Schluß der Debatte fam der Neichskanzler noch einmal auf deren 
Verlauf und auf die gegen feine Darlegungen erhobenen Einwände zurüd. Er 
führte noch folgendes aus: 


Reichskanzler Fürft von Bülom: 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete Wiemer hat die Abwejen- 
heit des Herrn Staatsfekretärs des Außeren moniert. ch habe 
Penzler, Fürft Bülows Reden ıc. II. 33 
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jelbft erjt geftern nachmittag erfahren, daß die Sinterpellation des Herrn 
Abgeordneten Bafjermann jchon heute auf die Tagesordnung gejeßt 
werden würde. Es ijt dem Herrn Staatsjefretär des Außeren beim 
beiten Willen nicht möglich geweſen, vor heute nachmittag aus München 
wieder einzutveffen. Es ift jelbitverjtändlich, daß fich der Herr Staats- 
jefretär des Äußeren, wenn wieder auswärtige Fragen zur Disfuffion 
ftehen, an der Debatte beteiligen wird. 

Gegenüber dem Herren Abgeordneten Spahn möchte ich feſtſtellen, 
daß ich den Ausſchuß des Bundesrats für auswärtige Ange: 
legenheiten wiederholt und gerade in ernften und fritifchen Momenten 
einberufen habe. ch habe ihn beifpielsweije einberufen, als die chine- 
fiihe Erpedition im Sommer 1900 vorbereitet wurde. ch habe ihn 
auch einberufen im Frühjahr 1905 in einem entjcheidenden Augenblid 
der maroffanischen Frage. Ich habe aber auch abgejehen hiervon immer 
Sorge dafür getragen, daß die deutjchen Bundesregierungen, jei es durch 
vertrauliche Mitteilungen der preußiichen Gejandten bei den Bundes: 
regierungen, ſei e3 durch Rückſprache zwijchen mir und den hieſigen 
einzelftaatlichen Vertretern, über den Gang, die Ziele und die einzelnen 
Phaſen unferer auswärtigen Politif auf dem Laufenden erhalten werden. 
Ich bin mir wohl bewußt, wie wichtig es tft, daß unfere auswärtige 
Bolitif die vertrauensvolle Zuftimmung der Bundesregierungen findet. 


(Zurufe von den Sozialdemofraten.) 


— Und aud die Zuftimmung des Volkes, das verfteht ſich von jelbit! 
Daran braucht mich der mir unbekannte Herr nicht zu erinnern, der 
mich joeben unterbrochen hat. — 

Meine Herren, verjchiedene der Herren Borredner und auch der 
Herr Interpellant, der Herr Abgeordnete Bafjermann, haben ich nicht 
gerade in wohlmwollender Weife mit unjerer Diplomatie bejchäftigt. 
Sch halte e8 als Chef unjeres diplomatiichen Dienftes für meine Pflicht, 
der Überzeugung Ausdruck zu geben, daß diefe Kritif nicht in allen 
Punkten, aber doc) jehr überwiegend, über das Ziel hinausfchießt. Unſere 
diplomatifchen Vertreter find mir faſt alle befannt. Sie tun im großen 
und ganzen ihre Schuldigfeit, glauben Sie mir. Zu einem brauchbaren 
Diplomaten gehören mancherlei Eigenjchaften. Er foll nicht nur Arbeits: 
fraft befigen, Kenntniffe, Charakter; denn was einen guten Inlands— 
beamten ausmacht, das macht nod) lange feinen brauchbaren Diplomaten 
aus. ES fanıı auch einer auf einen Poſten pafjen, der auf einem anderen 
Poſten umfchmeigen würde. Ich höre manchmal, unjere Diplomatie jei 
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antiquiert, fie jei vieux jeu, fie arbeite mit Perjonen und Figuren, wie 
in Seribejchen Luftipielen vorfommen, die aber nicht in unjere Gegen- 
wart paßten. Daß unfere Zeit nicht mehr die Zeit der Heiligen Allianz 
und des alten Frankfurter Bundestages iſt, das iſt klar. Höfiſche 
Intereſſen find ſeitdem in den Hintergrund getreten, wirtfchaftliche und 
finanzielle Fragen jpielen eine viel größere Rolle als früher; Preſſe 
und Parlament nehmen eine ganz andere Stellung ein. Ein Diplomat 
mit dem Gefichtsfreife des alten Frankfurter Bundestages oder der 
Neftaurationsepoche würde heute feine Seide fpinnen. Der Diplomat, 
der nur über die Wadenfrämpfe irgend einer Prinzeffin zu berichten 
wußte 

(Heiterkeit), 
über den fich Fürft Bismarck Iuftig machte, wäre heute eine unmögliche 
Figur. Der Diplomat, der mit Bank: und Handelskreiſen Fühlung 
hat, der die Prefje zu behandeln verjteht, der einflußreiche Barlamen- 
tarier zu feinen Freunden zählt, der wird einen großen Vorſprung vor 
feinen Kollegen haben. | 

(Heiterfeit.) 
Mas man damit machen kann, das hat Graf Witte in Portsmouth 
gezeigt. 

Aber darüber wollen wir nicht vergefien, daß die menfchliche Natur 
immer diefelbe bleibt, daß die Menjchen im wejentlichen fich nicht ändern, 
und daß die Mittel, fie zu gewinnen und den eigenen Zwecen dienftbar 
zu machen, ungefähr die gleichen find wie früher. In einem berühmten 
Kapitel feiner „Caraetöres“ hat der Franzoſe La Bruyere vor 200 
Fahren ein Bild des Diplomaten entworfen, wie er jein fol. Das 
fängt, wenn mich mein Gedächtnis nicht täufcht, mit den Worten an: 
„Der Ambafjadeur joll ein Proteus fein, ein Chamäleon“. 

(Heiterfeit.) 


Dem liegt, wenn auch in pointierter Form, die Ihre Heiterkeit erregt, 
der richtige Gedanke zugrunde, daß der Diplomat mit den gegebenen 
Faktoren rechnen und die vorhandenen Umſtände benügen und 
fich in fie finden foll. 

In dem politifchen Wettlampf um den Einfluß in einem Ort und 
in einem Lande fiegt nicht immer der moralifch höher Stehende, der 
Edlere, fondern gewöhnlich derjenige, der die Verhältnifje am bejten 
zu benußen, der ſich am beften in die Verhältnifje zu finden weiß. 

(Hört! hört! links.) 


22* 
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Es gibt aud eine diplomatifhe Mimifry. Deshalb habe ich 
wohl gelegentlich jungen Diplomaten geraten, fie ſollten jich den Alcı- 
biades zum Vorbild nehmen, der bei den Athenern in Geift machte, 
mit den Spartanern jchwarze Suppe aß und bei den Perjern lange 
Gewänder trug. Die Liederlichfeit des Alcibiades brauchen jie 
ja nicht nachzumachen. 

(Große Heiterfeit.) 


Solche Adaptionsfähigkeit ijt feine Charafterlojigfeit, umd 
die jchließt einen ftarfen und lebendigen innerlihen PBatrio: 
tismus nit aus. Sich nad) den Umftänden richten und nicht nad) 
intranfigenten Prinzipien, das ijt noch lange fein Zickzackkurs. Ein 
verftorbenes geiftvolles Mitglied dieſes Hohen Haufe und derjenigen 
Bartei, welcher der Abgeordnete Wiemer angehört, Ludwig Bamberger, 
fagte mir einmal, das Geheimnis der Diplomatie beftünde vielleicht in 
einer gewiſſen Inkonſequenz. Jedenfalls joll ein Diplomat feine vor: 
gefaßten Meinungen haben, Feine feitgelegten und unabänderlichen 
Sympathien oder Antipathien und Feine Rankünen. Der einzige 
Requlator feiner Gefühle für fremde Länder muß der Nuten fein, den 
fie uns bringen fönnen, oder der Schaden, der von ihnen droht. Und 
endlich joll der deutiche Diplomat nicht belehrend auftreten. Das it 
ja ein alter deutſcher Exrbfehler, das Belehrenwollen, der ſteckt auch 
noch zu jehr in unferer Preſſe, die fi) im übrigen, was Gefinnung 
und Kenntnifje anbetrifft, gewiß neben der Preſſe anderer Länder fehen 
laffen fann. Sch weiß wohl, diejer deutjche Fehler hängt ja mit vor: 
züglichen deutſchen Eigenjchaften zufammen, mit der Fülle unjerer Kennt: 
niſſe, mit der Hochachtung, die uns das Willen einflößt, mit dem Mit: 
leid, das wir mit Unwiſſenheit empfinden. Aber beliebt macht das 
Belehrenwollen nicht. Ich erinnere mich aus meiner Jugend, da gab 
e3 bei einer Botjchaft zwei deutjche Botjchaftsjefretäre; von denen pflegte 
der Fürſt Bismard zu jagen: der eine — ich will ihn A nennen — 
weiß alles, und der andere — ich will ihn B nennen — weiß es 


immer noch bejjer. 
(Heiterfeit.) 


Die beiden waren nicht gerade beliebt. Wenn ein Diplomat ein Binde: 
glied fein foll zwifchen dem Lande, das er vertritt, und dem Lande, bei 
dem er affreditiert ift, jo muß er die Schulmeifterei zu Haufe laſſen. 
Seien Sie im übrigen verfichert, meine Herren, daß ich bei der 
Auswahl unferer diplomatischen Vertreter mit großer Sorgfalt verfahre, 
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und jedenfall ohne jedes Borurteil. Haben Ste denn überhaupt bei 
mir jchon irgend ein Vorurteil Fonjtatiert? 


(Zurufe der Sozialdemokraten.) 


Mein Freund, der feinfinnige Voet Wilbrandt, fagte einmal vor Fahren 
zu mir: Sie find, mein lieber Bülow, von einer erjchredenden 
VBorurteilslofigkeit 

(große Heiterkeit), 
und als ich das nach Fahren einem Publiziſten — einem liberalen 
Publiziſten — wieder erzählte, meinte der: „Das ijt eben Ihr Unglüd, 
das wird Ihnen noch jchlecht bekommen, in Deutjchland muß man Vor: 
urteile haben.“ 

(Große Heiterfeit.) 

Meine Herren, ich komme jeßt zu einem ſehr ernften Gegenftande, 
der von den meilten der Herren Vorredner gejtreift worden ijt, nämlich 
zu dem perfönlichen Regiment oder dem fogenannten perjön= 
lichen Regiment. ch habe hier einmal gejagt: ein gemwijjenhafter, 
ein jeiner moralifchen Berantwortlichfeit fich bewußter Reichsfanzler 
wird nicht im Amte bleiben, wenn er Dinge nicht zu verhindern ver- 
mag, die nach feinem pflichtmäßigen Ermefjen das Wohl des Reiches 
wirklich und dauernd jchädigen. Wären folche Dinge vorgefallen, jo 
würden Sie mich nicht mehr an diejer Stelle jehen; denn was Sie auch 
über mich denken mögen: ein Kleber bin ich nicht, defien können Sie 
ficher jein. Ich habe damals weiter gejagt, daß ich es nicht ablehnen 
würde, bei KRundgebungen Seiner Majeftät des Kaifers, auf welche fich 
jtreng genommen meine verfaffungsmäßige Verantwortlichfeit nicht er- 
jtrecft, die moralische Verantwortung zu übernehmen für die Rückwirkung 
jolcher Kundgebungen auf den Gang der großen PBolitif, denn ich fei 
dem Bundesrat und ich jei diefem Hohen Haufe verantwortlich für eine 
‚Führung der Gefchäfte, die nicht den inneren und den äußeren Frieden 
des Reiches beeinträchtige. Wie jehr ich mir diejer Verantwortung 
bewußt bin, habe ich bei mehr al3 einer Gelegenheit gezeigt; ich erinnere 
nur an den Gang der lippijchen Frage. 

Der große Irrtum, in den bei der Behandlung dieſer Frage viele 
verfallen, ijt, daß fie die Verhältniffe, wie fie bei uns verfafjungsmäßig 
gegeben ſind und fich Hiftorijch entwickelt haben, verwechjeln mit den 
Zuftänden in denjenigen Ländern, wo das rein parlamentarifche Regie: 
rungsſyſtem bejteht. In folchen Ländern ift der Monarch nur der for: 
male Inhaber der Staatsgewalt. Le roi r&gne, mais il ne gouverne 
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pas, wie Thiers unter der Julimonarchie fagte. In Wirklichkeit ruht 
die Staatsgewalt in den Händen der Minifter, die von der jeweiligen 
Kammermehrheit abhängig find. Man kann über die Vorzüge wie über 
die Nachteile des parlamentarischen Regierungsiyftems fehr verfchiedener 
Anficht fein. Es gibt Länder, wo mehr die Vorzüge hervortreten, bei- 
jpielsweife in England, wo das parlamentarische Regierungsſyſtem jeit 
Jahrhunderten zur allgemeinen Zufriedenheit und zum Segen des Landes 
beſteht. Es gibt auch Länder, wo fich mehr die Schattenjeiten des 
parlamentarifchen Syftems zeigen. Denn ein Negierungsiyitem, das 
für alle Länder fich eignet, gibt es ebenjfowenig wie einen Rod, der 
jedem Menfchen paßt, oder wie eine Medizin, die alle Leiden heilt. 
Bei uns ift das parlamentarische Regierungsſyſtem jhon des: 
halb nicht möglich, weil bei uns feine der großen Parteien 
die abjolute Mehrheit hat und vorausfihtlich nach unserer 
ganzen politifchen, wirtjchaftlihen und fonfejjtonellen Struf: 
tur feine in abjehbarer Zeit die Mehrheit haben wird. Auch 
abgejehen von diefem durchichlagenden faktichen und praktischen Grunde 
ift das parlamentarische Regierungsſyſtem bei uns nicht Nechtens, und 
wir wollen doc, alle auf dem Boden des Rechtes bleiben. Bei uns in 
Deutihland find die Minifter nicht die Organe des PBarlamentes und 
feiner jeweiligen Mehrheit, jondern fie find die Vertrauensmänner der 
Krone; die Negierungsanordnungen, welche ergehen, find nicht die An: 
ordnungen eines tatfächlich von dem Monarchen unabhängigen und von 
der jeweiligen Mehrheit des Parlamentes abhängigen Minifters, jondern 
e3 jind die Negierungsanordnungen des Monarchen. Die Korrektur 
diejer Zuftände und die Gewähr für eine verfafjungsmäßige Ordnung 
der Dinge liegt darin, daß die Regierungsanordnungen des Monarchen 
nur jo weit wirkſam find, als er einen Minifter findet, der fie unter 
jeiner eigenen Verantwortung ausführt, der fich weigern kann, Diele 
Anordnungen auszuführen, der dem Monarchen erklären kann, daß, 
wenn er dieſes oder jenes verlangen oder tun oder jagen follte, er — 
der Minifter — nicht länger im Amte bleiben fünne. 

Wie weit, meine Herren, ein Minifter das perjönliche Hervortreten, 
die Meinungs: und Gefühlsäußerungen des Monarchen mit jeiner Ver: 
antwortung deden will, das ift Sache des politifchen Augenmaßes, des 
Pilichtgefühls gegenüber Krone und Land, das gehört in das Gebiet 
der politischen mponderabilien. Sch kann mir jehr wohl denfen, daß 
ein Minifter finden kann, daß ein übertriebenes perjönliches Hervortreten 
des Negenten, daß ein zu weit getriebener monarchiſcher Subjektivismus, 
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Daß ein zu häufiges Erfcheinen des Monarchen ohne die minifteriellen 
Befleidungsftücde, von denen die Weisheit des Fürften Bismarck ſprach, 
Daß das dem monarchiſchen Intereſſe nicht zuträglich ift 

(lebhafte Zurufe: ſehr richtig!), 
und daß er dafür die Verantwortung vor Krone, Land und Gejchichte 
nicht übernehmen fann. 

Aber die Auffafiung, als ob der Monarch in Deutfchland 
feine eigenen Gedanfen über Staat und Regierung haben 
dürfe, al3 ob er nur mit dem Kopfe jeiner Minifter denken, 
als ob er nur jagen dürfe, was diefe ihm aufgefegt hätten, 
die ijt grundfalich — jie widerspricht dem deutſchen Staats— 
recht, fie widerspricht auch den Wünfchen des deutschen Volfes. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Das deutiche Volk will feinen Schattenfaifer, es will einen 
KRaifer von Fleifch und Blut. Das Auftreten und die Außerungen 
einer ftarfen PBerjönlichkeit, wie es — das werden felbjt feine Gegner 
anerfennen —, unfer Kaiſer ift, daS bedeutet noch lange feine Ver: 
legung der Verfaſſung. Nennen Sie mir doch einen einzigen 
Fall, wo fi unjer Kaijer in Widerſpruch gejegt hätte mit 
der Berfafjung! 

Ich glaube auch, daß, wie Sie mir jeßt feinen ſolchen Fall nennen 
fönnen, Sie mir niemal3 einen folchen Fall werden nennen können; denn 
ich bin überzeugt, daß unfer Kaifer die Verfaſſung ſtets gewiſſenhaft 
beobachten wird, wie das feine Pflicht ift. Solange ſich aber der Kaiſer 
in den Schranfen der Verfaſſung hält, jo lange vermag ich in den 
Klagen über perjönliches Regiment oder gar über Abjolutismus nur 
den Ausdruck jener ſchon vorhin von mir gekennzeichneten, jetzt bei uns 
herrjchenden Neigung zu Übertreibungen zu erfennen. 

Und endlich, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Wiemer 
auch von Kamarilla gejprochen. Kamarilla iſt fein deutjches Wort. 
(Große Heiterfeit.) 

Kamarilla, das bedeutet eine häßliche fremde Giftpflanze, und man hat 
nie verfucht, fie in Deutjchland einzupflanzen ohne großen Schaden für 
das Volk. 

(Zuruf bei den Sozialdemofraten.) 


— Würden Sie nit die Güte haben, das, was Sie zu jagen haben, 
nachher vorzubringen, ftatt mich bejtändig zu unterbrechen! 


(Sehr richtig!) 
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Ich habe Sie auch noch nicht unterbrochen, wenn Sie das Wort hatten! 
— Ich ſage aljo: man hat nie verjucht, dieje häßliche Giftpflanze bei uns 
einzupflanzen ohne großen Schaden für die Fürften und ohne großen 
Schaden für das Bolf. 
(Sehr richtig!) 
Unfer Kaifer ift aber ein viel zu grader Charakter und er ift ein zu 
klarer Kopf, als daß er fich in politifchen Dingen anderswo Rats er: 
bolen jollte als bei jeinem eigenen PBflichtgefühl und bei feinen berufenen 
Ratgebern. Und deshalb richte ich an die verehrten Herren die Bitte: 
lafjen Sie unbegründetes Mißtrauen fahren und vereinigen Sie fich auch 
in diefem Winter mit den Verbündeten Regierungen zu fruchtbringender 
und erjprießlicher Arbeit! 
(Lebhafter Beifall.) 


38. Roloniale Angelegenheiten. 
Sitzung des Neichstags vom 28. November 1906.1) 


Die Mißſtände in der Rolonialverwaltung, die fich bejfonders nach dem Aus: 
bruch des Aufitandes in Südmweitafrila geltend gemacht hatten, waren während 
des ganzen Sommers in der Prejje erörtert worden. Das Material zu dieſen 
Erörterungen war im wejentlichen durch einige ungetreue Subalternbeamte der 
folonialen Verwaltung den oppofitionellen Zeitungen zugetragen worden. An der 
fogenannten Gnthüllungsfampagne beteiligten fich auch teils perſönlich, teils als 
ftille Förderer einige Neichstagsabgeordnete des Zentrums. Die Neichsregierung 
war eifrig dabei, die zutage getretenen tatjächlichen Mißftände durch eine gründliche 
Aufräumungsarbeit zu bejeitigen. Der Neichsfanzler hatte von jeinem feſten 
Willen, in diefer Richtung nichts ungetan zu lajjen, mehrfache Beweife gegeben. 
Zu den durch die Greignijje notwendig gewordenen Maßregeln gehörte auch der 
Mechjel an der Spite der Kolonialabteilung. Pie Wahl war auf den Bank— 
direftor Dernburg gefallen. Ihn führte der NReichsfanzler mit folgender Rede 
parlamentarifch ein. 


Neichsfanzler Fürft von Bülow: 

Meine Herren, ich benuße die erjte mir gebotene Gelegenheit, um 
mich vor diefem Hohen Haufe über unſere Folonialen Angelegenheiten 
auszusprechen. Ich bin gewiß, feinem Widerjpruch zu begegnen, wenn 
ich jage, daß wir auf diefem Gebiet eine ernjte Krifis durchmachen. 
Unfere Kolonien haben uns die jchwerjten Opfer auferlegt, Opfer an 





1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg.-Ber., II. Seſſion 1905/06, 128. Sigung. 
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Gut und Opfer an Blut. Troß der über jedes Lob erhabenen Bravour 
unferer Truppen tjt e3 erjt nach dreijährigen blutigen Kämpfen gelungen, 
den Widerftand des Gegners zu brechen. Wenn auch der Hauptwiderftand 
des Feindes überwunden iſt, jo dauert doch leider der Kleinfrieg noch 
fort, und e3 wird vorausfichtlic) noch einige Zeit vergehen, bis wieder 
völlige Ruhe und Sicherheit in unſer Schußgebiet einzieht. Die Krieg- 
führung auf jo weite Entfernung, unter jchwierigen und ungewöhnlichen 
Berhältnifjen hat uns enorme Summen gefojtet. Weitere große Summen 
werden erforderlich fein für die Beendigung des Krieges, für die Wieder: 
aufrichtung unſeres Schußgebietes und für feine weitere wirtjchaftliche 
Erjchließung. Das alles räume ich ein. 

Wenn aber, meine Herren, die Negierung heute vor die Nation 
treten und ihr vorschlagen wollte, e3 ähnlich zu machen wie weiland der 
Srankfurter Bundestag, der Hannibal Fiſcher den Auftrag erteilte, die 
deutjche Flotte unter den Hammer zu bringen; wenn die Regierung der 
Nation vorjchlagen wollte, unjere Kolonien zu veräußern oder fich ſelbſt 
zu überlafjen oder in irgend einer Form preiszugeben, jo würde eine 
tiefe Entmutigung gerade die beiten Kräfte erfaſſen. Und mit Recht. 
Auch in der Flotte ſah man damals, vor 54 Jahren, ein fchlechtes Geſchäft 
und warf deshalb die Flinte ins Korn, in einem jener Momente mora= 
lifcher Depreſſion, wie fie nicht nur den einzelnen, fondern bisweilen 
auch ein Volk befallen. Wenn aber beide — Individuum und Volt — 
wieder gejunden, jo jehämen fie fich folcher Schwächeanwandlungen. Ich 
bin gewiß, es wird fich fein deutjcher Reichstag und fein deutfcher 
Reichskanzler finden, welche die Verantwortung dafür übernehmen, unfere 
Kolonien aus dem Soll und Haben unjeres Volkes auszuftreichen. 


(Bravo! rechts. Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 


In der Auffaffung, al3 brauchten wir feine Kolonien, zeigt ſich meines 
Erachtens nicht nur ein unangebrachter Kleinmut, fondern auch ein 
Mangel an Einfiht in die treibenden Kräfte der Entwiclung der 
Völker und der Weltgefchichte. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Die Frage fteht nicht jo: ob wir folonifieren wollen oder 
nicht; ſondern wir müfjen folonifieren, ob wir wollen oder 
nicht. Der Trieb zur Kolonifation, zur Ausbreitung des eigenen 
Volkstums, iſt in jedem Volke vorhanden, das fich eines gefunden Wachs: 
tums und fräftiger Yebensenergie erfreut. Darum war auch das deutjche 
Volk jeit jeinem Eintritt in die Weltgefchichte, jeit 2000 Fahren, ein 


346 38. Koloniale Angelegenheiten. 


folonifierendes Volf, und wir werden ein folonifierendes Volk bleiben, 
jolange wir gejundes Mark in den Knochen haben. 


Die Formen der Kolonifation wechjeln freilich und die Vorteile, 
die das Mutterland aus feinen Kolonien zieht. In den Zeiten unferer 
nationalen Uneinigfeit und Ohnmacht gingen die über die Yandesgrenzen 
hinausdringenden Kräfte für unjer Volkstum verloren. Während damals 
andere Völker in der neuen Welt ihre Kräfte und ihren Unternehmungs- 
geijt betätigten und große Kolonialreiche jchufen, verzehrte jich Deutſch— 
(and in häßlichen konfeſſionellen Streitigkeiten und in törichtem partifula- 
riftifchen Bruderzwift. Wir wurden zum KHulturdünger für andere, 
flügere Völker. 


Eine Wandlung zum Befjeren trat ein mit unferer in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts erfolgten wirtfchaftlichen und politischen 
Wiedererſtarkung. Die deutihe Schiffahrt begann fich zu entwickeln. 
Es entjtanden zahlreiche deutjche Unternehmungen in überſeeiſchen 
Ländern. Dieje Unternehungen fonnten auf die Dauer des Schußes 
durch unfere politifchen Machtmittel nicht entbehren. Diefen Schuß zu 
gewähren war für Deutjchland bejonders jchwierig. 

Mir dürfen nicht vergefjen, meine Herren, wie jehr fich anfänglich 
nicht nur die Engländer, jondern auc andere Völfer uns gerade auf 
überjeeijchem Gebiete überlegen glaubten. Als das Ausland anfing zu 
merfen, wieviel faufmännifcher Unternehmungsgeift und wirtichaftliche 
Energie im Deutjchen vorhanden war, die zur Entfaltung drängten, 
fing man an, unferen Unternehmungen Schwierigkeiten in den Weg zu 
legen und uns den Vorſprung merken zu laſſen, den politiſche Macht: 
mittel und territorialer Beſitz auch auf wirtjchaftlichem Gebiete gewähren. 
Darüber durften wir uns nicht wundern. Und doch war es eine Not: 
wendigfeit für das deutjche Volk, im folonialen Wettbewerb nicht allzu 
ſehr zurüczubleiben. 

Wir alle wijjen, meine Herren, daß fich Fürſt Bismarck im eriten 
Jahrzehnt nach der Gründung des Neichs allen kolonialen Beftrebungen 
gegenüber ablehnend verhielt. Die vorjichtige Behandlung, welche der 
große Kanzler anfänglich dem folonialen Problem angedeihen Ließ, it 
der beſte Beweis dafür, daß jein jpäteres aktives Eingreifen im die 
folonialen Angelegenheiten, unjere 1884 und 1885 Schlag auf Schlag 
erfolgten Erwerbungen großer Gebiete in Bolynefien und in Afrika, 
nicht aus den Eingebungen einer Augenblicspolitif hervorgingen, nicht 
aus phantaftifchen Borftellungen oder unangebradhter Großmannsjudt, 
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fondern aus reiflicher Abwägung der wirtjchaftlichen und politischen Not— 
wendigkeiten, unferer wirtfchaftlichen und politifchen Machtmittel. 

Meine Herren, in der Überzeugung, daß der damals vom 
Fürſten Bismard betretene Weg der richtige ijt, daß wir auf 
diefem Wege bleiben müfjen, und vor allem, daß wir das 
erworbene Land, das unter unjerem Schuße fteht, uns erhalten 
müjjen, fönnen und werden wir uns nicht abbringen laſſen, 
auch wenn zurzeit Nöte und Sorgen mit diefen Erwerbungen 
verfnüpft find. 

Wir befinden uns in einer Kriſis; aber diefe Krifis wird 
hoffentlich zu einer Gejundung führen. Zu diefer Gefundung 
genügt nicht die Niederwerfung des Aufftands und auch nicht die 
PBazifizierung unferer Schußgebiete. Es ift auch das offene Bekenntnis 
erforderlich, daß Fehler in der Kolonialverwaltung begangen find. 


(Sehr richtig! in der Mitte.) 


Es iſt der fejte Wille erforderlich, diefe Fehler nicht zu wiederholen 
und augenjcheinliche Mißſtände zu bejeitigen. | 

Sch Habe fchon vor zwei Jahren vor diefem Hohen Haufe die 
Grundzüge einer Reorganifation entwicdelt, wie ſie meines Erachtens 
für unjere foloniale Zentral: und Lolalverwaltung notwendig ift. Ich 
habe jchon damals die Toslöfung der Kolonialabteilung vom Auswärtigen 
Amt und die Errichtung eines felbjtändigen Reichskolonialamts als 
dringend wünfchenswert bezeichnet. Zu meinem lebhaften Bedauern ijt 
durch einen während meiner Erkrankung gefaßten Beichluß diejes Hohen 
Haufes diefe Forderung in dritter Leſung abgelehnt worden. Wie Fam 
denn das, meine Herren, nachdem diejes Hohe Haus in zweiter Leſung 
in Würdigung der von der Regierung vorgebrachten rein fachlichen 
Gründe fich- mit ftattlicher Mehrheit für ein Neichsfolonialamt aus— 
geſprochen hatte? Ich will auf diefe Frage pro hie et nune nicht 
eingehen, fondern nur feititellen, daß die Verbündeten Regierungen die 
Schaffung eines jelbjtändigen Neichsfolonialamts nach wie vor für 
dringend wünjchenswert halten und überzeugt find, daß dieſe Not: 
wendigfeit ſich in den legten Monaten noch mehr als früher heraus: 
geſtellt hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Nun weiß ich wohl, meine Herren, daß jolche Foloniale Organi: 
fationsfragen und ihre richtige Löſung nicht das einzige Heilmittel für 
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unfere Kolonien find. Es find auch jonft Reformen in capite et in 


membris nötig. 
(Sehr richtig!) 


Wir müffen uns vor allem die Frage vorlegen: wie heben wir die 
wirtichaftliche Entwicklung unferer Kolonien? wie fördern wir das In— 
tereffe und das Verftändnis für unjere Kolonien im deutichen Volke? 
wie beteiligen wir mehr als bisher unjeren Handel und unjere Indu— 
jtrie, unfere Geſchäfts- und Banfwelt an unferen überjeeifchen Unter: 
nehmungen? 


Der Gedanfe lag nahe, die Löſung diejer jchwerwiegenden 
Fragen einer Berjönlichfeit zu übertragen, die ſchon früher 
inengerer Fühlung mit den treibenden wirtſchaftlichen Kräften 
in unjerem Bolfe geitanden hatte. Bei der Wahl eines Nach— 
folgers für den Prinzen Hohenlohe, der fich jeiner Aufgabe mit einem 
Fleiß und einer Hingebung unterzogen hat, die ich auch von Diejer 
Stelle rühmend hervorheben möchte, habe ich in erjter Linie nach den 
wirtschaftlichen und kaufmänniſchen Eigenjchaften gefucht, die bisher in 
unjerer Kolonialabteilung jehr zu ihrem Schaden gefehlt hatten. 

Meine Herren, unfer Kaufmannzftand hat fich eine große Stellung 
gemacht, aus eigener Kraft. Er hat zur Hebung des deutjchen wirt: 
ichaftlihen Wohlitandes und wirtjchaftlichen Einfluffes und damit des 
deutjchen Anjehens in der Welt erheblich beigetragen. Er zählt in 
jeinen Neihen jehr tüchtige Leute, ausgezeichnete Kräfte. Die Mitwir: 
fung eines diejer Herren, eines unjerer capitains of industry, wie man 
fie in Amerika nennt, für die Gefchäfte des Neiches zu gewinnen, er- 
jchten mir von vornherein als vorteilhaft. In den Unterredungen, die 
ich mit Heren Dernburg über unfere folonialen Angelegenheiten hatte, 
ergab fich Übereinftimmung der leitenden Gefichtspunfte und Ziele. Ich 
fonnte deshalb Herrn Dernburg mit gutem Gemiffen Seiner Mtajeftät 
dem Kaiſer als Nachfolger des Prinzen Hohenlohe in Vorſchlag bringen. 
Mit diefer Ernennung, meine Herren, iſt übrigens für mich ein alter 
Wunſch in Erfüllung gegangen. Schon als ich Staatsjefretär des 
Hußern wurde, vor neun Jahren, und der damalige Kolonial: 
direftor, der jeitdem leider verjtorbene Freiherr von Richthofen, mir 
als Unterjtaatsjefretär zur Seite trat, hätte ich gern einen Mann 
des praftifchen Erwerbslebens an die Spiße unferer Role: 
nialverwaltung gejtellt. Die Verhandlungen, die damals Baron 
von Richthofen in meinem Auftrage in Hamburg und in Bremen 
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führte, blieben leider erfolglos. Ein angejehener hanſeatiſcher Kauf: 
mann ließ mir damals fagen: „Am Tage verdiene ich brav Geld an 
der Börje, am Nachmittag fahre ich mit zwei fchönen Füchſen auf mein 
Landhaus, und das foll ich mit der Schinderei und Aufregung in der 
Wilhelmftraße vertaufchen?“ 
(Große Heiterkeit.) 

Acht Fahre jpäter, alfo vor einem Jahre, nach dem Rücktritt des Heren 
Stuebel, bin ich auf meinen Gedanken zurücgefommen. Damals habe 
ih den Direktor des Norddeutfchen Lloyd Herrn Wiegand jondiert, 
der jich aber nicht von dem gerade in einer wirtschaftlichen Transformation 
befindlichen Lloyd trennen konnte. 

Es freut mic, daß e3 mir endlich gelungen ift, einen Gedanten 
zu verwirklichen, den ich für gefund und für lebensfähig halte. Diejes 
Hohe Haus aber bitte ich, dem neuen Herrn in der Kolonial- 
verwaltung mit Bertrauen entgegenzufommen; denn nur bei 
vollem gegenjeitigen Bertrauen lajfen ſich die Aufgaben 
löfen, die uns auf folonialpolitifhem Gebiet gejtellt find. 

Dieſe Aufgaben beftehen nicht nur in der wirtfchaftlichen Erſchließung 
der Kolonien. Es gilt auch augenjcheinliche Mißſtände in der Kolonial- 
verwaltung zu bejeitigen. Worin diefe Mißſtände beftehen, brauche ich 
nach den Ereignijjen dieſes Sommers nicht Flarzulegen. Niemand 
fann es aufrichtiger bedauern als ich, der verantwortliche Leiter der 
Reichsgeſchäfte, daß einige der gegen die KRolonialverwaltung erhobenen 
Bejchwerden und Anklagen ſich als begründet herausgeftellt haben. 

(Hört! hört! links.) 
Sch bin mir bewußt, daß ich feine Bertufchungspolitif ge- 
trieben habe, jondern eingejchritten bin, ſobald ein Verdacht 
zu meiner Kenntnis gelangte. Man hat mir vorgeworfen, daß 
auch ich nicht für ein jchnelles Einfchreiten gegen jchuldige Beamte 
gejorgt hätte. 

Man hat insbejondere gejagt, daß ein Subalternbeamter, Boeplau, 
fchon in den Jahren 1904 und 1905 Anzeigen gegen Beamte an mic) 
erftattet hätte, denen Feine Folge gegeben worden wäre. Meine Herren, 
der Beamte Voeplau bat fich ſchwerer Disziplinarvergehungen jchuldig 
gemacht. 

(Hört! hört! rechts.) 
Als er unter grober Verlegung feiner Dienftpflicht amtliche Schriftſtücke 
Dritten mitteilte, mußte die Unterfuchung gegen ihn eröffnet werden, 
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Der Ausgang diefer Unterfuchung Tonnte auch die beſte Aufklärung 
bringen, ob das von Poeplau vorgebrachte Belaftungsmaterial zutreffen 
jei. Deshalb wurde der Ausgang diejer Interfuhung abgemartet, 
bevor ein Entſchluß gefaßt wurde über ein Einfchreiten gegen Die von 
Poeplau verdächtigten Beamten. 

Durch Erkenntnis des Kaijerlihen Disziplinarhofs vom 2. April 
1906 iſt gegen Poeplau auf Entfernung aus dem Amte durch Dienit: 
entlaffung erfannt worden. In dem Urteile ift fejtgeitellt, daß eritens 
der Angefchuldigte von amtlichen, zurzeit geheimen Schriftjtücen einen 
die Amtsverjchwiegenheit verlegenden Gebrauch gemacht, zweitens die 
jeiner Dienjtbehörde jchuldige Achtung verleßt, drittens gegen Beamte 
der Kolonialverwaltung böswillig oder leichtfertig unwahre Beidhulı- 
gungen erhoben hat. 

(Hört! hört! rechts. — Zurufe linke.) 


Die Achtungsverlegung ift in verfchiedenen Eingaben und Anjchuli- 
gungen an mich, den Neichäfanzler, gefunden. Es heißt in den Ent 
jcheidungsgründen wörtlich: 
Der Angejchuldigte hat dem Neichsfanzler mit der Weröffent- 
lihung angeblicher Mißſtände gedroht, um ihn feinen Anfprüden 
geneigt zu machen, und hat dadurch die Achtung, die er jeinen 
Borgejegten ſchuldig, ift in dreiiter Weije verlegt. 
Sie werden mir zugeben, meine Herren, daß die Ausſagen diejes Be: 
amten nicht von vornherein Anjpruch auf Beachtung oder gar auf volle 
Glaubwürdigkeit hatten. 

Aber auch anderen Vorwürfen bin ich begegnet. Ich hätte nicht 
dafür gejorgt, hat man gejagt, daß die Firma Tippelskirch gute Sättel 
Stiefel und Mäntel lieferte. Meine Herren, ich frage Sie, ob es einen 
vernünftigen Menfchen gibt, der bona fide vom Reichsfanzler verlangen 
fann — ich jage natürlid) bona fide, von dialektiſchen Kunſigriffen 
rede ich nicht — der aljo bona fide vom Reichsfanzler verlangen kann, 
daß er fi) um alle Detail3 der ihm unterftellten Reſſorts kümmert. 
In feinem Lande der Welt gibt es einen Beamten, der fo viele ım 
wichtige Funktionen in ſich vereinigt, wie der deutſche Reichskanzler. 
Daß aber der Neichsfanzler außer der Vertretung vor diefem Hoher 
Haufe, im Bundesrat und vor beiden preußifchen Häufern, außer dem 
amtlichen Verkehr mit Seiner Majeftät dem Kaijer, den Bundesfürfte | 
und allen Rejjortchefs, außer der Leitung der Staat3minifterialjigungen, | 
außer der ftändigen Fühlung mit den hier akfveditierten fremden 





November 1906. 351 


Miffionen, außer der umfangreichen Lektüre von Berichten, außer zahl: 
reichen Rückſprachen und Vorträgen, außer der Verantwortlichkeit für 
die äußere PBolitit und den ganzen Gang der inneren Reichs: und 
preußischen Politif auch noch jorgen foll für Stiefel und Sättel, die 
nicht drücken, und für Mäntel, die den Regen nicht durchlafjen, das ift 


zuviel verlangt. 
(Beifall rechts. Unruhe links.) 


Sch lehne e8 ab, in diefer Beziehung für die Details aller Refforts 
verantwortlich gemacht zu werden. Sch Fann nicht in alle Löcher hinein- 
friechen und alle Winkel durcchitöbern, um zu jehen, ob auch etwas Un: 
rechtes vorkommt. Meine Pflicht ift, einzufchreiten, wenn eine Unregel- 
mäßigfeit zu meiner Kenntnis kommt. Diefe Pflicht habe ich erfüllt 
und werde fie weiter erfüllen. 

(Bravo! recht3.) 


Und nun, meine Herren, will ich noch eins jagen. Seit Monaten 
bat ein Teil unjerer Breffe feine Aufgabe darin gefehen, ſich 
bis zur Erfhöpfung mit den Kolonialangelegenheiten und 
insbefondere mit den jogenannten Kolonialjfandalen zu be— 
Ichäftigen. Man bat fich nicht darauf beſchränkt, wahre Tatjachen 
wiederzugeben, man hat fich ungeheuerlicher Übertreibungen, Verallge— 
meinerungen und Entitellungen jchuldig gemacht. 


(Sehr richtig! rechts.) 


Ich Habe fchon neulich, heute gerade vor 14 Tagen, darauf hingewieſen, 
wie fehr bei uns die Unfitte eingerifjen iſt, heimische Mipftände durch 
ein Bergrößerungsglas zu betrachten und deutjche Vorgänge in der Ver: 
zerrung vorzuführen.?) Bei den Vorgängen auf kolonialem Gebiet er: 
reichte dieſe Manie, die nur bei uns grafjiert, jonft nirgendwo in der 
Welt, ihren Höhepunkt. Jeder einzelne Fall wurde als typiſch behandelt 
und al® Symptom für eine angebliche Verſeuchung unferes Beamten- 
ftandes breitgetreten usque ad taedium. Im Ausland hat man fich 
beeilt, folche Übertreibungen und Verallgemeinerungen mit Behagen auf- 
zunehmen und mit Vergnügen weiter zu verbreiten. Schadenfreude foll 
ja die reinfte Freude fein umd wenn der Kredit eines Konkurrenten 
gejchädigt wird, fo vergießt der Menjch darob nicht gerade Tränen. 
Mir find Briefe zugegangen von Deutjchen im Auslande, es ſei uner: 








2) Val. die Rede vom 14. November, oben ©. 330. 
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hört, wie dadurch der deutfche Kredit, das deutſche Anjehen in der Welt 
gefchädigt worden wäre. Im Auslande bildet man fich wirklich ein, 
es wären bei uns Millionen geftohlen worden, unſer Beamtenjtand jei 
verfeucht, es jei kaum noch ein ordentlicher, pflichttreuer und braver 
Beamter in Deutjchland anzutreffen. In englifchen, franzöfifchen, 
amerikanischen, jpanischen Blättern erjchienen fpaltenlange Artikel, an: 
gefüllt mit deutfchem Klatſch und Tratjch, unter der Überjchrift „Das 
deutiche Panama“. Demgegenüber, meine Herren, will ich vor dem 
Inlande und vor dem Auslande, vor der ganzen Welt feititellen, daß 
der deutihe Beamtenjtand von feinem anderen übertroffen 
wird — — 
(lebhaftes Bravo! rechts; Unruhe links). 

Vizepräfident Dr. Baajche: Meine Herren, ich bitte um etwas 
Ruhe. 

Reichskanzler Fürſt von Bülow (fortfahrend): — — an Treue, 
an Fleiß, an Gewiſſenhaftigkeit, an Integrität. 


(Bravo! rechts. Zurufe links.) 


Ich will feſtſtellen — und Ihre Unterbrechungen machen mich darin 
nicht einen Augenblick irre 
(Bravo! rechts) —, 


daß auch in unjerer Kolonialverwaltung die große Mehrheit 
der Beamten, die unter jchwierigen Verhältnijjen arbeiten, 
ordentliche und pflichttreue Beamte find. 


(Bravo! rechts. Zurufe links.) 


Ich will feftitellen, daß einzelne beflagenswerte Vorfälle, die fich in 
unjerer Kolonialverwaltung ereignet haben, nicht dem ganzen deutjchen 
Beamtenftande zur Lat gejchrieben werden können. sch will feititellen, 
daß Solche Vorgänge auch in der Kolonialgefchichte anderer Völker 
jtattgefunden haben und in höherem Grade und weit größerem Umpfange 
al3 bei uns. Engländer, Franzofen, Amerikaner haben noch ganz andere 
Kolonialichwierigfeiten und ganz andere Kolonialffandale überwunden 


als wir. 

(Sehr richtig!) 
Wie man jolhe Schwierigkeiten, wie man ſolche Not überwindet, mutig, 
zäh und geduldig, können wir von den Engländern, das können wir 


auch von den Franzofen lernen. Und ich will endlich feititellen, daß 
diejenigen, die bei uns folche Übertreibungen und DVerallgemeinerungen 
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fchreiben oder lefen, felbjt im Grunde davon überzeugt find, daß unfer 
Beamtenftand durchaus intakt ift. Ausnahmen gibt es überall; aber bei 
uns find fie Gott fei Dank verfchwindend. 

Meine Herren, ich werde gegen jeden Beamten, der fich eine Un- 
regelmäßigfeit zufchulden fommen läßt, rückſichtslos einfchreiten 


(Bravo rechts); 


ich werde aber auch jedem Beamten — das erkläre ich vor dem Lande —, 
der jeine Schuldigfeit tut und zu Unrecht verdächtigt wird, meinen vollen 
Schuß angedeihen lafjen. 
(Bravo! rechts.) 
Möge unjer Beamtenftand, auf den das deutjche Volk gewohnt ift, ftolz 
zu fein, auf den das deutjche Volk nach) wie vor mit Stolz zu blicten 
ein gute Recht hat 
(Bravo!), 


möge er fich nicht entmutigen, möge er jich nicht erbittern laſſen — 
denn hinter ihm fteht nicht nur die Regierung, hinter ihm ftehen alle 
gerecht denfenden Leute, und die haben in unjerem Bolfe noch immer 
die Mehrheit gehabt. 
(Bravo!) 

Sie aber, meine Herren, bitte ich, in ruhiger, fachlicher Arbeit mit den 
Verbündeten Regierungen die Wege zu beraten, die zu dem uns gemein- 
famen Ziele führen. Bewilligen Sie, was die Verbündeten Regierungen 
nad gemijjenhafter Prüfung als notwendig betrachten für die Wahrung 
unferes Anſehens und gegen die Wiederkehr neuer Aufftände Damit 
werden Sie unferen Kolonien, damit werden Sie dem Baterlande den 


beiten Dienft erweifen. 
(LXebhaftes Bravo.) 


39. Des Reichskanzlers Eintreten für den Kolonialdirektor. 
Eitung des Reichstages vom 4. Dezember 1906.1) 


Auf der Tagesordnung ftand Fortfegung umd Schluß der erjten Beratung 
des erften und zweiten Nachtrag zum NReichshaushaltsetat für 1906 und des 


1) Sten. Ber. d. R.-T., 11. Leg.:Per., II. Seffion 1905/1906, 133. Situng. 
Penzler, Fürft Bülows Reden ꝛc. II. 23 
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erſten und zweiten Nachtrags zum Etat der Schutzgebiete für 1906. In der 
Sitzung des vorangehenden Tages war es zu einer erregten Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem ſtellvertretenden Kolonialdirektor Dernburg und dem Abgeordneten 
Roeren (Ztr.) gekommen. Dieſer ſtand in nahen Beziehungen zu einem der 
ungetreuen Beamten der Kolonialverwaltung und hatte fich troßdem zu einem 
Vorſtoß im Reichstag verleiten laſſen, der nach den an amtlichen Stellen, jedoch noch 
nicht in der Öffentlichkeit bekannten Vorgängen, die fich zur Zeit des Kolonial- 
direftors Stübel abgefpielt hatten, nicht ohne fcharfe Abwehr bleiben durfte. 
In vollem Einverftändnis mit dem Reichstanzler legte daher am 3. Dezember der 
ftellvertretende Kolonialdireftor die fompromittierenden Zufammenhänge zwifchen 
dem Abgeordneten Roeren und der Enthüllungstampagne dar. Um jeden Zweifel 
daran zu bejeitigen, ob das Vorgehen des Kolonialdireftors feine Zuftimmung 
habe, erjchien der Neichsfanzler am folgenden Tage im Reichstage und gab unter 
ftärfiter Spannung des Haufes die folgenden Erklärungen ab. 


Reichsfanzler Fürft von Bülow: 


Meine Herren, ich habe den legten Verhandlungen diejes Hohen 
Hauſes nicht beimohnen fünnen. Ich bin in diefen Tagen durch Sigungen 
des Staatsminifteriums und anderweite dringende Amtsgejchäfte in An: 
jpruch genommen. Aus den Morgenzeitungen habe ich erfehen, daß es 
geftern zu fcharfen Auseinanderjegungen zwijchen dem ftellvertretenden 
Herrn Kolontialdireftor und einigen Mitgliedern diejes Hohen Haufes 
gefommen ift. Es ift meine Abficht, feinen Zweifel darüber zu 
lajjen, daß ich die Haltung des ftellvertretenden Herrn 
Kolonialdireftors und insbefondere feine Verteidigung grund: 
los angegriffener Beamter und feine Abwehr ungeredt: 
fertigter Preſſion durchaus und nachdrücklich billige. 


(Lebhaftes Bravo rechts und bei den 
Nationalliberalen.) . 


Ich Habe fchon vor dem Eintritt des gegenwärtigen ftellvertretenden 
Herrn Kolonialdireftord im Laufe diejes Sommers ftrenge Weiſung 
gegeben, daß die Unterfuchung der in der Kolonialverwaltung vorge 
fommenen Mißſtände nach allen Seiten hin unnachfichtlih und un 
parteiijch geführt, und daß unter feinem Vorwande irgend etwas in 
irgend einer Richtung vertufcht werden jolle. 


(Bravo! rechts.) 
Die Offenheit, mit welcher der jtellvertretende Herr Kolonialdirektor ſich 
über diefe Vorgänge ausgefprochen hat, war Lediglich eine Konſequenz 
der von mir erteilten generellen Inſtruktion. Er war aud) von mir 
ermächtigt, volle Aufklärung zu geben über den Fall Wiftuba und über 
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die damit zufammenhängenden Fragen, jofern der bedauerliche Gegenſatz 
zwifchen der Verwaltung und den Miffionen in Togo und die Kon— 
fequenzen diejes Gegenjaßes hier zur Sprache gebracht werden jollten. 

Sch hätte gewünjcht, meine Herren, daß der Herr Abgeordnete 
Roeren, weniger dem Beifpiel des Herrn Abgeordneten Bebel und mehr 
dem Beifpiel feines Fraktionsfollegen, des Herrn Abgeordneten Erz 
berger gefolgt wäre 

(Heiterkeit links), 


und daß er hier nicht aufs neue Fälle von Ausschreitungen zur Sprache 
gebracht hätte, deren Unterfuchung zum Teil noch im Gange ift. Nach— 
dem dies einmal gejchehen war, mußte deutlich und vorbehaltlos Klar: 
gejtellt und über jeden Zweifel erhoben werden, daß die eingeleitete 
Aufklärung fih nach allen Seiten zu erftreden hätte, daß fie nicht 
Halt zu machen hätte vor einzelnen Abgeordneten, die auf 
Grund einjeitigen Material3 in gutem Glauben, aber zu 
eifrig gegen verdiente Beamte Anfchuldigungen erhoben und 
ungetreue Beamte unter ihren Schuß genommen hatten. Mit 
Recht hat der ftellvertretende Herr Kolonialdirektor gejtern gefragt: Wo 
befommen wir Beamte her für unjere Kolonien, wenn in dieſer Weife 
gegen die Beamten vorgegangen wird? 


(Sehr richtig! rechts.) 


Ich weiß wohl, meine Herren, daß diefe Mißſtände fich unter meiner 
formellen Verantwortung ereignet haben. Als diefe Mißſtände aber zu 
meiner Kenntnis gekommen find, habe ich in diefem Haufe offen erklärt, 
daß Verfehlungen und Mißſtände vorgefallen wären. Es kann nicht 
gegen mich der Vorwurf erhoben werden, daß ich nach Kenntnis von 
diefen Vorgängen nicht jofort energisch eingegriffen hätte. Deshalb 
habe ich einen zweimaligen Perſonalwechſel an der Spige der Kolonial- 
abteilung vorgenommen, und jegt iſt eine gründliche Neorganijation der 
Kolonialverwaltung im Gange. 

Meine Herren, nachdem nun gejtern diefe Ausjprache jtattgefunden 
hat, richte ich nochmals an diejes Hohe Haus die Bitte, das mit gutem 
Willen, mit Klarheit und Feitigfeit begonnene Werk der Reorganijation 
unferer Kolonien nicht dadurch zu hemmen und aufzuhalten, daß immer 
wieder alte und neue Fälle der Vergangenheit hier zur Sprache gebracht 
werden. Auf der Seite der Verbündeten Regierungen ift der feite Wille 
vorhanden, die vorgefallenen Verfehlungen unnachfichtlic zu ahnden und 
die vorhandenen Mißſtände rückjichtslos zu bejeitigen. Helfen Sie uns 
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nun aber auch, meine Herren, unjere Kolonien einer bejjeren Zukunft 
entgegenzuführen und fie endlich fruchtbringend zu geftalten für das 


deutſche Volk. 
(Lebhaftes Bravo.) 


42. Anflöfung des Reichstags. 
Sigung des Reichätages vom 13. Dezember 1906.!) 


Auf der Tagesordnung jtand die zweite Beratung der Nacdhträge zum Reichs: 
haushaltsetat für das Rechnungsjahr 1906 und zum Haushaltsetat für die 
Schußgebiete auf das Rechnungsjahr 1906. 

Die Regierungsvorlage forderte 29200000 M. als Reftausgabe im laufenden 
Rechnungsjahr für die in Südmweftafrifa jtehenden Truppen. Das Zentrum bean: 
tragte, nur 20288000 M. zu bemilligen, und wollte außerdem, daß ſpäteſtens bis 
zum 31. März 1907 die Vorbereitungen dazu getroffen würden, die Gejamtftärfe der 
in Südmweftafrifa zu belaffenden Truppen auf 2500 herabzumindern. Ein freifinniger 
Vermittlungsantrag wollte in das Dispofitiv der Ausgabe die Beitimmung ein: 
fügen, daß eine weitere erhebliche Berminderung der Gefamtftärfe der Truppen 
über die im Gange befindlichen Heimbeförderungen hinaus „entjprechend der 
fortfchreitenden Beruhigung des Schußgebiet3“ vorbereitet werden ſollte. Die 
Budgetfommiffion hatte die Negierungsvorlage und alle Anträge abgelehnt. Das 
Plenum ftand alſo bei der zweiten Beratung vor einem Vakuum. Die im der 
Kommiffion geftellten Anträge waren im Plenum wieder eingebracht worden. Die 
Gefahr wurde nunmehr drohend, daß fich gegen die Negierungsvorlage eine 
Mehrheit ergeben würde. In diefer Situation ergriff der Reichskanzler beim 
Beginn der Debatte das Wort. 


Reichskanzler Fürft von Bülom: 

Meine Herren, die Ihrer Beichlußfaffung heute unterbreitete Vor: 
lage der Verbündeten Regierungen iſt vor ihrer Einbringung der Gegen: 
jtand forgfamer Prüfung aller beteiligten Stellen gewefen. Sie geh: 
davon aus, nur das Unerläßliche zu fordern. E3 wird nur diejenige 
Truppenftärfe gefordert, die für die Niederwerfung des Aufitandes und 
die Beruhigung unjerer Kolonie unerläßlich ift. Wir werden die Truppe 
in Südweftafrifa bis zum April künftigen Jahres auf rund 8000 Mann 
vermindern, je nach Fortichritt der Operationen und Berbefjerung der 
Etappen im Laufe des nächſten Etatsjahres weitere Ermäßigungen ein- 
treten lafjen und nach Beendigung der Operationen nur die notwendigjten 
Bejagungstruppen zurücbehalten. 


I) Sten. Ber. d. R.T., 11. Zeg.:Per., II. Seffion 1905/06, 140. Situng. 
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Ihre Kommiffion ift zu einem pofitiven Reſultate nicht gelangt, 
hat vielmehr alle Anträge und die Regierungsvorlage abgelehnt. Der 
Vorſchlag, uns Schon jeßt für das Rechnungsjahr 1907 auf 
eine bejtimmte, gegenüber der jegigen wejentlich verminderte 
Truppenzahl feitzulegen, iſt für die Verbündeten Regierungen 
unannehmbar. 

(Hört! hört! rechts.) 

Meine Herren, es iſt Ihrer Kommiffion von jachverftändiger 
militärischer Seite dargelegt worden, daß die verlangte Truppenftärfe 
wirklich notwendig, und daß eine Verminderung tatfächlich unmöglich 
ift, weil dadurch die Durchführung der militärischen Operationen ver: 
hindert werden würde. Eine Einjtellung der militärischen Aktion vor 
völliger Niederwerfung des Aufjtandes würde aber ſchwerwiegende 
Folgen nach fich ziehen. Dieſe Folgen würden beftehen nicht nur in 
dem Berluft des Südens unferes Schußgebiets, wir würden auch die 
Mitte und den Norden auf das fchwerfte gefährden. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wir würden — das jagen alle Kenner der Verhältniſſe — binnen 
furzer Friſt neue Aufitände in allen Teilen unjeres Schußgebietes zu 
gewärtigen haben, deren Bewältigung uns die doppelten und dreifachen 
Opfer Eoften würde, wie wir fie bisher fchon gebracht haben. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Sole Aufftände in unferem füdweftafrifanifchen Schußgebiet würden 
naturgemäß auf unfere anderen Kolonien überjpringen. Wir würden 
eine allgemeine Auflehnung gegen die weiße Herrichaft erleben. Die 
geringe Anzahl unſerer Schußtruppen würde einer ſolchen Bewegung 
nicht gewachjen fein. Wir jtünden dann vor der Frage, ob wir unfere 
Kolonien mit unverhältnismäßigen Opfern und Koften wiedererobern 
oder ob wir fie für immer verlieren wollen. Nicht nur die militärischen 
Autoritäten, jondern alle Sachverſtändigen ftimmen darin überein, daß 
es fich um eine legte Anftrengung handelt, um unferen Kolonien dauernde 
Ruhe und Sicherheit wiederzugeben. Wenn mir vor diefem lebten 
Opfer zurückicheuen follten, jo würden wir uns nach meiner Anficht einer 
fchweren Unterlafjung, einer nationalen VBerfündigung ſchuldig machen. 
(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen. 
Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 

Ich fann nicht annehmen, meine Herren, daß diejes Hohe 

Haus einen jolhen in finanzieller und militärifcher, in poli— 
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tifher und nationaler Hinficht gleich bedauerlihen und be- 
denfliden Entſchluß faffen wird. Sollte ih mich hierin 
täufchen, fo würde ich als verantwortlicher Leiter der Reichs— 
gefhäfte vor dem deutihen Volf und der Geſchichte nicht in 
der Lage fein, eine ſolche Kapitulation zu unterfchreiben. 


(Lebhafter Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.) 


Als fich die Diskuffion erichöpft hatte, wandte fich der Reichskanzler, ehe 
es zur Abjtimmung ging, noch einmal mit folgendem entjchiedenen Appell an den 
Reichstag. 


Reichskanzler Fürft von Bülom: 


Meine Herren, ich halte mich für verpflichtet, Sie nochmals und 
in leßter Stunde auf die fchwere Verantwortung hinzumeifen, welche 
Sie durch Ihre bevorftehenden Beichlüffe auf fich nehmen. Es Handelt 
fich bier nicht um die Frage, ob für unfere Kolonien einige Millionen 
mehr oder weniger bewilligt werden follen. Es handelt fi, wie Ihnen 
der Herr Vertreter des Generaljtabs foeben überzeugend dargelegt hat, 
um die Frage, ob wir unjere Kolonie behaupten wollen oder nicht. Es 
handelt fich, wie ich als verantwortlicher Leiter der Reichsgeſchäfte hinzu 
füge, um die Frage, ob wir unſer Anjehen in der Welt, ob wir unfere 
MWaffenehre 

(lebhafter Widerjpruch bei den Sozialdemokraten — 
lebhaftes Bravo rechts) 


— ich wiederhole gegenüber Ihrem Widerfpruch: es handelt fich, wie 
ich al3 verantwortlicher Leiter der Reichsgefchäfte hinzufüge, um die 
Frage, ob wir unfere Waffenehre, ob wir unfere Stellung in der Welt, 
ob wir unfer Anfehen gefährden wollen, um eine verhältnismäßig gering- 
fügige Summe zu erjparen am Ende eines Feldzuges, der und Hunderte 
von Millionen gefoftet hat. 
(Bravo! rechts. Widerfpruch bei den 
Sozialdemofraten.) 


Wollen wir in einer Stunde des Kleinmut3 die Früchte jahrelanger 
tapferer Anftrengungen gefährden? 

(Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 
Sollen die Opfer, die fehweren Opfer an Gut und Blut, die wir für 


unfere Kolonien gebracht haben, den Kolonien und dem Vaterland zum 
Segen gereichen, oder follen fie umfonft gebracht fein? 
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Eine Regierung kann fich nicht von Parteien und Parlament vor: 
Schreiben lafjen, wie viele Truppen fie für friegerifche Operationen 
braudt. 

(Widerjpruc links. Sehr richtig! rechts.) 


Wohin, meine Herren, joll es führen, wenn fich bei uns die Gewohn— 
heit einbürgerte, militärifhe Maßnahmen im Kriegszuftande, deren 
richtige Durchführung entjcheidend ift für Leben und Gejundheit unferer 
Truppen, für unjere Waffenehre, unter Umftänden für Wohl und Wehe 
und Zufunft des ganzen Landes, von Fraktionsbeſchlüſſen oder Partei: 
rücfichten abhängig zu machen! 

(Lebhaftes Bravo recht3.) 


Meine Herren, da draußen ftehen unfere Soldaten, das find 
Deutjche, die haben gekämpft, die haben Anftrengungen erduldet, die 
find im Begriff, den legten Widerftand, die legten Reſte des Gegners 
niederzuringen: follen fie nun etwa zurüc, weil die Regierung aus Klein: 
mut, weil eine Fleinmütige Regierung aus Scheu vor parlamentarifchen 
oder PBarteirücfichten ihren Heldenmut vor dem Feinde im Stich läßt? 


(Lebhaftes Bravo recht.) 


Meine Herren, was haben andere Völker für Kolonialfriege ge: 
führt, Engländer, Franzoſen, Holländer, und haben nicht mit der Wimper 
gezucdt! Soll ſich das deutiche Volk Eleiner zeigen, joll das deutjche 
Volk Heiner daftehen als andere Völker? Das ift die Frage, auf welche 
die Verbündeten Regierungen eine Antwort wünfchen, eine Antwort 
fordern Elipp und Klar! 

(Sehr wahr! rechts.) 

Wir fönnen bedauern, meine Herren, daß der Aufftand ausgebrochen 
ift, daß er uns fo viel Menfchenleben, daß er uns fo große Summen 
gefoftet hat. Wir können das bedauern, aber zurück können wir nicht. 
Wir müfjen durchhalten! 

Meine Herren, man hat mir das Wort in den Mund gelegt: 
nur feine innere Krife! Sch habe das alberne Wort dementieren Lafjen. 
Es kehrt immer wieder zurüd. In Wirklichkeit habe ich natürlich nie 
etwas Derartige gejagt. 

(Hört! hört! recht3.) 


Es gibt Situationen, wo ein Zurüdichreden vor Krifen ein Mangel 
an Mut, ein Mangel an PBilichtgefühl wäre. 
(Lebhaftes Bravo rechts und bei den Nationalliberalen.) 
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Wenn Sie wollen, haben Sie die Krifis! 
(Bravo! rechts.) 


Parteien können Forderungen annehmen oder ablehnen; denn jie tragen 


feine Verantwortung. 
(Oboe!) 


— Gie tragen feine Verantwortung! Die Regierung darf fich nicht vor 
Wünſchen und Intereſſen einzelner Parteien beugen, wenn ihre höchite 
Aufgabe, die nationale, in Frage jteht. 


(Bravo! rechts.) 


Man hat mir ferner vor einigen Minuten das Gerücht zugetragen, 
in diefer Frage ſchöbe ich nicht, ſondern ich würde gejchoben, ich gäbe 
nur Direftiven der oberiten Stelle nad), der jüdmwejtafrifanifche Guerilla: 
frieg ſei eine Art militariftiiher Sport. Meine Herren, das ift eine 
dreifte Unmwahrheit. Niemand drängt mich, niemand fchiebt mich. Ich 
brauche gar feine Direftive, um zu erfennen, daß bier nationale Not— 


wendigfeiten vorliegen 
(lebhafter Beifall vecht3), 


und darnach, lediglich darnach zu verfahren. 

Es handelt fich nicht im entfernteften um eine Frage des inneren 
Regiments, e3 handelt fich nicht um Gegenfäbe des parlamentarifchen 
und des perfönlichen Willens. Es handelt ſich um die vom Reichs— 
fanzlev nach gewifjenhafter Prüfung vertretene Überzeugung der Ver: 
bündeten Regierungen. Es handelt fi) um unjere ganze Folonial- 
politiiche Stellung 

(jehr richtig! vechtS und bei den Nationalliberalen), 


um mehr als das, um unfere Stellung in der Welt. 
(Widerjpruch bei den Sozialdemokraten.) 


Glauben Sie, meine Herren, daß jo was feine Rücdwirfung auf das 


Ausland hat? 
(Sehr richtig! rechts.) 


Was würde e3 für einen Eindruck machen, im Innern und nach außen, 
wenn die Regierung in einer folchen Lage, in einer folchen Frage 
fapitulieren und nicht die Kraft in fich finden follte, ihre nationale 
Pflicht zu erfüllen. 

(Lebhafter Beifall vechts und links.) 
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Wir werden unfere Pflicht tun — im Vertrauen auf das deutjche 
Volk! 
(Stürmiſcher anhaltender Beifall. — Ziſchen bei den 


Sozialdemokraten.) 


Bei der nun vorgenommenen namentlichen Abſtimmung wurde zuerſt der 
oben erwähnte freifinnige Antrag mit 175 gegen 171 Stimmen abgelehnt, darauf 
— ebenfall3 in namentlicher Abftimmung — die Negierungsvorlage mit 177 
gegen 168 Stimmen. 

Nunmehr erhebt fich der Neichskanzler von feinem Plaße. 

Reichskanzler Fürft von Bülom: 

Ich habe dem Reichstag eine Kaiſerliche Berordnung mitzuteilen. 
(Das Haus erhebt ji. — Stürmifcher Beifall und Händeflatjchen 
im Haufe und auf den Tribünen.) 

PBräjident: 

Ich bitte, nicht mit den Händen zu Elatjchen! 

(Zurufe von verjchiedenen Seiten: Tribünen!) 
Reichskanzler Fürft von Bülom: 

Die Kaiferlihe Verordnung lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, König 
von Preußen ufw., verordnen auf Grund des nach Art. 24 der 
Reichsverfafjung vom Bundesrat unter Unjerer Zuftimmung gefaßten 
Beichluffes, im Namen des Reichs, was folgt: 

Der Reichstag wird hierdurd aufgelöft. 
(Große Erregung auf allen Seiten des Haufes.) 

Urkundlich unter Unſerer Höchjteigenhändigen Unterjchrift und 

beigedrucdtem Kaiferlichen Inſiegel. 


Gegeben Büdeburg, den 13. Dezember 1906. 
(Gez.) Wilhelm. 
(Gegengezeichnet) Bülow. 


Auf Grund diefer Kaiferlichen Verordnung erkläre ich im Namen 
der Verbündeten Regierungen auf Befehl Seiner Majeftät des Kaiſers 
die Sitzungen des Reichstags für gejchlofjen. 


Anbang. 


Urkundliche Beiträge. 


I. Alldentfcher Verband und die Eifenbahn Dar es Salam- Alrogoro. 


Der Alldeutfche Verband hatte furz vor Beginn des legten Abfchnittes der 
Seffion Eingaben an den Reichsfanzler und an die Vorſtände der nationalen 
Fraftionen gerichtet mit der Bitte um PVerabfchiedung des Gefegentwurfes über 
die oftafrifanifche Eifenbahn noch in der laufenden Seſſion. Vom Reichskanzler 
ging dem Verbande darauf folgende Antwort zu: 


Berlin, den 27. April 1903. 


Der Hauptleitung des Alldeutichen Verbandes ermwidere ich auf 
das gefällige Schreiben vom 15. d. M. ergebenft, daß, wenn der Reichs: 
tag den ihm vor zwei Jahren vorgelegten Gefegentwurf wegen Über: 
nahme einer Zinsgarantie für den Bau einer Eifenbahn von Dar es 
Saläm nah Mrogoro auch in feiner jet zu Ende gehenden Tagung 
nicht erledigen wird, daran allein der Umſtand jchuld ift, daß inner: 
halb- des Reichstags eine Mehrheit für Annahme des Gejegentwurfes 
nicht zu gewinnen war. Eine Verantwortung wird die DBerbündeten 
Regierungen hierfür um jo weniger treffen können, als diejelben fich bewußt 
find, alles getan zu haben, ihrerjeitS die Angelegenheit zu fördern. 

Sch perjönlih habe nie einen Zweifel über das große 
und bejondere Intereſſe gelaffen, das ich an dem Bau von Eijen- 
bahnen in unjeren Kolonien, namentlich an der Bahn von Dar es Saläm 
nach Mrogoro, nehme, und bin, worauf die Hauptleitung in ihrem 
Schreiben felbjt Bezug nimmt, in der Situng des Reichsſtages vom 
24. April 1901 mit nicht mißzuverjtehender Deutlichkeit für die Annahme 
der Vorlage jelbjt eingetreten.) Schon damals find im Reichstage von 
mir alle die fachlichen Gründe hervorgehoben worden, die den Bau 
der Bahn als unentbehrlich für die Entwiclung des Schußgebietes 
erfcheinen lafjen, und ich jtehe auch heute auf dem Boden deſſen, was 
ich damals gejagt habe. 

Die Frage, wie die Angelegenheit gegenüber der ablehnenden Haltung 
der Mehrheit des Keichstages in der laufenden Tagung zu behandeln 
fei und welche Maßnahmen etwa zu treffen oder nicht zu treffen jeien, 


1) Vgl. Bd. 1, S. 218ff. 
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um die Ausfichten der Vorlage für die Zukunft nicht auf das Spiel zu 
jegen, ift von mir auf das ernftlichfte erwogen worden. Daß hierbei 
Rückſichten auf die innerpolitifche Gejamtlage und die 
Barteiverhältnifje zu nehmen waren, wird von dem Mitgliede 
des Neichstages, das das Schreiben der Hauptleitung mit unterjchrieben 
hat, am wenigften verfannt werden fünnen. Die Angelegenheit wird, 
wie der Direktor der Kolonialabteilung in der Sitzung des Neichstages 
vom 21. März d. J. bereit3 angekündigt hat, den neuen Reichstag 
beichäftigen, der fich, wie ich hoffe, der Pflicht nicht entziehen wird, fie 
erneut zu prüfen und im richtiger Erkenntnis der Bedürfnifje unfere 
oftafrifanifchen Schußgebietes zu erledigen. 
Der Reichskanzler. 
(gez.) Bülom. 
An 
die Hauptleitung des Alldeutichen Verbandes 
3. 9. des Herrn Profefjor Dr. Haſſe, 
Mitglied des Reichstages 
Hochmohlgeboren. 
Berlin. 


II. Graf Bülow Ehrenbürger von Bromberg. 


Am 24. Juni 1903 überbrachten Oberbürgermeifter Knobloch und Stadt: 
verordnetenvorfteher Profefjor Dr. Bratjch aus Bromberg dem Reichskanzler den 
Ehrenbürgerbief diefer Stadt. 


Auf die Anſprache des Oberbürgermeijters erwiderte der Reichs— 
kanzler mit herzlichem Dank, daß die beiden Herren die weite Weile 
nicht gefcheut hätten, um ihm perjönlich den Ehrenbürgerbrief zu über: 
bringen. Er betrachte es als hohe Ehre, mit der Stadt Bromberg fo 
eng verbunden zu fein. Er danke auch bejonders für die künſtleriſche 
Ausführung der Urkunde, welche ihm den fchönen Inhalt noch wert: 
voller made. Da treffe das Wort von Goethe zu: „Goldne Äpfel in 
filbernen Schalen“. Es fei ihm eine Freude gewejen, fich für die kultu— 
relle und induftrielle Entwicklung von Bromberg einfegen zu können, 
denn er wifje, daß die von ihm geleitete und vertretene Oftmarfenpolitif 
der Preußifchen Staatsregierung gerade bei der Bürgerjchaft der Stadt 
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Bromberg verjtändnisvolle Unterftügung finde. Die Stadt Bromberg 
habe den Unterjchied zwiſchen deutjcher und polnischer Herrfchaft an 
ihrem eigenen Xeibe erfahren. Vom Deutjchen Orden angelegt, fei 
.Bromberg unter der Herrichaft dieſes Ordens ein blühendes Gemein- 
wejen gewejen. Als aber an einem der traurigften und verhängnisvollften 
Tage der Deutjchen Gejchichte der Deutjche Orden zufammenbrach, fei 
mit ihm und mit der Sache des Deutjchtums im Often auch Bromberg 
gejunfen. 

ALS der Große König den Nebediftrift wieder für Preußen und 
Deutjchland gewann, ſei Bromberg, um mit den Worten des Königs 
zu reden, ein Stück Wüſtenei gewejen, mit faum 1000 Einwohnern. 
Der Oberbürgermeifter habe mit Recht erinnert an das, was Bromberg 
dem großen König verdanfe. Er habe auch Beweggründe wie Ziele 
unferer heutigen Oftmarfenpolitif richtig gekennzeichnet. 

An diejer Oftmarkenpolitif würde unbeirrt feftgehalten 
werden. Wir bildeten uns nicht ein, daß der hiſtoriſche 
Kampf, den das Deutfhtum im Often mit feinen Gegnern 
führen müjfe, von heute auf morgen beendet werden könne. 
Wenn aber von deutfcher Seite von oben und unten weiter 
ftetig, mutig und geduldig gearbeitet werde, würden die 
Früchte nicht ausbleiben. 

Der Reichskanzler ſchloß mit dem Ausdruck des Dankes für die 
freundliche Anerkennung und Hilfe, die er in Bromberg finde und die 
er mit den beften Wünfchen für das weitere Aufblühen der Stadt er- 
widere.!) 


II. Kölner Männergefangverein „Polyhymnia“. 


Am Sonntag, den 2. Auguft 1903, brachte der Kölner Männergejangverein 
„Polyhymnia“ im Kurgarten von Norderney dem Reichskanzler und der Gräfin Bülow 
ein Ständchen. Der Reichskanzler antwortete auf die Anfprache des Präfidenten 
des Gefangvereins folgendes: 


Meine Herren, ich danke Ihrem Herrn Vorfigenden für feine gütige 
Rede und feine anerfennenden Worte. Ich danke Ihnen allen, daß 
Sie jo jchön gefungen haben. Bon Kölner Sängern und ganz befonders 


1). Nordd. Allg. Ztg. vom 25. Juni 1903, 
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von Ihrem Verein war man berechtigt, Vorzügliches zu erwarten. Sie 
haben diefe Erwartungen aber noch übertroffen, und wenn ich eine 
Zenfur auszuteilen hätte, jo würden Sie Ja befommen. Das ift we: 
nigftens die Anficht meiner Frau, auf die ich in mufikalifchen Dingen 
gern requiriere. Don Mufif verjtehe ich jelbft nicht viel. Wo das 
mufifalifche Gebiet beginnt, hört bei mir das eigene Urteil auf. Wenn 
ein Minifter eine Sache nicht fennt, dann holt er jich einen Geheimen 
Hofrat. Mein Geheimer Hofrat ift in mufifalifhen Dingen meine Frau, 
und ich habe das größte Vertrauen zu ihr. Sie war von Ihrem Ge 
fange ganz entzückt. 

Was ich aber, meine Herren, jehr wohl verftehe und zu würdigen 
weiß, das tft die freundliche Gefinnung, die Sie zu mir geführt hat, 
und womit ich ganz einverjtanden bin, tft, daß Sie nad; Norderney 
gefommen find; denn ich bin jchon ganz Norderneyer geworden; ich 
freue mich über jeden Gaft, der auf der Inſel landet; aber über die 
Rheinländer und über die Kölner freuen wir uns ganz befonders. 
Denn mit dem Rhein und mit der Stadt Köln ift e8 etwas ganz Be: 
fonderes. 

Der Rhein, deſſen Reize Sie fo ſchön bejungen haben, der Rhein 
iſt uns allen jehr ans Herz gewachjen, und die Stadt Köln haben wir 
alle gern. Sie haben den Kölner Dom, das herrlichite Gotteshaus im 
deutſchen Lande und in der ganzen Welt, und Ihren fchönen Karneval, 
den hat feine andere Stadt, und Sie haben die Flora und das „Köl- 
nische Waller” und die Kölnischen Jungen. Aber Sie haben auch ein 
mächtiges, emporjtrebendes Gemeinwejen in Köln, der Metropole am 
Niederrhein. Die Kölner Bürgerjchaft zeichnet fi) vor allem aus durch 
echt deutjche Gefinnung. Das war jchon vor 30 Jahren der Fall, als 
ich in Bonn weilte, nahe bei Köln, und daß das heute noch jo tft, das 
haben die Worte bewiejen, die Sie an mich gerichtet haben. 


Meine Herren, das deutjche Lied hat eine bedeutfame Rolle gefpielt 
in der Gefchichte der deutjchen Einigung. Es ift ein einigendes Binde: 
glied, ein Bindemittel -gewejen zwifchen den deutjchen Stämmen, und 
als uns vor hundert Jahren die Fremden alles genommen hatten, das 
deutjche Lied mußten fie uns laſſen, und das hat dazu beigetragen, Haß, 
Zwietracht, Mißgunſt und Neid niederzuringen. Halten Sie feft am 
deutschen Lied, jeine Aufgabe ijt noch nicht erichöpft, noch nicht erfüllt. 

Und fo hoffe ich, daß es Ihnen wohlgefallen möge hier in Norderney 
und daß fie gern wiederfommen an das Geftade der Nordſee. Sie 
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folgen damit nur dem Beijpiel des Vater Rhein, der auch immer wieder 
nach Norden läuft und fich in die Nordfee ergießt. 

Nochmals, meine Herren, herzlichen Dank, auch im Namen meiner 
Fran! 


IV. Dolkswirtfchaft. 


Profeſſor Schmoller hatte dem Neichsfanzler einen von ihm in der 
Hauptverfammlung deutfcher Ingenieure in München am 30. Juni 1903 gehaltenen 
Vortrag: „Über das Majchinenzeitalter in feinem Zufammenhange mit dem 
Bollswohlftand und der fozialen Verfaſſung der Volkswirtſchaft“ überfandt. 
Fürft Bülow dankte mit dem nachftehenden Schreiben: 


Berlin, 14. Auguft 1903. 
Sehr verehrter Herr Profeſſor! 


Für Ihre freundlichen Zeilen vom 8. Auguft d. %. wie für die 
beigefügte Brofchüre |preche ich Ihnen meinen verbindlichiten Dank aus. 
Ich habe nicht nur die legte Seite der Brofchüre angejehen oder mir 
über ihren Inhalt Vortrag halten laſſen, jondern die Schrift ſelbſt von 
der erjten bis zur legten Seite mit lebhaften Intereſſe gelejen. 


Bor über 20 Jahren habe ich an einem Stillen Morgen im Walde 
von St. Germain bei Paris Ihren Auffat über Zwecke und Ziele des 
Jahrbuchs für Gefeggebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft im Deutfchen 
Reiche gelejen, lange bevor ich die Ehre hatte, Sie kennen zu lernen. 
Diefer Aufſatz tft für viele meiner Anjchauungen auf wirtfchaftlichem 
und fozialpolitiichen Gebiete von wejentlichem Einflufje gewejen. 

In Ihrem Münchener VBortrage vom 30. Juni d. J. haben Sie 
mit der Ihnen eigenen ftaunenswerten Fülle der Kenntnifje, in wahrhaft 
wifjenjchaftlicher Objektivität und mit weitem Blick die großen Aufgaben 
entwidelt, welche in unferer Zeit der Staatäleitung gegenüber den 
Klaſſenkämpfen obliegen. Wie jchwierig diefe Aufgaben find, vermag 
Ihnen niemand befjer nachzufühlen als ich, der ich im täglichen Kampfe 
mic mit ihnen zu bejchäftigen habe. Sie find nur im Zeichen de 
Gerechtigkeit und in ruhiger Bejonnenheit zu löfen. Wer fich zu dieſer 
Auffaſſung befennt, wird manchen Angriffen von rechts und links aus— 
gejeßt jein. Judaeis scandalum, Graeeis stultitia. Um jo mehr ift e3 

PBenzler, Fürſt Bülows Reden zc. I. 24 
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mir eine Freude gewejen, mich von einem jo hervorragenden Gelehrten, 
wie Sie es find, verftanden und unterftügt zu wiſſen. 
Mit dem Ausdrud ausgezeichnetiter Hochachtung bin ich 


ergebenjt 
(gez.) Bülow. 


V. Trinkſpruch in Dresden. 


Auf der Rückreiſe von Wien befuchte der Neichsfanzler am 23. September 1903 
die Städteaugftellung in Dresden. Bei einem Frühftüd, das zu Ehren des Reichs: 
fanzlers im Ausjtellungsgebäude jtattfand, dankte Oberbürgermeifter Beutler dem 
Reichsfanzler für feinen Befuch; er hoffe, Graf Bülow werde von den Beftrebungen 
der Ausftellung befriedigt fein. Gr gab dem Vertrauen Ausdrud, dab ftädtifche 
Wohlfahrt und kommunale Beitrebungen bei der Negierung Unterftüßung und 
Förderung finden würden. 


Graf Bülow antwortete: 

Sch danke Ihnen für Ihre jo freundliche Begrüßung, danke für 
alles Schöne, was ich hier gejehen habe, und danfe vor allem für die 
Ehre, die Sie mir durch die Übertragung des Ehrenvorfiges der Deutfchen 
Städteausftellung erwiejen haben. Es ift mir eine bejondere Freude 
gewejen, durch meinen Bejuch der Ausjtellung Zeugnis abzulegen für 
den hohen Wert, den die Regierung auf die Entwicklung der ftädtifchen 
Gemeinweſen legt. Das glänzende Bild, das die Ausftellung bietet, 
muß nicht nur bei mir, jondern bei jedem Bejucher die Hochachtung 
vor den hervorragenden Leiſtungen der deutſchen Städte noch ver: 
jtärfen. 

Die deutſchen Städte jind jeit den Tagen König Heinrich, 
des Städtegründers, ein Hort deutjchen Handels und Wandels, deutjcher 
Bildung, deutjcher geiftiger Freiheit gewejen. In einem jchönen Gedicht 
hat Mar von Schenfendorf vor fait hundert Jahren die Bedeutung der 
deutjchen Städte für Gefchichte und Leben der Nation befungen. Zu 
jener Zeit fingen die deutjchen Städte erſt an, fich von den jchweren 
Wunden zu erholen, die innere und äußere Kämpfe ihnen gefchlagen 
hatten, bis zum Dreißigjährigen Kriege zurüd. Jetzt, feit der Neu— 
gründung des Deutjchen Reiches, haben des Reiches Städte einen Auf: 
ſchwung genommen, der auc) die Blütezeit des 15. und 16. Jahrhunderts 
übertrifft. 
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Die Deutſche Städteausftellung und der Rahmen, der fie umgibt, 
die Stadt Dresden, zeigen uns diefe neue Blüte: die Ausftellung mit 
ihrem reichen Material auf allen Gebieten des ftädtifchen Lebens, das 
jhöne Dresden, das ein erlauchter Geift, Herder, das deutfche Florenz 
genannt hat, mit feinen großartigen modernen Baumerfen und feinen 
unvergänglichen Schätzen der Kunſt daneben, ein Sinnbild der Berbin- 
dung alter Kultur mit rüftigem VBorwärtsjchreiten. 

Eines, meine Herren, möchte ich bei meinem Beſuch der Aus: 
jtellung noch hervorheben: daß fie mir wieder den Umfang der Auf: 
gaben klar vor Augen geführt hat, die namentlich auf fozialpolitifchen 
Gebiet den Städteverwaltungen heute obliegen. Wieviel zur Löfung 
dieſer Aufgaben jchon gejchehen ijt, bemweift die Dresdener Städteaus- 
ftellung. Aber gerade auf diefem Gebiet wird uns und unferen Nach: 
fommen noch viel zu leijten geboten jein. 

Bor faft allen Ländern befißt Deutjchland eine bejonders reiche 
Anzahl großer Städte. Die Männer, die an der Spibe dieſer Städte 
ftehen, dürfen wir mit Stolz zu den beten Arbeitern im Dienfte des 
Gemeinwohls zählen. Aus diefen Kreifen der Städteverwaltung find 
Männer hervorgegangen, die fich in anderen leitenden Stellungen als 
erftflaffige Diener ihres Staates bewährt haben, und ich denfe, wir 
werden noch manchen Bürgermeifter als Minifter oder Oberpräfidenten 
erleben. 

Ich leere den Becher, den Sie mir fredenzt haben, auf das Wohl 
unjerer ausgezeichneten Städteverwaltungen, auf das Wachen, Blühen 
und Gedeihen des Gemeinjinnes der deutjchen Städte. 


VI. Taufe des Linienfhiffs „Preußen“. 


Auf der Werft des Stettiner Vulkan fand am 31. Oftober 1903 Taufe und 
Stapellauf des Linienfchiffes K ftatt in Gegenwart des Kaiferpaares, des Staats: 
fefvetärs von Tirpig, des Kommandierenden Generals General der Kavallerie von 
Langenbeck und des Oberpräfidenten Freiherrn von Malgahn. Die Taufrede hielt 
der Neichsfanzler Graf von Bülom. 

Sie lautete: 


Euere Majeftäten! Meine Herren! 
Am 22. November 1873, vor beinahe dreißig jahren weilte hier 
auf der Werft des „Vulkan“ das deutjche Kronprinzenpaar mit jeinen 
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beiden ältejten Söhnen. Eine nad) dem damaligen Stand der Technik 
erſtklaſſige Banzerfregatte ging zu Wafler und empfing aus dem Munde 
der Frau Kronprinzejfin den Namen „Preußen“. Neben der Kron: 
prinzeffin jtand, hochaufgerichtet im herbftlichen Schneegejtöber, der Sieger 
von Wörth. Dem ablaufenden Schiffe aber folgten die Blicke des 
jugendlichen Prinzen, der fpäter als Kaifer ſich die Aufgabe stellen 
jollte, unter forgjamer Verwertung der überfommenen Grundlagen die 
neue Flotte zu jchaffen, die das über die Bedeutung eines feftländifchen 
Staates hinauswachſende Deutſche Reich nicht entbehren Fann. 

Die alte, nur noch als Hafenjchiff verwendete „Preußen“ war 
wohl auf einer deutichen Werft, aber noch nad, fremden Mufter umd 
nad; dem Plan eines ausländischen Schiffsbauers entjtanden. Heute 
fiegt vor unferen Augen fertig zur Entlaffung in fein Element, der 
Körper eines mächtigen Linienjchiffe® von rein deutjcher Bauart, ein 
Zeugnis deutjchen Könnens, ein Preis der heimifchen Arbeit, woran 
von den Ideen des leitenden Ingenieur bis zum Hammerſchlag des 
braven Werfmannes viele fleißige Köpfe und Hände teil haben. Beim 
Vergleich jenes Stapellauf3 aus dem Jahre 1873 mit unferem heutigen 
Stapellauf dürfen wir ohne Ruhmredigfeit jagen: es geht vorwärts mit 
der deutjchen Flotte, vorwärts durch die bahnbrechende Kraft faiferlicher 
Initiative, durch die bundesfreudige Mithilfe der Landesfürjten, durch 
die patriotifche und opferwillige Haltung des Neichätags, durch die 
Grundftimmung des deutjchen Volks, das mit feiner parlamentarijchen 
Vertretung, feinen Fürften und feinem Kaifer fi über die Unmöglich— 
feit klar ift, das nationale Leben in binnenländifche Schranken zurüc- 
zudämmen. 

Es liegt in der allgemeinen Entwiclung unjerer Tage, auf den 
Gewäſſern des Erdball3 die Berührungen zwijchen den Kriegsjchiffen 
der Seefahrt treibenden Staaten zu vermehren. Ich glaube, das it 
eine erfreuliche Eigentümlichfeit der modernen Zeit zur Erziehung der 
Völker, zum Vorteil ihrer Umgangsfitten und zur Stärkung der Friedens: 
liebe. Wie die Diplomatie, jo befigt ja auch die Marine durchgebildete 
internationale Berfehrsformen. Auch fie ift ein völferverbindendes 
Element. Man lernt fich höher achten, wenn man auf See oder an 
fremden Geftaden im Dienjte der Zivilifatton und für Forderungen 
des Völferrechts fich im Schmuck blanker Wehr begegnet, wenn gleich: 
ſam bewegliche Machtinjeln der Kulturftaaten auf freiem Meer neben- 
einander freien, Grüße austaufchen und gemeinfame Aufgaben erfüllen. 
Wie aber ſchon nad) nüchterner Rechtsanfchauung die deutjchen Kriegs: 
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ſchiffe jchwimmende Gebietsteile des Neiches find, jo gelten fie auch 
unſerem Herzen al3 ein Stüc Deutfchland. Und wie jeder vom Stapel 
laufende Panzer nach vollendeter Ausrüftung mit feinen Offizieren und 
Mannschaften eine deutiche Welt im Fleinen iſt, eine Summe vieler 
Tüchtigfeiten, jo folgt ihm auf jeinen Fahrten eine reiche Fülle menſch— 
licher, dienftlicher, jtaatlicher Beziehungen: jorgende und hoffende Liebe 
von Eltern und Kindern, von Frauen und Bräuten, Wünfche der Kame— 
raden, Befehle der Vorgeſetzten, Berechnungen der Politik, das Macht: 
gebot des oberjten Kriegsherren, die Ehre der Nation. Deshalb iſt uns 
ein folches Schiff feine bloße Nummer, jondern von dem Augenblic 
ab, wo e3 zu Waſſer gleitet, erjcheint e8 uns als ein befeeltes Weſen, 
das fein Eigenleben führt. 

Fern im Often, zwijchen Weichfel und Memel, wohnte ein heid- 
nifcher Stamm, den die Tapferkeit und die ftaatenbildende Kraft deut: 
fcher Ritter in mehr als halbhundertjährigen Kämpfen deutjcher Ord— 
nung unterwarf. Als an einem der unglüclichjten Tage der deutichen 
Gejchichte der Deutjche Orden zufammenbrac, blieb ein Eleiner Teil er: 
halten, der fich auch in trüber Zeit und fremder Abhängigfeit deutſche 
Sprade und Sitte wahrte, bi8 der Stern der Hohenzollern über ihm 
aufging. Und al3 die Hohenzollern den Kurhut mit der Königskrone 
vertaufchten, erhielt das neue Königreich den Namen des alten viel um: 
ftrittenen Ordenslandes. Kaum ein anderer Name wäre geeigneter für 
ein Fahrzeug, das gegen Wind und Wellen fämpfen fol. Denn der 
Staat, der diefen Namen trägt, von Anbeginn an bedroht, gefürchtet, 
gehaßt, aber auch geliebt und hoch gehalten von feinen Söhnen mit 
Anſpannung aller Kräfte wie wenige, war oft von Stürmen umbrauft, 
bat aber mit Gottes Hilfe alle Stürme fchließlic immer fiegreich über: 
ftanden. Sie haben uns oft bedränget von unjerer Jugend auf, aber 
fie haben uns nicht übermocht. Möge für unfer jüngjtes Lintenjchiff 
das Leben lang, glücklich, ehrenvoll fein, würdig des ftolzen und ruhm- 
reichen Namens, den Euere Majeftät ihm jegt geben wollen. 


Nach der Anjprache des Reichskanzlers jagte Ihre Majeftät die 
Kaiferin mit lauter Stimme: 
„Auf Befehl Sr. Majeftät des Kaifers und Königs taufe ich Dich: 


PBreußen‘.“ 
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VI. Mommfens Tod. 


Telegramm an $rau Profefior Mommfen in Charlottenburg. 


Berlin, 1. November 1903. 


Lafjen Sie mich meine und meiner Frau innige Teilnahme an 
einem Verluſt bezeugen, der mit der herben Trauer, die er Ihnen und 
Ihren Kindern bringt, auch unfere Wiffenichaft und unfer nationale 
Kultur jchwer getroffen hat. Die Bedeutung Theodor Mommſens ift 
damit nicht erfchöpft, daB es ihm vergönnt war, als Geſchichtſchreiber, 
als Altertumsforjcher, als Nechtslehrer unter der Bewunderung des 
Auslandes den Ruhm deutjcher Gelehrjamfeit zu mehren. Die Uni: 
verjalität feiner Geiftesrichtung, das Mitleben und Mitftreben in den 
Gedanken der Zeit, die Bewahrung eines feurigen Jugendmutes im 
Kampf für feine Überzeugungen ftellen diefen edlen Toten in den Kreis 
derer, die wir große Europäer nennen und gern als Vorläufer einer 
reicheren Zukunft verehren! 

(ge3.) Graf Bülow. 


VID. Sünfzigjähriges Dienfjubiläum des Reichsbaukdirektors 
Wirklichen Geheimrats Dr. Rod). 


Am 2. November 1903 feierte der Reichsbankdireftor Dr. Koch fein fünfzig: 
jähriges Dienftjubiläum. An dem aus diefem Anlaß veranftalteten Feſtmahl 
nahm der Reichskanzler teil und hielt folgende Anſprache: 


Gejtatten Sie mir, meine Herren, für mich und meine Kollegen 
von der Regierung dem Neichsbank-Direftorium zu danken, das uns 
durch jeine liebenswürdige Aufforderung Gelegenheit gegeben hat, an 
der Feier des 5Ojährigen Dienjtjubiläums Seiner Erzellenz des Herm 
Präfidenten Dr. Koch perfönlich teilzunehmen. Gern vereinigen wir uns 
mit Ihnen, um den Ehrentag des trefflihen Mannes zu feiern, deſſen 
Lebensarbeit ſich im Herzen des deutjchen Geldverfehrs vollzogen hat. 
ch darf e8 der berufenen Kennerfchaft des Herrn Staatsſekretärs des 
Reichsſchatzamts überlaffen, die Verdienſte unjeres verehrten Jubilars 
um die Entwiclung des Reichsbankweſens näher zu würdigen. Ich 
möchte für meinen Teil Seine Erzellenz den Herrn Präfidenten nur al 
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lebenden Zeugen und Mitbegründer des gewaltigen Auffchwungs in Anz 
jpruch nehmen, der ſich ausprägt in dem Unterjchied zwiſchen den Ziffern 
der deutfchen Geldmwirtichaft beim Beginn der Laufbahn unferes Dr. Koch 
und dem gegenwärtigen Gejchäftsumfang der Reichsbanf. 

Meine Herren, die Grundlage, auf der folche Erfolge möglich) 
waren, ift die gefamte Beichaffenheit unferer Volkswirtſchaft. Ich glaube 
— und ich hoffe mich dabei in Übereinftimmung mit Ihrem Urteil zu 
befinden —, daß diefe Grundlage gejund und lebensfähig ift, daß fie 
uns weitere Fortjchritte verfpricht, nicht in irgend einem Zukunftsſtaat, 
fondern innerhalb der tüchtigen Wirklichkeit des Deutjchen Reichs. 


(Bravo.) 


Zum Hohn auf alle Verelendungstheorien erfreut ſich unjer Volk als 
Ganzes trog mancher Krifen bis in immer breitere Schichten hinein 
einer Lebenshaltung, wie fie ihm in feiner Vergangenheit für die große 
Maſſe der Nation niemals bejchieden war. Die Kräfte zu diejem Auf: 
blühen hat Deutjchland aus jeiner großftaatlihen Zujammenfaffung 
gewonnen, aus der inneren und äußeren Sicherheit, die ihm das Weich 
gebracht hat. 

Nicht als äußerlichen Prunk, als ein Schauftüd, das man nad) 
Belieben haben oder nicht haben mag, auch nicht bloß als Verwirk— 
lichung einer idealiftiichen Sehnjucht, fondern als eine zwingende 
hiſtoriſche Notwendigkeit, als die conditio sine qua non für Deutjch- 
lands Zukunft ehren wir die am 18. Januar 1871 erneuerte Krone. 

Nicht bloß die politifche und nationale Einheit, auch die materielle 
Wohlfahrt unſeres Volkes hängt am deutſchen Kaifertum der Hohen: 
zollern. Laſſen Ste uns auch bei diejem Feſte an eriter Stelle des Mannes 
gedenfen, der mit frifchem Mut und hohem Sinn über den deutjchen 
Geſchicken waltet, der mir noch jüngjt, al3 feinem Haufe abenteuerliche, 
über die Reichsgrenzen hinausgreifende Pläne nachgejagt wurden, ge— 
fchrieben hat: ‚Sch und meine Söhne gehören dem deutfchen Volke.‘ 
Seine Majeftät der Kaifer und König lebe hoch! 


(Lebhafter andauernder Beifall.) 
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IX. Deutfcher Arbeiterkongreß in Frankfurt a, M. 


Am 13. Dezember 1903 empfing der Neichsfanzler die Deputation, die von 
deutjchen Arbeiterfongreß in Frankfurt a. M. beauftragt worden war, die Be- 
Ichlüffe des Kongreijes dem Reichskanzler zu überbringen. Die Deputation beftand 
aus den beiden Vorfigenden des Kongrefjes: Herm Franz VBehrens-Berlin, Evan: 
gelifche Arbeiter-Vereine, Gejchäftsführer des deutichen Gärtner-Berbandes, Adam 
Stegerwald-Köln, Generaljetretär des Gefantverbandes chriftlicher Gewerkſchaften; 
ferner den drei Neferenten des Kongrefjes: Mathias Schiffer-Krefeld, Vorſitzendem 
des Zentralverbandes chrüitlicher Tertilarbeiter, Bürgerfchaftsmitglied Wilhelm 
Schad-Hamburg, Vorfigendem des deutich-nationalen Handlungsgehilfen-Verbandes, 
Johann Giesberts-M.Gladbach, Arbeiterjefretär der katholiſchen Arbeiter-Ber- 
eine Wejtdeutjchlands und dem Yandtagsabgeordneten Karl Schirmer-München— 
Pafing, Vertreter der füddeutjchen Eifenbahn: und PVoftbedienfteten-Berbände. Der 
Sprecher der Deputation Herr Behrens erwähnte in feiner Anfprache, daß ſich 
die nationaldenfende und chriftliche Arbeiterfchaft zum eriten Male in Frankfurt 
zu gemeinfamen jozialpolitifchen Beratungen zufammengefunden hätte. Der Kon: 
greß habe das auf dem Gebiete der Arbeiterverficherung und des Arbeiterfchuges 
bereits Erreichte dankbar anerkannt, zugleich aber beftimmte Wünfche für den 
weiteren Ausbau des Koalitionsrechts, für die Nechtsfähigfeit der Berufsvereine 
und für Grrichtung paritätifcher Arbeitstammern formuliert. Die Anfprache 
ichloß mit der Verficherung, daß die Auftraggeber der Deputation von herzlicher 
Treue umd Liebe zu Kaifer und Vaterland erfüllt jeien. 


Die Antwort des Reichsfanzlers lautete: 

Meine Herren, ich freue mich, Sie hier zu jehen und ich danke 
Ihnen, daß Sie durch Ihren Bejuch mir Gelegenheit geben, Sie per: 
jönlich fennen zu lernen. 

Ihr Frankfurter Kongreß war für mic) eine willlommene Er: 
ſcheinung. Ich habe mir über den Verlauf der dort gepflogenen Be- 
vatungen eingehend Bericht eritatten laſſen. Als die Wahl des richtigen 
Weges begrüße ich es, daß die in Frankfurt verfammelten Arbeiter: 
vertreter fih an Seine Majejtät den Kaijfer gewandt haben. Nur auf 
gejeglichenm Wege, unter dem Schuß der Monarchie und auf dem Boden 
der Solidarität aller Staatsbürger ift ein wirklicher und dauernder 
Fortjchritt für die deutjchen Arbeiter möglich. 

Unbeirrt durch Gegenjtrömungen von links und rechts hält das 
Oberhaupt des Reichs daran feit, daß es zu feinen für Deutſchlands 
Zukunft wichtigſten Aufgaben gehört, die Wohlfahrt der deutfchen Ar- 
beiter zu fördern und ihr Vormwärtsitreben innerhalb der notwendigen 
Unterordnung auch der Arbeiterinterefjen unter das Gemeinwohl mit 
Kaijerlihem Gerechtigkeitsſinn zu unterjtügen. Es iſt ein bleibender 
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Ruhmestitel unjeres deutjchen Kaifertums, daß es unter allen jtaatlichen 
Machtgebilden zuerjt und aus freiem Antrieb die Initiative zur Ein- 
führung gefeglicher Schugmaßregeln für Arbeiter ergriffen und eine 
Reihe von Fürforgeeinrichtungen ins Leben gerufen hat, die in anderen 
Kulturländern noch nicht verwirklicht find. 

Die legten 20 Fahre haben bei uns den arbeitenden Klaſſen 
gegen früher mejentliche Verbeſſerungen ihrer wirtjchaftlihen Lage 
gebracht und an dem Ausbau der grundlegenden Gejeggebung wird 
ftetig fortgearbeitet. Wenn irgend jemand dem werftätigen Deutjchen 
die Erreichung einer Lebenshaltung wünfcht, die ihn zum beftgeftellten 
Arbeiter der Welt machen würde, jo it e8 unſer Kaifer. Das können 
Sie mir glauben. Was nun die amtliche Behandlung Ihrer Rejolu: 
tionen betrifft, jo brauche ich Ihnen, weine Herren, die fie politijch ge- 
ſchulte Männer find, nicht auseinanderzufegen, daß ich als erſter Be- 
amter eines jo föderativen Staatswejens wie das Deutiche Reich feine 
bindenden Zuficherungen für fünftige Arbeiten der Gejeggebung aus: 
iprechen kann, um alle Ihre Wünjche zu erfüllen. 

Wohl aber will ich Ihnen verfichern, daß ich die Beitrebungen 
verjtehe und wiürdige, die Gleichberechtigung der Arbeiter auf dem Boden 
der Gelbithilfe und in ſtaatlich geordneter ntereffenvertretung noch 
mehr zur Geltung zu bringen, und daß ich daher für eine ernfte jach- 
liche Prüfung Ihrer Frankfurter Refolutionen Sorge tragen werde. 
Mögen Sie auc aus der Vergangenheit der jtaatlichen Arbeiterfürjorge 
in Deutjchland das Bertrauen für die Zukunft fchöpfen, daß fich die 
Verbündeten Regierungen ihrer fittlichen Aufgaben gegenüber den Ar— 
beitern vollflommen bewußt und entjchlofjen find, fie gewifjenhaft zu er— 
füllen. Die Hoffnung, daß Sie, meine Herren, diefes Vertrauen mit 
fich fortnehmen, macht mir unjer Zujammentreffen wertvoll und ich 
danfe Ihnen nochmals, daß Sie mich aufgefucht haben. 


X. Deutſches Reich und Amerika. 


Der „Montreal Daily Herald“ brachte am 17. Dezember 1903 einen Bericht 
über eine Unterredung, die einer feiner Mitarbeiter mit dem deutjchen Reichs— 
fanzler über die deutjche Politif gegenüber Amerika gehabt hatte. Anlaß dazu 
war ein Artifel des „Nem York Herald“ gemwejen mit der Behauptung, daß die 
folumbifhe Regierung in der Frage de3 Nicaraguafanal3 von Deutfchland 
zum Widerftande gegen die Vereinigten Staaten aufgehett worden fei. 
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Nach dem kanadischen Blatte hat Graf Bülow erklärt: 

Ich erinnere mich wohl, Ahnen jchon Ende Juni diefes Jahres 
gelegentlih von Verdächtigungen, die fich an den Venezuelaftreit an- 
fnüpften, die Stellung Deutjchlands zu den amerifanifchen Republiken 
auseinandergejegt zu haben. Ich habe damals erklärt: „Politiſche 
Aipirationen haben wir in der neuen Welt überhaupt nidt.“ 
Diefe Erklärung gilt heute genau jo, wie fie vor einem halben Jahre 
gegolten hat und wie fie in zehn „Jahren gelten wird. Damit ift aber 


jchon gejagt, daß die Mitteilungen über jympathifche Kundgebungen | 
der deutschen Regierung gegenüber Kolumbien abjolut erfunden 


find. Denn in der Befundung von Sympathien würde eine Einmijchung 
liegen, die wiederum nur dann einen Sinn haben fönnte, wenn Deutſch— 
land politifche Ziele in Amerika verfolgte und ſich dafür einen Stütz— 
punft in der neuen Welt verjchaffen wollte. 


MWenn unfere Intereſſen und mohlerworbenen Rechte verlett 


werden, dann willen wir — das hat der Denezuelafall bewiefen — 
unjer Necht auch wahrzunehmen. Wir tun es aber nur, weil wir es 
müffen, nicht etwa, weil es uns bejonderes Vergnügen machte, von 
unferer ftarten Wehrkraft zu Wafjer und zu Lande Gebraud) zu machen. 


Es macht uns mehr Vergnügen, mit allen, auch den Fleinen Staaten, | 


in Frieden und Freundjchaft zu leben. it es alfo nur der moralijche 
Zwang und nicht etwa ein abenteuerlicher Sinn, der und veranlaßt, da 
einzujchreiten, wo unſere Ehre und Intereſſen in Frage jtehen, jo ergibt 
ſich daraus zur Evidenz, daß es uns nicht beifommen kann, uns einzu: 
mifchen, wo unjere Intereſſen gar nicht berührt find. 

Für die Gefährlichkeit der Einmifchung gerade in ameri: 
kaniſche Angelegenheiten aus purer Abenteuerluft jteht mir ein lehrreiches 
Beifpiel vor Augen. Der Stern Napoleons III. erbleichte, al3 er ſich 
auf das finnlofe Abenteuer in Mexiko einließ. Für deutjche Staats- 
männer ift, mag es fi) um Amerifa oder andere Erdgebiete handeln, 
die Politik der Nichteinmischung, wenn unfere Intereſſen nicht berührt 
werden, oberjter Grundſatz. Eine folche Politik entbehrt des Zaubers 
der Romantik, fie erjcheint vielleicht manchem egoiftifch, aber fie trägt 
jehr wejentlih zur Wahrung des Weltfriedens bei, dejjen Erhaltung 
mir ein jehr ideales Ziel zu fein fcheint. 
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XI. Rantiſche Philofophie. 


Anfang des Jahres 1904 hatte die „Königsberger Hartungiche Zeitung“ 
an eine Anzahl hervorragender Vertreter des Staatsgedanfens, der Wiſſenſchaft, 
Dichtung und Kunſt im In- und Auslande die Bitte um eine individuelle Auße— 


rung liber Kant — gewiſſermaßen als Manifeitation des modernen Geiftes dem 
alten großen Denfer gegenüber — gerichtet. 


Darauf ging u. a. am 2. Februar folgende Antwort des Neichslanzlers 
Grafen Bülow ein: 

Mer ein rechter Kantianer jein will, muß, glaube ich, viel Selbit- 
bejcheidung, viel Demut im Anerfennen der Bernunftgrenzen, viel Ehr— 
furcht vor ewigen Rätjeln mitbringen. Auf der Suche nad Welt: 
anjchauung laufen in unferen Tagen auch die mehr als Halbgebildeten 
vielfach Phantaftereien in die Arme. Heilfam wäre dieſem Gejfchlecht 
die Umkehr zu der Gedanfenftrenge des Mannes, der gezeigt hat, daß 
es für metaphyfische Fragen feine andere Löſung gibt, als das immer 
jchärfere Berjtehen ihrer Unlösbarfeit, der mit feinen berufenen Fort: 
fegern uns die Chemie der allgemeinen Begriffe lehren fann, die im 
täglichen Meinungsjtreite jo oft vermißte Klarheit und Feſtigkeit der 
Srunderfenntnifje. In diefem Sinne, nicht minder aber mit der Er- - 
innerung daran, daß in den Schriften des großen Königsbergers die 
Philoſophie des preußischen Pflichtbewußtjeins niedergelegt ift, daß der 
Geift des fategorifchen Imperativs die Schlachten unferer Freiheitsfriege 
gefchlagen, an Preußens Größe und Deutjchlands Einheit mitgearbeitet 
bat und noch heute wie fernerhin nicht entbehrt werden kann, ftimme 
ich in den Auf ein, der neuerdings wieder durch die Reihen unferer 
philoſophiſch Gebildeten geht: Zurüc zu Kant! 


XI. Dentſcher Landwirtfchaftsrat 1904. 


Das Feitmahl des deutfchen Yandwirtichaftsrats im Jahre 1904 fand am 
11. Februar im großen Saale des Hotels de Rome ftatt. Der Einladung zu 
dem Seite hatten Folge geleitet: der Reichsfanzler Graf von Bülow, die Minifter 
von Rheinbaben, von Podbielsti, Frhr. von Hammerftein, der Präfident des 
Neichdtages Graf von Balleftrem, der Staatsfefretär des Neichsfchagamtes Frhr. 
von Stengel, die Gejandten Bayerns, Mecdlenburgs, Braunfchweigd ufw. Die 
Tafelrunde bildeten etwa 150 Perfonen. Die Reihe der Trinkſprüche eröffnete 
der erite Vorfigende des YLandmwirtichaftsratS Graf von Schmwerin-Löwis mit 
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einem Hoch auf den Kaifer, in das die Verfammlung begeiftert einitimmte. So- 
dann begrüßte der zweite VBorfigende Frhr. von Soden-FFrauenhofen die Ehrengäfte, 
insbefondere den Reichstanzler in längerer Rede. Unmittelbar darauf erhob ſich 


Graf Bülow: 

Die liebenswürdige Begrüßung des Herrn Vorredners bat mid 
ſehr angenehm berührt. ch danke ihm aufrichtig für feine freundlichen 
Worte. Ich grolle ihm auch nicht wegen der kleinen Spigen jeiner 
Nede. Daß neben den Rofen der Anerkennung die Dornen der Kritik 
ftehen, weiß ein Minifter in Berlin wie in München. 

(Deiterfeit.) 

Ich danke auch Ihrem Herren Vorfigenden für die willfommene Ein: 
ladung zu dem heutigen Feſt, die es mir wiederum ermöglicht, einige 
Stunden in der Mitte der hier verfammelten berufenen Vertreter der 
deutjchen Landwirtjchaft zu verbringen. Das ift mir immer eine 
befundere Freude, obwohl ich Fein praftijcher Landwirt bin. Daß id 
das nicht bin, ift mir ja gelegentlich vorgeworfen worden. Ein aus: 
gezeichnetes Mitglied des Herrenhaufes!) hat während des vorjährigen 
Wahlfampfes diefen Vorwurf in die hübjche Formel gekleidet, ich ver: 
ftände von der Landwirtichaft nicht mehr, al$ daß man aus Gras Heu 
machen und daß man einen Bullen nicht melfen Fann. 


(Stürmifche Heiterkeit.) 


Das hat mich in jenen erniten Tagen natürlich jehr erheitert, wie es 
Sie jet erheitert hat, und ich will auch offen geftehen, daß ich ganz 
gern mit Grundbeſitz angefeflen fein möchte. 

(Heiterfeit.) 
Es gibt aber eine große Anzahl Freunde der Landwirtichaft, die jelbit 
feine Güter befigen, die aber deshalb doch die Landwirtſchaft jchügen 
wollen, weil fie überzeugt find, daß dort vor allem das Mark und die 
Kraft des deutfchen Volkes ftect. 

(Bravo!) 


Und es ijt gut, daß dem jo if. Wenn für die Yandwirtfchaft nur 

diejenigen eintreten wollten, welche jelbjt Grundbefi haben, jo würde 

dadurch die Zahl der Freunde der Landwirtfchaft verringert werden. 

Ber jolcher Exkluſivität müßten ja ſelbſt Herr Diedrich Hahn und Herr 

Ortel aus den Reihen der Agrarier ausjcheiden. Das wäre doch fchade. 
(Heiterfeit.) 


1) Herr von Burgsdorif; vgl. oben ©. 231. 
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Wenn aber aud, jolhe Männer für die Landwirtichaft eintreten, welche 
an dem Ergehen derjelben fein eigenes Intereſſe haben, jo ift das ein 
bejonders fräftiger Beweis für die Bedeutung der Landmwirtichaft für 
den ganzen Staatsförper. Meine Herren, e8 ift in der legten Zeit 
viel Darüber geklagt worden, daß die neuen Handelsverträge dem 
Reichstage noch nicht vorgelegt worden find. Es jollte aber doch nicht 
überjehen werden, daß erit mit der Annahme unferes neuen Zolltarifs 
für uns die Möglichkeit gejchaffen wurde, wegen Erneuerung der bejtehenden 
Handelsverträge mit anderen Staaten in Unterhandlungen einzutreten. 
Vorher konnten jolche Verhandlungen überhaupt nicht geführt werden, 
weil uns jelbit dazu die unentbehrliche tarifarijche Unterlage fehlte. 
Aber auch die anderen Vertragsftaaten waren damals noch nicht in der 
Lage, die Verhandlungen mit uns jofort zu beginnen. Berjchiedene 
Länder, 3.8. die Schweiz, Rußland, Ofterreich-Ungarn und Rumänien, 
hatten bekanntlich ihre Tarife gleichfalls einer Revifion unterzogen, die 
damals noch nicht zum Abſchluß gelangt war und es zum Teil noch 
jeßt nicht völlig tft. Troßdem find wir ohne Säumen an die Aufgabe 
herangetreten, auf der Grundlage unferes neuen Zolltarif8 den Abjchluß 
neuer Handelöverträge mit dem Auslande vorzubereiten. Den Reichs: 
behörden erwuchs zunächit die Aufgabe, die neuen Tarife der anderen 
Staaten, joweit ihnen dies möglich war, eingehend zu prüfen, um ſich 
darüber ſchlüſſig zu machen, welche vertragsmäßigen Anderungen im 
deutſchen Intereſſe gefordert werden könnten. Die neuen ausländiſchen 
Tarife find zum Teil noch detaillierter als unſer neuer Zolltarif. Die 
aus der Prüfung aller einzelnen Bofitionen fic ergebende Arbeit war 
daher nicht gering. Die von mir damit betrauten Beamten haben aber 
ihre ganze Kraft darangejegt, und es iſt ihnen gelungen, ihre Aufgabe in 
verhältnismäßig furzer Zeit zu bewältigen. Auch die Prüfung unjeres 
eigenen neuen Tarif und die Aufitellung der Wünjche auf vertrags- 
mäßige Änderung verfchiedener Poſitionen desjelben war ſelbſtverſtändlich 
den mit uns fontrahierenden fremden Staaten nicht zu verwehren und 
nahm auch dort Zeit in Anspruch. Nach Beendigung diejer unerläßlichen 
Vorarbeiten find wir jogleich in die diplomatifchen Berhandlungen ein- 
getreten, zunächſt mit Rußland, dann mit der Schweiz, Italien, Belgien, 
Rumänien, Ofterreich-Ungarn. Über den Stand diefer Verhandlungen 
kann ich natürlich hier feine Mitteilungen machen. Auch wann die 
neuen Handelsverträge dem Neichstage vorgelegt werden können, läßt 
fich Heute noch nicht angeben. Die Handelsverträge, wenigſtens die 
wichtigften, hängen untereinander auf das engjte zufammen. Es ift 
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deshalb nicht wahrscheinlich, daß einer der neuen Handelsverträge befannt 
gegeben wird, bevor auch die anderen Verhandlungen wenigſtens im 
wejentlichen zu Ende geführt find. Die Gründe hierfür liegen fo jehr 
auf der Hand, daß ich fie nicht näher darzulegen brauche. Meine Herren, 
die Verbündeten Regierungen haben den ernften Willen, den neuen Zoll: 
tarif jobald als möglich in Kraft treten zu laffen. Sie möchten vor 
allem unjerer Landwirtſchaft jobald als irgend angängig den ftärferen 
Zollſchutz zuteil werden laſſen, den ihr unfer neuer Zolltarif gemährt. 
Andererjeits find die Verbündeten Negierungen der Überzeugung, dak 
die Kontinuität unferer handelspolitiichen Beziehungen zum Auslande 
möglichit gewahrt werden muß, damit fi) der Übergang von den 
alten zu den neuen Verträgen glatt und ohne Erjchütterung vollziehen 
fann. Deshalb iſt bisher davon Abjtand genommen worden, die beftehenden 
Handelsverträge zu fündigen. Das Beite wäre an und für fich, wenn 
fich die neuen Handelsverträge unmittelbar an die bejtehenden Handels: 
verträge anjchlöffen. Sonſt fönnte ein vertragslojer Zuſtand entftehen, 
oder wir müßten uns mit interimtftiichen Meiftbegünftigungsabfommen 
behelfen. Einen jolchen Zuftand wechjelnder Zollfäge und jtändiger 
Meinungsfämpfe über eine bejjere Gejtaltung der Dinge möchten wir 
unferer Induſtrie, unjerem Handel und auch unjerer Landwirtjchait 
eriparen. Bedenken Sie auch, meine Herren, daß e3 oft nicht leicht ift, 
ein eimmal zerichnittenes vertragsmäßiges Band wieder anzufnüpfen, 
Auch ift erfahrungsmäßig bei Vertragsunterhandlungen diejenige Regierung 
immer im Nachteil, die unbedingt bis zu einem beftimmten Termin fertig 
werden will. Erfüllen fich die Erwartungen der Verbündeten Regierungen, 
verlaufen die VBertragsverhandlungen nach Wunjch und fchließen fich die 
neuen Verträge unmittelbar an die beftehenden an, jo wird eine Kündigung 
überhaupt nicht erfolgen. Vielmehr werden die alten Abkommen durch 
die neuen Vereinbarungen ohne weiteres erjegt oder modifiziert werden. 
Wenn dagegen wider Erwarten die Dinge fich jo geftalten follten, daß 
auf eine befriedigende Einigung mit den anderen Vertragsftaaten in 
gegebener Zeit nicht gehofft werden fünnte, jo werden die Verbündeten 
Negierungen mit dem Bemwußtjein zur Kündigung jchreiten, daß die 
daraus fich ergebenden nachteiligen Folgen nicht Deutjchland allein umd 
nicht einmal vorzugsweiſe Deutichland treffen würden. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Ich hoffe, daß wir in diejer Frage bald Far jehen werden. Ich ver- 
jtehe ſehr qut die Umgeduld, mit welcher die Neuregelung unferer handel: 
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politifchen Beziehungen erwartet wird. Aber die Sache liegt einmal fo, 
und es gilt auch hier, die Ruhe und Ausdauer nicht zu verlieren. Seien 
Sie verfichert, daß die Intereſſen der Landwirtichaft, für die ich, auch) 
wenn ich nicht praftiicher Landwirt bin, doc, volles Verftändnis habe, 
der hohen Wichtigkeit der Sache entjprechend beim Abjchlufje der Handels: 
verträge energijch wahrgenommen werden. 


(Beifall.) 


Meine Herren, die weitaus größere Hälfte aller Schwierigkeiten, mit 
denen wir bei der künftigen Geftaltung unferer wirtjchaftlichen Beziehungen 
zum Auslande zu fämpfen haben, ift durch Forderungen veranlaßt, deren 
Durchſetzung ich im Intereſſe der deutjchen Landwirtichaft übernommen 
habe. Fremde und einheimische Gegnerjchaft gegen die Erhaltung eines 
fräftigen, national und monarchiſch gefinnten Bauernftandes im Deutſchen 
Reich vereinigen fich zum Anfturm gegen das, was man meine agrarifche 
PBolitif nennt. Im Munde der Gegner joll das ein Schelt: und Spott- 
wort jein. ch betrachte diefe Bezeichnung aber als einen Ehrentitel 
für mid). 
(Lebhafter Beifall.) 


Für diefe Kämpfe glaube ich das Vertrauen der deutjchen Landwirte 
zu verdienen. Zum glüclichen Erfolge bedarf ich aber das Bemußtfein, 
daß Sie, meine Herren, unjere Anftrengungen unterftügen und für das 
Ergebnis entjchloffen eintreten werden. In diefer Hoffnung erhebe ich 
mein Glas auf das Wohl der deutfchen Landwirtichaft und ihrer hier 
verjanmelten Vertretung. Die deutfche Landwirtichaft und der deutjche 
Landwirtichaftsrat fie leben hoch! 


(Alffeitiger, lebhafter Beifall.) 


XIH. Ehrenmitgliedfchaft der Pofener Akademie. 


Der Senat der Königlichen Akademie zu Bofen hatte den Reichskanzler 
Grafen von Bülow einftimmig zum Ehrenmitglied ernannt. In dem Be: 
Ichluffe wird ausgeführt, daß die Akademie nach 8 16 ihrer Sabungen berechtigt 
iſt, Perſonen, die fich um die Förderung deutfchen Geifteslebens in den Oftmarfen 
verdient gemacht haben, diefe Ehre zu erweifen. Sie bitte alfo denjenigen um 
feine Fürforge, der der Träger der nationalen Politik in den Oſtmarken fei. 
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Der Reichskanzler iprach feinen Dank in folgendem Schreiben an Den Rektor 
Rrofeffor Dr. Kübnemann aus: 


Berlin, den 6. März 1904. 
Euer Hochwohlgeboren 


beehre ich mid) auf das freundliche Schreiben vom 2. d. M. zu er: 
widern, daß ich die Ernennung zum erften Ehrenmitgliede Jhrer Akademie 
auf Grund der einftimmigen Entjchließung des Senats als eine Aus: 
zeichnung betrachte, die ich gern und dankbar annehme. Sie ift mir 
willlommen zur finnbildlichen Kräftigung des engeren Berhältnifjes, das 
aus der Arbeit an den nationalpolitifchen Aufgaben für die Stärkung 
des Deutjchtums in den Oftmarfen mir al3 Reichskanzler und Minifter: 
präfidenten auch zu der dortigen Afademie erwächſt. Sch blicke mit 
Befriedigung darauf, daß die eigenartige deutſche Hochſchule während 
meiner Amtszeit und unter meiner Mithilfe entjtanden ift. Ich freue 
mich des regen Bejuches, den die Anjtalt fchon während des eriten 
Halbjahrs ihrer Tätigkeit aufzumeifen hatte, und vertraue, daß, unbe 
fümmert um etwaige Rückſchläge, auch in Zukunft die Poſener Afademie 
das Banner der nationalen Geiftesbildung unjeren Yandsleuten in den 
Oſtmarken treu und tapfer vorantragen wird. Der fortdauernden Für: 
jorge der Königlichen Staatsregierung und der perjönlichen bereitwilligen 
Anteilnahme Ihres erjten Ehrenmitglieves an allem, was das Mohl 
und Wehe der Akademie betrifft, bitte ich Sie und die Herren Mit- 
glieder des Senats verfichert zu fein. 


In befonderer Wertſchätzung 
(gez.) Bülow. 


XIV. Beethovenhaus. 


Der Vorſtand des Beethovenhauſes in Bonn hatte die Denkſchrift des Ber: 
eins Beethovenhaus dem Reichskanzler Grafen Bülow überfandt und erhielt darauf 
folgendes Dantjchreiben: 


Berlin, den 28. Mai 1904. 


Dem Vorſtand des Vereins Beethovenhaus zu Bonn beehre id 
mich, für die Überreichung feiner Denkfchrift meinen verbindlichen Dank 
auszufprechen. Dieſem Dank fchließt fich auch meine Frau an, die in 
unferem Haufe das Andenken des großen Meifterd Ludwig in hohen 
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Ehren hält. Mir jelbjt ift ein näheres Verhältnis zur Mufit immer 
verjagt geblieben. Aber auch als Laie darf ich mir ein Gefühl dafür 
zujchreiben, daß die Eigenart vieler Beethovenscher Schöpfungen neben 
ihrem ewig menfchlichen Gehalt einen tiefnationalen Zug einfchließt. 
Wie mein britifcher Kollege bei dem jchönen Rob, das er jüngft unferer 
Mufif gewidmet hat (Mr. Balfour bei der Joachim: Feier in London), 
gewiß nicht zulegt auf die Werke des Mannes hindeuten wollte, in 
deſſen hehrer Kunft Bismard und Moltfe Erhebung gefunden haben, 
jo wird jeder Deutjche, auch wenn er nie eine Tafte angerührt, im 
Tempel unferes nationalen Ruhmes Beethoven mit williger Verehrung 
begrüßen. 

In diefem Sinne bitte ich den Vorſtand des Vereins Beethoven: 
haus zu Bonn, meiner fympathifchen Teilnahme an feinen Beftrebungen 
verfichert zu fein. 

(ge3.) Graf von Bülow. 


XV. Semmeringfefe. 


Der Landesverband für Fremdenverkehr in Niederdfterreich hatte den deut: 
ſchen Neichsfanzler zur Feier des fünfzigjährigen Gedenktages der Eröffnung der 
Eifenbahn von Wien nad) dem Semmering eingeladen. Der Reichsfanzler lehnte 
fein Erfcheinen mit folgendem Dankſchreiben ab: 


Den Landesverband für Fremdenverkehr in Niederöfterreich bitte 
ich, für die freundliche Einladung zu den Semmeringfejten meinen ver: 
bindlichen Dank entgegenzunehmen. Ich wünſche der Feier zum Ge— 
dDächtnis des Tages, an dem vor fünfzig „jahren die Eifenbahnverbindung 
zwijchen der Kaiſerſtadt an der Donau und einer der fchönften och: 
höhen in den deutjchen Alpen eröffnet wurde, das bejte Gelingen und 
bitte, mich im Geift als anwefend zu betrachten, wenn ich zu meinem 
Bedauern durch Amtsgejchäfte verhindert bin, der liebenswürdigen Auf: 
forderung Folge zu letjten. 


Fünfmal habe ich mit meiner Frau wochenlang auf den Semme— 
ring gemeilt, alle Wege und Stege in feinem Gebiet durchjtreift und 
immer gern von dem Gipfel des Sonnenwenditeins den weiten Rund— 
bliet in die Bergwelt und bis zu den Türmen Wiens genofjen. ch 

Benzler, Fürſt Bülows Reden ꝛc. II. 25 
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hoffe auch, noch keinen letzten Abſchied von dort genommen zu haben 
und bin mit herzlichem Gruß an die alten und neuen Freunde der gaſt— 
lichen Höhe des Landesverbandes ergebener 


(gez.) Graf von Bülow, m. p.) 


XVI. Südweftafrikauifche Farmer. 


Die Deputation der fidweitafrifanifchen Farmer und Kaufleute 
wurde am 16. uni 1904 von dem Herm Reichskanzler emp: 
fangen. Wie wir erfahren, hat Graf Bülow in feiner Erwiderung 
auf die vorgetragenen Wünſche zugejagt, daß ſowohl die Frage 
der Erhöhung der Entjchädigungsjumme, als auch die Form der 
Hilfeleiftung einer erneuten Prüfung unterzogen werden fol. Nach 
beiden Richtungen wird die durch Verfügung des Neichsfanzlers vom 
2. Juni d. J. im Schußgebiet eingejegte Kommiſſion, deren Aufgabe es 
ift, über die Verteilung der bereits bewilligten 2 Millionen Mark Be 
jtimmung zu treffen, bis zum Wiederzufammentreten des Neichstags 
neues Material liefern. Der Herr Reichskanzler glaubte jedoch fchon 
jegt in Ausficht ftellen zu Fönnen, daß in dem im fommenden Herbit 
dem Neichstage vorzulegenden Nachtragsetat für Südweſtafrika meitere 
Mittel aud für Beihilfen an die gejchädigten Anfiedler angefordert 
werden würden, und daß er bei diejer Gelegenheit im Reichstag für 
eine den Wünſchen der Anfiedler entiprechende Reviſion der früheren 
Beichlüffe über die Form der Entjchädigung eintreten werde. 

Im Anſchluß an die Entichädigungsfrage brachte die Deputation 
einige weitere, fich auf die Organijation der Schußgebietsverwaltung 
beziehenden Wünjche vor, insbejondere hinfichtlich einer ftärferen Be 
teiligung der Anftedler an der Verwaltung, einer jchärferen Abgrenzung 
zwijchen Militär: und Zivilverwaltung und hinfichtlich gewifjer Reformen 
in der Beamtenlaufbahn. Der Herr Neichskanzler antwortete, daß dir 
von der Deputation angeregten VBerwaltungsfragen ſchon jeit längerer 
Zeit Gegenjtand jeiner erniten Aufmerkfjamfeit und eingehender Er- 
wägungen der beteiligten Reſſorts jeien. 


1, Meue Freie Preſſe vom 19. Mai 1904. 
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Der Herr Reichskanzler erklärte ſich fchließlich bereit, den Wunſch 
der Deputation, bei Sr. Majeftät dem Kaifer empfangen zu werden, 
Allerhöchſten Ortes zu befürworten.) 





XV. Empfang der Pofener Akademie.?) 


Am 18. Juni 1904 empfing der Reichsfanzler die Berwaltungsfommijfion 
der Königlihen Akademie in Poſen, bejtehend aus dem Rektor der König- 
lichen Akademie Profejjor Dr. E. Kühnemann, dem Protektor Profejjor der Hy— 
giene, Medizinalrat Dr. med. E. Wernide und dem Syndikus derfelben Regierungs: 
rat Daniels, die gefommen waren, um ihm das Diplom al3 Ehrenmitglied der 
Akademie zu überreichen. Nachdem die Herren durch den Chef der Neichsfanzlei 
Wirklichen Geheimen Oberregierungsrat v. Conrad vorgeftellt waren, hielt der 
Rektor Profeffor Dr. Kühnemann folgende Anfprache: 


„Euere Exrzellenz! Der Senat der Königlichen Akademie in Poſen 
hat uns abgejandt, um Euerer Erzellenz das Diplom der Ehrenmitglied: 
ſchaft unjerer Akademie zu überreichen. Mit hoher Freude jtehen wir 
vor dem erjten Ehrenmitglied unjerer jungen Hochſchule. Und zuerft 
joll der Dank noch einmal ausgejprochen jein, ein Danf, der uns allen 
das Herz bewegt, dafür, daß Euere Erzellenz fich unferer Bitte nicht 
verjagt und die Stelle des eriten Ehrenmitgliedes angenommen haben, — 
dann aber auch dafür, daß Sie uns die hohe Ehre und Freude gönnen, 
Ihnen perjönlich gegenüberzutreten und in Ihre eigenen Hände das 
Diplom zu legen. Wir haben uns in der Wahl unjeres erjten Ehrenmit— 
gliedes hoch hinauf gewagt. Es wäre nicht undenkbar, daß Stimmen 
der Mißgunſt, der Verdächtigung fich ausjprächen in Vorwürfen, wie 
fie unjere junge Hochſchule zu fürchten hat, da ja die Unabhängigkeit 
nach oben und nach unten, von innen und von außen allein es ift, auf 
der der Erfolg der geiftigen Arbeit ruht. Aber wir fühlen uns in 
unjerem Gemifjen frei. Wir wifjen, daß Euere Erzellenz die Sorge für 
die deutſche Oftmarf als ein Hauptitüc aufgenommen haben in Ihre große 
Zebensarbeit. In diefer Sorge für die Oftmark war die Begründung 
der Nfademie ein bedeutfames Ereignis. Wir find nicht fremd in Ihrem 
Geſichtskreis. Wir wollen nicht in unbefcheidener Zudringlichfeit ein 
Verhältnis erzwingen, das nicht bejtände, jondern dankbar und freudig 
erfennen wir das Verhältnis an, welches ift. Aber auch von feiten der 
Akademie joll in unferer Wahl ein Bekenntnis liegen. Wir wollen e3 
gar nicht verhehlen, daß wir uns in aller unferer Arbeit geleitet fühlen 

1) Nordd. Allg. Ztg. vom 19. Juni 1904, Zweite (Morgen:) Ausgabe. 

2) Nordd. Allg. Ztg. vom 19. Juni 1904. 
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von nationalem Geifte. Wir fühlen uns im Dienfte eines großen 
deutschen Werkes. Wenn dem wiflenjchaftlichen Arbeiter in der Speziali— 
ſierung der Wiffenfchaft jonft wohl das Gefühl fremd werden mag, daß 
er im Dienite feines Bolfes jteht, wir fühlen es unmittelbar, daß wir 
arbeiten für unfer Volk und für unjeren Staat. Denn wir möchten, 
joviel e3 unjere Kraft vermag, die Welle des deutichen geijtigen Lebens 
dort Stark und groß machen und vom Geiſte aus das Herrichaftsgebiet 
der deutjchen Nation behaupten. Das Gemeinjchaft: und Volkbildende 
der geiftigen Arbeit erfahren wir neu. Iſt e3 doch der Geift, Der die 
Menſchen verbindet und der fie froh macht. Die Deutjchen haben große 
Zeiten allemal dann gehabt, wenn fie fich durchdrungen und bis in das 
Innerſte ergriffen fühlten von gemeinfamen großen Ideen. So find 
wir, die Lehrer der Afademie, von allen Stämmen, aus allen Brovinzen 
des Heimatlandes dort zujammengefommen, jelber ein Stüd deutjcher 
Anfiedlung, uns fast alle bis zu jenem Tage völlig fremd, und fchon bilden 
wir ein Volf und wiffen uns eins in dem großen herrlichen Werfe. So 
gelang es der Akademie jchon in der kurzen Zeit ihres Wirfens, alle 
die getrennten Schichten der Poſener Geſellſchaft zuſammenzufaſſen und 
ihnen einen Vereinigungspunft zu geben in der Luſt der geiftigen Arbeit. 
Und zwar ift es die Luft der geiftigen Arbeit allein, denn äußere Vor— 
teile hat ja unjere Akademie noch nicht zu bieten. Das Ganze trägt 
ein jchöner, echt deutjcher Idealismus. Wir haben in dem Ernennungs: 
jchreiben für Euere Erzellenz den jchlichtejten Ausdrucd gewählt. 


(Das Diplom wird verlejen.) 


„Aber tief im Herzen fühlen wir, was damit gejagt it. Möchte 
Euere Erzellenz ſtets mit Freude fich als Ehrenmitglied unjerer Aka— 
demie fühlen! Und fo erlauben Sie in Ihrer Güte, daß ich das Diplom 
ehrerbietig in Ihre Hände lege. Dieje Stunde wird von uns nicht 
vergejjen und im Gedächtnis der Königlichen Akademie treu und dankbar 
bewahrt werden.” 


Der Reichsfanzler eriwiderte etwa folgendes: 


Er danke dem Herren Rektor herzlich für feine gütigen und beredten 
Worte. Er danke gleichzeitig allen drei Herren dafür, daß die Poſener 
Akademie ihn zu ihrem Ehrenmitglieve — und zwar erjten Ehrenmitgliede 
— gewählt hätte. Ex habe dieſe Wahl gern angenommen. Der Herr Neftor 
babe mit Recht hervorgehoben, daß er, der Reichskanzler, einen großen An: 
teil an der Entwiclung der Dinge in der deutjchen Oftmarf nähme. Er 
habe ſchon vor Jahren öffentlich erklärt, daß er die Oftmarkenfrage für 
die wichtigite Frage unjerer inneren Politik halte. Diefer Meinung jei 
er heute mehr wie je. Und wenn er auch pflichtgemäß alle jeine 
Landsleute in fein Herz geichloffen habe, jo dürfe er es doch vielleicht 
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ausjprechen, daß er für die Deutjchen unſerer viel umftrittenen Oftmarf 
eine ganz bejondere Liebe habe. Es jei auch gejagt worden, daß die 
Pojener Akademie ihm nicht fremd fei, und daß er bei ihrer Begründung 
nach Kräften mitgewirkt habe. Allerdings lege er bei jenen Maßnahmen 
für die Hebung des Deutjchtums im Often auf die geiftige Seite ein 
aroßes Gewicht. Er habe es gelegentlich ausgejprochen: Wo der 
Deutſche projperieren folle, müſſe ihm geiftiges Leben blühen; wo ihm 
Kunft und Wiljenfchaft fehlten, verfümmere der Deutjche. Denn, wie 
einer unferer großen Bhilofophen gejagt habe, das Heil fomme den 
Deutjchen von den Ideen und durch die Ideen. Hierfür nun zu forgen, 
ſei die Akademie in erjter Linie berufen. 

Er jtimme den beiden Hauptgedanfen zu, die der Herr Rektor 
ausgejprochen habe von der notwendigen Unabhänigfeit der Wiſſenſchaft 
und von der nationalen Aufgabe der Poſener Akademie. Die Frei: 
beit der Wiſſenſchaft fer für den Deutfchen die Luft, deren er für jein 
geiftiges Leben bedürfe. Die nationalen Ziele, welche die Pofener 
Akademie in dem uns Deutjchen im Often aufgedrungenen Kampfe ver: 
folge, müßten jedem an derjelben tätigen Lehrer immer vor Augen 
ftehen. Es ſei jchon etwas Großes, wenn die Akademie dazu beitrage, 
die Deutjchen in Poſen zu einigen. Unſer Volk habe bei jeinen großen 
Vorzügen aucd Fehler, die im Laufe der Gejchichte dem Vaterland oft 
Schaden gebracht hätten. Hierzu gehöre vor allem der Hang der 
Deutfchen zur Uneinigfeit. Wir würden mit unjerer Oftmarkfenpolitif 
fchon weiter fein, wenn die Deutjchen im Oſten gegenüber dem Gegner 
fleine Parteiunterſchiede, kleinliche Standes: und Klafjenvorurteile in 
den Hintergrund treten ließen. Möge die Akademie Einigungspunft 
und Bindeglied unter den Deutjchen in Poſen werden. 


Graf Bülow ſchloß: Er werde ftetS als erſtes Ehrenmitglied der 
Pofener Akademie an ihrem weiteren Ergehen den größten Anteil 
nehmen, und wenn er ihr bei irgend welchen Schwierigkeiten ihrer 
Entwillung einmal beiftehen könne, fo folle fie immer auf ihn zählen 
fönnen. 


Der Reichäfanzler zug dann die drei Herren in ein längeres Ge- 
ſpräch und ließ fich eingehend vom Zuftande und der Entwiclung der 
Akademie berichten. Das Geſpräch fam dabei auf die Berhältnifje in der 
Provinz Poſen, insbefondere auf die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion. 
Der Neichsfanzler gab hierbei der Hoffnung Ausdrud, daß der $ 15b 
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des Gefegentwurfs, betreffend die Gründung neuer Anfiedlungen, Den 
er in voller Kenntnis feiner Tragweite eingebracht habe und als ein 
notwendige DVerteidigungsrüftzeug im Kampfe gegen die Gegner Des 
Deutjchtums betrachte, im Haufe der Abgeordneten angenommen werden 
würde. Als endlich der traurigen Auditorienverhältnifje der in einem 
Mietshaufe einftweilen untergebrachten Hochjchule Erwähnung geichah, 
veriprad er alles zu tun, damit die Afademie baldmöglichjt ein eigenes 
Heim befomme, und dafür zu forgen, daß die erſte Baurate in den 
nächſten Etat eingeftellt werde. 


XVII. Reicheregierung uud Miffionen. 


Die Rheinische Miffionsgefellfchaft hatte am 27. Mai 1904 an den Reichs: 
fanzler eine Eingabe gerichtet, in der fie fich gegen die von ihm in der Reichs: 
tagsfigung vom 9. Mai erhobenen Vorwürfe gegen einzelne Miffionare verteidigte. 
Darauf hat der Neichsfanzler Ende Juni 14 folgendes geantwortet: 


Dem Vorftand der Rheinischen Miſſionsgeſellſchaft beehre ich mich 
auf das gefällige Schreiben vom 27. v. M. ergebenft zu ermwidern, daß 
die Worte, mit denen ich in der NReichstagsfigung vom 9. Mai!) das 
Verhalten einzelner Miffionare bei Ausbruch des Herero-Aufjtandes in 
Südweftafrifa befprochen habe, bei dem Vorfjtande eine irrtümliche Aus: 
legung gefunden haben. Ich bin weit davon entfernt geweſen, unter 
Verkennung der Verdienite der Rheinischen Miffion um die Begründung 
und Entwiclung der deutjchen Schugherrjchaft und die Ausbreitung 
der Kultur in Deutih-Südmweitafrifa, eine abfällige Kritik an der Miffion 
jelbft oder an der Gefamtheit der Miffionare zu üben. Auf der anderen 
Seite läßt fich nicht in Abrede jtellen, daß einzelne Mifjionare, 
al fie Anfchuldigungen fchwerwiegender Natur gegen ihre Lands— 
leute in einem Augenblick veröffentlichten, wo die letzteren fich den un— 
erhörten Greueln der Herero ausgeliefert ſahen, mit der berechtigten 
nationalen Empfindung des Unwillens und der Entrüftung 
über dieſe Greuel fich in Widerjpruch gejeßt haben. Ich habe unter 
Betonung meiner Hochachtung für die Mifftion im allgemeinen aus: 
drücklich hervorgehoben, daß ein folcher Vorwurf nur einzelne Miffionen 


I) gl. oben ©. 100. 


Anhang. 391 


treffe, und e3 gereicht mir zur bejonderen Genugtuung, feftftellen zu 
fönnen, daß die Ausführungen des Vorftandes über die Stellung der 
Miffionare zu den nationalen Fragen und über ihre Pflichten gegenüber 
ihren Landsleuten in den Kolonien mit meiner eigenen Auffafjung fich 
in vollem Einklang befinden. 


XIX. Eurfan-Expedition, 
Brief an Profefjor D. Dr. Harnad, Charlottenburg. 


Norderney, den 16. Auguft 1904. 


Verehrter und lieber Herr Profeſſor! 


Shre freundlichen Zeilen aus dem Ober-Inntal erreichten mich 
gerade, als ich infolge einer Anregung des Minifter8 Studt bereit mit 
dem Gegenjtande Ihrer Fürfprache, der Turfan !)Erpedition, befchäftigt 
war, und fie trugen dazu bei, mein ohnehin jchon vorhandenes Intereſſe 
für die Angelegenheit noc zu erhöhen. Durchdrungen von der wiffen- 
ichaftlichen Bedeutung diejer Expedition werde ich e3 mir gern angelegen 
fein lafjen, ihr auch meinerjeits, fomweit die unter den gegenwärtigen 
Verhältniffen irgendwie möglich ift, die Wege zu ebnen. Es freut 
mich, daß ich damit nicht nur der deutfchen Wiſſenſchaft im allgemeinen 
einen Dienſt erweijen, fondern auch Ihrer Bitte entiprechen kann. 

Ihre freundlichen Wünjche für meine Erholung erwidere ich herz: 
(ichft und hoffe, daß Sie in den Tiroler Bergen Ruhe und Ausfpannung 
finden werden, wenngleich mir Ihr Schreiben zeigt, daß Sie in gewohnter 
Arbeitsluft auch in der Sommerfrifche die Ihnen befonders am Herzen 
liegenden Gejchäfte zu fördern juchen. 


Meine Frau dankt vielmals für Ihre Grüße, und ich bin jtets 
Ihr 
aufrichtig ergebener 
(ge3.) Bülow. 


1) Bezeichnung für DOftturfeitan. 
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XX. £ippe. 


Auf die telegraphijche Anzeige vom Ableben des Grafen Ernit zur Yippe: 
Biefterfeld und von der Übernahme der Negentfchaft des Fürftentums 
Xippe Durch den Grafen Leopold hatte der Kaifer an diefen ein Telegramm 
geichickt, in dem er fein Beileid ausfprach und fortfuhr: „Da die Nechtslage in 
feiner Weife geklärt ift, fann ich eine NRegentfchaftsübernahme Ihrer— 
jeits nicht anerfennen und lajie auch das Militär nicht vereidigen.“ 
Auf diefen Vorgang bezieht fich das nachfolgende, an den Bizepräfidenten des 
Lippeſchen Yandtags, Kommerzienrat Hoffmann, gerichtete Schreiben des Reichs 
fanzlers: 


Homburg v.d. H., den 8. Dftober 1904. 
Geehrter Herr Kommerzienvat! 


Sie haben mich heute mündlich um eine authentijche Interpretation 
des Telegramms Seiner Majeftät des Katjer3 und Königs vom 26. 
vorigen Monats gebeten; ich bin gern bereit, Ihnen meine Antwort 
ichriftlich zu beftätigen und ermäcdtige Sie, unter Berufung auf 
mich öffentlich zu erflären, daß Seine Majeftät der Kaiſer 
mit diejem Telegramm lediglich bezwecdt hat, die vorläufige 
Nichtvereidigung der Truppen für den NRegenten und den 
Grund derjelben mitzuteilen. Mit der Auffafjung des Bundesrats, 
daß die Rechtslage noch ungeklärt jei, Fonnte Se. Majejtät fich nicht 
in Widerjpruch jegen. Feder Eingriff in die verfajfungSmäßigen 
Rechte des Fürftentums bat Sr. Majeftät dem Kaifer ſelbſtverſtänd— 
lich fern gelegen, und insbejondere liegt es außerhalb Allerhöchit: 
jeiner Abficht, der derzeitigen Ausübung der Regentjchaft im 
Fürſtentum durch den Heren Grafen Yeopold zur Kippe irgendwelces 
Hindernis zu bereiten; wie jtetS im Reiche, wird auch im vorliegenden 
Falle der Rechtsboden nicht verlajjen werden, und die Lippeſche 
Frage wird ihre Erledigung ausſchließlich nah Rechtsgrundſätzen 
finden. Ich hoffe, daß es unter den Aufpizien des Bundesrat3 bald 
gelingen wird, auf jchiedsrichterlihem Wege zum Wohle des 
Lippejchen Landes zu einer endgültigen Löſung der Frage zu gelangen, 
und werde das Meinige tun, um diejes Ziel in möglichſt Furzer Friſt 
zu erreichen. 

In vorzüglidher Hochachtung 
(ge3.) Graf von Bülow, Reichskanzler. 
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XXI. Taufe des Linienſchiffs „Deutſchlaud“. 


Am 19. November 1904 fand auf der Germaniawerft in Kiel die Taufe 
und der Stapellauf des Linienſchiffs N ftatt. Der Reichskanzler Graf Bülow 
hielt folgende Taufrede: 


Euere Majeftät, Euere Königliche Hoheit, meine Herren! 

Das Schiff, zu deſſen Stapellauf wir verjammelt find, foll den 
Namen unjeres Vaterlandes tragen. Was jagt uns diejer Name? Wie 
wollen wir das Deutjche Neih? Wie foll es fein? 

Sicher ruhend in der Eintracht der Fürften und Stämme; Kleinen 
und Großen das Maß ihres Rechts nad) Geſetz und Verfaſſung ver: 
bürgend; hilfreich den Schwachen; wachjende Wohlfahrt und Ordnung 
im Innern; aller ehrlichen Arbeit freie Bahn; jeder Tüchtigkeit ein 
herzliches Willfommen. 

Sp allein fann im Reiche der Boden bereitet werden für alle 
Werke des Friedens. Sie zu ſchirmen im Wettbewerb der Völker, dazu 
halten wir unfere Waffen fcharf. Der Sohn eines ſchwachen Volkes 
ift, vom heimifchen Stamme losgelöſt, ein in den Wind gefallenes Blatt. 
Wer von uns hinauszieht, um deutjche Kultur und deutjche Arbeit in 
die Welt zu tragen, joll jeines feiten Rückhalts in der Heimat ficher fein. 

Darum fchaffen wir uns unfere Flotte. Für niemanden aber ijt 
unfere Seewehr eine Herausforderung. Willig ftehen wir in Reih und 
Glied mit allen Freunden des Friedens, ohne zu vergejjen, daß nicht 
wir allein den Gang der Weltgeſchicke bejtimmen. 

Stark im friedlichen Rate der Völker, jo wollen wir unjer Land 
bleiben und gedeihen jehen; dazu helfe uns auch unjer jüngjtes Schiff, 
das Euere Majeftät jetzt taufen wollen. 


Seine Majeftät der Kaiſer taufte hierauf das Schiff auf den 


Namen 
„Deutſchland“. 


XXII. Graf Bülow über die deutſch-engliſchen Beziehungen. 


Am 15. November 1904 gewährte der Neichsfanzler dem befannten, in 
Berlin lebenden englifchen Publiziiten Mr. John L. Bafhford eine Unterredung, 
über welche diefer im „Nineteenth Century“ berichtete. Seinem Aufſatz ent- 
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nehmen wir nach der Überfegung der „Kölnifchen Zeitung“ vom 30. November 
1904 das Nachitehende. 


Die britifche Preſſe. 


E3 gereicht mir zum bejonderen Vergnügen, fagte Graf Bülow, 
als er mich am Abend des 15. November in feiner Bibliothek begrüßte 
und mich einlud an feinem Schreibtifche Pla zu nehmen, ihrem Wunſche 
nach einer Unterredung mit mir entiprechen zu können. Eine ſtarke 
Feindfchaft gegen Deutjchland jcheint die Feder einer Anzahl ihrer 
Landsleute zu beeinfluffen, was ich aufrichtig bedauere, und ich muß 
jagen, daß es mir fcheint, als ob eine gewiſſe Schule Jhrer Schrift: 
jteller den Zeitungskrieg als ihre Hauptlebensaufgabe betrachte. Dem 
beiderfeitigen Sjnterefje würde ficherlich durch eine Befeitigung Der Miß— 
ftimmung zwiſchen Deutjchland und England befjer gedient, al3 da 
durch, daß fie fie fördern. Ich freue mich jedoch, zu ſehen, daß ein 
Rückſchlag wenigjtens gegenüber den verleumderifchen Ausschreitungen 
diejes Feldzugs eingejegt und eine Anzahl englifcher Blätter im der 
letzten Zeit auf den ganz verbifjenen Ton verzichtet, der jo aufreizend 
wirkte. Indem ich den nahe liegenden Vergleich nach der andern Seite 
zu nicht auffommen ließ, zumal das leitende Organ der Alldeutjchen 
Preſſe vor einigen Monaten verjucht hatte, die Sache einzurecken (Amende 
honorable), indem e3 deutlich zugab, daß der böswillige Feldzug auf 
deutjcher Seite während des Burenfrieges ein großer Irrtum war, be 
ichränfte ich mich auf die Bemerkung, daß die Verbitterung unjerer 
Schriftiteller doc auch herausgefordert worden jei. Sogar die engliic 
chinefifche Preſſe, fügte der Neichsfanzler Hinzu, ich verweife auf den 
North China Herald, betrachtet diejes ewige Klopfen auf Deutjchland 
mittel3 VBerdächtigungen wegen unferer Politik in China als unwürdig 
und gefährlich, und darauf berechnet, Deutichland in die Arme Auf: 
lands zu treiben. 


Die tibetifche Frage. 


Lafjen Sie mich die Anfchuldigung erwähnen, die in der Times 
gegen unjern Gejandten in Peking wegen der tibetischen Frage erhoben 
wurde, fuhr der Kanzler fort. Ich darf wohl annehmen, daß man 
gegenwärtig in England überzeugt it, daß wir nicht eingriffen, um die 
Vollziehung eures Vertrages mit Tibet zu hintertreiben, und uns auch 
jonft nicht um die tibetischen Angelegenheiten fümmerten. Ich kann 
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Sie verfichern, daß wir gegenüber Tibet wenigitens ebenjo gleichgültig 
nd, wie gegenüber der Mandfchurei. Wir haben ſtets unjere Bemühun— 
en um den Schuß der Neutralität und des Beltandes China auf 
as eigentliche Himmlifche Reich beſchränkt und haben die darüber 
‚inausliegenden Brovinzen und Gebiete außerhalb des Rahmens unjerer 
Bolitif gelaſſen. Wir können aftenmäßig nachweifen, daß der Vertreter 
‚es Deutjchen Reichs in Peking fich jeglicher Eingriffe in die tibetijche 
Frage enthalten hat und daß alle Behauptungen des Gegenteil3 reine 
Erfindung find. ch will Ihnen die Depefche des Freiheren von Mumm 
‚eigen, wodurch er mein Telegramm beantwortete, das ihn um eine Er: 
lärung der in der Times vom 18. Oftober enthaltenen Behauptungen 
bat. Der Wortlaut diejes Telegramm, das ich nun durchlefen durfte, 
ergibt deutlich, daß der Bericht der Times irrtümlich war. Freiherr 
von Mumm erklärte, er habe nur einmal beim Waiwupu angefragt, 
ob der in den Blättern veröffentlichte Wortlaut des Vertrages echt jei, 
und daß er dabei ausdrücklich hinzugefügt habe, Deutjchland habe fein 
Intereſſe an der Sache. Der Kanzler fuhr fort: Ych will nicht be- 
haupten, Dr. Morrifon!) habe geflifjentlich eine Unwahrheit gefagt. ch 
fann mir leicht vorftellen, daß er auf der Suche nach einem anti=engli- 
jchen Zuge in der deutfchen auswärtigen Politik jemand in die Hände 
gelaufen ift, der ihn angeführt hat. Es gibt in Waimupu und auch 
außerhalb diejes chinefischen Amtes Leute, die glauben, fie könnten einen 
Borteil daraus ziehen, wenn fie vorgeben, Deutjchland habe ein Intereſſe 
an der tibetischen Frage. Auf alle Fälle ermächtige ich Sie, öffentlich 
zu erklären, daß Freiherr von Mumm fich in diefe Frage nicht einge- 
mijcht hat, und daß ich jede andere Lesart hierüber als eine Fälſchung 
bezeichne.“ 


Die angeblihen Warnungen Deutjchlands an Rußland. 


„Eine andere Bemühung, böjes Blut gegen uns zu machen, liegt in 
der Fabel, die Nervofität der baltischen Flotte fei auf Warnungen aus 
Deutjchland zurüdzuführen. Wir werden daher als die Urjache des 
Unglücds hingeftellt, das die Huller Fiſcher betroffen hat. Daran iſt 
fein wahres Wort. Tatſächlich herrſchte in amtlichen ruſſiſchen Kreijen 
Bejorgnis wegen der Sicherheit der baltischen Flotte, lange bevor der 
Zeitpunkt ihrer Abreife feitgejegt war. ch kann Ihnen jagen, daß 
fchon im Auguft d. J. die ruffischen Behörden unjere Aufmerfjamfeit 


1) Korrefpondent der „Times“ in Peking. 
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auf etwas wie die Möglichkeit eines japanifchen Angriffs auch von 
irgendeinem Plate auf deutichem Boden lenkten. Es iſt unſere Pflicht, 
ſowie es unter ähnlichen Umftänden jeder neutrale Staat tun müßte, 
Mapßregeln zu ergreifen, um zu verhüten, daß unfer Gebiet al3 eine 
feindliche Bafis gegen einen Kriegführenden benußt wird. Wir gehord: 
ten dabei dem Rufe der Pflicht, indem wir den Warnungen Rußlands 
die Folge gaben, daß wir unſer Marineamt und unjere Küftenbeamten 
anmwiejen, bejonders aufmerffam zu jein und die Sache zu unterjuchen. 
Dänemark handelte ähnlih. Es freut uns, daß fein widerwärtiges Er- 
eignis in unferen Gewäſſern vorgefommen ift, und wir bedauern ſehr, 
daß ein Unglüc fich anderwärts ereignet hat.“ 


England und Rußland. 


ALS Antwort auf meine Bemerkung, daß viele Leute in England 
glaubten, die deutiche Regierung intrigiere in der ganzen Welt gegen 
England und habe fich in der leßten Zeit bejonders bemüht, Unfrieden 
zwifchen England und Rußland und zwifchen Frankreich und Rußland 
zu ftiften, fuhr der Kanzler fort: ch erwartete eine Frage von Ihnen 
darüber und möchte bejonderes Gewicht auf die Tatjache legen, daß 
wir feineswegs darauf aus find, die Ruſſen und Engländer, jei e8 in 
Aſien vder in Europa, aneinander zu hegen. Im Gegenteil, unfer jehn: 
licher Wunſch geht dahin, daß es zwijchen England und Rußland 
nirgendwo zu einem gewaltiamen Zufammenprall fomme, und zwar 
aus feinem anderen Grunde, als daß unfer eigenes Intereſſe uns 
zwingen müßte, zu verfuchen, einen folchen Zufammenprall abzuwehren. 
Wir Fönnten nicht vorausfehen, falls ein jolches Unglüd über die Welt 
fäme, wie weit der Krieg zwijchen diefen beiden Ländern fich ausbreiten 
oder was für Folgen für und daraus entjtehen könnten. Es fällt uns 
im Traume nicht ein, mit einer ſolchen Brandfacdel zu jpielen, weil 
wir feine Luft haben, unjer eigenes Haus in Flammen zu jehen. Des: 
halb haben wir alles getan, was in unferer Macht lag, um den Krieg 
in Oftafien auf feinen Herd zu bejchränfen, und wir dürfen jagen, da 
unjere Bemühungen von Erfolg gewejen find. Wir können uns einiges 
Berdienft daran zufchreiben, daß China neutral geblieben ift, und hoffen 
auch, daß fein Grund zu der Befürchtung befteht, es werde jeine Neutra— 
(tät brechen. Die Fragen mit Bezug auf unfere Beziehungen zu Rußland 
und England zu Rußland werden von einigen Ihrer Schriftſteller in 
einer gar feltfamen Weije behandelt. Es gibt bei Ihnen eine Partei, 
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die- von jeher einer bejonderen Verjtändigung zwifchen England und 
Rußland das Wort redete. Sei e8 drum. Wir haben nichts dagegen 
einzumenden, bejonder8 wenn e3 dem Frieden gilt. Aber wenn es 
heißt, Deutjchland ftehe bejonders gut mit Rußland, dann erhebt fich 
jofort ein Gejchrei in England, wir verfolgten weitere Ziele und brauten 
ein Bündnis gegen England. Wir haben feine befonderen Abmachungen 
mit Rußland, aber wir haben den lebhaften Wunjch und die Abficht, 
mit unjeren öftlihen Nachbarn auf freundlichem und intimem Fuße zu 
leben, und ich, wie auch jeder andere deutjche Staatsmann, täte meine 
Pflicht nicht, wenn ich diefe Freundſchaft nicht pflegte. Wenn Sıe nad) 
der Karte blicten wird e3 Ihnen unjchwer Klar werden. Während des 
jegigen Krieges haben wir jtrenge Neutralität beobachtet, und jo wird 
es bleiben, und wir hoffen auch weiter mit Rußland in enger Freund: 
jchaft zu leben. 


England und Franfreid. 


Was die gegen uns erhobene Anfchuldigung betrifft, wir hätten 
verjucht, Zwietracht und Berwiclungen zwijchen Frankreich und England 
zu ſäen, um die Vollziehung des Abfommens zu hintertreiben, fünnen 
Sie wirklich glauben, daß wir den gegenwärtigen Augenblik auswählen 
würden, um jo zu handeln, wo doch die offenktundigiten Anzeichen einer 
entente cordiale fic) uns aufdrängen mußten? Plumpe Intrigen diejer 
Art würden auf die Aufrichtigkeit einer Verftändigung wie dieje völlig 
wirfungslos bleiben. it es möglich, und wie ift es möglich, daß man 
uns in Ihrem Lande einer jo haarjträubenden Dummheit für fähig 
hält, wodurch wir uns nur bloßjtellen könnten? 

Auf der andern Seite iſt es doch geftattet, wenn Sie wollen, daß wir 
uns fragen, ob dieje enge Freundichaft zwifchen Frankreich und England 
für uns al3 wünjchenswert gelten kann oder nicht. Auf alle Fälle haben 
wir in Agypten den englifchen Wünfchen zugeftimmt und dadurch der 
britifchen Regierung unjern guten Willen gezeigt, indem wir ihrer 
englich-freundfchaftlihen Abmachung mit Frankreich fein Hindernis in 
den Weg ftellten. 


Die deutihen Hiftorifer und England. 


Bei einem allgemeinen Geipräch über die Art, wie deutſche Schrift: 
jteller, namentlich einige berühmte deutjche Hiftorifer, über die Möglich: 
feit eines fünftigen Krieges zwifchen England und Deutjchland fchreiben, 
machte ich den Kanzler darauf aufmerffam, daß man in gebildeten 
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Kreifen Englands viel Gewicht auf die drohende Sprache lege, die hie 
und da in den Schriften gelehrter deuticher Profefjoren vorfomme, die 
in den Univerfitäten als Handbücher benugt würden. Als Probe 
führte ich einen Satz an, den Heinrid) von Treitjchfe 1884 gebraud; 
haben joll: „Die Abrechnung mit England muß noch fommen, es wir 
die längjte und die jchwierigite werden.“ Ich erwähnte auch, daß es 
von ihm in England heißt „er habe fich die Lebensaufgabe geftellt, in 
Deutjchland einen leidenschaftlihen Haß gegen England zu züchten". 
Graf Bülow antwortete: Ich habe die Stelle, die Sie anführen, nie 
gejehen, jedenfalls kann ich Sie verfichern, da ich Treitjchfe gut Fenne, 
dag man ihm füglich feine Feindjchaft gegen England zujchreiben kann. 
Er hatte Freunde in England, unter andern Garlyle, und kannte die 
englijche Literatur und das englifche Leben jehr gut. Ste werden in 
feinen Schriften manche Stellen finden, die das Gegenteil von dem 
beweijen, was man ihm nach Ihren Angaben in England zujchreibt. 
Wenn man aus Treitjchkes Werfen Stellen mit antienglifchen Emp: 
findungen anführt, jo wäre es doc billig, auch diejenigen zu erwähnen, 
die freundjchaftliche Gefühle ausjprechen. Sie dürfen nicht vergefien, 
daß Treitſchke nicht nur ein Hiftorifer, fondern auch ein Dichter und 
ein jehr leidenfchaftliher Mann war. Er war ein glühender Reichs: 
deuticher jchon vor 1870 und haßte den Partikularismus. Obſchon 
Sachſe von Geburt, empfand er feine engherzige Liebe für jein engeres 
Baterland, eben wegen der Beftrebungen, die er al3 partifulariftiid 
auslegte; auch konnte er fich nicht nach den jüddeutjchen Staaten hin: 
gezogen fühlen. Wenn er die von Ihnen angeführten Worte wirflid 
gebraucht hat, muß es in einem Anfall von Erregung oder Wut ge 
jchehen jein, denn er ärgerte fich leicht. Aber auch wenn er oder andere 
jolhe Worte gebraucht haben, jo liegt darin noch fein Lehrſatz, der bei 
den Staatsmännern oder Lehrern des Landes Aufmunterung und Ber: 
tretung fände. Launen und Reden von Dichtern, Philoſophen und 
Hiſtorikern laſſen ſich nicht Eontrollieren, aber von Treitjchfe ſpreche id 
aus eigener Kenntnis. Er bewunderte England, Griechenland, Stalien, 
drei Länder, wo die Freiheit und die Literatur gepflegt worden find, 
und Garlyle und Byron gehörten zu feinen Lieblingshelden. Wie oft 
haben nicht Ihre Landsleute gejagt, Bismard haſſe England; das it 
nicht wahr, was Sie auch über jeine Politik jagen mögen. Befanntlid 
fagte Bismard häufig: Wir Deutfche lieben die Engländer, aber ſie 
jollen uns nichts zu jagen haben. Ich Tann über Bismards Politik 
wohl aus eigener Kenntnis jprechen und ich weile den Gedanken aufs 
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ſchärfſte zurüd, daß er England gehaßt habe oder Pläne gegen Eng: 
lands Weltftellung gehegt habe. 


Die deutjche Flotte. 


Laſſen Sie mich nun einige Worte über die ftetS wiederkehrenden 
Behauptungen jagen, unjere Flottenpolitif gehe darauf hinaus, einen Krieg 
mit England vorzubereiten. Als Antwort auf diefe Anfchuldigung kann 
ich mit gutem Gewiſſen jagen, daß wir nicht im Traume daran denfen, 
einen folchen Krieg heraufzubejchwören, denn das wäre ein ungeheuerliches 
Berbrechen. Ein Krieg zwischen England und Deutjchland könnte politifch nur 
gerechtfertigt fein, wenn man annähme, daß beide Länder allein fich auf 
der ganzen Welt als Ntebenbuhler gegenüberjtehen, und daß die Niederlage 
des einen oder andern Nebenbuhlers die völlige Vorherrjchaft des andern 
bedingt. In frühern Jahrhunderten befand ſich England fortwährend 
je einem Nebenbuhler gegenüber, es waren nacheinander Spanien, 
Holland und Frankreih. Damals jtand alles auf dem Spiele. Heut: 
zutage gibt e3 eine Anzahl Mächte, die diejelben Anjprüche erheben wie 
wir, und der ruffiich-japanische Krieg zeigt, daß man ihre Zahl jchon 
erhöhen fann. Wie die Dinge liegen, würde ein Krieg zwischen Deutjch- 
land und England der größte Glüdsfall jein für alle Nebenbuhler der 
beiden Mächte. Denn da ein folcher Krieg, darüber dürfen wir uns 
nicht täufchen, den deutjchen Handel, ſoweit ſich überjehen ließe, gänzlich 
vernichten und den englifchen Handel ernitlich jchädigen würde, würden 
unfere Nebenbuhler die Gelegenheit benugen, fich die Märkte der Welt 
zu jichern, ohne einen Schuß abzufeuern. Würden wir aufeinander 
losichlagen, jo würde alſo ein ganzer Haufe tertiorrum gaudentium 
vorhanden fein. Da Sie ja die Frage unjerer Flotte genau jtudiert 
haben, werden Sie gewiß den Beweis gefunden haben, daß dieje Flotte 
nur für die Verteidigung beftimmt tft. Ihr Zweck ift, unfere Gewäſſer 
gegen einen Angriff zu fichern und den nötigen Schuß für unjere aus: 
mwärtigen Intereſſen zu bieten. Natürlich werden wir jtet3 dafür forgen, 
daß fie fchlagfertig ift, wenn man ihrer bedarf, denn unfer Wahlſpruch 
muß lauten: Allzeit bereit. Die fremden Länder müſſen fich mit der 
Tatſache ausjöhnen, daß der deutſche überfeeifche Kaufmann nicht mehr 
als das armfelige Gefchöpf zu betrachten ift, das fi) damit zu begnügen 
bat, die Brotfrumen unter dem Tijch aufzulefen. Er figt jegt neben 
feinen Genofjen, und wir haben ein volles Anrecht darauf, für die 
echte, die uns mit den Bürgern der andern Nationen gemeinjfam find, 
aufzutreten und fie zu verteidigen. 
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Bevor ih von dem Kanzler Abjchied nahm, bat ich um die Er: 
laubnis, eine weitere Frage ftellen zu dürfen, deren Beantwortung jeinen 
bisherigen Mitteilungen großes Gewicht verleihen würde. Ich verwies 
darauf, daß man in England glaubte, Deutichland ſei uns ein wird: 
licher und ein Todfeind, und fügte hinzu: Man verbreitet auch jenjeits 
des Kanals, Ew. Erzellenz hege eine tiefe Abneigung gegen England. 
Wollen Sie mir gütigft geftatten, auf diefe Anjchuldigung zu antworten. 
Gewiß, antwortete der Kanzler in ernjtem Tone, „ich will dieſe Frage 
als Menſch und als Polititer beantworten. Als Bolitifer und deutſcher 
Staatsmann halte ich dafür, daß es verkehrt und verbrecherifch wäre, 
eine Bolitif zu vertreten, die darauf ausgeht, Feindſchaft zwiſchen zwei 
großen Nationen wie Deutjchland und England zu jüen, die beide für 
die gefittete Welt unentbehrlich find. Ein Krieg zwijchen diejen beiden 
Völkern wäre ein heillojes Unglüd, und ich wiederhole es, ein unver: 
zeihliches Verbrechen bei einem Staatsmann, der ihn geflifjentlich her: 
vorruft oder jo handelt, daß er möglich oder wahrjcheinlich wird. Als 
Menſch Fann ich Sie verfichern, daß meinen Gedanken nichts ferner liegt 
als Abneigung, gejchweige denn Haß oder Feindſchaft gegen Englanı. 
Ich bewundere das Land, fein Volk und jene Literatur. Bitte, er: 
klären Sie, daß ich die Anjchuldigung ganz nachdrücklich von mir meife, 
als ob ich auch nur das leichtejte Übelwollen oder die leichtefte Ab- 
neigung gegen England oder die Engländer empfände, eine Anſchuldi— 
gung, die mir ganz neu und ganz unverjtändlich ift. 


XXIII. Feſtrede im Deutſchen Landwirtfchaftsrat 1905. 


Auch im Jahre 1905 folgte der Reichsfanzler der Einladung des Deutjchen 
Zandwirtichaftsrates zu deſſen Feſtmahl. ES fand am 8. Februar ftatt. Seine 
Rede war diesmal mit Nücficht auf die kurz zuvor abgefchlojjenen Handelsver- 
träge von befonderer Bedeutung. 


Neichstanzler Graf von Bülow: 

ALS ich vor zwei Jahren um diefe Zeit in Ihrer Mitte weilte, lagen 
die jchweren Kämpfe um das Zuftandefommen des neuen Zolltarifs eben 
hinter und. Damal3 war die Saat gelegt worden. Damals verjprad 
ih Ihnen, daß die Intereſſen der deutichen Landwirtichaft bei den 
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Handelsvertragsunterhandlungen mit Nachdrud wahrgenommen werden 
würden. Jetzt ift die Zeit der Ernte gefommen. Nun weiß ich ja wohl, 
meine Herren, daß man von meinen Freunden auf dem Lande jelten 
oder nie ein Wort voller Befriedigung über ihre Ernte zu hören befommt. 


(Heiterfeit.) 


Der eine findet das Futter für das Vieh nicht genügend, der andere 
den Roggen jchlecht, der dritte den Weizen mäßig; dem einen war es 
zu trocen, dem anderen zu naß. 


(Heiterfeit.) 


So habe ich auch nie angenommen, daß die Ernte aus den Handels- 
verträgen die Landwirte ganz befriedigen würde. Die mir jveben von 
meinen verehrten Herren Nachbarn zur Rechten und zur Linken gezollte 
Anerkennung übertrifft meine Erwartungen. ch bin angenehm ent: 
täuscht. 

(Heiterfeit.) 


Um das Gleichgewicht wieder herzuftelleu, will ich Ihnen fofort jagen, 
daß ich ſelbſt manches noch viel befjer, manchen Ertrag nach Quantität 
und Qualität reicher gewünſcht hätte. 


(Bravo!) 


Aber das glaube ich doc mit gutem Gewiſſen fagen zu fünnen: Wenn 
wir nicht alles erreicht haben, die Hauptjache haben wir erreicht. Aus 
dem Gröbften haben wir die deutjche Landwirtfchaft wieder 


herausgehauen. 
(Sehr richtig!) 


Und wenn behauptet wird, das fei unter unerträglichen 
Opfern für die Induſtrie gefchehen, jo bejtreite ich das auf 
das allerentjchiedenite. 

(Sehr richtig!) 


Wer das behauptet, unterjchägt die Kraft der deutjchen Induſtrie wie 
die Vorteile, die für Handel und Induſtrie in den neuen langfriftigen 
Berträgen enthalten find. 

(Sehr richtig!) 


Auf der jet gejchaffenen Grundlage wollen wir, wie mein Herr Nachbar 
zur Linken jehr richtig ausführte, weiter bauen. Sie, meine Herren von 
Penzler, Fürft Bülows Reden ıc. 11. 26 
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der praftiichen Landwirtichaft, indem Sie die der Landwirtjchaft durch 
die neuen Verträge gebotenen Vorteile durch intenfiven Betrieb, durch 
genofjenschaftlihen Zufammenjchluß, durch zwecdienliche Melivrationen 
voll ausnugen und fo Viehzucht und Körnerbau in Deutichland auf die 
Höhe der Vervolllommnung bringen. Wir von der Regierung, indem 
wir das mit den 7 neuen Sandelsverträgen begonnene Werk fortjegen. 


(Bravo!) 


Durch dieje 7 Verträge ift etwa ein Drittel unjere® Handel3 vertrags: 
mäßig geregelt worden. Wir werden trachten, nunmehr auch mit anderen 
wichtigen und uns befreundeten Staaten zu einem richtigen Ausgleich 
der gegenjeitigen nterefjen zu gelangen. Wenn e3, meine Herren, uns 
gelungen ijt, den erjten jchwierigen Teil des großen Werks zu einem 
gedeihlichen Abjchluß zu bringen, hoffe ich, Sie werden mir und den 
Verbündeten Negierungen das Vertrauen jchenfen, daß wir die richtigen 
Mittel und Wege finden, um auc den übrigen Teil unjerer Aufgaben 
in handelspolitifcher Beziehung zum Wohle der Landmwirtfchaft wie der 
Gejamtheit zu Ende zu führen. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Aber auch damit betrachte ich unjere Pflicht nicht als erfüllt. Auf 
vielen anderen Gebieten wartet unjer noch veichlihe Arbeit für die 
Landwirtichaft. Ich erinnere nur an die brennende Frage der Ent: 
jhuldung des Grundbefiges, deren Löſung wir begonnen haben und 
hoffentlich zu einem glücklichen Ende bringen werden. Sch will erinnern 
an die überaus wichtige innere Kolonijation, für die ich mich bejonders 
intereffiere, die ich planmäßig in Angriff genommen und durchgeführt 
zu jehen wünſche. 

(Bravo!) 


Ich erinnere an die Yandarbeiternot, die wir nach meiner Anficht nicht 
im Wege der Gejetgebung, jondern nur durch großzügige Unternehmungen 
zur Seßhaftmachung der Landarbeiter werden bejeitigen fünnen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Lajjen Sie uns auf diefen Wegen zufammengehen in Vertrauen 
und Mut. Wehren fie einem wehleidigen Befjimismus, ftärfen Sie den 
Mut und das Selbjtvertrauen der deutjchen Landwirte. Von einem 
deutjchen Dichter, der vor furzem feinen 80. Geburtstag gefeiert hat, von 
Hermann Lingg, las ich die Verſe: 
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Regen, Sturm und Hageljchauer, 
Schickt der Himmel mir herab, 
Doch ich bin ein alter Bauer, 
Der fich niemal3 noch ergab, 
Und ich troß’ ihm bis zum Grab. 
(Lebhafter Beifall.) 

Das ijt eine Gefinnung, wie fie dem deutjchen Landmann wohl 
anfteht. Vor allem, meine Herren, halten Sie feft an der Überzeugung, 
daß unfer Kaifer und König, die Verbündeten Regierungen und der 
verantwortliche Leiter der Politik des Neiches einig find in dem Wunjche 
und einig find in dem Beftreben, der Yandwirtfchaft auch weiter zu helfen, 
die Landmwirtjchaft auch weiter zu fördern. 

(Bravo!) 


In diefem Sinne erhebe ich mein Glas auf die deutiche Landwirtichaft 
und auf ihre Vertreter. Die deutiche Landwirtſchaft und der Deutfche 
Landwirtichaftsrat, fie leben hoch! 


XXIV—XXXI. Marokko. 


Dem Weißbuc über Marokko entnehmen wir die vom Reichskanzler aus: 
gegangenen Grlafje mit Ausnahme des in der Neichstagsrede vom 6. Dezember 
1905 bereit3 mitgeteilten. !) 


XXIV. Erlaß des Reichsfanzlers an die Raiferliden Miffionen 

in Wien, Liffabon, Brüffel, Saag, Stodholm und an die Rönig- 

lihen Miffionen in München, Stuttgart, Dresden, Rarlsrube, 
Oldenburg und Hamburg. 


Berlin, den 12. April 1905. 
Die Entjtellungen der Wahrheit, welche neuerdings hinfichtlich der 
Maroffofrage durch die franzöfifche Preſſe und insbejfondere durch die 
für injpiriert geltenden Organe verbreitet werden, laſſen die nachfolgende 
furze Darlegung der Sachlage und unferer Stellung dazu als zeitgemäß 
erjcheinen. 
9 1) Vgl. oben ©. 268f. 
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Es ift falich, daß das franzöſiſch-engliſche Marokko-Abkommen der 
deutjchen Regierung jchriftlih oder mündlich zur Kenntnis gebracht 
worden fein fol. Herr Delcafje hat zwar dem Kaijerlichen Botjchafter 
bie und da Andeutungen allgemeiner Art gemacht über unhaltbare Zu: 
jtände in Maroffo und über die Notwendigkeit, welche ſich daraus für 
Frankreich ergebe, auf die Sicherung feiner algerifchen Grenze bedadıt 
zu fein. Als aber im vorigen Sommer bereit längere Zeit nad) der 
englifch-franzöfifchen Konvention der deutjche Botjchafter an Herrn 
Delcafje eine Frage richtete, welche fi) auf den inhalt jenes Ab- 
fommens bezog, ermwiderte der Minifter nur: „Sie finden das Alles im 
Gelbbuch.“ 

Die deutſche Regierung rührte ſich damals nicht, weil in einem 
Artikel der engliſch-franzöſiſchen Konvention die Erhaltung des status 
quo ausdrücklich vorgejehen ift, wir uns alfo zu der Annahme berechtigt 
halten fonnten, daß die maroffanifchen Vertragsmächte von Frankreich 
befragt werden würden, falls Frankreich in Maroffo Neuerungen an: 
jtreben fjollte, welche geeignet wären, die bisherigen Rechte und Frei: 
beiten der Angehörigen anderer DVertragsitaaten in ihrem Umfange 
oder ihrer Dauer zu befchränten. Wir wurden jedoch gewahr, daß 
diefe unfere Vorausfegung eine irrige geweſen und daß es Zeit ei, 
an den Schuß der deutfchen Intereſſen zu denken, als die Marokkaniſche 
Regierung anfragen ließ, ob es richtig wäre, daß der franzöſiſche Ge: 
fandte in Fez, wie er angebe, Mandatar der europätjchen Mächte jet; 
al3 ferner erfannt wurde, daß verjchiedene Punkte des fjogenannten 
franzöfiihen Reformprogramms — welches in feiner Vollitändigfeit bis 
heute noch nicht vorliegt — in direftem Gegenſatz zur Erhaltung des 
status quo ftehen; als endlich hervorragende, ſogar injpirierte Organe 
der franzöfischen großen Preſſe offen auf Tunis als Vorbild für. die 
Neugeftaltung Maroffos hinwiefen. 

Da die deutjche Regierung nicht danach ftrebt, durch eine Sonder: 
abmachung Sondervorteile für fich zu erlangen, jo betrachtet fie eine 
neue Konferenz der Vertragsitaaten als das gegebene Mittel zur 
friedlichen Löſung des jeßigen Intereſſenkonflikts. Der Einwand der 
franzöfifchen Preſſe, daß e3 fich bei den früheren Konferenzen nicht um 
eine politifche Umgeftaltung gehandelt habe, fondern um privatrechtliche 
Intereſſen, ift nicht ftichhaltig. Denn da jest mit der Möglichkeit eines 
franzöfifchen Proteftorats über Marokko, d. h. mit einer gänzlichen Ver: 
drängung nichtfranzöfifcher wirtjchaftlicher Unternehmungen nad dem 
Vorgange von Tunis zu rechnen tft, fo find die fremden Privatinter: 
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eſſen in ihrer Gejamtheit bedroht, und eine Konferenz wäre mehr als 
je am Plate. Es ift das ein Ausweg, welcher feine berechtigte Emp— 
findlichfeit verlegen kann, da es fich lediglich um die Anwendung eines 
bereits mehrfach erprobten Ausfunftsmittels handelt. 

Indem wir hierbei naturgemäß zunächit für die eigenen deutjchen 
Snterefjen eintreten, handeln wir in dem Bemwußtfein, daß diejelben 
identisch find mit den wirtjchaftlichen Intereſſen aller nichtfranzöfiichen 
Vertragsftaaten. Ob diefe Intereſſen groß oder Klein find, ift dabei 
Nebenſache. Deutjchland vertritt die Anficht, daß über feine maroffa- 
nifchen Intereſſen nicht verfügt werden kann, ohne daß es und die 
übrigen Bertragsftaaten dabei zu Worte gefommen find. Wir glauben 
auch, daß der Englijchen Regierung bei dem franzöjtischen Marokko— 
vertrage die Abficht fern lag, über nichtenglifche wirtjchaftliche Inter: 
ejjen zu verfügen. Dieſe Anficht wird bejtärft durch den Artikel des 
Vertrags, welcher die Erhaltung des status quo ausdrücdlich ftipuliert. 
Es iſt dies einer der Gründe, weshalb wir annehmen, feine der in 
Betracht kommenden Regierungen werde fich der Berechtigung des Ge- 
dankens verjchliegen, daß alle maroffanifchen Vertragsftaaten gehört 
werden müjjen, wenn es ſich um den Plan einer Neugeftaltung handelt, 
deren bedrohlicher Charakter für die Gefamtheit der nichtfranzöftichen 
Privatinterefjen feinem Zweifel unterliegt. 

Euer ufw. find ermächtigt, diefe Auseinanderfegung zur Kenntnis 
der dortigen Regierung zu bringen. 


(ge3.) Bülow. 


XXV. Telegramm des KReichsfanzlers an den Raiferlichen 
Botfchafter in Paris. 


Berlin, den 28. April 1905. 


Sprechen Sie in meinem Namen dem Minifterpräfidenten für jeine 
entgegenfommenden Außerungen meinen Dank aus. Aus denjelben 
glaube ich entnehmen zu können, daß er fich von der Lage Rechenjchaft 
gibt, in welche Deutjchland verjegt fein würde, wenn über deutjche 
Intereſſen von dritter Seite verfügt worden wäre, ohne uns zu befragen. 
Bei ruhigem Hinnehmen eines derartigen Ignorierens der Erijtenz einer 


406 Anhang. 


Großmacht würde fich dieje Unannehmlichkeiten, um nicht zu jagen Ge: 
fahren für die Zukunft bereiten. Neben Erwägungen anderer Art 
fonımt der materielle Wert bedrohter Intereſſen erit in zweiter Linie 
in Betracht. ch glaube aus den Eröffnungen des Minifterpräfidenten 
Euerer Durchlaucht gegenüber entnehmen zu können, daß der Gedanfe 
an eine einfeitige und gewaltſame Löjung der Intereſſenfrage ihm 
ebenjo fern liegt wie der Regierung Seiner Majeftät des Kaiſers. Daß 
‚ ihre Intereſſen in diefer Frage mit denen einer Anzahl anderer Staaten 
identisch find, iſt fich die Kaiferliche Regierung bewußt. Hoffentlich 
wird fich die gegenwärtige Spannung in befriedigender Weiſe unter 
Beteiligung aller Intereſſenten erledigen laſſen. Dabei mitzumirfen 
find wir gern bereit. 


(ge3.) Bülow. 


XXVI. Erlaß des Reichsfanzlers an den Raiferlihen 
Botſchafter in Paris. 


Berlin, den 1. Mai 1905. 


Euerer Durchlaucht jpreche ich zunächſt meine Anerkennung aus 
für Ihre bisherige Behandlung der maroffanifchen Angelegenheit, ins- 
bejondere für die Art, wie Sie die Verſuche pariert haben, welche Herr 
Delcafje gemacht hat, um den gelegentlichen, mündlichen und bruchſtück— 
weijen Mitteilungen, welche er durch Sie oder durch Herrn Bihourd hierher 
gelangen ließ, den Charakter eines diplomatischen Afts zu geben. Daß 
ein diplomatisches Aftenftück von folcher Tragweite wie das Marokko: 
Abkommen nicht auf Grund mündlicher und fragmentarifcher Wiedergabe 
beurteilt werden fann, bedarf feines Beweifes. Für Eröffnungen von 
jolcher Wichtigkeit ift die fchriftliche Form die durch den diplomatischen 
Gebrauch konſekrierte. Die formelle und materielle Infuffizienz der im 
Laufe des vorigen Jahres von Herrn Delcafje durch Euere Durchlauct 
und durch Herren Bihourd hierher übermittelten Andeutungen und 
Fingerzeige ijt eine Tatjache, über welche feiner der beiden Teile fich 
nachträglich Hinwegjegen Tann. Ob bei diefen Andeutungen ein Winf 
mehr oder weniger gegeben wurde, ift ein unerheblicher Umjtand, welcher 
feine Remedur jchafft für den von Grund aus unvollftändigen Charakter 
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des Ganzen. Wir haben deshalb, als der franzöfiiche Botjchafter am 
25. v. Mts. fragte, ob wir eine Aufzeichnung über den vollftändigen 
Inhalt der früheren maroffanischen Bejprechungen des Herrn Delcafje 
mit Euerer Durchlaucht zu haben wünjchten, auf die Kenntnis dieſes 
Schriftjtücs verzichtet. Dem völferrechtlichen Brauche hätte es, mie 
gejagt, entjprochen, wenn Frankreich den jämtlichen Mitinterefjenten, 
welche als folche durch die Unterzeichnung der Madrider Konferenzakte 
genügend gekennzeichnet jind, das franzöſiſch-engliſche Marokko-Abkommen 
in den üblichen Formen nach dejjen Abjchluß mitgeteilt hätte. Herr 
Delcaſſé hat zwar behauptet, daß diefe Mitteilung durch die Veröffent- 
lichung des Abkommens im franzöfiichen Journal officiel überflüffig 
geworden jei. Indeſſen wird es dem Herrn Minifter nicht entgehen, 
daß dieje beiden Arten der Belanntgabe einen grundverjchiedenen 
Charakter haben. Die direfte Mitteilung ift nicht ein bloßer Akt der 
Eourtoifie, fondern die franzöfifche Regierung hätte ſich dadurch implizite 
den Adrejjaten gegenüber bereit erklärt, über deren Intereſſen, falls fie 
diefelben berührt glaubten, in Erörterungen einzutreten. Die Veröffent: 
lihung im franzöfischen Amtsblatt hingegen jtellt die unbefragten Mit- 
interefjenten einfach vor die vollendete Tatjache. 

Es beweijt die fonzilianten Anfchauungen der deutjchen Regierung, 
wenn fie im Hinblict auf den Artikel des Abkommens, welcher die Er: 
haltung des status quo jtipuliert, ſich zunächſt an der Vermutung 
genügen ließ, daß in abjehbarer Zeit Veränderungen, welche jchädlich 
auf die fremden Intereſſen wirken könnten, nicht beabfichtigt jeien. 
Indeſſen wurde nach dem Auftreten des franzöfiichen Gejandten in Fez 
und nach verfchiedenen anderen Anzeichen diefe Vermutung unhaltbar, 
vielmehr zeichnet fich jet mit zunehmender Deutlichkeit eine Yage, welche 
die Gejamtheit der nichtfranzöfifchen Intereſſen in Maroffo bedroht. 
Unter diejen Umſtänden jteht die deutſche Regierung fich genötigt, 
darauf hinzumeifen, daß deutjche Intereſſen in Maroffo berührt werden 
fönnen, daß dieje Intereſſen auf vertragsmäßiger Grundlage beruhen 
und daß daher über diejelben ohne Mitwirkung Deutjchlands nicht ver: 
fügt werden fann. 

Ich will gern annehmen, daß Seren Delcafje der Gedanfe an eine 
einjeitige und gewaltfame Löſung der Intereſſenfrage heute ebenſo fern 
liegt, wie der Regierung Seiner Majejtät des Kaijers, welche leßtere 
jich überdies bewußt iſt, daß ihre Intereſſen in diefer Frage identisch 
find mit denen einer Anzahl anderer Staaten. Wir hoffen, daß die 
jeßige Spannung fich in befriedigender Weife erledigen lafjen wird und 
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find gern bereit, zu unferem Teile dabei mitzuwirken, jobald wir über 
die gegenwärtig in Fez geichaffene Lage genügend orientiert fein 
werden. 

Alles Vorſtehende können Euere Durchlaucht nach Ihrem Ermefjen 
in der nächjten Unterredung mit Herrn Delcafje verwerten. Für Euere 
Durchlaucht perjünlich bemerfe ich noch, daß unter den aufzuklärenden 
Widerjprüchen auch die Mandatsfrage mitipielt. Herr Delcaſſé hat 
beftritten, daß ein jolcher Auftrag von ihm erteilt oder vom Gejandten 
ausgeführt worden jei. Die gegenteilige Angabe, daß Herr Saint Rene 
Taillandier fich ausdrüclich und öffentlich als den Mandatar der euro: 
päifchen Mächte bezeichnet habe, erjcheint jedoch in einer Weife be 
gründet, welche e3 untunlich macht, über Ddiefen Snzidenzpunft ohne 
weitere Nachprüfung zur Tagesordnung überzugehen. Wir warten, 
um uns eine Meinung zu bilden, die Meldung des Grafen Tattenbad 
ab. Herrn Delcafjs gegenüber wollen Euere Durchlaucht eine Äußerung 
über die Mandatsfrage vermeiden, weil deren Spitze fich, wie die Dinge 
liegen, gegen den Minifter perſönlich richten könnte. 

(ge3.) Bülow. 


XXVII. Erlaß des Reichsfanzlers an den Raiferlichen 
Borfchafter in Paris. 


Berlin, den 22. Mai 1905. 


Die erften Meldungen des Grafen Tattenbah aus Fez find nicht 
geeignet, die Anficht von dem ftürmifchen Charakter der bisherigen 
Marokfopolitif des Herrn Delcafje zu ändern. 

Zunächſt wird die Angabe, daß Herr St. Rene Taillandier fich in 
Fer als Mandatar der europäischen Mächte bezeichnet habe, von 
mehreren Seiten und insbefondere auch vom Sultan perjönlich mit 
großer Entjchiedenheit beftätigt. 

Ferner meldet Graf Tattenbach unter dem 17. d. M. wörtlich: 
„Der franzöfifche Gejandte hat unmittelbar nach meiner Ankunft in Fe 
im Auftrage des Herrn Delcafje erklärt, daß die franzöſiſche Regierung 
es als eine Beeinträchtigung ihrer Intereſſen anjehen würde, wenn die 
franzöfiichen Reformvorjchläge den Signatarmäcdten zur Kenntnisnahme 
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und Äußerung unterbreitet würden. Das Recht, in maroffanifchen An- 
gelegenheiten zu intervenieren, jtehe Feiner andern Macht zu." 

Hiernad will der Vertreter Frankreichs ohne weiteres Beichlag auf 
Marokko legen und dem Sultan den Verkehr mit den übrigen Vertrags: 
ftaaten verbieten. Nach Herrn Rouviers bisherigen Äußerungen halte 
ich mich zu der Annahme berechtigt, daß der Minifterpräfident dieſe 
Art des Vorgehens mißbilligt. 

(g83.) Bülow. 





XXVIII. Runderlaß des Reichsfanzlers 
an die Kaiferlihen MWiffionen in Wien, Rom, Madrid, London, 
Paris, St. Petersburg, Wafbington, Brüffel, Sasg, Ziffabon, 
Stodbolm. 


Berlin, den 5. Juni 1905. 


Nach einer telegraphifchen Meldung der Kaiferlichen Gejandtjchaft 
in Tanger hat die Maroffanifche Regierung die Signatarmächte der 
Madriver Konvention zu einer Konferenz in QTanger eingeladen, um 
dort über die von Seiner Scherififchen Majeftät bejchlofjenen, den je: 
weiligen Berhältnifjen in Marokko entiprechenden Reformen jowie über 
die Beichaffung der hierfür erforderlichen Mittel zu beraten. 

Die Kaiferliche Regierung glaubt, entjprechend den von ihr früher 
abgegebenen Erklärungen, in einer folchen Konferenz das bejte Mittel 
zur Einführung derartiger Reformen zu erbliclen. Denn da dieſe Re— 
formen vorausfichtlih nur unter Anlehnung an die Signatarmäcdte er: 
folgen fönnen, jo ift die Möglichkeit ihrer Durchführung bejchränft durch 
die Beitimmungen der Madrider Konvention, insbejondere durch den 
Artikel 17, wonach jeder Signatarmadht in Maroffo das Recht auf Be: 
handlung als meiftbegünftigte Nation zufteht und jomit feiner Macht 
eine bevorzugte Behandlung eingeräumt werden darf. Das geplante 
Reformwerk würde daher nur mit Zuftimmung aller Signatarmächte zu: 
jtande fommen fünnen. Aus diefen Erwägungen hat die Kaifeyliche 
Regierung die Einladung Maroffos angenommen. 
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Sollte die Konferenz an der Weigerung einzelner Signatarmädite 
jcheitern, jo würde die Folge jein, daß der bisherige VBertragszuftand 
unverändert aufrecht erhalten bliebe. Hieran würde auch nichts ge 
ändert werden, wenn einige Signatarmächte erklären ſollten, daß fie 
mit den für Marokko in Ausficht genommenen Maßregeln einverftanden 
jeien oder daß fie daran fein Intereſſe nähmen. Denn es würde nad 
den obigen Ausführungen der Widerjpruch einer einzigen Signatarmacht 
genügen, um die Einräumung irgendwelcher Sonderrechte, die mit dem 
Meijtbegünftigungsrechte der anderen Mächte umvereinbar find, den 
Nechtsboden zu entziehen. 

Abgejehen von dem vorjtehend entwicelten Rechtsjtandpunfte qlaubt 
übrigens die Kaiferliche Regierung die Konferenz auch deshalb für nüt- 
lich erachten zu jollen, weil ganz unabhängig von der Rechtsfrage die 
bejtehenden politiſchen Intereſſen der Signatarmächte durch Die Gewäh— 
rung von Sonderrechten an einzelne Mächte beeinträchtigt werden könnten 
und die Konferenz ein geeignetes Mittel zur Herbeiführung eines Aus: 
gleich bieten würde. 

Euer ufw. bitte ich, Vorjtehendes durch Vorlefen zur Kenntnis der 
dortigen Regierung zu bringen und auf Wunſch Abjchrift zu übergeben. 
Bei Beiprechung der Sache wollen Sie jodann mündlich, aber auf: 
tragsgemäß die nachjtehenden Gefichtspunfte hervorheben und ver: 
werten. 

Gegenüber der franzöfiichen Miffton in Marokko läßt fich die ver: 
tragsmäßige Rechtslage folgendermaßen zufammenfafjen: 

Die Madrider Konvention ftellt fich nicht dar als ein Vertrag 
Maroffos einerjeits und der übrigen Signatarmächte andererjeits, jondern 
al3 ein Vertrag fämtlicher Signatarmächte untereinander, dergeftalt, daß 
jede Macht allen anderen Mächten gegenüber verpflichtet iſt, die Be: 
ftimmungen des Vertrags als für fie maßgebend anzufehen. Frankreich 
hat daher, fofern es Sonderrechte in Marokko erwerben will, die mit 
den Bertragsbeitimmungen im Widerſpruch ftehen, nicht nur die Zu: 
jtimmung Maroffos, jondern auc die aller übrigen Signatarmädte 
einzuholen. 

Die von Frankreich erjtrebten Sonderrechte würden zweifellos eine 
Verlegung der Madrider Konvention zur Folge haben. Wenn aud) die 
Anträge, welche Frankreich an Marokko gerichtet dat, im einzelnen nod 
nicht befannt find, fo fteht doch jo viel feit, daß Frankreich Marokko 
veranlafjen will, ihm ein Recht auf Leitung der inneren Verwaltung 
de3 Landes ſowie jeines gejamten Heerwejens zu übertragen und ihm 


Anhang. 411 


dadurch eine bevorzugte Behandlung vor allen übrigen Signatarmächten 
einzuräumen, 

Auf diefe Weife würde Frankreich ebenjo wie in Tunis, den ge: 
jamten Verwaltungsapparat des Landes und damit jede Verwaltungs 
entjcheidung der Maroffanifchen Regierung in die Hand befommen und 
jo Marokko politifch wie handelspolitifch unter feine Herrichaft bringen. 
Eine ſolche Stellung einer einzelnen Signatarmacht ijt aber mit Ar: 
tifel 17 der Madrider Konvention fchlechterdings unvereinbar. 

Ein Gewährenlafjen der franzöfifchen Aktion gegen Maroffo hieße 
aljo nicht3 anderes, al3 die den Signatarmächten durch die Madrider 
Konvention verbürgten Rechte preisgeben, während ein Einjpruch gegen 
diefe Aktion fich lediglich al3 eine Verteidigung des beftehenden Rechts- 


zujtandes daritellt. 
(ge3.) Bülow. 


XXIX. Erlaß des Reichsfanzlers an den Raiferlichen 
Botfchafter in Paris. 


Berlin, den 12. Juni 1905. 


Wir würden dem Wunfche des Herrn Rouvier, vor der Maroffo: 
Konferenz über die Ausdehnung der zuläfligen Neformen mit uns eine 
Aussprache zu haben, unter der Vorausjegung entiprechen fünnen, daß 
zuvor Frankreich die Einladung zur Konferenz annimmt. In diejem 
Falle würden auch die übrigen Signatarmächte der Madrider Konvention 
zur Teilnahme an der Konferenz vorausfichtlich bereit fein, jo daß das 
Zuftandefommen derjelben gefichert wäre. 

Sollte jchon jegt Herr Rouvier näheres über unfere Anfichten in 
diefer Hinficht zu erfahren wünfchen, jo würden Euere Durchlaucht zu 
erwwidern haben: die franzöfifche Negierung werde fich nach dem von 
uns bisher eingenommenen Standpunkte von jelbjt jagen fönnen, daß 
die auf dem Gebiete der Polizei notwendigen Reformen international 
feftzuftellen und zeitlich zu bejchränfen feien; daß die Finanzreformen 
gleichfalls international behandelt werden müßten; und daß endlich die 
wirtjchaftliche Erfchliegung Marokkos unter voller Beachtung des Grund: 
ſatzes der open door zu erfolgen habe. Dies alles jei aus der Natur 
der Sache zu folgern; Sie zweifelten aber nicht daran, daß ſowohl die 
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Kaiferliche Regierung als auch die übrigen Signatarmächte, jomweit irgend 
möglich, den berechtigten franzöfifchen Wünfchen Rechnung tragen würden. 
Bei Ihrem Geſpräche über diejes Thema bitte ich übrigens zu beachten, 
daß die vorjtehenden Ausführungen nur objektive Deduktionen find, und 
daß wir mit Franfreich in entjprechende Verhandlungen erjt eintreten 
wollen, nachdem die franzöfifche Regierung die Einladung zur Konferenz 
in formeller Weiſe angenommen haben wird. 

Wir geben uns der Hoffnung hin, daß unter diefen Umftänden für 
Frankreich die Konferenz annehmbar jein wird. Andererjeit3 befürchten 
wir, daß, wenn die Konferenz am Widerſpruche Frankreichs fcheitert, 
ſich erhebliche Schwierigkeiten herausftellen werden. 

Euere Durchlaucht bitte ich im Sinne der vorjtehenden Ausführun— 
gen mit Heren Rouvier Rückſprache zu nehmen und dabei unjerer auf: 
richtigen Hoffnung Ausdrud zu geben, daß der von beiden Seiten ge 
wünfchte Ausgleich auf dem angedeuteten Wege erzielt werden möge. 


(ge3.) Bülow. 


XXX. Erlaß des Reichsfanzlers an den Raiferlichen 
Botſchafter in Paris. 


Berlin, den 16. Juni 190. 


Bei Ihren weiteren Beiprechungen mit Herrn Rouvier bitte ich Euere 
Durchlaucht, an dem in meinem Erlaß vom 12. uni d. J. Dargelegten 
Standpunkte fejtzuhalten, daß wir mit Frankreich in Verhandlungen über 
die Ziele und das Programm der Konferenz erſt eintreten können, nad: 
dem die franzöftiche Regierung die Einladung zur Konferenz in formelle 
Weiſe angenommen haben wird. Nach wie vor glauben wir, daß in 
diefem Falle die Konferenz zuftande fommen wird. Denn, wenn Eng: 
land auch endgültig die Einladung ablehnen ſollte, jo braucht die Konfe— 
renz doch daran allein nicht zu fcheitern, da England zugunften Frank— 
reich auf feine hier in Betracht fommenden Intereſſen verzichtet hat 
und mithin durch Frankreich auf der Konferenz gemwifjermaßen mit ver: 
treten fein würde. Wir glauben ferner, daß die Konferenz im Intereſſe 
von Frankreich ſelbſt liegen würde. Denn fie würde e8 Marokko er 
leichtern, den berechtigten franzöfifchen Wünſchen zu entjprechen, da dieie 
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alsdann ebenjo wie die ſonſt als notwendig erfannten Reformmaßregeln 
eine europätiche Sanktion erhalten würden. 

Euere Durchlaucht werden die Frage des Herrn Rouvier, wie 
der Ausdrucd „international“ bei den Reformen auf dem Gebiete der 
Polizei und Armee und der Finanzen zu verftehen fei, wie folgt beant- 
worten können: 

Heerwejen und Polizei würden zunächſt infofern international zu 
ordnen jein, al3 die Konferenz, wie Herr Rouvier richtig hervorgehoben 
bat, ein Mandat zur Durchführung ‚der erforderlichen Reformen erteilen 
müßte. Dieje Aufgabe würde, fomweit es ſich um die Diftrifte an der 
algerifchen Grenze handelt, naturgemäß Frankreich allein zufallen können, 
womit, joweit ſich au den Ausführungen Herrn Rouviers entnehmen 
läßt, der Hauptwunfc Frankreichs erfüllt fein würde. Dagegen würde 
fein Grund vorliegen, das Mandat auch für die entfernter liegenden 
Plätze, insbefondere die am Atlantifchen Ozean, allein an Frankreich zu 
übertragen. Hier würde es vielmehr der Sachlage entiprechen, daß die 
Bolizeireformen, ſoweit erforderlich, in den einzelnen Diſtrikten ver: 
jchiedenen Mächten zugeteilt würden. Die Finanzreformen würden vor 
allem dadurch international zu geftalten fein, daß die nach dem franzö- 
ſiſchen NReformprojefte zu gründende maroffanifche Staatsbank nicht 
lediglich von einer franzöfifchen Banfgruppe, jondern von Banfgruppen 
verjchiedener Mächte ins Leben gerufen würde. Dabei würden die zu 
bejegenden leitenden Stellen wie das einzufchießende Kapital möglichit 
gleich zu verteilen fein. 

Ich bitte bei Entwicelung der vorjtehenden Gefichtspunfte wieder: 
holt darauf hinzuweiſen, daß es fich hier Feineswegs um Vorjchläge der 
Kaiferlichen Regierung, jondern nur um objektive Deduftionen handelt. 

Euerer Durchlaucht ftelle ich hiernach das fofortige Eintreten in 
weitere Verhandlungen mit Herrn Rouvier anheim. 


(ge3.) Bülow. 


XXXI. Erlaß des Reihsfanzlers an den Raiſerlichen 
Botſchafter in Paris. 


Berlin, den 25. Juni 1905. 


Euerer Durchlaucht beehre ich mich anbei die Antwort der Kater: 
lichen Regierung auf das Expoſé der Franzöfiichen Regierung über die 
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Marokkokonferenz vom 21. d. M. fowie zwei Abdrücde davon mit der 
Bitte zu überjenden, unjere Antwort dem Minifterpräfidenten Rouvier 
perjönlich zu übergeben. 

(gez.) Bülow. 


Die Regierung der Franzöfiichen Republik hat in einem der Kaifer: 
lichen Regierung am 23. Juni 1905 mitgeteilten Erpofe der Anfıdt 
Ausdruc gegeben, daß zur Durchführung der von ihr der Marokkaniſchen 
Regierung gemachten Neformvorichäge die von Seiner Scherififchen 
Majeität angeregte Konferenz der Signatarmächte der Madrider Kon: 
vention weder notwendig noch zwedmäßig ei. 

Nach) den Ausführungen des Erpofes erftrebt die Franzöfiice 
Regierung mit ihren Vorſchlägen weder die Leitung der inneren umd 
der äußeren Angelegenheiten jowie des Heerwejens im Maroffanijchen 
Reiche, noch will fie die Unabhängigkeit des Sultans und die Integrität 
jeines Gebiet3 oder die Vertragsrechte der übrigen Mächte beeinträchtigen. 
Die Kaiferliche Regierung nimmt von diefen Erklärungen mit Genug: 
tuung Kenntnis, um jo mehr al3 die Maroffanifche Regierung die 
franzöfiihen Vorjchläge in anderem Sinne aufgefaßt hatte. ‘Ferner 
jtimmt die Katjerliche Regierung mit der Franzöfifchen Regierung darin 
völlig überein, daß die in Ausficht genommenen Reformen die Aufrecht— 
erhaltung der Ordnung, die gute Verwaltung und das wirtjchaftliche 


Gedeihen de3 Landes bezwecken müjjen. An dieſen Zielen find außer 


Frankreich auc die anderen Staaten beteiligt, deren Angehörige in Ma: 
roffo anfällig find oder mit dem Lande Handel und Berfehr unter: 
halten. Demnach würden auch die Mittel und Wege zur Erreichung 
der Ziele naturgemäß durch gemeinfame Beratung feitzuftellen fein. 
Nimmt aber Frankreich, wie es beabjichtigt, die Löfung diefer Aufgaben 
allein in die Hand, fo ift zu bejorgen, daß e3 durch die Macht der 
Verhältniſſe dahin geführt werden Fönnte, mehr und mehr die Leitung 
der Regierungsgewalt zu übernehmen und dadurch allmählich zu der 
nach feinen eigenen Ausführungen nicht erjtrebten Stellung in Maroffo 
zu gelangen. 

Hiernach würden die franzöfifchen Reformvorſchläge auf dem Gebiete 
des Heerweſens, der inneren Verwaltung und des Finanzweſens, wie 
fie die Maroffanifche Negierung nunmehr der Kaiferlichen Regierung 
mitgeteilt hat, eine ſchwere Gefährdung der Unabhängigkeit Maroffos 
bedeuten. Auch erjcheint es nicht zutreffend, wenn das Expoſé aus: 
führt, daß die wirtfchaftlichen Vorteile eines folchen Reformwerkes allen 
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Mächten gleichmäßig zugute fommen würden; vielmehr dürften fie vorzugs— 
weife, insbejondere da, wo e3 ſich um die Erteilung von Konzeffionen 
handelt, der diejes Reformwerk betreibenden Macht zufallen. Das zeigt 
ſich auch bei den Vorjchlägen auf wirtfchaftlichem Gebiete, die nach Mit- 
teilung Maroffos von der Franzöfifchen Regierung gemacht worden find. 

Eine jolhe Sonderjtellung einer einzelnen Signatarmacht ift mit 
den Beltimmungen der Madrider Konvention nicht vereinbar. Ins— 
bejondere jteht der Artikel 17 diefer Konvention entgegen, wonach jeder 
Signatarmadt in Maroffo das Recht auf Behandlung als meiſt— 
begünftigter Nation zufteht, und jomit feiner Macht eine bevorzugte 
Behandlung eingeräumt werden darf. Die Kaiferliche Regierung muß 
daran fejthalten, daß fich diefe Meiftbegünftigung nicht, wie das fran- 
zöſiſche Erpoje anzunehmen jcheint, ausfchließlih auf die Ausübung 
des Schußrecht3 oder etwa noch auf die wirtjchaftlichen Intereſſen 
beſchränkt, fondern daß ſie fich auf das geſamte Maß des von den 
Signatarmächten in Marokko in Anſpruch genommenen Einfluffes bezieht. 
Dies ergibt ſich ſowohl aus dem Wortlaute der Beitimmung, die ganz 
allgemein gehalten ijt, als auch aus den Umftänden und Berhältnifien, 
die zu der Madrider Konferenz fowie zur Aufnahme des erwähnten 
Artikels geführt haben. 

Hiernach jeßt die Durchführung von Reformen in Marokko, wenigjtens 
ſoweit dazu die Einräumung von Sonderrechten zugunften einzelner 
Signatarmächte erforderlich ift, die Zuftimmung der übrigen Mächte 
voraus. Eine ſolche Zuftimmung aber dürfte am leichtejten auf einer 
Konferenz zu erzielen fein, die ganz unabhängig von den dafür jprechenden 
rechtlichen Erwägungen ein geeignetes Mittel zur Herbeiführung eines 
Ausgleichs zwifchen den beftehenden politifchen und handelspolitifchen 
ssntereffen der Signatarmächte bieten wiirde. 

Die Konferenz würde überdies dem Sultan, deſſen Zuftimmung 
die erjte VBorausfegung der Reformen bildet, ein Eingehen auf die Vor— 
ſchläge wefentlich erleichtern, da das Reformwerk alsdann die Sanktion 
aller beteiligten Mächte erhalten würde. Wenn das franzöfifche Expoſé 
ausführt, daß Frankreich infolge der Nachbarichaft Algeriens und der 
Ausdehnung der gemeinfamen Grenze zu dem Neformwerf in erjter 
Linie berufen ſei, fo ift ohne weiteres zuzugeben, daß Frankreich ein 
jehr legitimes ntereffe daran hat, die Ordnung im Grenzgebiet auf: 
recht erhalten zu fehen. Dagegen wird e3 nicht wohl beanjpruchen 
können, andere Mächte von der Teilnahme an dem maroffanijchen 
Reformmerfe von vornherein auszuschließen. 
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Indem das auf der Konferenz zu vereinbarende Reformwerk der 
Unabhängigkeit - des Sultans eine größere Garantie gewährt, würde 
es auch den Abfichten entjprechen, von denen der Sultan bei der Ein- 
ladung zu der Konferenz ausgegangen it. In diefem Sinne Hat die 
Kaiferliche Regierung die Einladung angenommen und diejer Charakter 
wird auch dadurch nicht geändert, daß fie fich felbft die Wahrung ihrer 
vertragsmäßigen Nechte vorbehält. Sie betrachtet es nicht, wie das 
franzöfifche Erpofe ausführt, als Zweck oder gar als Hauptzwecd der 
Konferenz, die Rechte der Signatarmächte aus der Madrider Konvention 
von neuem ficher zu ftellen; fie glaubt aber allerdings, daß, wenn dieſe 
vertragsmäßigen Rechte im Intereſſe der Reformen eine Einfchränfung 
erfahren follen, dies nur durch den einjtimmigen Bejchluß aller dieſer 
Mächte geſchehen kann. Dementiprechend hat aud der Sultan ander: 
weit zu erfennen gegeben, daß er das Reformwerk von dem einftimmigen 
Beichluffe der Signatarmächte abhängig mache. 

Bevor die Franzöfifche Regierung zu der Frage der Maroffo: 
Konferenz endgültig Stellung nimmt, wünſcht fie die Anfichten der 
KRaiferlichen Regierung über die dort zu behandelnden Einzelfragen ſowie 
über deren Löſung fennen zu lernen. Danach würde die Kaiferlice 
Regierung ein vollftändiges® Programm für die Konferenz zu entwerfen 
und gewifjermaßen deren Enticheidungen vorzugreifen haben. Hierzu 
it fie zu ihrem Bedauern aus formalen wie aus fachlichen Gründen 
nicht in der Lage. 

Die Einladung zu der Konferenz ijt vom Sultan ausgegangen, 
der al3 deren Zwec die Beratung über die den gegenwärtigen Verhält 
niffen im Scherififchen Reiche entiprechenden Reformen und die Be 
ſchaffung der hierzu erforderlichen Mittel bezeichnet hat. Es wird da: 
her in erſter Linie ihm zu überlafien fein, den Signatarmächten dem: 
nächft die Einzelheiten diefes Programms mitzuteilen. Dazu kommt, 
daß es, jolange das Zuftandefommen der Konferenz nicht gefichert er: 
jcheint, zwecklos wäre, in den von Frankreich gewünjchten Ideenaustauſch 
einzutreten; denn eine dabei etwa erzielte Verjtändigung würde nur 
injofern von Bedeutung fein, al3 fie die Zuftimmung aller übrigen 
Signatarmäcdhte fände, die nach Lage der Umftände nur auf der Kon- 
ferenz erfolgen könnte. Endlich Tann die Kaiferliche Regierung gegen: 
wärtig einzelne Vorjchläge für das Konferenzprogramm nicht machen, 
weil die in Betracht kommenden Fragen zunächſt einer eingehenden 
Prüfung unterzogen werden müſſen; ein längeres Hinausjchieben der 
Entjcheidung Eönnte aber jchon an fich das Zuftandelommen Der Kon: 
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ferenz und damit des Reformwerks gefährden. Die Katjerliche Regie- 
rung gibt fich der Hoffnung hin, daß die Regierung der Franzöfifchen 
Republik ihre gegenwärtigen Bedenken gegen eine Konferenz den dauern: 
den Vorteilen unterordnen wird, welche da3 AZuftandefommen des 
Reformwerks für Maroffo wie für die Ruhe der Welt mit fich brächte. 


Berlin, den 24. Juni 1905. 


XXXII. Erlaß des Reichskanzlers an den Kaiferlihen Kotfdafter 
in Paris, 


Norderney, den 2. Auguft 1905. 


Euere Durchlaucht haben feiner Zeit Herrn Rouvier davon in 
Kenntnis gefegt, daß wir auf Anerbietung der Maroffanifchen Regierung, 
die und bejondere Vorteile in Maroffo fichern würden, bisher nicht ein- 
gegangen feien und — folange wir auf eine Berjtändigung mit Frank— 
reich rechnen könnten — an diejem Standpunft fefthalten würden. 

Nach Verhandlungen, die feit einer Reihe von Monaten ſchwebten, 
it, Meldungen aus Tanger zufolge, kürzlich zwei deutjchen Firmen der 
Bau einer Mole in Tanger im Werte von etwa 60000 Pfund über- 
tragen worden. Hier iſt nichts befannt von einer Mitwirkung des 
Grafen Tattenbach bei diefem Abjchluß oder bei der Vergebung irgend 
einer anderen Konzeſſion. Der Gejandte ift aber zum Bericht darüber 
aufgefordert worden, und die Kaiferlihe Regierung behält fich ihre 
Stellungnahme zu dem Vertrag über den Molenbau vor bis zum Ein- 
gang diejes Berichts. Deutjche Banken, die den Sultan zur Befeitigung 
augenbliclicher Not auf die nächite, von Marokko aufzunehmende An- 
leihe einen Vorſchuß von zehn Millionen Mark zuficherten, haben wir 
unferer oben erwähnten Zufage gemäß davon abgehalten, den Vorſchuß 
von Erteilung von Konzejlionen wirtjchaftlicher oder adminiftrativer 
Natur abhängig zu machen. 

Wir haben unferen Vertreter in Fez früher wie jeßt dahin inftruiert, 
daß wir unfer Möglichites tun wollen, um die derzeitige Yage in Ma— 
roffo nicht zu modifizieren und ihrer zukünftigen Gejtaltung nicht zu 
präjudizieren. Aber wir müjjen dabei erwarten, daß die franzöfifche 
Bertretung in Maroffo eine gleich loyale Haltung beobachtet. Allen 
Unzuträglichfeiten der Situation wird ficherlich am bejten abgeholfen und 
wechfeljeitigen Nefriminationen am ficheriten vorgebeugt, wenn wir bald 

Benzler, Fürft Bülows Reben ıc I. 27 
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in die Lage gejegt werden, uns gemeinjchaftlic) mit der franzöftichen 
Regierung wegen der Einzelheiten des Konferenzprogramms mit dem 
Sultan zu verftändigen. 

(gez.) Bülow. 


XXXIII. JIaures. 


Für den 9. Juli 1905 war das Auftreten Jaures’ in einer Berliner jozial: 
demokratischen Berfammlung angekündigt worden. Der Reichsfanzler wünfchte dies 
auf gütlichem Wege zu verhindern. Gr richtete deshalb folgenden Erlaß an den 
deutschen Botfchafter in Paris: 


- 


Berlin, den 5. Juli. 


Die Preſſe hat für den 9. Juli das Auftreten des Herrn Jaurès 
in einer fozialdemofratijchen Berfammlung in Berlin angefündigt. Gegen 
die Berjönlichkeit des Herrn Jaurès würde ich an fich nicht einzumenden 
haben. Ich ſchätze Heren Jaurès als Redner; ich achte feine Anfchauungen 
in der auswärtigen Politik und ftimme nicht jelten mit ihnen überein; 
ich freue mich, daß er mehrfach für freundliche Beziehungen zwiſchen 
Deutjchland und Frankreich eingetreten tft. 

Es handelt fich hier aber nicht um den Grad der perjönlichen 
MWertihägung des Herrn Jaureès, jondern um die politifhe Rolle, die 
ihm zugejchoben werden ſoll. Das führende Organ der Sozialdemokratie 
in Deutjchland, der „Vorwärts“, hat angefündigt, daß mit der geplanten 
Verfammlung der Anfang eines unmittelbaren Einflujjes der Sozial: 
demofratie auf die auswärtige Politik gemacht und der Klaſſenkampf 
auf internationaler Grundlage propagiert werden fol. Noch deutlicher 
fommt die verhegende Abficht der deutjchen Beranftalter der Verfammlung 
in einem Organe des fogenannten willenichaftlichen Sozialismus, der 
„Neuen Geſellſchaft“, zum Ausdrud. Hier heißt esu.a.: „Die Revolution 
hat das ruffifch-franzöftiche Biindnis dynamitiert; jet iſt e8 die hiftorifche 
Aufgabe der deutjchen Sozialdemokratie, der franzöfifchen Republik zu 
leiften, was ſie bei den ruſſiſchen Machthabern vergebens zu finden hoffte: 
Schuß vor Provofationen und übertriebenen Meachtausfprüchen einer 
imperialiftiichen deutſchen Politik.” 

Damit ift ausgefprochen, in welche Richtung die in Ausficht genommene 
Kundgebung geleitet werden joll. Die deutjche Sozialdemokratie würde 
die Anwejenheit des Herrn Jaureès in Berlin lediglich dazu ausnugen, 
gedeckt durch feine Perſon ihre ftaatsfeindlichen Bejtrebungen gegen die 
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nationalen Intereſſen zu fördern. Die Kaiferliche Regierung kann nicht 
darauf verzichten, hiergegen die ihr zu Gebote ftehenden Mittel anzuwenden. 
Sie würde fonft dazu beitragen, die Überhebung einer Partei zu fteigern, 
welche die in Deutjchland verfafjungsmäßig beftehenden Zuftände um: 
jtürzen will. | Ä 

Die Regierung der franzöfifchen Republif hat fich immer das Recht 
gewahrt, ausländischen Rednern, fobald ihr dies geboten oder opportun 
erfchien, das Wort zu verbieten. Sie hat feinerzeit die deutſchen Reichs- 
tagsabgeordneten Bebel und Bueb verhindert, auf franzöfiichem Boden 
über ihre politifche Tätigkeit in Deutjchland zu fprechen. Sie hat im 
vergangenen jahre dem deutjchen Reichstagsabgeordneten Delſor ver: 
boten, in Luneville aufzutreten. In beiden Fällen bat die franzöſiſche 
Bollsvertretung das Vorgehen der franzöfifchen Regierung gutgeheißen. 
Insbeſondere jchienen im Falle des Abbe Delfor, wenn mich mein 
Gedächtnis nicht täufcht, die franzöfifchen Sozialiften das Verfahren 
ihrer Regierung nicht verwerflich zu finden. 

Wenn aud von dem Takt des Herrn Yaures zu erwarten wäre, 
daß er feinerfeit3 alles vermeiden würde, was der deutfchen oder der 
franzöfiichen Regierung Unannehmlichfeiten bereiten fönnte, jo ift die 
gleiche Zuverficht gegenüber den deutjchen Beranftaltern der Berfammlung 
leider nicht gejtattet. Herr Jaurès hat fich ſelbſt vor bald einem Jahre 
in Amjterdam davon überzeugen können, wie weit in ihrer rein negierenden, 
doktrinären und vücjtändigen Haltung die deutfche Sozialdemokratie von 
der praftijcheren und patriotifcheren Richtung ihrer franzöfifchen Ge— 
finnungsgenofjen entfernt ijt. Unter jolchen Umftänden würde auch die 
Sache der deutjch-franzöftischen Verftändigung durch den vorausfichtlichen 
Berlauf der Berfammlung nichts gewinnen. 

Ich halte es daher für richtig, daß das öffentliche Auf: 
treten des Herrn Jaurès in Berlin unterbleibt. 

Euere Durchlaucht wollen im Sinne diefer Ausführungen Herrn 
Saure auf dem Ihnen angemefjen erjcheinenden Wege erjuchen, 
feine Reife nach Berlin zu unterlafjen. 

(ge3.) Bülow, 


XXXIV. „Hamburger Nachrichten“. 


Seitens des Inhabers und Chefredakteurs der „Hamburger Nachrichten“, 
des Dr. Emil Hartmeyer, war dem Reichskanzler Fürſten von Bülow ein 
Sonderabdrud der in dem Werfe „Der Staat Hamburg” enthaltenen Gejchichte 
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der „Hamburger Nachrichten“ bezw. der Firma Hermanns Erben überreicht 
worden. Hierauf ift vom MNeichsfanzler folgendes Schreiben eingetroffen: 


Norderney, den 3. Auguft 1905. 
Sehr geehrter Herr Doktor! 


Haben Sie beften Dank für die freundliche Überfendung der Ge- 
ichichte der „Hamburger Nachrichten”, für die Sie mit Recht Intereſſe 
bei mir vorausjegen. Die Beziehungen der „Hamburger Nachrichten” 
zum Fürften Bismarck fichern diefem Blatte einen dauernden Platz in 
der Gefchichte der deutſchen Publiziſtik. Für mich haben die „Hamburger 
Nachrichten” auch eine perjönliche Bedeutung: ich bin von mütterlicher 
Seite Hamburger, habe einen großen Teil meiner Kindheit vor den 
Toren Hamburgs am Ufer der Elbe verlebt, und jo ift es gefommen, 
daß die „Hamburger Nachrichten" zu den erften Zeitungen gehören, die 
ich gelefen habe. Ich verfolge daher gern in Ihrer Schrift die Ent- 
wicklung Ihres Blattes zu der angejehenen Stellung, die es heute ein- 
nimmt. 

Ihr ergebener 


(ge3.) Bülom. 


XXXV. „Petit Parifien“ (Interview). 


Am 3. Oktober 1905 wurde in Baden-Baden ein Redakteur des „Petit Parifien“ 
vom Fürften Bülow empfangen. Über feine Auslajjungen berichtete das Blatt 
folgendes: 

Zu gewiſſen Zeiten war Frankreichs Politik in einer Weije ge 
leitet worden, daß man es für ihr wejentlichjte8 Ziel halten mußte, 
Deutjchland zu ifolieren, und daß ihr leitender Grundſatz fchien, uns 
mit allen Mitteln feindfelig zu fein. Ich möchte fchlechterdings nie 
manden angreifen, aber ich erinnere daran, daß ich vor 1'/a Fahren, 
als das franzöſiſch-engliſche Abkommen betreffs Marokko abgejchlofjen 
wurde, im Reichstage die Erklärung abgab, das franzöſiſch-engliſche 
Abkommen jcheine feineswegs gegen Deutjchland gerichtet zu jein, jedoch) 
binzufügte, daß mir feinerlei offizielle Mitteilung davon gemacht wor: 
den jei. 

Glauben Sie nicht, daß man mir damals diefe Mitteilung, die ich 
für notwendig hielt, hätte machen ſollen? Nichts dergleichen geſchah, 
und wir hatten einen Beweis mehr, daß die franzöfifche Bolitif uns 
nicht nur ifolieren, fondern fogar verlegen wollte. Es fam der Tag, 
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mo zweifellos zur Krönung ihres Werkes dieſe Ausfchliegungspolitif 
eine Tendenz verriet, Maroffo in ein zweites Tunis umzugeftalten, 
Deutjchland, das an Marokkos Handel intereffiert ift, und das ein 
Recht hatte, feine berechtigten Intereſſen zu verteidigen, jah ſich ge: 
nötigt, dies Recht geltend zu machen. Frankreich zeigte die Abſicht, ſich 
eine Sonderjtellung in ganz Maroffo zu fchaffen. Died war unver: 
einbar mit der Unabhängigfeit Marokkos, die durch internationale Ver: 
träge befräftigt war, unvereinbar auch mit der wirtfchaftlichen und 
handelspolitifchen Freiheit, kurz eine ernfte Lage war das Ergebnis und 
es jchien ſchwer, aus diejer Yage herauszufommen, ohne daß die Würde 
eines der beiden Länder darunter litt. 

Wer hat dies verjchuldet? Und wie fann man jagen, daß Deutjd)- 
land durch feine Intervention irgendwelche Woreingenommenheit oder 
Hintergedanfen an den Tag legte; daß es Frankreich feindjelig war, 
während Deutjchland doch nur für feine Staatsangehörigen und ihre 
Intereſſen forgte, während es doch nur feine Pflicht als große Nation 
erfüllte, wie Frankreich felbft es getan hätte! Um Derartiges zu be- 
haupten, muß man abfichtlich vergefjen, daß die Politif Deutjchlands 
jeit langem den Wunſch hegt, die Beziehungen mit Frankreich zu ver: 
befjern. Zeigen die foeben ftattgefundenen Unterhandlungen nicht, daß 
wir uns darauf befchränft haben, in Maroffo das Regime der offenen 
Tür zu fichern, daß wir feine Vorurteile bejonderer Natur territorialer 
oder jonjtiger Art für uns verlangten? Wir haben uns beeilt, die be- 
fondere Situation Franfreihs anzuerkennen; im DBertrauen auf Die 
Loyalität der franzöfifchen Regierung haben wir zugegeben, daß Die 
Konferenz ſich nicht mit der PBolizeifrage an der algerifchmaroffanifchen 
Grenze zu bejchäftigen habe. Frankreich wiederum hat den Abſchluß 
nebenjächlicher Gejchäfte, die zwiſchen dem Machjen und deutjchen 
Bankiers und Unternehmern vereinbart wurden, anerfannt. Da unfere 
wirtſchaftlichen Intereſſen, die zu ihrem Schuge in Maroffo nur des 
freien Wettbewerbs bedürfen, nunmehr nichts zu befürchten haben, und 
unfere nationale Würde vor jeder Verlegung ficher it, haben wir 
Frankreich die bejondere Stellung zuerfannt, die es feiner Grenze ver: 
dankt. 

Bezüglich der marokkaniſchen Frage ſelbſt haben wir es gleichfalls 
und mit Rückſicht auf alle irgendwie beteiligten Nationen der Konferenz 
überlaſſen, dieſe Frage zu ſtudieren und Abhilfe zu finden. Die eben 
ſtattgehabten Verhandlungen, das jüngſt abgeſchloſſene Abkommen, haben 
den Deutſchen gezeigt, daß ihnen gegenüber in Frankreich ſich etwas 
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geändert hat, und daß man feit einiger Zeit ihnen gegenüber eine loyale 
Politik verfolgt. Das iſt ein für beide Völker glückliches Ereignis; ich 
freue mich, das DVerdienft daran zum großen Teil Herrn Rouvier bei- 
zumefjen, der die Lage von einem höheren Gefichtspunft aus beurteilt 
und aufrichtig an dem Aufhören der Spannung mitgearbeitet hat. 

Ich weiß wohl, es gibt Unzufriedene, das war vorauszujehen. 
Einige deutiche Blätter haben fich beklagt, daß Deutſchland nicht verfucht 
bat, bejondere Vorteile zu erlangen. Site vergejjen, daß das niemals 
Zweck der deutjchen Politik war. In Frankreich) könnte bei ihren 
Frondeuren der Verdacht beftehen, daß die gegenwärtige Politik Deutſch— 
lands in Maroffo troß alledem einen aggrejliven Charakter behalte, und 
daß neue Schwierigkeiten vor, während oder nach der Konferenz hervor: 
gerufen werden könnten. Das heißt vollitändig vergejien, daß die 
deutjche Aktion feit Beginn der maroffanischen Angelegenheit eine aus: 
ſchließlich defenſive Aktion war. Ein Mißtrauen, wie es fich in Diejer 
Annahme zeigt, ift durch nichts gerechtfertigt. Der Preſſe der beiden 
Länder liegt es ob, zwifchen unjeren beiden Völkern ein Gefühl des 
Vertrauens zu jchaffen, die beiden Regierungen wünjchen dies aufrichtig. 
Mit Beruhigung und Freude würde man die fünftigen Zeiten erwarten 
fönnen, wenn gewiſſe Franzoſen und gewiſſe Deutjche fich nicht mehr 
al3 notgedrungen traditionelle Feinde betrachten wirden, wenn fie ein- 
jehen würden, wie fruchtbar der aufrichtige völlige Friede zwifchen zwei 
großen Völkern ift, wieviel Großes er verbürgt. Die bereit errungenen 
Verbefjerungen der deutjchfranzöfiichen Beziehungen werden nicht durch 
unfere Schuld verloren gehen, denn wir wollen in Algeeiras diejelbe 
Aufrichtigkeit zeigen, wie in Paris. 

Auf den Einwand, was gejchehen würde, wenn der Machjen den 
Beichlüfjen der Konferenz nicht Rechnung tragen jollte, antwortete der 
Neichskanzler: Die Aufrechterhaltung und Befeftigung einer loyalen und 
offenen Politik zwiſchen Frankreich und Deutſchland geftatte, dieſer 
Eventualität ſowie mancher anderen ohne Beſorgnis entgegen zu ſehen. 

Auf die Frage, was er über die rufftsch-deutiche Annäherung dene, 
antwortete der Neichsfanzler: Alles mögliche Gute, die ruffifch-deutjche 
Freundſchaft befteht und ich glaube, daß es Frankreich nur angenehm 
jein fann, Rußland mit uns in guten Beziehungen zu fehen. Die 
Franzoſen haben ein Intereſſe daran, daß ihr Verbündeter einen Freund 
mehr hat; wir beglüdwünfchen uns aus demfelben Grunde zu der 
franzöſiſch-italieniſchen Freundichaft. 
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XXXVI. „Temps“ (Interview). 


An demfelben Tage, an dem der Nedafteur des „Petit Parifien” vom deutjchen 
Reichskanzler empfangen wurde, wurde auch der Beſuch eines Mitarbeiters des 
„Temps“ in Baden-Baden angenommen. Über deſſen Unterredung mit dem 
Fürjten Bülow erjtattete das Pariſer Blatt folgenden Bericht: 


Ich betrachte das eben getroffene Abkommen al3 ein erfreuliches 
Ereignis im Leben der beiden Völker, denn es macht einer Periode des 
Mißtrauens ein Ende, die ich immer für bedauerlich gehalten habe. 
Ich war glücklich, feitzuftellen, daß die Anjchauungen des Herrn Rouvier 
bezüglich der zu beobachtenden Grundfäge in Übereinftimmung mit den 
meinigen ftanden. Ich hoffe, daß derjelbe Einklang fich auch auf der 
Konferenz fundgeben wird. Sch bin der Anficht, daß dieje Konferenz, 
weit entfernt davon, uns zu entzweien, dazu beitragen fol, uns zu 
nähern. Für diefe Annäherung iſt allerdings eine Bedingung notwendig, 
man muß fich im franzöftfchen Publikum darüber klar werden, daß jene 
Politik, die Deutjchland zu ifolieren trachtete, dev Vergangenheit ange- 
hört, daß diefe Bahn heute für immer aufgegeben ift. Ich hege die 
Zuverficht, daß dem jo jein wird, und deshalb habe ich mit dem ſoeben 
unterzeichneten Abkommen einen großen Beweis unferes verjöhnlichen 
Geiftes gegeben. Ich habe nur den einen Wunfch, daß die franzöfifche 
Politik auf und nach der Konferenz mir geftattet, diefe Politik des 
guten Einvernehmens fortzufegen, wie fie allein zweier großer Nachbar: 
völfer würdig ift, die beide weſentliche Faktoren der Zivilifation find. 

Auf die Bemerfung des Redakteurs des „Temps“, daß in Frankreich 
die Kundgebungen zur deutjchen Politik, insbejondere die Schritte des 
Grafen Tattenbah Mißtrauen hervorgerufen haben, entgegnete Fürst 
Bülow: Daß man diefen Eindruc empfangen hat, iſt auch mir befannt; 
ich bedauere dies, aber ich gebe shnen mein Wort als Ehrenmann, daß 
auf unjerer Seite niemal3 der geringſte Hintergedanfe vorhanden war. 
Ich wiederhole das lediglich, um den bedauerlichen Mißverftändniffen 
ein Ende zu machen. Übrigens haben wir dies bei den beendeten Ver— 
handlungen bemiejen. 

Auf die Außerung des Anterviewers, in Frankreich herrfche die 
Bejorgnis, daß Deutjchland entgegen der Bismardichen Tradition nun= 
mehr die foloniale Ausdehnung Frankreich® behindern, daß man in 
Berlin Frankreich in eine antienglifche Politik hineinziehen und dazu 
vermittelft einer deutſch-ruſſiſchen Annäherung zwingen wolle, erwiderte 
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der Reichskanzler: Alle dieje Beunruhigungen find unbegründet. a, 
es ıft wahr, daß Fürft Bismard häufig die Berechtigung der franzöfi- 
jchen Kolonialpolitif anerfannt hat, und ich jelbit habe eines Tages im 
Reichstage erklärt, daß es weder in Afrika noch in Aſien einen Punkt 
gebe, wo unsere Intereſſen aufeinanderftoßen, aber dieje Kolonialpolitif 
darf nicht wie ın der Maroffojache die Gelegenheit zu einem üblen Vor: 
gehen gegen Deutichland bilden. Vorausgeſetzt, daß die franzöfiiche 
Kolonialpolitif unfere wachſenden Handelsinterefjen und unfere Würde, 
die wir noch höher jtellen, rejpeftiert, werden wir Frankreich nicht bloß 
nicht behindern, fondern nötigenfalls in Maroffo und anderwärts unter: 
jtüßen. 

Was den zweiten Grund des Mißtrauens anlangt, jo weiß id, 
daß es Leute gibt, die einen Krieg zwijchen England und Deutjchland 
als etwas Notwendiges prophezeien. Ich jage, daß es eine Albernbeit 
ift, diefen Krieg al3 unvermeidlich anzufündigen. Deutſchland und Eng: 
land würden einander zu viel Unheil antun. Sie werden diejen Ver: 
juch nicht machen. Und wenn ich auch die Heftigfeit diejer Zeitungs: 
polemifen und die Nervofität des Publikums nicht verfenne, jo behaupte 
ich doch, daß die Regierungen in London wie in Berlin fich zu jehr 
ihrer VBerantwortlichfeit bewußt find, als daß ſie fich durch derartige 
Heftigfeit beeinfluffen ließen. Frankreich kann da übrigens eine nützliche 
Rolle jpielen, indem es die Gemüter beruhigt anitatt aufzuftacheln. Die 
internationale Solidarität ift zu tiefgreifend, als daß man fich ſchmeicheln 
fönnte, der tertius gaudens zu jein. Wenn zwijchen England und 
Deutichland VBoreingenommenheiten vorhanden find, jo werden Dieje 
früher oder fpäter ſchwinden. Frankreich kann mithelfen, fie zu zer: 
jtreuen. Sein Beifpiel zeigt, daß es immer möglich ift, fich mit Eng- 
land zu verjfühnen. Was Rußland anlangt, jo ftehen wir zu Ihrem 
Verbündeten in den denkbar bejten Beziehungen. Das ift eine natür- 
liche traditionelle Situation. Warum follten Sie daran Anftoß nehmen? 
Haben wir jemals am franzöfifcheruffiichen Bündnis Anftoß genommen? 
Hatte diejes Bündnis und gegenüber jemals den aggrejjiven Charakter, 
den man, ich weiß nicht, warum, gewiſſen Annäherungen zugejchrieben 
hat, die, ohne den Wert eines Bündnifjes zu befigen, viel beunruhigender 
fchienen? Ein doppeltes Syftem von Allianzen, die beide friedlich find, 
fichert das Gleichgewicht Europas. Diejen Allianzen Eönnten und jollten 
ſich Freundjchaften beigejellen. Sie ſtehen mit Italien gut; nichts kann 
bejjer jein. Wir ftehen mit Rußland gut. Vortrefflich! Man darf 
nur der franzöfifchsitalienischen Annäherung feinen antideutjchen und 
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der deutſch-ruſſiſchen Annäherung feinen antifranzöfiichen Charakter 
beilegen. 

Ich habe offen zu Ihnen gefprochen, denn die Offenheit ift die 
bejte Politik. Es fann auf beiden Seiten unangenehme Augenblice 
gegeben haben, aber ein unnüger Konflikt ift vermieden und der Friede 
aufrecht geblieben. Das ift die Hauptjache. ch wünſche, daß diefe 
Beendigung der Spannung das Vorſpiel zu einem gegenjeitigen Ber: 
trauen bilden möge. Die deutjche öffentliche Meinung würde fich gern 
diefem Gefühle Hingeben, jobald fie die Sicherheit hat, daß in Paris 
niemand mehr daran denkt, uns zu ijolieren, was unter Kulturvölfern 
wie unter Unzivilifierten immer al3 ein übles Vorgehen gelten wird. 


XXXVII. Straßburger Männergefangverein. 


Am 4. Dftober 1905 empfing der Neichsfanzler in Baden-Baden in Gegen: 
wart der Fürftin Bülow und des zum Bejuche dort weilenden Prinzen Mar von 
Baden eine Abordnung de3 Straßburger Männergefangvereins, die im Hotel 
Stephanie mehrere Lieder vortrug. Nach Beendigung der Gejfangsvorträge über: 
reichte der Vorfigende des Gejangvereins dem Reichsfanzler mit längerer patrio- 


tiſcher Anſprache das fünftlerifch ausgeführte Diplom der Ehrenmitgliedichaft des 
Vereins. 


Der Reichskanzler dankte den Sängern für den Genuß, den ſie ihm 
bereitet hätten. 

Er höre — ſo führte Fürſt Bülow aus — ſtets gern ein deutſches Lied; 
von Elſäſſern vorgetragen, hätten ihn die Lieder aber doppelt erfreut. 
Er ſtehe als Reichskanzler in nahen amtlichen Beziehungen zu den Reichs— 
landen und er pflege dieſe Beziehungen gern; er ſei ſtolz darauf, Ehren— 
mitglied des Straßburger Männergeſangvereins zu ſein, und dies nicht 
nur als Reichskanzler, ſondern auch als Deutſcher, denn Straßburg und 
die Reichslande ſeien jedem guten Deutſchen beſonders ans Herz ge— 
wachſen. Er kenne wohl, bemerkte der Reichskanzler in Erwiderung 
auf eine Stelle in der Rede des Vorſitzenden, die hohe Bedeutung des 
deutſchen Liedes für das deutſche Volk als ein oft bewährtes Bindeglied 
in der Geſchichte ſeiner nationalen Einheitsbewegung. Er wiſſe auch, 
daß der Straßburger Männergeſangverein von vaterländiſcher Geſinnung 
erfüllt jet und ſei überzeugt, daß jedes Mitglied desjelben auch ferner: 
bin ein Apojtel des Deutichtums in feiner Heimat fein werde. Und 
io hoffe er denn, daß die Beziehungen zwijchen den Yandsleuten jenjeits 
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und diesſeits des Rheins, zwiſchen Elſaß-Lothringen und Altdeutjchland 
immer herzlichere und engere werden würden. Den Sängern jei es, 
jo jchloß der Reichsfanzler, gewiß bejonders lieb gewejen, auch vor dem 
Prinzen Mar von Baden zu fingen, dem Neffen des Großherzog? 
Friedrich, des von allen Deutjchen gleich verehrten badischen Landesherrn. 


Alsdann erkundigten fich der Neichsfanzler und die Fürftin Bülow noch nadı 
den perfönlichen Berhältniffen der einzelnen Herren der Abordnung, der Stärke 
des — wie ſich ergab über taufend Mlitalieder zählenden — Bereing, feinen 
Konzerten und Sängerfahrten und verabichiedeten ſich von den Herren in freund: 
lichſter Weiſe. 


XXXVIII. „Aſſociated Preß“ (Interview). 


Gegen Ende Oktober 1905 führte der Reichskanzler in einem Interview 
gegenüber dem Berliner Vertreter der „Affociated Preß“, Elmer Roberts, folgen: 
des aus: 

Wir machen, ebenſowenig wie die DVereinigten Staaten, unjere 
Handelspolitik nach jtarren Dogmen. Wir wollen die Intereſſen unferes 
Yandes zur Geltung bringen und jeinen wirtjchaftlichen Bedürfnifien 
Nechnung tragen. Der alte Zolltarif vom Jahre 1879 mit den daran 
im Laufe der Zeit vorgenommenen Änderungen hat in Anjehung der 
Entwiclung des deutjchen Wirtfchaftslebens unjeren Intereſſen nicht 
mehr entiprochen, und insbefondere hat infolge der Verträge der neun 
ziger “jahre, die die Gewinnung der Auslandsmärkte in den Vorder— 
grund jtellten, die deutsche Landwirtſchaft gelitten. Deshalb mußte auf 
die deutiche Kandwirtichaft bei der Aufftellung des neuen deutfchen Zoll 
tarifs vom 25. Dezember 1902 befonders Rückſicht genommen werden. 
Daß diefe Tendenz dem Abjchluß von Handelsverträgen nicht feind: 
(ich it und fih mit Entgegenfommen gegen die Intereſſen anderer 
Länder wohl vereinbaren läßt, haben wir beveit3 durch den Abſchluß 
einer Reihe von neuen Handelsverträgen bewieſen. 

Auch mit den Vereinigten Staaten fünnen wir und wollen wir 
auf eimem freundlichen handelspolitifchen Fuße leben. Eine unver: 
änderte Fortdauer des bisherigen Zuftandes ift aber ſchon aus for- 
mellen Gründen nicht möglich. Unjer Abkommen mit den DBereinigten 
Staaten vom Jahre 1900 ift ausdrüdlich auf die Zollfäge der alten 
Tarifverträge gejtellt worden. Diefe Zollfäge verlieren infolge unferer 
neuen Sandelöverträge Ende Februar 1906 ihre Geltung, und fo ver: 
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liert mit dem Inkrafttreten des neuen Zolltarif3, d. h. mit dem 1. März 
1906, das deutjch-amerikanische Abkommen jeine Grundlage. Daher 
befteht für die Kaiferlihe Regierung die Notwendigkeit, diejes Ab- 
fommen auf den 1. März 1906 zu Fündigen. 

Wir wollen nun feineswegs an die Stelle des jegigen Abkommens 
ein Vakuum treten lajjen, jondern wir haben jelbitverjtändlich den auf- 
richtigen Wunjch, mit der Negierung der Vereinigten Staaten zu einer 
neuen Berftändigung zu gelangen. Dieſer Wunjch entipricht nicht nur 
dem freundjchaftlichen politischen Verhältnis der beiden Länder, fondern 
auch den wirtjchaftlichen Bedürfniffen auf beiden Seiten. 

Der Katjerliche Botjchafter Freiherr Sped von Sternburg, der in 
den nächſten Tagen auf jeinen Poſten nach Waſhington zurückkehrt, 
wird der amerikaniſchen Regierung entjprechende Vorjchläge vorlegen. 
Gewiß wünjchen wir in unferem neuen Abkommen mit den Bereinigten 
Staaten die Gejichtspunfte zur Geltung zu bringen, die für die Neu: 
gejtaltung unferer gejamten handelspolitifchen Beziehungen maßgebend 
und in den bereits abgejchlofjenen neuen Verträgen zum Ausdruck ges 
fommen find. Demgemäß haben wir unjere Vorjchläge nach forgfältiger 
Erwägung der in Frage fommenden deutjchen Intereſſen aufgeftellt. 
Unjere Anträge werden jich aber in nach unferer Anficht durchaus er: 
füllbarem Rahmen halten, und wir werden ficherlich mit feiner Forde- 
rung an die amerifanische Regierung herantreten, die ein Lebensintereſſe 
des dortigen Wirtjchaftsorganismus verleßt. 

Mir jcheint, daß die Intereſſenten auf beiden Seiten bald ihre 
Wünſche zu hoch jpannen, bald in ihren Befürchtungen zu weit gehen. 
Auch fennen und berücdfichtigen fie die Verhältnifje auf der anderen 
Seite nicht durchweg genügend. Die beiden Regierungen find eher in 
der Lage, da3 Mögliche und Erreichbare abzumejjen. Wir glauben 
daher zuverfichtlich, daß fich zwiſchen dem amerikanischen und dem 
deutjchen Standpunkte durch Entgegenfommen von beiden Seiten ein 
gerechter und billiger Ausgleich finden laſſen wird. Und wir hoffen, 
in gemeinjfamer Arbeit mit der dortigen Regierung, die gleichfall® immer 
betont hat, daß eine gerechte Neziprozität die Baſis aller handel3- 
politifchen Verſtändigungen fein müſſe, zu einem beide Teile befriedi- 
genden Abjchluß zu gelangen. 

Die zweckmäßigſte Förderung dürfte das Werk wohl dadurch er: 
halten, daß ein offener Meinungsaustaufch zwijchen ſolchen Männern 
beider Länder erfolgt, welche auf dem Gebiete der Zoll- und Tariffragen 
hervorragend erfahren find. Eine freundliche Ausſprache und ein 
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Kennenlernen des Standpunftes des anderen Teil wirkt immer ver 
jöhnlich und fürderlih. Wielleiht würde man auf diefe Weiſe am 
ficherften und jchnelliten zu einer Verftändigung gelangen. 

Wir mwünjchen, wie gejagt, diefe Verftändigung aufrichtig und 
werden eifrig an ihr arbeiten in dem Bewußtſein, daß die beiderfeitigen 
Wünſche, Intereſſen und Anſchauungen zwar verjchieden, aber durchaus 
miteinander vereinbar find, zumal wenn man die allgemeinen Worteile 
einer gejunden NReziprozität im Auge behält. 


XXXIX. Sleifchtenernng. 


Am 31. Dftober 1905 wurde vom Reichsfanzler die Abordung des Deutfchen 
Städtetages empfangen. Auf die Ansprache des Oberbürgermeifters Kirfchner 
aus Berlin erwiderte Fürſt Bülow folgendes.!) 


E3 jei ihm erwünſcht, die Vertreter großer deutjcher Städte bei 
jich zu jehen und mit ihnen eine Frage zu bejprechen, die unfere Volks— 
wohlfahrt tief berühre. In der Preſſe, in Verfammlungen und in Bett: 
tionen werde dem Neichsfanzler und preußifchen Minifterpräfidenten der 
Vorwurf gemacht, daß er gegenüber der in vielen Gegenden Deutſch— 
lands herrichenden Fleiſchverteuerung eine zu pajfive Rolle jpiele. Der 
Vorwurf jei ungerecht. Er, der Reichsfanzler, verfenne feinen Augen: 
bli, daß eine ungerechtfertigte Verteuerung notwendiger Lebensmittel 
zu einer jchweren Schädigung, zu einer Bedrängnis weiter Volkskreiſe 
führen könne. Er verfenne ebenfowenig, daß der verantwortliche Leiter 
der Reichs: und Staatsgejchäfte die Pflicht Habe, jolhe Schädigungen 
zu verhindern oder einzuschränken, foweit dies in feiner Macht liege. 
Er habe den Herren bereits jchriftlich mitgeteilt, welche Zuftändigfeit 
der Neichsfanzler gejegmäßig in diefer Frage habe. Er habe die Ver— 
pflihtung und Berechtigung, die zur Abwehr von Seucheneinfchleppungen 
von den zuftändigen Landesregierungen getroffnen Maßregeln zu über: 
wachen, auch die beteiligten Bundesjtaaten zu einheitlichen Abwehrmaß— 
regeln zu veranlafjen. Darin liege aber an fich nicht das Recht, Maß— 
regeln, die von einer Landesregierung zur Abwehr von Biehjeuchen er: 
laffen jeien, aufzuheben oder zu bejchränfen: die Verantwortung zu 
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jolhem Eingriff in die Nechtsiphäre der Einzelftaaten gegen deren Willen 
fönnte fein Reichsfanzler übernehmen. 

Die Erhaltung unferes deutichen Viehbeſtandes entfpreche Lebens: 
interefjen unſers Volkes, nicht nur der Landwirtfchaft, jondern des ge- 
jamten Volkes. Solange er an verantwortlicher leitender Stelle ftehe, 
werde er niemals die Hand dazu bieten, den deutjchen VBiehbeftand 
durch Außeradhtlafjung notwendiger VorfichtSmaßregeln oder durch 
einjeitige Maßnahmen zu gefährden. Er fei zu ſehr durchdrungen 
von der Bedeutung der Landwirtichaft für unfer Volkswohl, um nicht 
Schädigungen von ihr fernzuhalten. Das ſchließe aber feine ein: 
jeitige Bevorzugung der Landwirtſchaft in fich, fondern laſſe 
ich vollfommen vereinigen mit der Wahrnehmung der Intereſſen aller 
Erwerbsitände. 

Die formale Zuftändigfeit verhindere nicht — dies jage er ganz 
befonder8 gegenüber den Erörterungen in einem Leipziger Blatt, das 
jeine neuliche Antwort an den Herrn Oberbürgermeifter Kirjchner Friti- 
jiert habe —, daß er jeinerjeitS nicht unterlafjen würde, in gemeinjame 
Erwägungen mit den Bundesregierungen darüber zu treten, ob 
Erleichterungen an den Grenzen eintreten fönnten, wenn er die Über- 
zeugung gewonnen hätte, daß jolche Erleichterungen möglich und zweck— 
mäßig wären. Zu diefer Überzeugung fehlten aber vorläufig die Vor— 
ausſetzungen. 

Wenn Maßregeln zur Beſeitigung von Übelſtänden getroffen werden 
ſollen, ſo müſſe man zunächſt klar ſehen über die Gründe der Übelſtände. 
Zuzugeben ſei eine zum Teil erhebliche Steigerung der Viehpreiſe, ins— 
beſondere bei den Schweinen. Es frage ſich aber, ob dieſe Steigerung 
auf einen Viehmangel im Auslande oder auf andere Urſachen zurückzu— 
führen ſei. Ob ein Viehmangel vorliege, könne nicht durch die Statiſtik 
einzelner Märkte in den großen Städten, nicht durch Preßartikel oder 
Reden in Verſammlungen, ſondern nur durch eingehende Ermittlungen 
im Lande feſtgeſtellt werden. Es frage ſich ferner, ob die Preiſe an 
den Marktorten im Verhältnis ſtehen zu den Stallpreiſen, die Groß— 
handelspreiſe zu den Detailpreiſen, oder ob ein ungerechtfertigter Auf— 
ſchlag vom Zwiſchenhandel erhoben werde. Sollten Fleiſchmangel und 
zu hohe Fleiſchpreiſe feſtgeſtellt werden, ſo frage es ſich weiter, ob die 
Offnung der Grenzen ein taugliches Mittel ſei, und ob ſie ſich ohne 
Gefahr der Seucheneinſchleppung durchführen laſſe. Sei letzteres 
nicht der Fall, ſo müſſe man von dieſer Maßregel Abſtand nehmen, 
denn ein Seuchenausbruch im Inlande würde nicht nur die Landwirt— 
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ichaft aufs ſchwerſte jchädigen, jondern auch die Fleifchteuerung erheblid 
vermehren, ja zu einer wirklichen ?Fleifchnot führen. Er müfje immer 
wieder darauf hinweifen, daß die Sperrung der Grenzen nicht zu dem 
Zweck erfolge, der Landwirtjchaft höhere Preiſe zu fidhern, jondern um 
die fchwere Schädigung zu vermeiden, die der Ausbruch von Viehſeuchen 
dem nationalen Wohljtande und der Ernährung des Bolfes bringen 
würde. 

Schließlich bedürfe es auch der Feititellung, ob im Auslande ge 
nügendes Vieh zur Ausfuhr vorhanden ei, und ob im Auslande die 
Preiſe wefentlich geringer wären als im Inlande. — Dieje Feitjtellungen 
jeien notwendige Vorausjegungen für eine Entſchließung, die Grenzen 
zu öffnen oder andere Maßregeln zu treffen. — Die Herren müßten, 
daß für Preußen jeit Wochen eingehende Erhebungen angeordnet jeien, 
die Klarheit über alle dieje Fragen geben jollen. Dieſe Erhebungen 
wären dem Abjchluffe nahe und würden die Grundlage weiterer Ent: 
Ichließungen für die preußiiche Staatsregierung bilden. Inzwiſchen 
fönnten die ftädtifchen Verwaltungen manches tun, um ihrerjeit3 die 
Fleiſchteuerung zu bejchränfen. Ex fünne den Herren nur empfehlen, 
dem Beispiele der Stadt Wien und den Anregungen der preußifchen 
Landwirtichaftsfammern zu folgen und ihrerjeitS in der gegenmärtigen 
fritifchen Lage die Fleifchverjorgung ihrer Städte in die Hand zu 
nehmen. Die preußifche Staatsregierung werde gern bereit fein, jolde 
Unternehmungen zu fördern und zu unterjtügen, ſoweit es nur möglid) ſei. 


XL. Graf Lercheufeld Köfering. 


Zu Ehren des bayerifchen Gejandten in Berlin, des Grafen von und zu 
Lerchenfeld-Köfering, fand am 16. November 1905 im Kaiferhof ein Feſtmahl ftatt. 
Der Neichsfanzler nahm daran teil. Während der Tafel brachte er folgenden 
Trinkſpruch aus: 

Meine Damen und Herren! Ein Jubiläum wie dasjenige, das 
wir heute feiern, ift ein feltenes Feſt, doppelt felten bei einem Diplo: 
maten, denn die Diplomaten find im allgemeinen unruhige Leute, denen 
e3 gegeben ift, auf feiner Stätte zu ruhen. Fünfundzwanzig Jahr 
jind heute verflofjen, jeit am 16. November 1880 Graf Lerchenfeld als 
Geſandter in Berlin beglaubigt wurde, und ohne Unterbrechung ijt er 
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jeitdem, jeit fajt einem Menfchenalter, der Träger der Beziehungen 
Bayerns zu Preußen gewefen. Ich glaube, es gibt kaum einen Poſten, 
der für den Zujammenhalt und das Zuſammenwachſen des Deutjchen 
Reiches jo wichtig wäre, wie die Stellung als Vertreter des zweitgrößten 
Bundesftaates in Berlin. Wir alle erinnern uns, wie ſorgſam auf die 
Feſtigung des Verhältnifjes zwiſchen den Reichsgliedern durch Pflege 
der perjönlichen Beziehungen ihrer amtlichen Vertreter der große Staats: 
mann bedacht geweſen ift, .dejjen Genius über unferer nationalen Eini- 
gung gewaltet hat. Wir alle wijjen, wie jehr dem Fürjten Bismard 
namentlich die fortjchreitende vertrauensvolle Annäherung zwiſchen Nord 
und Süd am Herzen lag. Noch in feiner legten Gabe an die Nation, 
in jeinen „Gedanfen und Erinnerungen“, finden fich Zeugniffe für dieſen 
bundesfreundlichen Grundzug feiner inneren Neichspolitif, vor allem im 
Verkehr zwifchen Preußen und Bayern. 

In unferem Jubilar haben Fürft Bismard und jeine Nachfolger 
für die Erweiterung und Vertiefung des politiichen Einklangs zwiſchen 
Berlin und München einen hochgeichägten Mitarbeiter gefunden, und 
ich, der ich das Feſthalten an den füderativen Wurzeln unjeres national- 
jtaatlichen Lebens als ein ernſtes Vermächtnis des großen Kanzlers 
betrachte, bin gewiß, auch in feinem Sinne zu fprechen, wenn ich an 
dem heutigen Ehrentage eines bayerifchen Diplomaten in Preußen das 
langjährige, verdienftvolle Wirken Seiner Erzellenz des Herren Grafen 
von Lerchenfeld dankbar anerfenne. Die hohe Auszeichnung, welche 
Seine Majejtät der Kaifer dem Grafen Lerchenfeld vor zwei Tagen in 
Nürnberg verliehen hat, war eine wohlverdiente. Unter den jüddeut- 
jhen Staatsmännern, die berufen waren, nach der Reichsgründung an 
unferm inneren organifchen Erſtarken mit ihren norddeutfchen Kollegen 
zufammenzuarbeiten, wird der Name Lerchenfeld nicht vergefien werden. 

Der Reichsfanzler würdigte hierauf die perfönlichen Eigenjchaften 
des Grafen Lerchenfeld, denen feine durch die große Anteilnahme an 
der heutigen Feier bezeugte Beliebtheit in der Berliner Gejellichaft zu 
verdanken jei, und jchloß mit einem Hoc, auf den Jubilar, feinen hoch- 
verehrten lieben Freund, dem er eine lange ehrenreiche Fortſetzung feiner 
Laufbahn wünjche. 


Graf Lerchenfeld erwiderte jodann: 


„Beftatten Sie, daß ich auf die freundlichen Worte antworte, die Sie im 
Namen des ganzen Kreiſes an mich gerichtet haben. Sie haben fo viel Gutes 
über mein Wirken gejagt, daß ich eigentlich befchämt bin und nicht anders ant— 
worten fann, als heute früh; aber es ift das Recht des Jubilars, fich zu wieder: 
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holen, und ich kann nur jagen, wenn ich oft nicht genügt habe in meinen Werfen, 
jo fann ich mir doch das Zeugnis geben, dat ich den guten Willen gehabt habe, 
meine Aufgabe zu erfüllen, eines der Kleinen Bänder zu fein zwifchen Preußen 
und Bayern, zwifchen dem Reich und den Bundesftaaten. Sch bin fein Redner 
wie Fürft Bülom, ich bin heute — und- ich bitte das zu bedenfen — ein gefnidter 
Jubelgreis, gefnickt allerdings von Freude und von Dank, von den Gefühlen, die 
dem menfchlichen Herzen am angenehmften find. Es ift mir in diefen Tagen jo 
viel an herzlichen Wünfchen, fo viel an fchönen Geſchenken, foviel an Freuden 
aller Art geworden, daß ich felber Angſt befommen babe, hochmütig zu werden; 
aber ich will verfuchen, bejcheiden zu bleiben. Darauf jedocd, darf ich ftolz fein, 
daß eine folche illuftre Zahl von Freunden ſich eingefunden hat zum heutigen 
Feit, ftolz darauf, daß der erite Beamte des Deutjchen Reiches Zeit gefunden hat, 
in feinem vielbefchäftigten Leben einem alten treuen Verehrer jo jchöne Worte zu 
widmen. Meine Damen und Herren! Ach blide auf 25 Jahre in Berlin zurüd, 
und es ift mir das Befte geworden, was einem Menfchen werden fann: ich habe 
meine alte Heimat behalten — das hat mir der geftrige Tag und die Anweſenheit 
fo vieler Freunde gezeigt, die fich aus Bayern eingefunden haben —, ich habe 
aber auch eine neue Heimat hier in Berlin gefunden, ic) habe mir hier jo manchen 
Freund und manche Gönnerin erworben, und das ift das Beite im Leben. Dadurch 
wird man froh und freudig in quten Zeiten, und wenn jchwere Zeiten kommen, 
dann bringen einen die guten Freunde darüber hinweg. Meinen Freunden gilt 
daher mein Toaft. Ich möchte mit diefem Toajt aber auch einen Wunſch ver: 
binden: den, daß Sie alle fo fchöne Jubiläen feiern mögen, filberne, goldene, 
dienftliche und andere, und vor allem, dab dann auch Ihre Freunde fich in folcher 
Zahl um Sie fcharen, und Sie den Tag fo vergnügt und froh begehen, wie es 
mir heute befchieden ift, und daß der Tag Sie fo froh nn möge, wie der 
heutige mich. Meine Freunde, fie leben hoch!“ 


XLI. Satholifches Hofpiz in Iernfalem. 


Auf einen Neujahrswunfch, den der Direktor des Fatholifchen Deutjchen 
Hofpizes in Jerufalem, Pater Schmidt, an den Reichskanzler Fürften Bülow 
gefandt hatte, antwortete diefer: 


Berlin, den 13. Januar 1906, 


Hohmürdiger Pater! 

Aus Anlaß des Jahreswechſels haben Sie meiner wiederum in 
altbewährter Treue gedacht. Ihr liebenswiürdiges Schreiben vom 16. v. M. 
hat mir eine herzliche Freude bereitet, und ich erwidere Syhre von warmem 
Patriotismus getragenen Glüd- und Segenswünfche aufrichtigit. Möge 
e3 Ihnen vergönnt fein, auch im neuen Jahre und in weiterer Zukunft 
in ungetrübter Kraft und Friſche Ihres erhabenen Amtes zu walten 
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und Ihre fegensreichen, dem Heile der leidenden Menjchheit gewidmeten 
Werke in der heiligen Stadt zu vollenden. Über die großen Fortfchritte, 
die diefe Werke inzwijchen gemacht haben, bin ich vor furzem durch den 
Herrn Vizepräfidenten de3 Deutfchen Vereins vom Heiligen Lande unter- 
richtet. Die von Herrn Dr. Klein zur Verfügung geftellten Notizen und 
Bilder haben mir einen neuen Beweis dafür geliefert, daß der Verein 
die hohen Aufgaben, die er fich in Paläftina geftellt hat, unter Ihrer 
bewährten und einfichtSvollen Leitung in mwürdigfter Weife löft. Die 
jest vollendete Krypta der Marienkirche auf dem Sion ftellt, nad) 
der Photographie zu urteilen, einen wirfungsvollen Bau dar, der in 
hohem Maße dazu geeignet erjcheint, ein beredtes Zeugnis von deutjchem 
Scaffenstrieb und deutjchem Kunftfinn im Heiligen Lande abzulegen. 
Daß auch der Bau vor dem Damaskfustor rüftig fortfchreitet und 
fogar demnächit fchon feiner Bejtimmung wird übergeben werden können, 
hat mic) jehr erfreut. Ich zweifle nicht daran, daß die deutſchen Pilger, 
die im Frühjahr dort eintreffen werden, angeficht3 diefer Fortjchritte 
für die Bollendung der Jeruſalem-Werke tatkräftig eintreten werden. 
Auch hege ich die zuverfichtliche Hoffnung, daß Sie, hochwürdiger Pater, 
und Ihre Herren Konfratres in den Patres Benediktineri, denen Sie 
in jo herzlicher und echt brüderlicher Gefinnung entgegenzufommen bereit 
find, treue und verjtändnisvolle Mitarbeiter an den heiligen deutjchen 
Merken in Jeruſalem finden werden. Daß ich jelbit diefe Werfe ftets 
mit wärmftem Intereſſe begleiten werde, bedarf feiner bejonderen Ver— 
ficherung.... Ich verbleibe Ihr treuergebener 
(ge3.) Bülow. 


XLII. Dentſch-engliſche Beziehungen. 


Sir Francis William Fox, der Ehrenſekretär des anglo-deutſchen Freund— 
fchaftsfomitees, der kurz zuvor in dejjen Auftrag in Berlin gemejen war, erhielt 
vom Reichsfanzler Fürften Bülow folgenden Brief: 


Berlin, 17. Januar 1906. 
Lieber Mr. For! 

Ich bedaure aufrichtig, daß meine Geſundheit es mir nicht ge- 
ftattet, Sie zu jehen und mit Ihnen perſönlich über die Arbeit des 
anglo=deutfchen Freundfchaftsfomitees zu verhandeln. Daß der Zweck 
diejes Vereins meine volle Sympathie. befitt, ift Ihnen bereit3 befannt, 
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und ich benuge mit Vergnügen die durch Ihren freundlichen Beſuch in 
Berlin gewährte Gelegenheit, um zu wiederholen, daß die deutjche 
Regierung mit der herzlichften Befriedigung alle Bemühungen will 
fommen heißt und fördern wird, welche dazu dienen, bejjere Stimmung 
zwifchen unferen Ländern zu erzielen. Hierdurch bejtätigt ſich nur die 
Überzeugung, die ich ſchon bei verjchiedenen Gelegenheiten geäußert 
habe, und zwar nicht nur in jüngjter Zeit. 

Ich möchte Sie an meine Rede im Reichstag vom 5. Dezember 
1904!) erinnern, welche, wie ich damals erklärte, die Richtſchnur der 
Kaiferlihen Politik darjtellt. ch jagte in jener Rede: ich hoffe, die 
Geſchicke der beiden Länder werden immer durd die fühlen Köpfe 
entjchieden werden, welche wijjen, daß Deutjchland und England nicht 
nur für die unmittelbare Gegenwart, jondern für alle künftige Zeit, 
ſoweit menjchliche Augen jehen können, am beften durch Aufrechterhaltung 
der gegenwärtigen friedlichen Beziehungen gedient jein wird. Seitdem 
hat ſich meine Überzeugung nicht geändert, und die Bildung Ihrer Ver: 
einigung hat dazu beigetragen, fie zu bejtätigen. 

Sn der Hoffnung, daß das anglosdeutjche Freundichaftsfomitee 
fortfahren werde, zu gedeihen, bin ich Ihr ſehr ergebener 


(ge3.) Bülom. 


XLIII. Deutfcher Laudwirtfchaftsrat 1906. 


Das Feſtmahl des Deutjchen Landmwirtjchaftsrates fand im Jahre 1906 am 
8. Februar in gewohnter Weife im Kaiferhof ftatt. Der NReichsfanzler war aud) 
diesmal der an ihn ergangenen Einladung gefolgt und hielt nachjtehende Rede: 


Meine Herren! Fünf Jahre find vergangen, feitdem ich zum 
eritenmal in ihrer Mitte erjchien. Seitdem habe ich meines Wifjens 
nie gefehlt, wenn fich der Deutjche LYandwirtjchaftsrat hier vereinigte. 
Und ich bin immer gern zu Ihnen gefommen. Auch außerhalb diejer 
fejtlichen Gelegenheiten haben wir — mein Herr Nachbar zur Rechten 
bat dies ſoeben erwähnt — jchon manches zufammen durchgemadht, 
Freud und Leid, und unjere Kameradjchaft hat mehr als einen Sturm 
überdauert. An einen diejer Stürme hat der Herr Graf Schwerin, dem 
ich für feine gütigen Worte aufrichtig danke, erinnert an die Fleiſch— 
teuerung, die wir durchlebt haben. ch danfe Ihnen, meine Herren, 
für die Anerkennung, die Sie mir für meine Haltung in diejer Frage 
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durch den Mund Ihres Herrn Vorfigenden haben zuteil werden laſſen. 
Dieje meine Haltung war aber jelbitverftändlich. 


(Bravo!) 


Mit ihr glaube ich nicht nur der Landmwirtichaft, jondern dem Lande 
gedient zu haben. 
(Lebhaftes Bravo.) 


An Tadel hat es natürlich troßdem nicht gefehlt. Daran habe ich mich 
aber allmählich) gewöhnt 
(Heiterfeit), 


und zwar an Tadel von allen Seiten, je nachdem, von links und ge— 

fegentlich auch von rechts. Iſt mir doch erſt vorgeftern aus Ihrer Mitte, 

und noch dazu von einem langjährigen perjönlichen Freund, mit dem 

zufammen ich einft die Schulbanf gedrücdt habe, zu Halle, auf dem 

guten alten Bädagogtum, vorgeworfen worden, die von mir eingebrachte 

und vertretene Neichsfinanzreform trage einen revolutionären Charakter 
Heiterkeit). 


Als ich Botſchaftsrat war, vor nun 20 oder 22 Jahren, ſagte mir ein— 
mal mein damaliger Chef, der General von Schweinik, ein fluger und 
welterfahrener Mann: Ein Diplomat, jagte er mir, muß einerfeit3 jo 
feinfühlig fein, daß er es merkt, wenn eine Fliege hinter feinem Rücken 
durchs Zimmer fliegt; andererjeit3 muß er ein “Fell haben, wie ein 
Rhinozeros. 
(Große Heiterkeit.) 

Dieſe letztere Eigenſchaft gegenüber ungerechten Angriffen empfehle ich 
auch allen meinen Kollegen. Wer empfindſame Nerven hat, der taugt 
in unſerer Zeit nicht zum Miniſter. Wegen der Fleiſchteuerung regnete 
es ja Angriffe auf mich und auf den Herrn Landwirtſchaftsminiſter, 
den Landwirtſchaftsminiſter, von dem ich hoffe, und von dem wir alle 
hoffen, daß ſein praktiſcher Blick und ſein Organiſationstalent der 
Landwirtſchaft noch lange an verantwortlicher Stelle erhalten bleiben 


mögen. 
(Lebhaftes Bravo.) 


Durch ſolche Angriffe durfte ich mich nicht abdrängen laſſen von meiner 
Pflicht, von meiner gern erfüllten Pflicht, endlich Beſſerung in die länd— 
lihen Verhältniffe zu bringen, dem Landwirt wieder Mut zu machen 
und damit dem gejamten deutjchen Vaterland zu nüßen. 


(Lebhaftes Bravo.) 
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Meine Herren, ich weiß ſehr wohl, daß die Fleifchteuerung, die ſich in 
verjchiedenen Gegenden längere Zeit drücend fühlbar gemacht hat und 
zum Zeil noch fühlbar macht, eine ſehr ernſte Frage ift, welche die 
größte Beachtung verdient, und deren Bedeutung ich nie einen Augen: 
blick verfannt habe. Ich war von vornherein, als die Fleiſchteuerung 
eine Kalamität zu werden drohte, entfchlojjen, helfend einzugreifen, jo- 
weit die nur in meiner Macht fteht. Solchen wirtjchaftlihen Kon- 
junfturen gegenüber ift meine Macht aber begrenzt, und folche Übeljtände 
fönnen nicht von heute auf morgen durch fchleunige Maßnahmen behoben 
werden. In Petitionen, Rejolutionen, Reden und Brofchüren wurde 
immer ein Heilmittel angepriefen: „Offnet die Grenzen!“ Ja, meine 
Herren, wenn diejes Mittel wirklich ein unfehlbares Mittel, ein Heil 
mittel erften Ranges wäre und feine Gefahren in fich jchlöffe, warum 
jollte denn die Regierung jo eigenfinnig oder fo einfältig fein, es nicht 
anzuwenden? ch fonnte aber nicht meine Zuftimmung zu einer Maß— 
regel geben, die den deutjchen Viehjtand gefährdet, der ein jo gewaltiger 
Faktor des Nationalvermögens tft. 

(Sehr richtig!) 
Wo und joweit die Vieheinfuhr ohne Gefahr der Seucheneinjchleppung 
gejchehen kann, iſt fie zugelafjen und kann fie zugelafjen werden, um 
dem Fleiſchmangel abzuhelfen. Berjagen wir aber unjerem Vieh: 
bejtande den nötigen veterinärpolizeilichen Schuß, fo jegen wir nicht 
nur unſere Landmwirtichaft, jondern auch alle Konjumenten jchmweren 


Gefahren aus, 
(Sehr richtig!) 


Fafjen die Viehjeuchen einmal erjt wieder Fuß bei uns zu Lande, fo ift 
Fleiſchtenerung, wirkliche Fleifchnot die unausbleibliche Folge. Das hieße 
wirklich den Teufel durch Beelzebub austreiben. 

(Sehr richtig!) 

Deshalb, meine Herren, müjjen wir danach ftreben, uns vom Aus: 
lande unabhängig zu machen und unjeren eigenen Viehbeſtand fo viel als 
möglich zu heben. Damit wird dem Lande mehr genügt als durd) 
ungerechte Klagen über angebliche Bevorzugung der Agrarier. Es ift 
der kleine Mann, den wir jchügen, der Kleine Befiger, nicht der Groß: 
orundbefiger, jondern der Bauer. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 
Und, meine Herren, der Bauer ift auch ein Menfch, der leben will! 
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Ich betrachte es als die vornehmfte Aufgabe der Regierung, den deut- 
Then Bauernjtand zu fräftigen, zu ſchützen und zu heben 
| (lebhafte Zuftimmung), 
und das nicht nur aus wirtjchaftlichen, jondern auch aus fozialpolitifchen 
Gründen. 
(Bravo!) 
Warum, meine Herren, fämpft denn die Sozialdemokratie mit folcher 
Borliebe gerade gegen den Bauernitand und feine ntereffen? Warum 
erklärte ihr Breslauer Parteitag, die Sozialdemokratie habe gar feinen 
Grund, für die Erhaltung des Bauernftandes einzutreten, denn das 
fönne nur gejchehen, indem man ihn in feinem Beſitze befeftige, aljo 
in diametralem Gegenjag zu. dem fonjtigen Verfahren der Sozial: 
demofratie. Die Sozialdemofratie wolle, fo erklärten damals in Breslau 
ihre Führer, wohl den Kleinbejiger gewinnen, jedoch nur, indem fie ihn 
davon überzeuge, daß er als Bejiger feine Zufunft habe, jondern daß 
feine Zukunft die Zukunft des Proletariat3 ſei. Alſo zunächſt will die 
Sozialdemokratie den Beſitz des Bauernftandes zertrümmern; dann fann 
der Bauer die Ehre haben, fich der Sozialdemokratie anzuschließen und 
im Roten Meer zu erjaufen. 
(Heiterfeit.) 
Das iſt klar und deutlich, und vom fozialiftiichen Standpunft aus aud) 
ganz verjtändlih. Um fo mehr aber haben Regierungen und Reichs- 
fanzler die Pflicht, den Bauernftand, den mein Herr Nachbar zur 
Rechten mit Recht al3 eines der fejteften Fundamente de3 monarchiſchen 
Staatöwejend genannt Hat, zu ſchützen, feine Eriftenzbedingungen zu 
Sichern und ihn nicht untergehen zu lafjen. 
(Lebhaftes Bravo!) 
Diejer Pflicht werde ich genügen, folange ich an leitender Stelle jtehe. 
(Stürmijches Bravo!) 
Und ich wünschte, daß mich in Diefer Richtung alle diejenigen unter: 
ftügen möchten, die auf dem Boden der beftehenden Gejelljchaftsordnung 
ftehen, die eine friedliche und freiheitliche Entwiclung unferer inneren 
Verhältniſſe wollen, unbejchadet der Zugehörigkeit zu dieſer oder jener 
bürgerlichen Partei. Denn folange der Landwirt, jolange der deutjche 
Bauer auf feiner Scholle ſitzt, jolange er ein erträgliches Dafein hat, 
wird die Sozialdemokratie nicht herrichen zwischen Oſtſee und Alpen. 
Goeifall.) 

Ich erhebe mein Glas auf das Wohl der deutſchen Landwirtſchaft 

und ihrer Vertretung, des Deutichen Yandwirtjchaftsrats. Sie leben hoch! 
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XLIV. Graf von Hohenthal und Bergen. 


Am 26. März 1906 fand im Kaiferhof in Berlin das Abjchiedsmahl für 
den fächfiichen Gejandten Grafen von Hohenthal und Bergen und feine Gemahlin 
ftatt, nachdem der Graf durd) das Vertrauen jeines Landesherrn zum Minifter des 
Innern in feiner Heimat ernannt worden war. Der zahlreichen Gejelljchaft ge: 
hörten auch der Reichskanzler und die Frau Fürftin von Bülow an. 


Der Reichskanzler Fürft von Bülow widmete dem ©efeierten 
Worte freundfchaftliher Verehrung. Der heutige Abend wolle noch 
einmal alle die verfammeln, die fich der Freundſchaft des Gräflid) 
Hohenthalihen Haujes erfreuen durften. Zwei Jahrzehnte find ver: 
gangen, jeitdem Graf Hohenthal al3 Vertreter feines Königs in Berlin 
jei. Damals habe der große Kaijer Wilhelm die Berufung des nun 
Scheidenden zum biejigen Gejandten (wie er aus den Akten fejtgejtellt 
habe) als „iehr genehm“ dankbar anerkannt. Seit jenen Tagen des 
unvergeßlichen Königs Albert jei das Beglaubigungsfchreiben des Grafen 
Hohenthal bei zwei preußifchen Königen unter Allerhöchftihrer Aner— 
fennung entgegengenommen, ein Zeichen auch für das Vertrauen des 
Fürſten Bismard zu der erfolgreichen Wirkſamkeit des Grafen Hohenthal, 
der die freundnachbarlichen Beziehungen zwifchen Preußen und Sachjen 
ftet3 wirfjam gefördert habe. Fürſt Bülow erwähnte dann die Familien: 
tradition des Haufes Hohenthal zwijchen Berlin und Dresden und ge- 
dachte mit dankbaren, herzlich empfundenen Worten der im Gräflich 
Hohenthaljchen Haufe waltenden Gejelligfeit. Dem jcheidenden Gejandten 
gab der Fürft die beten Wünſche mit für jeinen neuen jchwierigen 
Poſten unter der Devije, die er auf einer Medaille für Wilhelm von 
Dranien gelefen habe: „Ruhig über dem tojenden Meere.” Fürft Bülow 
gedachte weiter dankbar des Wirkens der Gemahlin des Grafen und 
ihloß unter alljeitiger freudiger Zuftimmung mit einem Hoch auf Graf 
und Gräfin von Hohenthal. 

Bald darauf erhob fich der Staatsminifter Graf von Hohenthal und 
Bergen, um in bewegten Worten der Freundes-Tafelrunde für die fejtliche 
Veranftaltung zu danken. Berlin fei ihm mehr als eine zweite Heimat ge: 
worden: er fei hier geboren und feine Kinder auch, und über Gebühr und Wür— 
digkeit habe er Freundfchaft, Liebe und Anerkennung gefunden. Es jei ihm 
ſchwer geworden, von feinem biefigen Poſten zu fcheiden, aber dem dringenden 
Rufe feines Königlichen Herrn habe er Folge geben müſſen. Es bedurfte dazu 
einer förmlich elementaren Kraftanftrengung. Fürft Bülow habe es ausgefprochen, 
daß der Wechfel in feiner Stellung fein leichter fei; er werde alles tun, um feinen 
Aufgaben nach beiten Kräften gerecht zu werden. Mit tief empfundenen Dantes- 
worten fchloß Graf Hohenthal. 
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XLV. Deutscher Handelstag. 


Im Anfchluß an feine Vollverfammlung veranftaltete dev Deutjche 
Handelstag ein Feitmahl, an dem eine Anzahl Ehrengäfte teilnahmen. Unter 
den Geladenen befand fich auch der Reichsfanzler Fürft von Bülow. Den erften 
Trinkſpruch brachte Präfident Kaempf aus auf Kaifer und Reich; gleich darauf 
erhob fich der Reichsſskanzler zu folgender Rede: 


Ich danke Ahnen, meine Herren, daß Ste jo freundlich waren, 
mich zur Teilnahme an dem heutigen Feitmahl des Deutjchen Handels: 
tages aufzufordern. In der Abjicht, Ihrer Einladung Folge zu leiſten, 
wurde ich noch beftärkt, al3 ich unter den Bemerkungen zu Ihrer Tages- 
ordnung den Entwurf der Erklärung las, der deutjche Handelstag er: 
fenne die Notwendigkeit an, durch Einführung neuer Steuern endlich 
Ordnung in unſerem Neichshaushalt zu jchaffen, und jpreche fich für 
die Aufbringung von Mitteln aus, um die im Intereſſe aller Volks— 
freife erforderliche Stärkung der Wehrfraft des Neiches zur See zu 
ermöglichen. Aus diefer Erklärung wie aus dem Gang Ihrer heutigen 
Debatte habe ich wiederum mit Genugtuung entnommen, daß wir troß 
diefer oder jener Divergenz in anderen Punkten in den für die Zukunft 
der Nation dringenditen Fragen grundjäglic auf demfelben Boden 
jtehen. | 

Ich begrüße es, daß Sie, die Vertreter unjeres Handels und 
unferer Induſtrie, ſich ohne parteidoftrinäre Bedenklichkeit zu dem be— 
fennen, was vor allem not tut, wenn, wie dies Ihr Herr General: 
fefretär heute früh mit Recht anerkannt hat, die bisherige, im großen 
und ganzen jo günftige materielle Entwicklung Deutjchlands nicht in 
ihren Grundbedingungen unterbunden werden fol. Auf Einzelheiten 
der Steuervorjchläge, über die ja das legte Wort noch nicht geiprochen 
ift, will ich hier nicht eingehen. Ich darf aber die Hoffnung aus- 
drüden, daß bei der parlamentartschen Behandlung diefer Fundamental: 
frage die großen nationalpolitifchen Gefichtspunfte, die eine Mehr: 
bejteuerung unumgänglich machen, nirgends außer acht gelafjen werden, 
wo man die Fortdauer einer friedlichen Entwicklung nad; außen wie 
im Innern wünjct. 

(Bravo!) 

Meine Herren, Sie haben oft gelejen und vielleicht auch jelber 
gejagt oder gedacht, der p. Bülow habe nur Sinn und PVerftändnis 
für agrarifche Gefichtspunfte und Forderungen. 

(Heiterfeit.) 
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Wenn ich jo einjeitig wäre wie diefer Vorwurf, dann ftände ich jegt 
wohl nicht in Ihrer Mitte. 
(Bravo!) 


Ein deutjcher Reichsfanzler ohne VBerftändnis für die Bedeutung von 
Handel und Induſtrie, meine Herren, das ift ein Unding. 


(LXebhaftes Bravo.) 


Und wenn er die Erkenntnis von der Unentbehrlichfeit dieſer großen 
Wirtjchaftszweige für unfer nationales Gedeihen auf feinen Poſten nicht 
mitbrächte, fie würde ihm in der Ausübung des Amtes anerzogen 
werden. Bei mir hat es defjen nicht bedurft. Sch bin fchon, als ich die 
über Erwarten vielgejtaltige Entwiclung des deutjchen Lebens feit der 
Neihsgründung noch) vom Auslande her beobachtete, in Fleinen und 
großen Fragen darauf hingewiejen worden, welches Aftivum eine 
leiftungsfähige Induſtrie und ein blühender Handel für die internatio- 
nale Geltung ihrer Yänder in die Wagjchale werfen. 
(Bravo!) 


Und welcher Deutjche jollte nicht Freude darüber empfinden, Freude 
darüber, daß Hans der Träumer, wie man ihn früher nannte, welt: 
wirtichaftlich wach geworden ift und feinen Mann fteht im Wettbewerb 
mit anderen älteren Handelsvölfern? Wer fühlte nicht — ich möchte 
jagen — den nationalen Herzjchlag ftärfer, wenn er in Rheinland: 
MWeftfalen ſich den Hochburgen unferer Eifeninduftrie nähert; wenn ihm 
in den Berliner Elektrijchen Werfen die Fortſchritte unferer Technif vor 
Augen treten; wenn er im Hamburger Hafen, in dejjen Nähe ich auf: 
gewachjen bin, die NRiejendampfer fieht, die den deutfchen Handel über 
alle Meere tragen. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 

Meine Herren, ich will das glänzende Bild, jo berechtigt der 
patriotifche Stolz auf unferen wirtjchaftlihen Aufſchwung ift, nicht 
weiter ausmalen. Möglicherweife werden wir ohnehin morgen leſen, 
ich jet nun doc dem Merkantilismus und Jnduftrialismus ins Garn 
gegangen 

(Heiterkeit) 
— meinetwegen! Es iſt nun einmal jo im guten deutjchen Yande, daß 
mehr oder weniger alle Erwerbsjtände liebevoll die Regierung um: 
drängen, wie in Werthers Leiden die Kinder die Brot fchneidende Lotte 
(große Heiterkeit) 
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und eine ordentliche Regierung muß auch dafiir jorgen, daß jeder nicht 
nur fein Brot, fondern auch Butter aufs Brot befommt. 
(Zuftimmung.) 
Ich verleugne aber auch hier nicht, was ich im Kreife von Landwirten 
öfter ausgeführt habe, ich fcheue mich nicht, auch vor diefer Verſamm— 
lung zu wiederholen: ch betrachte allerdings die deutjche Landwirtfchaft 
als das Sorgenkind des deutjchen Reichsfanzlers. ch bin überzeugt, 
daß ihr Gedeihen auch den anderen großen Zweigen unferes Wirt: 
fchaftslebens Vorteil bringt, nicht zulegt dem Handel. Ein neues Auf: 
blühen unferer Bodenkultur wird auch dem Handel neue Triebfräfte 
geben. Und wenn es ihm vergönnt jein follte, wie ich das aufrichtig 
hoffe, in Zukunft noch glücklicher als bisher in die Ferne zu jchweifen, 
jo möge er die Schwejter nicht vergefjen, die treu auf der heimatlichen 
Scholle arbeitet, deren Arbeit wirtfchaftlich und jozialpolitifch die Grund- 
lage eines dauerhaften Aufichwungs, bleibender Blüte bildet, das Funda— 
ment des deutſchen Hauſes. Ihre eigenen Ruhmestitel werden dadurd) 
nicht gejchmälert. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 

Niemand kann überjehen, wieviel zähe Ausdauer im Konkurrenz: 
fampf, wieviel Wagemut und Selbjtvertrauen nötig war und ijt, um 
für den deutfchen Handel die Stellung zu erringen und zu behaupten, 
die er zum Stolz des deutjchen Namens jetzt in der Welt einnimmt. 
Und es ift feine leere Schmeichelei, wenn ich hier vor Ihnen und von 
Ihnen, den Pionieren unferes Handels, jage: den größeren Teil ihres 
Wertes haben fie fich jelbit geichaffen. 

(Bravo!) 
Ihre beiten Gemwinnchancen lagen in Ihrer eigenen Tüchtigfeit. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Einer meiner erprobtejten Mitarbeiter, der heute morgen Ihre Ver: 
Sammlung begrüßte, hat fürzlich den vortrefflichen Eigenjchaften des 
deutſchen Arbeiterftandes ein unummundenes Zeugnis ausgejtellt, das 
ich Wort für Wort unterfchreibe. ch werde bei Ihnen feinem Wider: 
fpruch begegnen, wenn ich anerfenne, welcher Schatz an gefunden 
Kräften, an ntelligenz und Fleiß im werktätigen Volfe Tag für Tag 
lebendig ift. 

(Bravo!) 
Ich füge aber hinzu, und diefe Ergänzung mache ich auch im Sinne 
des Grafen Poſadowsky, daß die in den Mafjen jchlummernden Fähig- 
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feiten fich nicht jo fruchtbar entwiceln fünnten ohne die Verdienfte der 
deutjchen Arbeitgeber. 

(Zujtimmung.) 
MWenn aus unſerem Einfag im Welthandel die geiftige Energie, der 
weite und freie Blick des deutjchen Unternehmertums geftrichen würden, 
müßten fich für Millionen von Arbeitern die Lebensbedingungen ver: 


jchlechtern. 
(Sehr richtig!) 
Dann könnten wir auch nicht länger die wirtichaftliche und politiiche 
Stellung aufrechterhalten, die wir jest in der Welt einnehmen. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 
Aus vollem Herzen rufe ich: Der deutiche Handel und der Deutiche 
Handelstag, ſie leben hoch! 


XLVI. Staatsminilter von Buddes Tod. 


Der Reichskanzler Fürft von Bülow richtete an die Witwe des Staats: 
miniiters von Budde folgendes Beileidsichreiben: 


Berlin, den 28. April 1906. 
Hochverehrte Frau von Budde! 


Euere Erellenz bitte ich, den Ausdruck meiner tiefen Teilnahme 
an dem Verlust entgegenzunehmen, der Sie betroffen hat. Wenn etwas 
Sie in diejen jchweren Tagen zu tröften vermag, fo wird es die Ein 
mütigfeit und Wärme jein, mit denen ich die Trauer um den frühen 
Tod Ihres ausgezeichneten Gemahls befundet. Mit Euerer Erellenz, 
mit Seiner Majeftät dem Kaifer und König beflagt den Heimgang des 
Staatsminifterd8 von Budde nicht nur der Kreis derjenigen, die das 
Glück hatten, in gemeinfamer Arbeit mit ihm an den großen Aufgaben 
des Staates: zu ſchaffen; nicht nur die Armee, die in ihm einen ihrer 
bejten Männer gejehen hat; nicht nur die Angehörigen des großen 
Berwaltungsförpers, dem feine treue Sorgfalt noch in der tödlichen 
Krankheit galt; es nehmen alle teil, denen die wirtfchaftlihe Entwicklung 
unferes VBaterlandes am Herzen liegt, weil fie beobachten konnten, mit 
wie erfolgreicher Umficht und Tatkraft er das ihm anvertraute Wir: 
fungsgebiet gepflegt hat. Sein Lebenswerk, jo früh er es abbreden 
mußte, liegt Elar vor unferen Augen; feine Verwaltung, jo kurz ſie 
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war, wird in den Annalen Preußens ftet3 einen hohen Ehrenplat be— 
wahren. Und für immer vorbildlich wird die heroifche Hingabe fein, 
mit der Ihr Gemahl im Angeficht des Todes, bis zum lebten Hauch, 
im Dienfte des Königs und des Landes ausgeharrt hat. 

Sein Andenfen wird unvergefien bleiben! 


In aufrichtiger Verehrung Euerer Erzellenz ganz ergebener 


(ge3.) Fürſt von Bülow, 
Reichskanzler. 


XLVII. Deutſche Kolonialgefellfchaft. 


An den Präſidenten der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft, den Herzog Johann 
Albrecht von Mecklenburg-Schwerin, richtete der Reichskanzler folgendes 
Schreiben. 


Norderney, den 18. Juni 1906. 
Durchlauchtigſter Herzog! 


Die von dem Vorſtande der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft in ſeiner 
Sitzung am 4. Oktober 1905 gegebenen, mit den gnädigen vom 
13. Dezember v. J. hierher mitgeteilten Anregungen entſprechen den— 
jenigen Zielen, die zu erreichen die Kolonialverwaltung gerade in letzter 
Zeit beſonders angeſtrebt hat und, ſoweit ſie nicht bereits verwirklicht 
ſind, weiterhin anſtreben wird. 

Der von den geſetzgebenden Körperſchaften genehmigte Bau der 
Eiſenbahn Lüderitzbucht-Kubub iſt in Angriff genommen und wird 
mit aller Energie gefördert, ſo daß die betriebsfähige Fertigſtellung der 
Bahn noch im Laufe dieſes Jahres zu erwarten ſteht. 

Über die ‚dringend notwendige Verbeſſerung der Landungsver— 
bältnifjfe in Swafopmund haben eingehende ſachverſtändige Unter: 
juhungen und Erörterungen ftattgefunden. Zur Prüfung der fich viel- 
jach widerfprechenden Meinungen und Vorſchläge der Sachverftändigen 
und zur Aufitellung eines beftimmten Planes für die in Angriff zu 
nehmenden Arbeiten befindet jich zurzeit der Oberbaudireftor und Pro— 
feffor Kummer an Ort und Stelle. 

Zwecks Aufftellung eines Projektes über die Weiterführung der 
Ujambarabahn haben Unterfuchungen des Geländes bis zum Kili- 
mandfcharo-Gebiet ftattgefunden, die aber bisher zu einem abjchließenden 
Ergebnis über die zu wählende Linienführung noch nicht geführt haben. 
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Die Entjendung einer neuen Kommiſſion zur Vervollftändigung der 
Unterfuchungen an Ort und Stelle wird vorbereitet. 

Auch die Verbefjerung der Yandungsverhältniffe in Tanga 
hat neuerdings dadurch gefördert werden fünnen, daß mit der Pächterin 
der Ujambarabahn ein Einvernehmen über die alsbaldige Aufftellung eines 
Ladefrans mit Motorbetrieb erzielt if. Es ift zu erhoffen, daß nah 
Inbetriebſetzung diejes Krans die jo erweiterte Hafenanlage imftande 
jein wird, auch einen gefteigerten Verkehr glatt zu bemältigen. 

Die Bildung eines jelbjtändigen Neichsfolonialamts wird 
auch nach der durch den Reichstag erfolgten Ablehnung eine der wejent: 
lichiten Betrebungen der Kolonialverwaltung bleiben. 

In größter Verehrung verbleibe ich 

Euerer Hoheit treu ergebener 
(ge3.) Bülom. 


XLVIII. Akademiedircktor Dr. Kühnemann. 


Der frühere Akademiedirektor in Poſen, Profejjor Dr. RKühnemann, hatte dem 
Reichskanzler feine Schrift „Won der deutjchen Kulturpolitif in Bofen“ überjandt. 
Er erhielt darauf Anfang Juli 1906 folgendes Schreiben: 


Euer Hochwohlgeboren bitte ich, für die Überjendung Jhrer Schrift 
„Bon der deutichen Kulturpolitik in Poſen“ und die freundlichen Zeilen, 
welche diejelben begleiteten, meinen verbindlichen Dank entgegenzunehmerr. 
Schon der Titel Ihrer Arbeit hat meinen Beifall. Kultur und Bolitil 
jtehen einander nicht, wie das häufig gerade in geiftig hochitehenden 
Kreifen angenommen wird, als fremde oder gar feindliche Yebensmächte 
gegenüber. Jede Politik muß vielmehr kulturelle Ziele haben, und alle 
Kultur zeigt wieder die Tendenz, ſich im nationalen Staate zu verwirk— 
lihen. Auch unfere Oftmarkenpolitif würde vergeblich fein, wenn nid! 
die werbende Kraft unjerer nationalen Kultur Hinter ihr jtände. So 
dankbar ich für die im Ihrer Schrift ausgefprochene Anerfennung der 
ftaatlihen Maßnahmen zur Förderung deutjcher Kultur in Poſen bin, 
und jo fehr ich mich an den von Ihnen fonjtatierten Erfolgen freue, ſo 
teile ich doch auch darin vollſtändig Ihre Anficht, daß alles dies erit 
einen befcheidenen Anfang bedeutet. Ich werde auch ferner dafür eim- 
treten, daß in dem geiftigen Kampf um unſere Oftmarf die beiten 
Streiter in die Front geſchickt werden. 

(gez.) Bülom. 
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IL—LI. Braunſchweig. 


Nach dem Tode des Prinzen Albrecht von Preußen, Negenten des Herzog: 
tums Braunfchweig, entipann fich zwifchen dem Braunfchweigifchen Staatsmini- 
fterium und dem Reichskanzler bzw. preußifchen Minifter der Auswärtigen An— 
gelegenheiten und zwifchen dem Herzog von Gumberland und dem Reichsfanzler 
nachftehenden Briefwechfel. 

Da Braunfchweig - Lüneburgifhe Staat3minifterium richtete 
folgendes Schreiben an den Reichskanzler: 


Euerer Durchlaucht haben wir in dem ganz ergebenjten Schreiben vom 
13. d. M., mit welchem wir das an Seine Majeität den Deutjchen Kaifer und 
König von Preußen gerichtete Schreiben des Regentſchaftsrats von demfelben 
Tage zu geneigter Beförderung an die Allerhöchite Adreife überfandten, mitzu: 
teilen nicht verfehlt, daß fi) auf Grund des Geſetzes vom 16. Februar 1879 
Nr. 3, die proviforifche Ordnung der Negierungsverhälinifje bei einer Thron: 
erledigung betreffend, der Regentfchaftsrat für das Herzogtum Braunfchweig 
fonftituiert habe. Der Vorfchrift in Abjat 3 des S 3 jenes Geſetzes gemäß, welche 
unter anderem anordnet, daß die Yandesverfammlung unverzüglich) behuf ver- 
fafjungsmäßiger Mitwirkung bezüglich der durch die obwaltenden Umftände etwa 
weiter gebotenen Schritte einzuberufen fei, hat der Regentfchaftsrat einen außer- 
ordentlichen Landtag einberufen. In deſſen Sigung vom heutigen Tage tft auf 
einen Antrag der bei dem Beginne des Landtags gewählten ftaatsrechtlichen 
KRommiffion von der Landesverfammlung innerhalb ihrer verfajjungsmäßigen Zu: 
jtändigfeit einftimmig bejchlojjen, eine die weitere Geftaltung der Regierungs— 
verhältnifje im Herzogtume betreffende Refolution an den Regentichaftsrat zu 
richten. 

Nach einer Anordnung des Regentjchaftsrats verfehlen wir nicht die Reſolu— 
tion, welche wir in beglaubigter Abfchrift anfchließen, Euerer Durchlaucht zu ge: 
neigter Kenntnisnahme ganz ergebenft zu unterbreiten und mit folgenden Bemer— 
fungen zu begleiten. 

Die Refolution bekundet zunächit die Anficht der Xandesverfammlung, daß 
eine längere ungewiſſe Fortdauer des in dem oben jchon erwähnten Landesgeſetze 
vom 16. Februar 1879 vorgejehenen Proviforiums dem inneren Frieden und damit 
der Wohlfahrt des Herzogtums nicht förderlich fein würde, und weiſt darauf hin, 
daß die Einwohnerjchaft des Landes durchweg von dem lebhaften Wunfche bejeelt 
fei, baldigit eine endgültige Ordnung der Regierungsverhältniffe herbeigeführt zu 
fehen. Den Weg zur Erreichung diejes Ziele erblidt die Landesverfammlung in 
der Befeitigung der Gegenjäge, welche zwijchen der Krone Preußen und dem der: 
zeitigen Haupte der jüngeren Linie des Hauſes Braunfchweig bejtehen und in dem 
Befchluffe des Bundesrats vom 2. Juli 1885 zum Ausdrucd gebracht find. Die 
Sandesverfammlung hält daher nad) ihrer Refolution für geboten und den gegen- 
wärtigen Augenblick für geeignet, dab nicht fofort zur Wahl eines neuen Regenten 
gefchritten, vielmehr zunächſt an zuftändiger Stelle der Verſuch gemacht werde, 
auf eine Bejeitigung jener Gegenfäge hinzuwirken. 

Mir können nicht umhin, auch unfererfeitS anzuerkennen, daß die provifo- 
rifche Geftaltung der Regierungsverhältnifje im Herzogtume jchon jegt nicht ohne 
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nachteiligen Einfluß auf die öffentlichen politifchen Verhältniſſe des Yandes, 
namentlich auf die Barteibildungen in demfelben gewejen find. Wir können ferner 
die Befürchtung nicht abmweifen, daß jener nachteilige Einfluß zum Schaden des 
Yandes und insbefondere auch einer neuen Regentſchaft fich verfchärfen und er: 
mweitern wirde, wenn jet ohne weiteres der Negentjchaftsrat und die Yandesver- 
fanımlung in dem durch das Geſetz vom 16. Februar 1879 vorgefchriebenen Ber: 
fahren die Wahl eines neuen Regenten bewirften, ohne zuvor alles, was ihnen 
nach der Yandesverfafjung und der Stellung des Herzogtums im und zum Reiche 
möglich, getan zu haben, um zu bewirfen, daß auf dem Mege, den die Refolution, 
wie oben ausgeführt, im Auge hat, an die Stelle des Proviforiums ein Defini- 
tivum, d. h. die Übernahme der Regierung jeitens des zur Thronfolge im Herzog: 
tume nach der in der Landesverfaſſung beurfundeten Thronfolgeordnung berufenen 
Agnaten gejett werde. 

Die Herzogliche Landesregierung ift nicht darüber im Zweifel — und Dies 
fommt auch in der Reſolution der Yandesverfammlung zum Ausdruck —, dab 
auf jenem Wege die endgültige Ordnung der Regierungsverhältniffe im Herzog: 
tume ausgefchlofjen jein würde, wenn die Tatfachen, welche den Bundesrat nad) 
dem Anhalt des von ihm unterm 2. Juli 1885 gefaßten Beſchluſſes beftimmt 
haben, die Überzeugung der Verbündeten Regierungen dahin auszufprechen, dab 
die Negierung des Herzogs von Gumberland in Braunfchweig mit den Grund: 
prinzipien der Bindnisverträge und der Neichsverfafjung nicht vereinbar fei, 
noch jetzt unverändert fortbeitehen, und wenn deren Bejeitigung zurzeit unüber: 
windliche Hinderniffe fich entgegenftellen. In der Öffentlichkeit ift ftetS und bis 
in die meuefte Zeit behauptet worden, daß jene VBerhältnifje unverändert fort: 
beitänden, daß insbejondere Seine Königliche Hoheit der Herzog von Gumberland 
die von ihm geltend gemachten Ansprüche auf Gebietsteile des Bundesitaates 
Preußen nicht ausdrücklich und zweifellos aufgegeben habe. Auch die Rejolution 
der Yandesverfammlung geht von diefer Auffaffung, welche der unfrigen ent: 
fpricht, aus. In dem Augenblide jedoch, wo das Herzogtum Braunfchweig vor 
der Neumahl eines Negenten jteht, welche der Berlängerung des Proviforiums 
auf vermutlich lange Zeit gleichflommen würde, muß dem Serzogtume daran 
liegen, zunächſt von zuitändiger Stelle des Reiches eine Erklärung darüber zu er: 
halten, ob in der Tat die Tatfachen, welche in dem Bundesratsbeichluffe vom 
2. Juli 1885 befundet worden, auch im gegenwärtigen Augenblide noch beftehen. 
Wird diefe Frage bejaht, jo knüpft fi daran für das Herzogtum Die in der 
Reſolution zum Ausdruce gebrachte weitere und wichtigite Frage, ob angeſichts 
der fchwerwiegenden Intereſſen des Herzogtums, um welche es fich handelt, eine 
Befeitigung jener Tatfachen nicht möglich fei. 

Das Herzogtum ift, feit es mit dem Tode des letzten Herzogs aus der 
älteren Yinie des Haufes Braunfchweig in die Yage gefommen, feine Regierungs: 
verhältniiie auf Grund des Yandesgefeges vom 16. Februar 1879 zu regeln, 
ſtets, eingedenk feiner Pflichten gegen das Neich, bejtrebt geweſen, die ihm aus 
feiner eigentümlichen Lage erwachjenden Aufgaben unter forgfältiger Wahrung 
und Pflege des Neichsgedanfens zu erfüllen. Dankbar hat daS Herzogtum 
andererfeitS anzuerfennen, daß es ſtets auf folchem Wege die Unterftügung der 
Organe des Reich gefunden hat. Die Herzogliche Landesregierung glaubt, ſich 
Daher auch in der gegenwärtigen erniten Lage des Herzogtums vor allem an die 
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Hohe Neichsregierung wenden zu follen. Euer Durchlaucht bitten wir zunächit 
ganz ergebenft um eine Mitteilung darüber, ob die Tatjachen, auf welche fich der 
Bundesratsbeifchluß vom 2. Juli 1885 ftüßt, noch jest unverändert fortbeftehen. 
Wenn dies der Fall, jo erlauben wir uns ferner, der Yage des Herzogtums 
Rechnung tragend, zu Euerer Durchlaucht geneigter Erwägung zu verjtellen, ob 
fich den Organen des Reichs Mittel und Wege bieten würden, auf die Aus- 
gleichung der Gegenfäße, welche zwifchen der Krone Preußen und dem Herzoge 
von Gumberland beitehen, hinzuwirken. Daran fnüpfen wir endlich die ganz er: 
gebenite Bitte, die Anwendung der fich etwa bietenden Mittel in der bezeichneten 
Richtung herbeizuführen und von dem Ergebniffe uns gütigft Kenntnis zu geben. 

Dem Bundesrat wird fchon indireft Anlaß zu einer Stellungnahme zu der 
gegenwärtigen Geftaltung der Negierungsverhältniffe im Herzogtume gegeben fein, 
wenn e3 ſich um die demmächit erforderliche Prüfung der Yegitimation der 
Braunfchw. Bundesratsbevollmächtigten handelt. 

Bei der Prüfung der Angelegenheit haben wir nicht überfehen, daß Die 
Behinderung Seiner Königlichen Hoheit des Herzogs von Gumberland an der 
Übernahme der Regierung des Herzogtums in deijen Verhältnis zum Bundesitaat 
Preußen feinen Grund hat, daß mithin, wenn es fich um Änderungen jenes Ver- 
hältniſſes handeln würde, die Entjchließungen der Hohen Königlich Preußifchen 
Staatöregierung in Betracht fümen. Der Grund, welcher uns beſtimmt hat, die 
Refolution der Landesverfammlung zunächit der Hohen Neichsregierung zu unter: 
breiten, ift oben dargelegt. Wir haben aber nicht verfehlt, Abjchriften der 
Refolution und dieſes Schreibens dem Königlich Preußischen Mlinifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten mit einem Begleitichreiben zu geneigter Kenntnis- 
nahme zu übermitteln. Es ift damit dem in der Refolution ausgefprochenen Er: 
fuchen der Landesverfanmlung, die Angelegenheit auch der Königlich Preußifchen 
Staatsregierung zu unterbreiten, entjprochen. 

MWenn endlich noch in der Refolution beantragt worden, dieſelbe Seiner 
Königlichen Hoheit dem Herzoge von Gumberland und zu Braunfchweig und 
Lüneburg zu unterbreiten, fo haben wir dem, wie wir Ew. Durchlaucht ganz 
ergebenjt mitzuteilen nicht verfehlen, entjprochen, indem wir Abfchrift der Reſo— 
lution mit einem von allen weiteren fachlichen Grörterungen oder Anträgen 
abfehenden Begleitfchreiben an jene Adreſſe zur Kenntnisnahme abgefandt haben. 


Braunfchmweig, den 25. September 1906. 


Herzogl. Braunfchw.-Liüineb. Staatsminiſterium. 
(ge3.) von Dtto. 


Hierauf antwortete der Reichskanzler (IL): 


or Homburg v. d. Höhe, den 3. Dftober 1906, 
n 


das Herzoglich Braunſchweig-Lüneburgiſche Staatsminiſterium, 
Braunſchweig. 


Dem Herzoglich Braunſchweig.-Lüneburgiſchen Staatsminiſterium 
beehre ich mich auf das an mich als Reichskanzler gerichtete Schreiben 
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vom 25. d. Mts. zu erwidern, daß ich den Bundesratsbefhluß vom 
2. Juli 1885, duch welchen die Regierung des Herzogs von 
Gumberland in Braunfchweig für nicht vereinbar erklärt 
worden ijt mit den Grundprinzipien der Bündnisverträge 
und der Reichsverfaſſung, für mich jo lange als maßgebend be- 
handeln muß, als derjelbe nicht durch einen neuen Beſchluß des Bundes: 
vat3 aufgehoben oder abgeändert worden ift. Einen ſolchen aufhebenden 
oder abändernden Beichluß herbeizuführen, jehe ich mich nicht in 
der Lage. 

Demgemäß habe ich die Möglichkeit einer Übernahme der Re: 
gierung von Braunjchweig dur den Herzog von Cumber: 
land unter der obwaltenden Sachlage außer Betracht zu 
laſſen. 

Es ergibt ſich aus dem Vorſtehenden, daß ich eine weitere Ant— 
wort auf die von dem Herzoglich Braunſchweigiſch-Lüneburgiſchen Staats— 
minifterium an mich geftellten Fragen, welche die Möglichkeit einer 
Regierung des Herzogs von Eumberland in Braunjchweig zur Voraus— 
jegung haben, zurzeit nicht zu geben vermag. Die in dem Schreiben 
des Herzoglichen Staatsminifteriums wie auch in der damit mitgeteilten 
Rejolution des Braunfchweigischen Landtags zum Ausdruck gebrachten 
reichötreuen Gefinnungen geben die Zuverfiht, daß das Herzogliche 
Staatsminifterium auch bei der ihm jeßt obliegenden Regelung der 
Verhältniffe im Herzogtum die allgemeinen Reichsintereſſen im Auge 
behalten wird. 

Der Reichsfanzler. 
(gez.) von Bülow. 


An den preußifchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
fchrieb das Braunfchweig-Lüneburgifche Staatsminifterium: 


Der nach dem Ableben Seiner Königlichen Hoheit des Prinzen Albrecht von 
. Preußen 2c., Negenten des Herzogtums Braunfchweig auf Grund des Geſetzes 
vom 16. Februar 1879 Nr. 3, die proviforifche Ordnung der Regierungsver: 
hältniſſe bei einer Thronerledigung betreffend, Eonftitwierte Negentjchaftsrat für 
das Herzogtum Braunschweig hat, der Vorfchrift in Abf. 3 $ 3 jenes Geſetzes 
gemäß, einen außerordentlichen Landtag einberufen. In deſſen Sigung vom 
heutigen Tage ift von der Yandesverjammlung einjtimmig bejchlojfen, eine von der 
ftaatsrechtlichen Kommiffion der Verfammlung im Entwurf vorgelegte, die weitere 
Geitaltung der Negierungsverhältniffe im Herzogtume betreffende Reſolution an 
den Regentfchaftsrat zu bringen. 

. Dem Königlich preußifchen Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
verfehlen wir nicht, den Schlußanträgen der Refolution entfprechend, nach An- 
ordnung des Negentichaftsrats, Abjchriften 
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1. der den Verhandlungen der Landesverfammlung entnommenen Refolution, 
2. de3 Schreibens vom heutigen Tage, mit welchem die Rejolution dem Herrn 
Neichsfanzler unterbreitet worden, 
zu geneigter Kenntnisnahme ganz ergebenjt zu überjenden. 


Braunſchweig, den 25. September 1906. 


Herzoglich Braunfchw.-Lüneb. Staatsminifterium. 
(gez.) von Otto. 


Die Antwort des preußifchen Minifters des Auswärtigen auf Ddiejes 
Schreiben lautete (L): 


Homburg v. d. H., den 3. Dftober 1906. 

An 

Herzoglih Braunfchw. Lüneb. Staatsminifterium, 
Braunjchweig. 

Dem Herzoglich Braunfchweigifch-Lüneburgifchen Staatsminifterium 
beehre ich mich auf das an das Königliche Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten gerichtete Schreiben vom 25. v. Mts. mitzuteilen, daß 
die in dem Bundesratsbejchluß vom 2. Juli 1885 aufgeführten Gründe, 
aus denen damals die Regierung des Herzogs von Gumberland für 
nicht vereinbar erklärt worden ift mit den Grundprinzipien der Bündnis- 
verträge und der Neichsverfafjung, nach der Überzeugung der König: 
lichen Staatsregierung noch heute Geltung haben. In dem durch 
den früheren Bejchluß gekennzeichneten Verhältnis des Herzogs zu 
Preußen iſt eine entfcheidende Änderung nicht eingetreten. 
Auch beitehen noch immer, und zwar unter mindeſtens ſtillſchwei— 
gender Duldung des Herzogs, welfijche Bestrebungen, die fich 
in ihrem Endziel auf die preußifche Provinz Hannover eritreden. 
E3 fann Preußen nicht zugemutet werden, daß es in dem 
benahbarten Bundesftaat eine welfifche Negierung dulde, 
durch die der preußifche, unter dem Schuge der Neichsverfaffung 
jtehende Beligftand gefährdet werden würde. 

Die Königliche Staatsregierung würde hiernad) einem etwaigen 
Antrag auf Aufhebung oder Abänderung des Bundesratsbejchluffes 
vom 2. Juli 1885 ihre Zuftimmung verjfagen müjfen. Sie glaubt 
auch zurzeit nicht in der Lage zu jein, ihrerjeitS Schritte zu unter: 
nehmen, um eine Änderung de in dem Bundesratsbejhluß gefenn: 
zeichneten VBerhältniffes des Herzogs zu Preußen herbeizuführen. 

Der Königlich Preußiſche Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(ge3.) von Bülow. 


Benzler, Fürft Bülows Reben ꝛc. II. 29 
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Der Herzog von Gumberland fchrieb an den Reichskanzler: 

Euerer Durchlaucht beehre ich mich Abfchrift des Schreibens, welches ich 
an des Deutjchen Kaifers und Königs von Preußen Majeftät wegen der Über: 
nahme der Regierung des Herzogtums Braunfchweig gerichtet habe, zur geneigten 
Kenntnis hierüber zu überjenden und Euere Durchlaucht als Borfigenden des 
Bundesrates zu bitten, von dem Inhalte des Schreibens dem Bundesrate Mit: 
teilung machen zu wollen, jobald Euere Durchlaucht dies für angezeigt halten. 
Indem ich die freundliche Bitte ausfpreche, daß Euere Durchlaucht der Verwirk— 
lichung meines in dem Handfchreiben Seiner Majeftät unterbreiteten VBorfchlages 
geneigte Unterftüßung angedeihen lafjen wollen, verbleibe ich 


mit volllommener Hochachtung Euerer Durchlaucht ergebenfter 
(gez.) Ernſt Auguſt. 
Gmunden, den 2. Oktober. 


Die Antwort des Reichskanzlers an den Herzog von Gumberland 
lautete (LI): 
Homburgv.d. Höhe, den 7. Oktober 1906. 
Seiner Königlichen Hoheit dem Prinzen Ernſt Auguft 
von Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland. 
Eurer Königlichen Hoheit beehre ich mich mit untertänigitem Danf 
den Empfang des gnädigen Schreibens vom 2. diefes Monat3 zu be- 
ftätigen, mit welchem Eure Königliche Hoheit mir eine Abjchrift des 
von Ihnen an Seine Majeftät den Kaifer und König wegen der Regie- 
rung im Herzogtum Braunfchweig gerichteten Schreibens zur Kenntnis 
überfandt haben. Was Eurer Königlichen Hoheit Wunfch nah Mit: 
teilung diejes Schreibens an den Bundesrat betrifft, jo muß ich mir 
die Entſchließung darüber vorbehalten. Dagegen ſehe ich mich zu meinem 
Bedauern außeritande, die gemwünfchte Unterftügung des von Eurer 
Königlichen Hoheit Seiner Majeſtät dem Kaifer unterbreiteten Vor: 
ſchlages zuzuſagen. Die Gefichtspunfte, nach welchen ich als Reichs— 
fanzler, wie als preußifcher Minijter des Auswärtigen pflichtmäßig die 
braunſchweigiſche Frage zu behandeln habe, find in zwei in Ddiejer 
Eigenichaft von mir mit Genehmigung Seiner Majeftät des Kaiſers 
an die herzoglich braunfchweigifche Regierung gerichteten, inzwifchen der 
Öffentlichkeit übergebenen Schreiben dargelegt. Von dem in diefen 
Schreiben angenommenen Standpunfte aus glaube ich in Euerer König: 
lichen Hoheit Vorſchlag eine für das Reichsinterefje annehmbare Löfung 
nicht erblicten zu fönnen. Mit dem Ausdrucde der ehrerbietigften Ge- 
finnung verharre 
als Euerer Königlichen Hoheit untertänigfter 
(ge3.) Fürft von Bülow, Reichsfanzler. 
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LII. Der Silvefterbrief. 


Der Reichstanzler Fürft von Bülow hat an den Vorſtand des Reichsverbandes 
gegen die Sozialdemokratie zu Händen des Generalleutnant3 von Liebert nach: 
folgendes Schreiben gerichtet: 

Berlin, Silvefter 1906. 

In dem Schreiben des Reichsverbandes zur Bekämpfung der Sozial: 
demofratie vom 18. Dezember d. %. ift mir nahegelegt worden, vor der 
Reichstagswahl noc eine aufflärende Kundgebung zu erlafjen. ch 
fomme diejer Anregung gerne nach und bitte, für die öffentliche Ber: 
breitung diejer Antwort Sorge zu tragen. 

Die parlamentarische Tage, die ich bei meinem Amtsantritt vorfand, 
war nicht wejentlich verjchieden von der im letzten Reichstage: die 
bürgerlihe Linfe in drei, vier Gruppen gefpalten; die Rechte einiger 
zwar, aber an Zahl ebenjo jchwach, wie die Liberalen zufammen; in 
der Mitte die ſtärkſte Partei, das Zentrum, ſchon damals nahezu im— 
ftande, entweder nebjt Polen, Welfen uſw. mit den Sozialdemokraten 
oder mit den Konfervativen und dem rechten Flügel der Liberalen eine 
Mehrheit zu bilden. Eine andere Möglichkeit, ald mit dem Zentrum 
die Gejchäfte zu erledigen, gab es, namentlich jeit den Wahlen von 
1903, nidt. 

Der Reichsfanzler war auf die Mitarbeit diejer Partei angewiefen; 
er mußte verjuchen, ihre Zuftimmung zu den im Intereſſe des Landes 
notwendigen wirtjchaftlichen und nationalen Vorlagen zu erlangen. Daß 
er dem Zentrum zuliebe ftaatliche Hoheitsrechte preisgegeben oder fich 
in religiöjen und Fulturellen Fragen ſchwach gezeigt habe, bejtreite ich. 
Jedenfalls darf nicht vergefjen werden, daß die wichtigften Aufgaben, 
die Verftärfung der Seemwehr, die Handelöverträge, die Yinanzreform, 
nur mit Hilfe des Zentrums zu löfen waren und gelöft worden find. 

Ich habe diefen Zuftand der Abhängigkeit der parlamentarifchen 
Ergebnifje von dem guten Willen einer Partei in dem vielgejtaltigen 
deutjchen Parteigetriebe immer als nicht unbedenklich empfunden. Ihn 
zu ändern hatte ich jo lange feinen Grund, als das Zentrum fich bereit 
zeigte, mit den Verbündeten Regierungen pofitive Arbeit zu leiften, und 
der Berjuchung, jeine parlamentarifche Stärke zu mißbrauchen, nicht 
nachgab. | 

Aber bereit3 im Frühjahr des abgelaufenen Jahres wurden drei 
dringend nötige Forderungen: die Eifenbahn nad; Keetmanshoop, die 
Entjchädigung der Farmer, die Errichtung eines Kolonialamtes durch eine 
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von Zentrum und Sozialdemokratie geführte Oppofitionsmehrheit ver: 
worfen. Damals fonnte ich, von fchwerer Krankheit noch nicht erholt, 
nicht eingreifen. Aber es reifte in mir der Entjchluß, jedem neuen 
Verſuch jolcher Machtproben bei erniten und wichtigen Angelegenheiten 
des Reiches mit aller Kraft entgegenzutreten. Neben. der dann not: 
wendigen Wahrung der Niütorität der Regierung und ihrer Stellung 
über den Parteien jchien mir auch ein gewiſſer Wandel in den 
doftrinären Anfchauungen der Vertreter des liberalen Bürgertums und 
der fteigende Widerwille gegen das jozialdemofratifhe Treiben die 
Hoffnung zu rechtfertigen, daß eine Änderung der parlamentarifchen 
Lage durch das deutſche Volf ſelbſt möglich jet. 

In Deutjchland gibt es feine einheitliche liberale Partei, die den 
klaren Willen und die Fähigkeit gezeigt hätte, pofitive Politik zu machen. 
Es iſt jeßt nicht der Augenblid, Fehler, die begangen, Gelegenheiten, 
die verjäumt worden find, nachzurechnen. Jedenfalls haben es innere 
Uneinigfeit, negativer Doftrinarismus, Übertreibung der Prinzipien und 
Unterſchätzung des praftijch Erreichbaren nicht zu dem vom Liberalismus 
eritrebten Einfluß auf die Regierungsgejchäfte kommen lajjen. Erjt im 
legten Jahrzehnt hat fic) darin manches geändert. Ich denfe an Eugen 
Richters Kampf gegen die Sozialdemokratie, an die fortichreitende Über- 
windung der Mancheiter-Doftrin, vor allem an das wachjende Berftändnis 
für große nationale Fragen. Manches wird noch zu lernen fein: Map: 
halten, richtiges Augenmaß und Blick in die Nähe, Sinn für hiftorifche 
Kontinuität und reale Bedürfnifje. 

Ich glaube nun feineswegs, daß aus den Wahlen eine große 
geeinigte liberale Bartei hervorgehen und etwa den Platz des Zentrums 
einnehmen fünnte. Wohl aber könnten die Parteien der Rechten, die 
nationalliberale Bartei und die weiter links ftehenden freifinnigen Gruppen 
bei zielbewußtem Vorgehen im Wahlkampf jo viel Boden gewinnen, um 
eine Mehrheit von Fall zu Fall zu bilden. Den ftarfen Gegenjab, der 
bisher zwijchen den Barteien der Rechten und denen der bürgerlichen 
Linken in wirtjchaftlichen Fragen beftanden hat, halte ich für fein 
unüiberwindliches Hindernis. Der unbedingt notwendige Schuß der 
Landwirtjchaft it in den neuen Handelsverträgen auf ein Jahrzehnt 
hinaus gefichert, und mancher freifinnige Mann hat ſchon unter vier 
Augen zugegeben, daß fie auch für die jtädtifchen Intereſſen nicht 
ungünftig gewirkt haben. Jedenfalls müfjen die Gegner der Handels: 
verträge anerkennen, daß ſich Handel und Induſtrie fortdauernden Auf: 
ſchwungs erfreuen. 
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Andererfeit3 führt bereits eine gute Brücke über das trennende 
Waſſer. Die fonfervativen Parteien und die nationalliberale find in 
allen großen Fragen, wo e3 fih um Wohl und Wehe der Nation, ihre 
Einheit, ihre Machtjtellung handelte, zuverläffig gewejen. Die Nation 
ging ihnen über die Partei. Das ift ihr Ruhm, den werden fie 
behaupten. Je mehr auf der Linken die Bereitjchaft zur Befriedigung 
der großen nationalen Bedürfnifje für den Kolonialbefit, für Heer und 
Flotte zunimmt, um jo breiter und fefter fann die Brücke werden, und 
wohl würden. fich auch die nationalgefinnten Elemente, die im Zentrum 
vorhanden find, mit allen anderen bürgerlichen Parteien in folchen 
Fragen leichter zufammenfinden, wenn mit dem Wegfall der Möglichkeit 
einer jchwarzroten Majorität der Fraktionsegoismus des Zentrums der 
Dandhabe beraubt wäre, ſich rückfichtslos gegen die Negierung geltend 
zu machen. 

Die bedenklichjte Folge davon, daß fich das Zentrum der fozial- 
demokratischen Stimmen zur Bildung eines oppofitionellen Blockes bedienen 
fonnte, war die Bedeutung, die dadurch die Sozialdemokratie jelbit im 
verjlofjenen Reichötage erlangte. Da bietet fich ein weiteres hochwichtiges 
Feld gemeinfamer Sorgen und Arbeit aller nationalen Elemente. Ent: 
gegen der leider in einigen liberalen Köpfen noch herrichenden Idee, 
daß die Neaktion im Neiche von recht3 drohe und Seite an Seite mit 
der Sozialdemokratie zu befämpfen fei, liegt nach meiner fejten Über: 
zeugung die wahre Neakftion oder die wahre Gefahr der Reaktion bei 
der Sozialdemokratie. Nicht nur find ihre fommuniftifchen Zufunfts- 
träume fulturfeindlih, die Mittel zu ihrer Verwirklichung brutaler 
Zwang — alles, wa3 fich etwa irgendwo in Deutjchland in reaftionärer 
Gefinnung findet, gewinnt Kraft und Recht durch die fozialiftifche Unter: 
wühlung der Begriffe von Obrigkeit, Eigentum, Religion und Vaterland. 
Auf den wildgewordenen Spießbürger und phrafentrunfenen Gleichmacher 
Nobespierre folgte der Degen Bonapartes. Er mußte fommen, um 
das franzöfifche Wolf von der Schreckensherrſchaft der Jakobiner und 
Kommuniſten zu befreien. 

Als nun das Zentrum ſogar bei einer Angelegenheit, die die 
deutſche Waffenehre und unſer Anſehen vor der Welt berührte, und 
unmittelbar nach der freimütigen Ausſprache über unerträgliche Ein— 
miſchungen in den inneren Kolonialdienſt eigenwillig den Verbündeten 
Regierungen eine unannehmbare Klauſel aufzunötigen ſuchte, und als 
es dann mit Hilfe der Sozialdemokratie einen ſachgemäßen freiſinnigen 
Antrag niederſtimmte, mußte von dem verfaſſungsmäßigen Mittel zur 
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Wahrung der Autorität der Negierung Gebrauch gemacht und der Reichs— 
tag aufgelöft werden. Die Abjtimmung vom 13. Dezember war ein 
Schlag gegen die Verbündeten Regierungen und die nationale Würde. Ich 
arbeite mit jeder Partei, welche die großen nationalen Gefichtspunfte 
achtet. Wo dieje Gefichtspunfte mißachtet werden, hört die Freundjchaft 
auf. Niemand in Deutjchland will ein perfönliches Regiment. Die 
große Mehrheit des deutjchen Volfes will aber erjt recht fein Partei: 
regiment. Es iſt deutfche Eigenart, deutjches Schickſal, daß wir unjere 
politiche Stellung bis zur Stunde der Gefahr lieber nad, Gefühlen und 
allgemeinen Begriffen al3 nad) realen Intereſſen und nationalen Zielen 
nehmen. Obgleich es für Kater und Bundesfürjten nicht Katholiken 
und Proteftanten, fondern nur jchlechtweg Deutjche gibt, die den gleich: 
mäßigen Schuß der Geſetze genießen, befteht doch die jtärkite Partei 
im Reichstag ausjchlieglih aus Katholifen. „Für Wahrheit, Freiheit 
und Recht“ jteht im Programm des Zentrums. Sit es aber wahr, 
wenn e3 in dem Aufruf der rheinischen Zentrumspartei heißt, im Hinter: 
grund lauere ein neuer Kulturfampf? Im paritätiichen Deutjchland 
geht es der Fatholifchen Kirche wohler al3 in manchen katholiſchen 
Ländern, und fein Bertreter der Berbündeten Regierungen denkt daran, 
die Parität aufzuheben, die Gewifjensfreiheit zu verlegen und die 
fatholtjche Religion zu bedrängen. In jener Behauptung dient Die 
Religion nur als Mittel zum Schuge politifcher Fraktions-Intereſſen. 
Obgleich es ferner feinen Staat gibt, der mehr für Gegenwart und 
Zukunft der Arbeiter, für ihre materiellen und geiftigen Bedürfnifje 
getan hätte, als das Deutſche Reich, obgleich die deutjchen Arbeiter 
die beftgebildeten der Welt find, halten doc Millionen bewußt oder 
als Mitläufer zu einer Partei, die den Staat und die Gejellichaft von 
Grund aus ummwälzen will. 

Bon jolhem Drud muß das deutſche Volk ſich freimachen. Der liberale 
Städter und Landmann ift daran nicht weniger beteiligt al3 der Fon- 
jervative. Mögen die Verhältnifje in den einzelnen Wahlfreifen noch 
jo große Verfchiedenheiten aufweiſen, die Parteien, die am 13. Dezember 
an der Seite der Regierung ftanden, werden von vornherein im Auge 
zu behalten haben, was fie damals einigte: Der Kampf für Ehr’ und 
Gut der Nation gegen Sozialdemofraten, Polen, Welfen 
und Zentrum. Sch ftelle die Sozialdemokraten voran, weil jede 
Niederlage der Sozialdemokratie eine Warnung für ihren blinden 
Übermut, eine Stärkung des Vertrauens in den ruhigen Fortjchritt 
unferer inneren Entwidlung und eine Befeftigung unferer Stellung 
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nad) außen wäre, und weil dadurch zugleich die Möglichkeit erjchwert 
würde, daß eine bürgerliche Bartei mit Hilfe der fozialdemofratifchen 
eine dominierende Stellung gegen die anderen bürgerlichen Parteien 
einnimmt. 

Der Reichskanzler 


Bülow. 
An 


den Borjtand des ReichSverbandes gegen 
die Sozialdemofratie 
zu Händen des Herrn Generalleutnant von Liebert 
Erzellenz, 
Berlin. 
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A. 

Abenteuerliche Politik 113 

Abgaben auf den Waſſerſtraßen 8 

Abgeordnetenhaus, Neubau 33 

Abhängigkeit der Negierung vom Zen— 
trum 57 

Abkommen Deutfchlands mit Rußland 
über Polen eriftiert nicht 320 

Abneigung und Feindſchaft im Auslande 
gegen Deutjchland 95 

Abſchluß, formeller, der Konferenz von 
AUlgeciras 303 

Abschluß langfriftiger Lieferungsverträge 

Abwägung deutjcher Intereſſen 87 

Adaptionsfähigfeit feine Charafterlofig- 
feit 340 

A fonds perdu 127 

Affenbosheit, infame 139 

Afrikanische Vorgänge, volle Konſequen— 
zen und ernithafte Lehren daraus 
ziehen 264 

Agitationsitoff 3 

Agrariſche Politik 383 

Agrarſchutz 167 

Hgypten 304 

Afabafall 314 

Akademie in ofen, eignes Heim 390 

Alademifches von der jozialdemofrati- 
fchen Partei nicht hoch bewertet 140 

Akt ftaatlicher Notwehr 48 

Aftions- und Sperrfreiheit 164 

Albrecht Prinz von Preußen, Negent des 
Herzogtums Braunfchweig 445 

Alcibiades, Borbild junger Diplomaten 


Alerander III. Kaifer von Rußland 51 

Algeciras 303 ff. 

Altzarinfarben, Zoll 172 

Alldeutiche Preſſe 34. 

Alldeutſcher Verband erhält das Natio: 
nalgefühl wach 328 

Alldeuticher Verband rückt dem Fürſten 
Bülow Küraffierjtiefel und den Pallaſch 
des Fürften Bismard vor 328 

Alldeutfcher Verband und die Eifenbahn 
Dar es Salaäm— Mrogoro 365 

Allianzen, bejtehende, find Inſtrumente 
des Friedens 145 

Allianzverhälinis 141 

Alpha und Omega 282 

Altpreußifche fchlichte und einfache Art 5 

Altruismus 18 

Alvensleben, von, Generäle 5 

„Ambafjadeur joll ein Proteus fein, ein 
Chamäleon“ 339 

Amerikanische Flottenvorlage 269 

Amerikaniſche Schuld 242 

Amerikas Haltung in Algecivas 324 

Amfterdam, internationaler fozialdemo: 
fratifcher Parteitag 111 

Anarchie im Innern Ziel der Sozial- 
demofratie 215 

Anarchiit, Definition 53 

Anarchiitiiche Propaganda 47 

Andraſſy, Graf Gyula Vater 320 

— — Sohn 319 

Ungejtellte 162 

Anglo-deutſches Freundichaftstomitee 

Angriffe gegen General von Trotha 
267 
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Angriffsfrieg, nicht jeder zu verurteilen 
(Rautsty) 284 

Anilinzoll 172 

Animofität 229 

Anleihebeftand 1881/82 u. 1905 241 

Anmaßender Ton 326 

Annäherung Deutichlands an England 
gejcheitert 335 

Annäherungsverfuhhe der polnischen 
Fraktion an die preußische Regierung 
202 

Anrempelungen des Auslandes 326 

Anſehen PDeutjchlands im Auslande 2 

Anftedler, die alten Südweſtafrikas, 
Lehrmeiiter und Wegweiſer für Die 
Zufunft 128 

Anfiedlungsgejeg 43 

Anſiedlungsgeſetz widerſpricht nicht der 
Reichsverfaflung 190 

Anftedlungstommiffton 390 

Anfpruchslofigfeit deuticher Offiziere 5 

Antienglifche Empfindungen 398 

Antimacjhiavell 91 

Antimonarchifche Ziele und Tendenzen 10 

Antipathie gegen Deutichland 101 

Anträge und Wünſche der Belegichaft 

Appell an den Reichstag 358 

Arbeiter, Mafje der deutfchen, werden 
im Ernitfall ihre Schuldigfeit tun 286 

Arbeiterausfchüjfe 219. 226. 231 

— fördern die Sozialdemokratie nicht 

—, ihre geheime Wahl 222 

Arbeiterbefchwerden a limine ablehnen 
227 

Arbeiterfamilien 204 

Arbeiterfreundlicher Nat des oberiten 
Neichsbeamten 206 

Arbeiterfürjorge, jtaatliche 377 

Arbeitergejeg 228 

Arbeiterfongreß, deutjcher, in Frank: 
furt a. M. 376 

Arbeiterfontrolleure 203 

Arbeiterorganifationen, deutfche, Werk— 
zeuge politifcher Parteien 154 

Arbeiterfhug 9 
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Arbeiterverhältnifje 203 

— und Arbeiterforderungen durch den 
Zandtag mit freiem Blif und ohne 
Vorurteil behandeln 228 

Arbeiterverficherung 9 

Arbeitervertreter 376 

Arbeitgeber find feine völligen Engel 234 

Arbeits: und Acerpferde, vereinte Kraft 

Arbeitsfammern, Errichtung paritätt- 
fcher 376 

Arbeitslojenverficherung 9 

— vom Großen Nat in Baiel:Stadt 
angenommen, im Referendum abge: 
lehnt 107. 

Arbeitsordnungen 221 

Arbeitsverfafjung 9 

Arbeitsverhältnis 225 

Arbeitsvertrag 151. 203 

Arbeitszeit 9 

Arcana imperü 178 

Armenien 19 

Artikel, gehäffige und hämifche 98 

Artilleriftifche Fragen 1 

Afchenborn, Unterftaatsfefretär, Reichs: 
ſchatzſekretär 249 

Aſſociated Preß, Interview des Fürften 
Bülow 426 

Atrox animus Catonis 37 

Attade reiten 207 

Auer, Abg. 151 

Aufbringung deutfcher Handeläfchiffe 113 

Aufgeklärter Menfch 197 

Aufhebung des Diktaturparagraphen 39 

— von $2 des Jeſuitengeſetzes 56 ff. 

Aufhören von Kopf: und Zahnmweh, von 
Krankheit und Tod 17 

Auflehnung gegen die weiße Herrichaft 
357 

Auflöfung des Reichstags 361 

Aufrechterhaltung des Friedens, Chinas 
Antegrität und Prinzip der offenen 
Tür Deutſchlands Ziele in Ditafien 
324 


— und Bervollftändigung deutſcher 
Rüftung — Graf Bülow foll darauf 
verzichten 215 
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Aufrechterhaltung von Ruhe und Ord— 
nung 227 

Aufitand der Hereros 34 ff. 

Aufftände im füdweftafrifanifchen Schuß: 
gebiete würden auf die andern Kolo— 
nien überfpringen 357 

Aufftändifche in Berlin von Polen an- 
geführt 201 

Aufwand von Pathos und Kraftworten 
(Bebel) 80 

Augenmaß, richtiges 452 

Aurore 140 

Aus Gras Heu machen 381 

Ausbau der deutfchen Flotte richtet fich 
nicht gegen England 313 

— der Selbftverwaltung 129 

Ausbruch des Aufjtandes 99 

Ausfuhr nach der Union 293 

Ausfuhrinduftrie vor Überrafchungen 
ſchützen 160 

Ausführung des Militärpenfionsgejeges 
244 

Ausgaben für militärifche Zwede 134 

Ausgeftaltung der Kolonialabteilung zu 
größerer Selbftändigfeit 129 

Ausgleich von Unternehmer: und Ar: 
beiterinterejien 219 

Ausgleich wirtjchaftlicher Intereſſen 
ſetzt beiderſeitiges Entgegenkommen 
voraus 324 

Ausgleichszölle 172 

Ausländiſcher Schiffsbauer 372 

Auslandsgerücht, in Deutſchland ſeien 
Millionen geſtohlen 352 

Auslieferung Di 

Auslieferungsverträge 191 

Ausnahmen zur Regel aufbaufchen 3 

Ausrottung der Eingebornen 126 

Ausruhen auf Lorbeeren 4 

Ausschaltung des Staates 205 

Ausjcheidung des NReichsjuftizamt3 und 
der Berwaltung der Reichseifenbahnen 
aus dem früheren Reichtanzleramt 300 

Ausschreitungen Deutjcher 99 

Ausschuß des Bundesrat für auswär— 
tige Angelegenheiten 338 

— für die Abwehrbewegung gegen die 
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Zulaffung der Jeſuiten in das Deut: 
fche Reid 62 

Ausftändige Bergarbeiter 204 

Ausübung der Regentichaft in Xippe 
392 

Auswärtige Beziehungen und Sozial: 
demofratie 276 ff. 

— Lage 250ff. 

— Bolitif 4ff. 

— — de3 Landes darf nicht unter den 
Willen der Sozialdemokratie gebeugt 
werden 273 

— —, Höflichkeit und Feitigfeit ſchließen 
fi) nicht aus 326 

— —, Klarheit des Kopfes wichtiger al3 
Wärme und Güte des Herzens 329 

Auswärtiges Amt, Chef von der un- 
mittelbaren Einwirkung auf die Ge: 
fchäfte der KRolonialverwaltung aus: 
geſchloſſen 130 

Ausweiſung 49ff. 

Ausmweifungen aus Deutjchland Bi 

Ausmweifungspolitit 48 

Autokratie, ruffifche 113 

Automobilrennen in Homburg 186 

Autonomie für den öftlichen Zeil der 
Provinz Poſen 149 

Autorität der Königlichen Staatsregie: 
rung 224 

— — Monarchie 227 

— — GStaatögewalt 227. 235 

— des Geſetzes 206 

— — Staates 107 


B. 


Baden-Baden 425 

Badische Staatsminifterium 50f. 

Bahnen Englands und Deutjchlands 
laufen an und für fich nicht gegen- 
einander 281 

Balfour, englischer Minifterpräfident385 

Balfanhalbinfel 55 

Baltifche Flotte Rußlands 396 

Bamberger, Ludwig 340 

Banaufifche GleichheitSmacherei 216 

Banner der nationalen Geiftesbildung 
384 
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Barbariihe Maßnahmen 188 

Barcelona 84 

Barth, Dr. 15. 57 

Bafel, Maurerftreif 211 

Baſhford, John L., englifcher Journalift, 
von Graf Bülow empfangen 122, 
393 ff. 

Bafis eines internationalen Vertrages 
darf nicht ohne Zuftimmung der 
Signatarmächte verrückt werden 304 

Bafjermann, Dr., Abg. 60. 67. 261 ff. 

— Interpellation über die internationale 
Lage 306 

—, Dr., „Streber” 139 

Baftillenfturm 290 

Bauer, der mit feinem Sohne und 
feinem Ejel zu Markte zog 330 

— ift auch ein Menfch 436 

Bauernftand 42, 159. 383 

Bayern 102 

—, Schmweineverbraud 109 

Beamter fann nicht Sozialdemofrat fein 
27 

— mit fozialdemofratifchen Anjchauun: 
gen macht fich des Eid- und Treu: 
bruchs jchuldig 28 

Beamtenmaterial für die Kolonien 266 

Bebel, Abg., 1ff. 22Ff. 46. 79ff. UL 
187.272. 277ff. 355. 419 

—, auswärtige Politik und Schußgebiete 
97 ff. 

— beftreitet, daß er einzelne Fälle ver: 
allgemeinere 23 

—, Friedensmann par excellence 210 

—, militärifche Fragen 111 

— NRepublifaner 10 

—, ruffifche Anarchiften 46f. 

—, Rußland Hf. 

— will bis zum legten Atemzug Die 
beitehende Ordnung der Dinge be— 
fampfen und untergraben 23 

— — das Ausland fritifieren unbe- 
kümmert darum, was für einen Ein- 
drud er damit im Auslande hervor- 
ruft 25 

— würde es nicht unangenehm fein, 
wenn Deutfchland auf diefelbe Weife 
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zur Republik käme wie Franfreich 1870 
286 

Bebel offiziös 83 

Bebel3 Hab gegen die Akademiker im 
legten Ende Miptrauen und Haß. 
gegen Bildung 24 

— Nepublif nur möglich mit Engeln 
und Engelsjöhnen 18 

— Schweizer Freunde 10 

— Staats- und Gejellichaftsordnung 18 

— Gtellung zu Heer: und Flotten— 
forderungen 85 

— Ulas an die Prefje 194. 

— Worte Schläge ins Waſſer und 
führen zu einer Blamage, „oder es 
fommt zu Zufammenftößen mit dem 
Auslande 25 

— Zufunftsgefellichaft 156 

Beder, Oberbürgermeifter 230 

Bedeutung des deutfchen Reichstags 25 

— des Mittelftandes in wirtjchaftlicher 
und fozialpolitifcher Hinficht 42 

Bedürfnis nad) individueller Freiheit 18 

Bedrohung des Rechtsjtaats 291 

Beethovenhaus in Bonn 384 

Beethovens Muſik, tiefnationaler Zug 385 

Begebung von Reichsanleihen 241 

Begegnung in Kronberg 315 

Begegnungen zwiſchen den Kaifern von 
Deutfchland und Rußland 322 

Befämpfung der Sozialdemokratie 220. 
290 ff. 

Befenntnis, daß Fehler in der Kolonial— 
verwaltung begangen find 347 

Belgien, Erbjchaftsiteuer 248 

— BZufagübereinfommen 157 ff. 

Belgifche Rammer und belgifcher Berg- 
arbeiterjtreif 212 

Bennigjen, R. von 59. 68 

Beobachtung rujfifcher Staatsangehöri- 
ger 48 

Bergarbeiternovelle hochpolitifche An: 
gelegenheit 236 

Bergarbeiterverband, alter 207 

Bergbauliche Verhältnifie 228 

Bergbaulicher Verein 204, 217 

Berggeſetz, Novellen 203 ff. 219 ff. 
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Berarecht darf nicht Gegenftand der 
Reichsgefegebung werden 235 

Bergwerfe des Saarreviers 204 

Berlin, franzöfifcher Gouverneur 188 

» Berliner Elektrifche Werfe 440 

— haben niemals die Abficht gehabt, 
fi) von Preußen loszureißen 201 

— Kongreß 335 

— Tageblatt 115 

— will hoch hinaus 201 

Bernitein, Abg. 12. 198 

Berufstonfuln 92 

Berufsvereine, Nechtsfähigteit 376 

Beichlagenes Holz 168 

‚ Beichränfung auf das eigne Werft 232 

Beichränfungen der Arbeitszeit 203 

Bejchwerden der Bergarbeiter 206 

Beichwichtigung der Polen 201 

Bett von Met und Straßburg 309 

Befiger von immobilien muß nicht felten 
zur Grbjchaftsitener Schulden auf: 
nehmen 248 

— von mobilem Kapital kann Erbichafts- 
jteuer leicht flüffig machen 248 

Befonderheit der Menfchen 15 

Befonnenheit 108 

Beilere Welt über dem Sternenzelt 16 

Beitimmung der Verfafjung 132 

Bejuc, des Kaifers in Tanger 280 

Beteiligung der Anftedler an der Ver— 
waltung in Siüdweitafrifa 386 

Betriebözwang 203 

Betriebszwanggeje 228 

Beuthener Parzellierungsbant 44 

Beutler, Oberbürgermeiiter von Dres: 
den 370 

Bewegung der Börjen 198 

Beziehungen, gute, zu ſterreich- Ungarn 

— ruhige, zu England wünſchen wir 

auf der Baſis beiderſeitiger Loyalität 

— zu Rußland in friedlichen und freund— 
lichen Bahnen halten Z 143 

— zwifchen Deutfchland und Rußland 322 

Bihourd, franzöſiſcher Botjchafter in 
Berlin 406 
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Bildung führt zu individueller Meinung 
und felbjtändiger Auffafjung 24 

Billigfeit der Bahn: und Seefrachten 161 

Bifchof von Trier 59 

Bismard, Fürſt Otto, Anmwachjen der 
Sozialdemokratie 14 

— —, Beendigung des Kulturfampfes 
- —, Beethoven 385 

— —, Brief 10. 
- —, Burſchikoſes, Junferliches und 
Militärifches erregte zuerft Entrüftung 

— —, Eijfenbahnverftaatlichung 41 
- —, Eintreten für nachweisbare Sn: 
terejjen 209 

— —, Entgegenfommen Preußens gegen 
die Polen 202 

— —, Entrüftung 19% 

— —, Früchte reifen nicht rafcher, wenn 
man eine Yampe unter fie hält 314 
— —, Gedanken und Grinnerungen 431 

— — Graf Hohenthal 438 

— —, Größe bejtand nicht in Sporen: 
klirren, Küraffieritiefeln und Rafjeln 
mit dem Pallafch, jondern im rechten 
Augenmaß für Menfchen und Dinge 
326 

— —, hat England nicht gehaft 399 

— —, Herrenhaus 33 

— —, fe nach Bedürfnis 199 

— — Kampagne gegen ruffiihe An- 
leihen 198 

— —, Kämpfe gegen ihn 95 

— —, folonialen Beitrebungen im eriten 
Sahrzehnt nach Gründung des Reichs 
abgeneigt 346 

— —, Lob des Dffizierforps 5 

— —, Mängel und Fehler feiner Politik 
182 

— —, modus vivendi mit Rom 63 

— —, Prüfungsarbeit als Referendar 
247 

— —, Nede vom 6, Februar 1888 24 

— —, Reich foll nicht Koftgänger, jon: 
dern Verſorger der Cinzeljtaaten 
werden 239 


Regiiter. 


Bismard, Fürſt Otto, ruffifche Anar— 
chiften 49 

— —, Schuldigfeit des Staates an die 
deutſchen Katholiken 64 

— —, Schüler fünnen fich nicht mit dem 
Meiiter vergleichen 97 

— —, feit feinen Erfolgen Profeſſor 
in Mißkredit gefommen 327 

— —, Sorge für den Frieden und Die 
Sicherheit des Reiches 82 

— —, Stellung in der deutfchen Ge- 
fchichte 182 

— —, Tarifpolitif der Wer Jahre 170 

— —, unangenehm für eine Regierung, 
wenn fie Geld braucht 237 

— —, Unzufriedenheit mit ihn 103 

— —, Urheber des Krieges von 1870, 
fozialdemofratifche Legende 286 

— —, wenn nicht größter Staatsmann, 
dann einer der größten Schriftiteller 
191 

— —, mie fit der ſchwere Steuerrocd 
dem Bolfe am bequemiten ? 246 

— —, Wir Deutjche fürchten Gott zc. 
48 

— —, Wir Deutfche lieben die Eng- 
länder, aber fie jollen uns nichts zu 
fagen haben 399 

— —, zum Spyitem erhoben 327 

— —, fein Name bleibt ein dauernder 
Befig, eine Mahnung, ein Wahr: 
zeichen, ein Stolz für unſer Volf, eine 
Gewähr der Zukunft, ein Troſt in 
forgenvollen oder matten Tagen 328 

Bismards Ziele, darüber hinausgehen 
328 

Blick in die Nähe 452 

Blinder Fanatismus 28 

— Dptimismus 330 

Blitableiter 175 

Blühen und Gedeihen der öjterreichifch- 
ungariihen Monarchie 320 

Blumenthal, Abg. 88 

Blütezeit der Städte im 15. und 16. 
Sahrhundert 370 

Bluthund von Wilna 121 

Bluttriefende Manifelte 52 
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Boden der Wirklichkeit unter den Füßen 
behalten 9 

Bodenſchätze, mineralifche 127 

— von Oberjchlefien 44 

Bonaparte 453 

Bondelzwarts, Erhebung der 35 

Bösartige Jlluftrationen 142 

Botſchaft mit zwei deutſchen Botfchafts: 
fefretären: der eine wußte alles, der 
andere alles noch bejjer 340 

Botjchafter in Bebels Staat 19 

Brandfchriften, terroriftifche und au: 
archiftifche 52 

Bratich, Prof. Dr., Stadtverordneten: 
vorjteher von Bromberg 366 

Braugerfte 168 

Braunfchweig 44hff. 

— :tüneburgifches Staatäminijterium 
447 ff. 

Bremen, Rathaus 279 

Breit 211 

Brief Bebels an Ferri 20 

Brille der Parteidoktrin 182 

— des LiberaliSmus 196 

Britifche Preſſe 394 f. 

Bromberg ein Stüd Wüſtenei 367 

— bat den Unterjchied zwijchen deutjcher 
und polnischer Herrichaft am eignen 
Leibe erfahren 367 

Brüfjeler Zucderfonvention 37 

Bruchitraße 226 

Brüde von Krakau nad) Poſen 44 

Brudzewo-Mielzynsti, Grafvon,Abg.200 

Brutalite Gewalt 18 

Bubenftüce, jchamloje 139 

Buddes, von, Staatsminijters, Tod 442 

Bueb, deutfcher Sozialdemofrat 419 

Budgetlommiffion 102 

Bufareit 317 

Bulgarenrummel 196 

Bulgarifche Wirren Ende der 80er 
Fahre 170 

Bullen kann man nicht melfen 231. 380 

Bülow, Fürft, Aufenthalt auf Norderney 
und in Homburg v. d. 9. 306 

— —, Ausland gegenüber zu liebens— 
würdig 325 
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Bülow, Fürſt, bei ihm noch fein Vorur— 
teil fonftatiert 341 

— —, Dank für Teilnahme 306 

— —, Eintreten für den Kolonial: 
direftor 353 ff. 

— — Erfranfung 306 

— —, gern der Prejje gefällig 325 

— —, hat Bismarck auch nach feinem 
Sturz die Treue bewahrt 327 

— —, bat feine Gelegenheit verfäumt, 
der Sozialdemokratie mit Nachdrud 
entgegenzutreten 291 

— —, Kleber ift er nicht 341 

— —, nicht in der Lage, eine folche 
Kapitulation vor dem Reichstag zu 
unterfchreiben 358 

— — provoziert dad Ausland 325 

— — ſchon ganz Norderneyer geworden 


— — überraſcht durch den Ausbruch 
des rufftsch-japanifchen Krieges 325 
— — Urbanität, deren erfich ala Menſch 
und im perſönlichen Verkehr befleißigt, 
nicht Richtſchnur ſeiner politiſchen 
Tätigkeit 375 

— — wird keine Denkwürdigkeiten 
hinterlafjen 325 

— —, jartfühlende Art 317 

— Fürftin, des Fürften Geheimer Hof: 
rat in mufikalifchen Dingen 368 

— Graf, an Grippe erkrankt 47 

— —, aufrichtige Teilnahme am Wohle 
der Landmwirtfchaft 179 

— — bewundert England, fein Volk 
und feine Literatur 400 

— — Ehrenbürger von Bromberg 
366 f. 

— — Ehrenmitglied der Pofener Ata- 
demie 383f. 

— —, Ehrenvorfigender der Dresdener 
Städteausftellung 370 

— —, englifchen Journaliſten empfan- 
gen 121 

— —, entgegenfommend gegen Zentrum 
und Wgrarier 95 

— —, Feind des Peffimismus 96 

— —, Fürftenftand 234 
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Bülow, Fürft, glaubt nicht an Dogmen 
in der Politik 222 

— —, Haltung in der Mandfchurei 24 

— — fein Feuerwerker, der zweimal 
im Jahre aufzutreten hat 122 

— —, läßt fich nicht von parlamen- 
tarifchen Mehrheiten treiben 107 

— —, nimmt auf militärifchem Gebiet 
feine Autorität für fich in Anſpruch 
22 

— — ſeine Ausführungen der Aus— 
druck der vollkommenſten Unfähigkeit 
(Bebel) 22 

— — ſozialpolitiſche Auffaffungen 8 

— — ſucht angeblich Deckung hinter 
von Bennigſen €8 

— —, Tonart 138. 1% 

— —, verärgerter Ton 137 

— — verſteht das Programm der jo- 
zialdemokratiſchen Partei nicht 26 

— — viel liberaler und konſtitutio— 
neller als der Abg. Richter 39 

— — wird nicht mit ins ſozialdemo— 
kratiſche Paradies genommen 15 

— heraus! 115 

Bülows, Graf, Fleiſchtöpfe 110 

Bund der Landwirte 107 

Bundesgenofjenfchaft Bebels 214 

Bundesrat, Reichstag und Reichskanzler 
gehören zuſammen als Obergeſchoß 
des Reichsbaues 307 

Bundesratsbefchluß vom 2. Juli 1885 
446ff. 


Bundestagszeit 142 

Bündnis der mitteleuropäifchen Mächte 
318 

Bündnis mit Frankreich nicht realifter- 
bar 307 

Burenbegeijterung, deutfche, zurückzu⸗ 
führen auf germaniſchen Idealismus 
und deutſche Romantik 312 

Burenkrieg 394 

Burenrummel 196 

Bürgerſtand, ſtädtiſcher 162 

Burgsdorff, von 230f. 

Burkhard, Ritter von, ftellvertr. Bevoll: 
mächtigter Bayerns zum Bundesrat102 
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Büfing, Abg. 60. 68 

Butterzoll 166 

Byron 399 

Byzantinismus 11f. 

— nach oben und nach unten 11 
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Caligula, röm. Kaiſer 11 

Candeur 215 

Ganofjagang Heinrich IV. 66 

Ganovas del Gaitillo, jpanifcher Min.: 
Präſ. 47 

Captains of industry 348 

Garlyle 398 

Garnot, Präfident der franz. Republit 
47 

Caſtro, Präfident von Venezuela 6 

Gato 123 

Caveant consules! 291 

Cet animal est tres mechant, quand 
on l'attaque il se defend 259 

Ceterum censeo 123 

Charakter der Sozialdemokratie 191 

. Eharafteriftifche Merkmale des deutjchen 
Dffizierforps 4 

Ehauviniftifche Radomontaden 105 

Chef der Zivilverwaltung in Südmelt- 
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Chineſiſche Borer 116 

— Offiziere in deutfchem Dienft 186 

Chineſiſcher Hof Peking verlafjen 76 

Chlapowsfi, Dr., Abg. 208 
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— Gewerfichaft 205 

— Barteifarbe 226 

— Weltanſchauung 65 
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84 

Conditio sine qua non 63. 162 
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Gourtoifie 257 

Coüte que coüte %, 107 

Grommell (Bebel) 140 

Gumberland, Ernſt Auguft Herzog von 
445. 40 

Czarlinski, von, Abg. 208 
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Damasfustor (erufalem) 433 
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Dänemark und baltifche Flotte 396 
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Pojener Akademie 387 

Dank oder Undank Yöff. 

Danzig, fommandierender General 7 

Darmijtadt 50 

Daſein ohne Kritik nicht vorjtellbar 332 

Deaf 320 

Defenfive Rolle Deutſchlands 6 

Deimling, von, Oberſt 268 ’ 
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amt 300 

Delcafje, Franzöfifcher Minifter des Aus- 
wärtigen 287. 406 

Delfor, Abg. 419 

Demos, Herr 12 

Denkmäler der Kunft im Zufunftsftaat 
16 
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Kolonialabteilung 348. 354 

Desorganifation der Armee 121 

Deutfch-amerifanifcher Handelsvertrag 

— :amerifaniiches Ablommen 427 

— :Buligin, Leon, ruſſ. Nihilift 49F. 

— :englifcher Krieg 124 
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Deutfche Anfiedler, Konfejfion gleich: 
gültig 200 

— Diplomatie 338 

— Diplomatie angeblich antiquiert 338f. 

— Erportindujtrie 147 

— Flagge 184 
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- — und England 3997. 

— — unter den Hammer bringen 345 

— Flottenpolitit 123 

— — foll aufeinenKrieg gegen England 
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— Hiftorifer und England 398 
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— in Rofen einigen 389 
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verkleinertes Deutjchland 289 

— Kohleninduftrie 150 

— Rolonialgejellichaft 443 

— Konfuln 92 

— Kulturpolitit in Pofen 445 

— Landwirtfchaft aus dem Gröbiten 
herausgehauen 401 

— Maßnahmen im Diten der preußi:- 
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189 

— Monatshefte 295 

— Molitif, düjtere Pläne 259 

— Rechte fonnten durch ein englifch- 
franzöfifches Abkommen nicht auf: 
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— Schergendienite 183 

— Schiffsverkäufe an die Kriegführen- 
den 184 

— Sozialdemokratie wird den wichtig: 
jten Schlag gegen den Frankfurter 
Frieden führen 288 

— Stellung in der Welt wird um jo 
jchwächer, je ſtärker Die Deutjche 
Sozialdemokratie wird 288 

— Tageszeitung 235 

— Bertretung im Auslande 91 

— Viehzölle, Erhöhung 165 

— mirtjchaftliche Antereffen in Ma— 
roffo 186, 209 
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Deutfcher Handelsvertrag 439 

— Kriegführung in Afrifa Mafel an- 
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Parteiwut, im Ausland der Heuchelei 
269 

— Yandwirtjchaftsrat 1904 379 ff. ; 1905 
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Orden 367. 373 

— Ruſſenkurs 183 

— Sozialdemofrat verteidigt das Vater: 
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Barteifram paßt 283 

— Viehſtand 436 
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jpielt in der Gejchichte der deutjchen 
Einigung 368, 425 

— Dffizierforps 4 

— Panama 352 

— Neid) feine quantite negligeable 304 

— Reich und Amerifa 377f. 

— Volk will feinen Schattenfaifer, 
fondern einen Kaifer von Fleiſch und 
Blut 343 

Deutjchfeindliche Treibereien in Europa 
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Deutjchland berechtigt, bei Neugeitaltung 
der Verhältniffe Maroffos gehört zu 
werden 256 

— befaß aus einem Handelsvertrage 
mit Maroffo die Nechte der meiſt— 
begünftigten Nation 304 

— braucht fih vor Iſolierung nicht zu 
fürchten 333 

— braut ein Bündnis gegen England 
377 

Deutfchland, da muß man Borurteile 
haben 341 

— eine Kolonialmadt 297 

— Einheits- jtatt Bundesjtaat 55 

— — England 122 

— Erwerbungen großer Gebiete in 
Polyneſien und in Afrika nicht aus 
den Eingebungen einer Augenblids: 
politik entiprungen 346 
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Vorteile 209 
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male und forrette Beziehungen 309 
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alle andern Länder 275 
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— bat Recht und Pflicht, fich eine Flotte 
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Handelsinterejjen entjpricht 313 
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hältniſſe 290 

— heute Berfaffung, Rechtsitaat, all: 
gemeines Stimmrecht 290 

— in Dftaftennurmwirtichaftliche Ziele 322 

— ift allzu nervös geworden 333 

— Sahresverbraud; an Getränfen 134 
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Bismard 326 
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— nicht durch geheimen Bertrag an 
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archen 334 
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— und Stalien Z1öff. 

— und Öfterreich-Ungarn 319 ff. 
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litik 314 
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andern Völker genießen 279 
Penzler, Fürft Bülows Reden ıc. II. 
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flügere Völker 346 
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fein 84 

Deutfchlands Abhängigkeit von Ruß: 
land 183 

— angebliche Iſolierung 329 

— Anfehen in der Welt, unfere Waffen: 
ehre gefährden 358 

— Beziehungen zu Japan 323 ff. 

— Beziehungen zu Rußland 320ff. 

— Haltung in der ägyptifchen Frage 
314 

— Handelsbeziehungen zum Ausland, 
Kontinuität 171 

— Heeresbudget 134 

— heutige Zuftände 11 

— heutige Zuftände und Frankreichs 
Zuftände vor der Revolution 290 

— foloniale Zufunft 131 
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347 

— merfantile Interejjen in Marokko 74 

— politifche Stellung zu Maroffo 255 

— Geerüjtungen 282 

— Gituation wird fompliziert durch 
feine überjeeifchen Beitrebungen 336 

— Stellung als Weltmacht 131 

— Gtellung zu Rußland 24 

— Berhältnis zu Amerika 324f. 

— Verhältnis zu Franfreid, 307 ff. 

— Berhältnis zu Stalien 67. 2b1f. 

— Verhältnis zu Marokko 186 
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— mirtfchaftlihe Stärkung 171 
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Dieß, Abg. 183 

Differenzierung von Land» und See: 
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Differenzpunfte zwifchen England und 
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Diktatur des Proletariats 18. 112 
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— Frankreichs von 1794 und 1871 29 

Dingleytarif 296 
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—, der mit Bank: und Handelskreiſen 
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Diplomatifche Verhandlung 114 
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Direkte Steuern 11 
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— — in Frankreich 246 

— — in Großbritannien 246 

— — in Italien 246 
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Dogmatifieren des Fürften Bismard 
bei uns zur Kalamität geworden 326 

Dogmatisme intolerant 140 

Dolktrinarismus, negativer 452 

Don Carlos 139 

Doppeltes Syitem der Allianzen 424 

Dreibund 67. 145 

— Abwendung Italiens 251 

— Fortdauer entjpricht dem europäi- 
ſchen Intereſſe 318 

— Grundlage der auswärtigen Politik 
der jetzigen italieniſchen Regierung 

— mit ſicherem Ankergrund 318 

— ſchließt Konflikte zwiſchen den Ver— 
bündeten aus 318 

— mill in Europa den Frieden und 
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Dreißigjähriger Krieg 370 

Dreichmafchinen, Zoll 173 
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— — fozialdemofratifcher 9. 17 

Drill 1f. 
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Eidechſenbund 321 
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Einzelitaaten, Entlaftung ihres Budgets 
239 

— liberweifungen 102 

Einzug in das neue Herrenhaus 33 
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Elifabeth, Kaiferin von Öfterreich 47 

Elſaß-Lothringen, Ausichluß des Reich: 
tages als gejeggebenden Faktors 88 
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— Grbjichaftsiteuer 248 


467 
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— öffentliche Meinung 258 

— — Rußland, gute Beziehungen 182 

— Schuldentilgung 242. 
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— und Frankreich 397F. 

— und Rußland 396f. 

— Wahstum der Ansprüche de3 öffent- 
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— Preſſe 122, 394 
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Entente cordiale 397, 
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Bevölkerung 149 
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Entrüftung 196 
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Entjchädigungsfumme 386 

Entjchuldung des Grundbefiges 402 

Entwicklung der Reichsgeſchäfte 297 

— des Schußgebietes 365 

Erbichaftsiteuer 247f. 

— Umgehung 248 

Erbſen 167 
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Ergebnifje der neuen Handelsverträge 
für unfere Jnduftrie und unfern Han— 
del verwerten 293 
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— und Stärkung unfrer Waffenmacht 
zu Waſſer und zu Lande 237 
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Erhöhung beitehender Steuern 244 

Erlaß Fürft Bülows in der Maroffo- 
frage 267 
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träge 148 
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324 
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Europäifche Gejamtlage 89 

Europäiſcher Frieden 89 

Europäifches Mandat 257 

Evakuierung von Tiehili 253 
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Evangeliſcher Bund 62. 


Regiſter. 
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Farmerdeputation in Deutjchland 128 
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Ferri, Enrico, italienifcher Sozialift 20 

Feitgelegte Getreidezölle 88 

Feitfegung des Marftwertes durch die 
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Fez 257 
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Finanzreform 451 

Tinanzverhältniffe im Reich ungünitig 
237 
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197 

Finland 19. 172 

Finſteres Mittelalter 13 

Fischer, Hannibal 345 

Fisfalifche Gruben im Saarrevier 226 
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wehen 315 
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Flibuftierhandwerf 117 
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Fördergefäße 221 
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For, Ses Francis William, Ehrenfefretär 
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Fraktionsbeſchlüſſe und Parteirückfichten 
359 

Fraktionsegoismus des Zentrums 453 

Fraktionsrückſichten 141 

France Militaire 288 

Franfen, Abg. 60. 68 

Franfurter Bundestag 334. 339 

— Frieden 288 

— Zeitung 141. 213 

Franffurt-Lebus, Wahlkreis 106. 
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— Erbichaftsfteuer 248 
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Steuern 11 
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— Sculdentilgung 243 

— 1789 Frivolität und Fäulnis 290 
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Leibeigenfchaft 290 

— Staatsſchulden 241 

— und Deutfchland können fich auf 
wirtjchaftlichem Gebiet begegnen und 
gelegentlich über eine foloniale Frage 
ſich verftändigen 310 

— Wachstum der Ansprüche des öffent: 
lichen Lebens 238 

— MWeizenzoll 163 

Franfreich3 Heereöbudget 134 

Franz Joſef, Kaifer von öſterreich 319 

Franzensbad 170 

Franzöftich-englifche Annäherung 145 

Franzöſiſch-engliſches Kolonialabkommen 
23ff. 90 

Franzöſiſch-ruſſiſche Allianz 145 

— — bisher feine Gefahr für den 
Frieden geweſen 310 

Franzöſiſche Allianz mit Rußland 182 

Franzöfifche Emigranten 321 

— Jakobiner, deutfche Sozialdemokraten 
289 

— Radikale und Sozialiſten 83 

— MRevanchepolitifer rechnen auf die 
deutjche Sozialdemofratie 288 

Franzöfifcher Nationalftolz nachahmens- 
wert 307 

— Ratriotismus 307 

Franzöſiſches Dffizierforps 135 

— Proteftorat über Maroffo 404 

„rau, die”, Buch von Bebel 116. 133 

Frauen: und Kinderarbeit 9 

Frauenrock Guizots 81 

Freie Forſchung 64 

Freiheit der Sozialdemokratie Willkür 
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— der Wiffenjchaft 389 
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— mahre 113 

Freifinnige Parteifarbe 226 

Freunde der Landmirtichaft, die felbit 
feine Güter befigen 380 

Freundfchaftsverhältnis 141 

Friedberg, Dr., Abg. 57. 69 ff. 

Friede in Ehren 123 
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Friedensverficherungen der Sozialdemo: 
fratie find Schaumfchlägereien 285 

Friedländer 11 

Friedrich d. Gr. 2. 91. 334. 367 

— — eriter Staatsmann feiner Zeit 
327 

Friedrich Wilhelm I., König v. Preußen 
1 

Fritzen, Abg. 250. 266 

Frivole Kriegsabfichten 273 
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Fuchs, Abg. 245 
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21 
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— für die Sicherheit des Reichs 89 
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Gazeta NRobotnicta 44 

Geben Sie Gedanfenfreiheit 139 
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Geduld 108 

Geeftemünder Dampfer 114. 194 

Gefahren des Berufslebens 9 

Gefährlichkeit der Einmifchung 378 

Gefühl der Unficherheit 227 

Gefühlswallungen 141 
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gierungen 78 
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Gegner der Landmwirtichaft 85 
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312 

Geheimes Wahlrecht fein Dogma 222 
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Geheimnis der Diplomatie eine gewiſſe 
Inkonſequenz 340 

Geiſt der Reichsverfafiung 98 

— der Treue und der opfermilligen 
Vaterlandsliebe 33 
- des fategorifchen Imperativs hat 
die Schlachten der FFreiheitsfriege ge: 
ichlagen 379 

Gelbe Preſſe in Amerifa 7 

Gelegenheitsgejeg 203 

Gemeinfamkeit zwifchen Deutfchen und 
Polen will die polnische Agitation 
nicht zulaifen 189 

Semifchtiprachige Provinzen 148 

Gendarm jpielen 320 

Generalitreif 276 

Gepanzerte Fauſt 114 

Gerechtigkeit 108 

— gegenüber beiden Konfeffionen 200 

— üben 219 

Germaniawerft in Kiel 393 

Geritenzoll 163f. 

Gefamtausgaben des Staates — Heeres: 
budget 134 

Geſandte in Bebels Staat 19 

Gejchäfte des Reichs in verfaſſungs— 
mäßiger und erfprießlicher Weiſe 
führen 93 

— mit einer Partei 71 

Gefchäftsumfang der Reichsbank 375 

Geſetz gegen den unlauteren Wettbe: 
werb 43 

— vom 5b. April 1886 8 

Geſetze gleichmäßig in Anwendung brin: 
gen 150 

— zum Bejten des Mitteljtandes 43 

Gefegliche Maßnahmen gegen die Sozial: 
demofratie finden feine Mehrheit im 
Reichstage 30 

Geſetzgeberiſches Vorgehen gegen Die 
Sozialdemofratie 105 

Gefichtspunft des Verkehrs 39 

Gefichtspunfte des Hochwaſſerſchutzes 
und der Landeskultur 39 

Geſunder Sinn des deutjchen Volkes 
29 

Gefundung der Reichsfinanzen 237 
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Setreidepreife feit 25 Jahren fallende 
Bewegung 161 

Getreidezölle, allmähliche Erhöhung 163 

—, Herabfegung 163 

Getrennte Schichten der Poſener Gejell: 
ſchaft zufammenfajjen 388 

Gewerbe-, Handels:, Landwirtſchafts— 
und Handwerkskammern find ev. 
Sozialismus 220 

Gewerkſchaften, ſozialiſtiſche, Ererzier- 
plätze und Manöverfelder für die 
Partei des Umſturzes 154 

Gewerkſchaftsbildung 205 

Gewiſſensfreiheit 64 

Gibbon 11 

Giers, von 170 

Giucciardini 315 

Gleichmacher, phrafentrunfner 453 

Gleichitellung der jüdischen und chrift- 
lichen Handlungsreifenden 172 

Gmunden 450 

Söben, von, General 5 

Goethe und Kant gehören auch den 
Engländern 311 

Goldene Äpfel in filbernen Schalen 366 

Sornoflazaktpartei 44 

Gortſchakoff, Fürft 322 

Sothein, Abg. 86. 208. 214 

Götzen, Graf von, Gouverneur 
Deutjchoftafrita 263 

Souvernementsbeiräte 129 

Gouverneur von Südmeitafrifa 100 

— von Wilna 81 

Sraufamkeiten Deutfcher 99 

Srenzgebiet zwifchen Staat und Kirche 
63 
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Griechenrummel 196 

Großbritannien, Ausgaben für Armee 
und Flotte 243 

—, Staatsfchulden 241 

—, Heeresbudget 134 

Große Mehrheit der Beamten der Koloni- 
alverwaltung ordentliche und pflicht: 
treue Beamte 352 

GSrößenwahn der fozialdemofratifchen 
„Führer 32 

Großer Kurfürit 334 
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Großer Mund, mit ihm allein ift es 
nicht getan 118 

Großinquifitor in Spanien 54 

Großfapital und Lohnarbeit 219 

Großmadtitellung eines Volkes beruht 
auf dem Schwerte 323 

Sroßpolentum 44 

Großpolniſche Agitation 148Ff. 189. 
200 ff. 

— Durchjeßung der Mafjen 44 

— Gefahr in DOberfchlefien 44 

Größter Genius jterblih, Nation un— 
jterblich 328 

— Mann bleibt Sohn feiner Zeit 327 

Grundbefig in den weitlichen ruffischen 
Gouvernements, Erwerbung und Ver: 
üußerung 172 

Grundlage für den wechjeljeitigen Han- 
del Deutfchlands und Amerikas 296 

Grundja der offenen Tür 305 

Grundſätze, foziale, des alten Kaiſers 
und feines Kanzlers 227 

Grundfägliche Gegenfäge zwifchen Kon— 
feffionen und Staat 65 

Guizot 81 

Gut und edel fein dem Deutfchen Be: 
dürfnis 188 

Gute Beziehungen 
und Deutfchland 7 

Gutes Gewiſſen Deutjchlands 6 

— — gegenüber den Arbeitern 227 


H. 
Haager Schiedsgericht 6 
Haaſe, Abg. 120. 198 
Habicht, deutjches Kanonenboot 36 
Hadenberg, Abg. 56. 67 
Haferzoll 163 
Hahn, Dr., Diedrich, Agrarier 380 
Haitianifche Infurgenten 115 
Hälfte mehr als das Ganze 178 
Haltung der Arbeiter im Ruhrrevier 212 
Haltung der Sozialdemokratie gegemüber 
den Selbjtändigfeitsbeitrebungen aller 
Völker 283 
— der fozialdemofratifchen Partei und 
Preſſe im Bergarbeiteritreit 212. 


zwifchen Amerika 
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Hamburg: AmerifasLinie SL 184 

Hamburger Hafen 440 

— Nachrichten 419f. 

— Senat 184 

Dandelsbeziehungen zu den Vereinigten 
Staaten 293 

Handelspolitif, Erfolge deutjcher 159 

Handelsverträge 135f. 14öff. 451 

— bilden ein einheitliches Ganzes 176 

— Einbringung 157 ff. 

— Kündigung der bejtehenden 171 
Zandwirtichaft, Industrie und Handel 
müſſen zufammengehen 108 

— mit Konventionaltarifen 159 

— Stand der 7 

— zum Nachteil der Landmwirtjchaft 41 

Handelsvertragsunterhandlungen mit 
Rußland und Öfterreich-Ungarn 161 

Handlungsweife als unbillig empfunden 
128 

Dandwerf 42 

Handwerker 162 

Handwerfergejeggebung 43 

Hans Dampf:Rolitit 55 

Harnad, D. Dr., Profeffor in Char— 
lottenburg 391 

Hartmeyer, Dr. Emil 419 

Hajle, Profejlor 329. 366 

Hatzfeldt, Graf, preuß. Gejandter in 
Darmitadt 50 

Haufen tertiorum gaudentium 399 

Hauptkunſt des Diplomaten: im richtigen 
Moment fchmeicheln und im richtigen 
Moment einen Fußtritt verjegen 326 

Hauptleitung des Alldeutſchen Ber: 
bandes 365 

Häuptling der Reaktion 81 

Hegel 196 

Heilige Allianz 321. 334. 339 

Heine, Heinrich 334 

Heinrich IV. 65 

Heinrich, König, der Städtegründer 370 

Herabjegung der Arbeitszeit im Zus 
funftsitaat 17 

Herausforderung der Polen von deut- 
jcher Seite 189 

Herder, Dresden „Deutjches Florenz“ 371 
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Herervaufitand in Südmweitafrifa 34 ff. 
390 


Herold, Abg. 146 

Heroftrate, bereit, den Tempel anzu: 
zünden, zu Dubenden vorhanden 21 

Herrenhaus, Neubau 33 

— foll jtaatserhaltende Politik treiben 

— Träger der Politik, die nicht mit 
Yeichtigfeit den Tagesſtrömungen 
folgt, fondern den Regulator und 
Ballajt des Schiffes darftellt 33 

Heruntergehen unter Minimalzölle 161 

Hebereien, törichte 105 

Heuchelei 4 

Heuervertrag 192 

Heutige bürgerliche und gejellfchaftliche 
Ordnung 3 

Heutige Zuftände und die vor der fran- 
zöfifchen Nevolution 32 

Heydebrand und der Xafe, Dr. von, 
Abg. bb. 221 

Hibernia-Angelegenheit 153. 205, 227 

Hingebung für Raifer und König 33 

Hirſch-Dunckerſche Gewerkſchaften 
205 

Hochverrat, Verurteilung wegen 120 

Hochwaſſergefahren der Oder, Havel 
und Spree 38 

Hoffmann, Kommerzienrat, Bizepräfident 
des Lippeſchen Landtages 392 

Hoffnungslofigfeit des armen Mannes 
207 

Hofmeilter des Auslandes 195 

Hohenlohe, Chlodwig Fürſt zu 33 

— GErbprinz von, Fleiß und Hingebung 
348 


— — hält Bureaufratismus und per: 
ſönliche Giferfüchteleien fern 267 

— :Langenburg, Fürft von 58 

— Schillingsfürſt, Fürft von 33. 58 

Hohenthal und Bergen, Graf von, ehem. 
fächfifcher Gefandter in Berlin 438 

Hohn auf die Lage der Bergarbeiter 206 

Holz, bewaldrechtetes 168 

Holzzoll 167 

Holland, Erbichaftsitener 248 
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Homburg v. d. Höhe 47. 449 
Hopfenzoll 166 

Hottentottenſtämme 126 

Hue, Abg. Mf. 

Hühner, Zoll 167 

Huller Fall 117. 123 

— Fiicher 396 

Humanite 140 

Humbert, König von Jtalien 47 
Hus 65 
Hyndman, englifcher Sozialdemofrat 280 


Ra 

Idealiſtiſche Weltauffaffung des deut: 
jchen Offizierforps 4 

Alliberale Keßerrichterei 60 

Indexr Bebels, in welchen Zeitungen 
gejchrieben werden darf oder micht 
13 

AIndianergeheul 228 

Indirekte Steuern 245 

— — im Reich und den Bundesitaaten 


— — in den Vereinigten Staaten 246 

— — in Frankreich 246 

— — in Großbritannien 246 

— — in Italien 246 

— — in Oſterreich-Ungarn 246 

— — in Rußland 246 

Individuelle Äußerungen über Kant 
379 

Individuum und Nation find dem 
Enmanzipationstampf des Proletariats 
unterzuordnen (Kautsfy) 282 

Induſtrie und Handel, Bedeutung für 
Deutjchland 159 

— — Deutfchlands, Zunahme 157 f. 

— — fahren gut dabei, wenn für die 
Landwirtſchaft geforgt wird 86 

AInduftrie und Handelspolitif 109 

Inhaber ruffifcher Werte 199 

Aniatiativanträge des Neichstages 59 

Innere Kolonifation 402 

Innere Berhältniffe anderer Länder 
186 R 

— — der Habsburgifhen Monarchie 
319 
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Inneres, wachjende Anjprüche 243 

Innerlichkeit 28 

Integrität des eigenen Landes 189 

— Maroftos 209 

Intereſſe der deutjchen Nation 68 

— der Einzeljtaaten 239 

— des Kaiſers für Landespferdezucht 37 

Intereſſen beider Konfeffionen 95 

— der Landmwirtjchaft 85 

— des deutjchen Volkes 6 

Snterefjenkollifion zwifchen Deutjchland 
und Japan nicht vorhanden 185 

Internationale Gemeinfamfeit der Ab: 
wehr 47 

— Lage 306ff. 

Internationaler Charakter der Polizei: 
organifation 305 

— $üteraustaufch 161 

— Berfehr beiteht in Geben und Nehmen 
311 

Snterpellationsrecht 89 

Sntervention 25 

— eleftrifierte 1792 die Revolution und 
führte das erſte franzöfifche Kaiſer— 
reich herbei 321 

Interventionspolitik 197 

Intra muros peccatur et extra 105, 264 

Solierung Deutjchlands 84. 261 

Italien auf der Konferenz von Algeciras 

— Schuldentilgung 243 

— Staatsfchulden 241 

— und Amerifa mit ernten folonialen 
Aufgaben fertig geworden 332 

— Zufagübereinfommen 157 ff. 

Itio in partes 106 


0). 

Jahrbuch für Gefeggebung, Verwaltung 
und Volkswirtfchaft im Deutfchen 
Reiche 369 

Jakobiner 156 

— Watrioten durch und durch 289 

—, Schredensherrichaft 453 

Jämmerlichſte Zeiten unfrer Gejchichte 
289 

Japan, Entwidlung Chinas 5 
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Japan reſpektiert volljogene Tatjachen 
und erworbene Rechte im Diten 185 

Japaner, Anleihe 198 

— haben mit der Flotte bei Tſuſchima 
das Schickſal des Krieges und ihres 
Landes befiegelt 270 

— halten neben ſtarkem Heere auch 
ſtarke Flotte 270 

Dapanifch-englifcher Vertrag 253 

Japanische Regierung rechnet auf 
Deutfchlands Neutralität 184 

— Vertreter in London, Paris und 
Betersburg 75 

Jaurès 272f. 418 

— NRevanchegelüfte 135 

Jazdzewski, Dr. von, Abg. 200 

Jede Zeit erfordert andre Mittel 327 

Jedem das Seine 223 

Jena (Bebel) 111 

— fozialdemokratifcher Parteitag 284 

— und Tilfit 327 

Serufalem: Werte 433 

Jeſuitengeſetz, Aufhebung von $ 
227. 

— 8 1 aufzuheben, wird an feiner maß- 
gebenden Stelle beabfichtigt 58 

Soachimfeier in London 385 

Johann Albrecht Herzog von Mecklen⸗ 
burg-Schwerin 443 

Sournaliftenbefuch in England 312 

‚Judaeis scandalum, Graecis stultitia 369 

Sugendliche Nafchheit (Bebels) 193 

Suftiz, wachjende Anfprüche 243 

Suftizpaläfte nicht im Zufunftsftaat 16 

K. 

Kabinettspolitik 231 

Kaempf, Präſident des deutſchen Han— 
delötages 439 

Kaifer hat fich nie in Widerfpruch ge: 
jegt mit der Verfaſſung 343 

Kaifer Wilhelm L, Graf Hohenthals 
Berufung 438 

Kaifer Wilhelm II. 372 

— — Beſuch in Tanger 209. 272 

— — ein viel zu gerader Charakter und 
ein zu flarer Kopf, als daß er fich in 
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politiſchen Dingen anderswo als bei 
feinem eigenen Pflichtgefühl und bei 
feinen berufenen Ratgebern Rats er: 
holen follte 344 

— hegt feine friegerijchen Pläne 279 

— fein Galigula und fein Nero 11 

Kaiferliche Verordnung 361 

Kaijerreife nach Tanger 209, 272 

Kaiferfchloß auf Pichelswerder 52 

Kafophonie in Dresden 19 

Kamarilla 3437. 

Kampf der Lehre 65 

— gegen das menfchliche Elend 9 

— gegen die umjtürzlerifchen Elemente 
aufnehmen 232 

— am Ehr' und Gut der Nation gegen 
Sozialdemokraten, Polen, Welfen und 
Zentrum 454 

Kanaille, glücklich gerettete 81 

Kanal vom Rhein bis zur Elbe 37 

Kanalfrage 177 

— mirtjchaftlihe Angelegenheit 180 

Kanalvorlage 177 ff. 

— wirtjchaftliche Geſichtspunkte 178 

Kantifche Philofophie 379 

Kapitaliftene und Unternehmerflafie 
229 

Rapitaliftenregierung 213 

Kapitaliftenregiment 213 

Kapitulation vor der Sozialdemofratie 
227 

Kapitalsmacht der Zechenbefiger und der 
Banken 153 

Kapſtadt 36 

Kardorff, von, Beurteilung unſerer aus: 
mwärtigen Politif 85 
- — Kaiſerbeſuch in Tanger 209 

— — „parlamentarifcher Strolch“ 138 

— — Zentrum 93 

Karibib 35 

Karlsruhe 14 

Karol, König von Rumänien 317 

Karolinenftreit 335 

Kartellbildungen 153 

Rartellierte Kapitalfräfte 205 

Kaſanſcher Pla 81 

Kaſernen nicht im Zufunftsitaat 16 
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Katholifen Deutjchlands haben allen 
Grund, fich der Rechte und Freiheiten 
zu erfreuen, die fie bei ung genießen 63 

— weder bejjer noch fchlechter behan- 
deln in Deutjchland als andere Kon: 
fejlionen 64 

Katholiſche Fakultät in Straßburg 57 

Katholifches Bekenntnis der polnischen 
Bevölkerung 200 

Kaufmännischer Unternehmungsgeiit 346 

Kautsfy, Abg. 16. H4f. 112. 139 

— authentifcher Interpret des Dogmas 
von Marr 282 

— Bebels publiziftifches Sprachrohr und 
Leibjournalift 54 

— Ideologe (Bebel) 4 

KRavalleriftifche Fragen 1 

Keetmannshoog 451 

Kein Fußbreit deutfchen Bodens darf 
von: Reiche losgeriffen werden (Bebel) 
84 

Keine Aufteilung des chineſiſchen Reiches 
wünfcht Deutjchland 323 

Kette bitterer Enttäufchungen 146 

Keßerrichterei, illiberale 60 

Khedivialverordnung von 1904 314 

Kind nicht mit dem Bade ausjchütten 
330 

Kipling nimmt Partei für den briti- 
chen Imperialismus und die deutſche 
Sozialdemofratie 288 

Kirchen nicht im Zufunftsitaat 16 

Kirchenpolitifche Fragen 73. 76 

Kirchenpolitifches Verhalten der Reichs— 
und preußifchen Staatsregierung 76 

Kirchturmpolitif, engherzige 328 

Kirfchner, Oberbürgermeiiter von Berlin 
428 

Klajfenjuftiz in Permanenz erklären 139 

Klein, Dr., Bizepräfident des Vereins 
vom Heiligen Yande 433 

Kleine Beamte 162 

— Gejchenfe 56 

Kleingewerbe 42 

Kleinhandel 42 

Kleinigkeiten und MNebenjächlichkeiten 
nicht aufbaufchen 330 


Kleinites Kälbchen 57 

Klinckowſtroem, Graf Glemens, Abg. 61 

Rlofettgejeg 57 

Kluge und dumme Menjchen 18 

Knappheit der Mittel haben in Deutſch— 
land nicht zur Sparſamkeit geführt 
242 

Snappichaftswefen 203 

Knobloch, Oberbürgermeijter von Brom: 
berg 366 

Knotige Manieren 326 

Koalitionsrecht, Ausbau 376 

Koch, Dr., Reichsbankdirektor, 50 jähriges 
Dienftjubiläum 374 f. 

Kohlehydrate 168 

Kohlenlieferungen und Schiffsvermie- 
tungen an Rußland 191 

Kohlenſyndikat 151 

Köller, von, Staatsfefretär für Elſaß— 
Lothringen 57 

Kölner Bürgerfchaft zeichnet fich aus 
durch echt deutjche Gefinnung 368 

— Dom 368 

— Rarneval 368 

Kölnische Jungen 368 

— Volkszeitung 213 

— Waſſer 368 

Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amts fteht an Beamtenzahl und Ge- 
ihäftsumfang nur wenigen NRejjorts 
nad) 300 

— — zu einer oberiten Reichsbehörde 
auszugejitalten 298 

— feine oberfte Reichsbehörde 130 

Kolonialamt, Errichtung 451 

KRoloniale Angelegenheiten 344 ff. 

Koloniale Gefchäfte, Nagel zu Nicht: 
hofens Sarg 300 

Ktolonialer Wettbewerb 346 

Kolonialfragen, Bedeutung für unfer 
politifches Yeben 297 

Kolonialfrieg felten oder nie mit fo ge: 
duldiger Menfchlichkeit geführt wie 
von deutſchen Soldaten 269 

Kolonialkriege anderer Völker 359 

Kolonialmüdigfeit in Deutfchland nicht 
vorhanden 264 
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Kolonialorganifation, heutige, ijt ver: 
altet, unzulänglich und reformbedürf: 
tig 2302 

Kolonialpolitifche Stellung Deutjchlands 
360 

Kolonialjfandale 351 

Kolonialverwaltung 100 

Kolonien in rafcherem Tempo vorwärts 
bringen 264 

— veräußern 34h 

Kolumbia (Dampfer) 84 

Kolumbifche Regierung von Deutjchland 
nicht aufgehegt zum Widerftand gegen 
die Vereinigten Staaten in der Frage 
des Nifaraguafanals 377 

Kommerzielle Intereſſen 74 

Kompaß 69 

Konfektionsinduftrie, Zoll 173 

Konferenzbejchlüffe, Einzelheiten 305 

Konferenzgedanfe angenommen 260 

Konferenzprogrammı vereinbart 260 

Konfeſſionelle Hetzereien 66 

Konfejfioneller Friede 106 

— Bader 76 

Konflikt in Dftafien ZU ff. 

— zwiſchen Wilhelm Il. und König 
Eduard (Vorwärts) 278 

Konflikte für Deutfchland 6 

Konfliktszeit 134 

— Gelehrte und Profeſſor Ideal des 
politifierenden Deutfchen 326 

König in Preußen voran, Preußen in 
Deutichland voran, Dentichland in der 
Welt voran! 34 

— nach und nad) ein armer Reiſender 
geworden 239 

— von Dänemark 279 

Königin Luife „bittet Napoleon um 
Gnade 188“ 

Königliche Fahne 110 

Königsberger Hartungjche Zeitung 379 

— Prozeß 118ff. 143 

Konkurrenzfähigfeit auf dem Weltmarkt 9 

— Deutjchlands 150 

Konfervativ und gouvernemental find 
nicht identische Begriffe 110 

Konjervative Männer 109 
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KRonfervative Partei 220 

— Megelagerer 138 

KRonftanz 274 

Konfularifche Vertreter Deutjchlands A 

Konfumvereine 44 

Kontraftbruch der Arbeitgeber 151 

— der Bergarbeiter 204. 212. 226 

Kontraktbrüchige Arbeiter 204 

Konventionaltarife 162 

Konzeffionen an den Ultramontanismus 
57 

Kopf frei halten für die großen Aufgaben 
der KRolonialpolitif 301 

Kopſch, Abg. 264 

Körner, Theodor 28h 

Körnerbau, deutfcher 163 

Kosmopolis (Zeitjchrift) 16 

Kosmopolit, internationaler 80 

Kosmapolitismug, verfchwommener 328 

Krallen der Polizei 81 

Krankenkaſſen werden von der Sozial: 
demofratie zum Schaden ihrer jozialen 
Bedeutung für Parteizwecde ausge: 
beutet 222, 2317. 

Kredit, den ein Land im Auslande be: 
fit, muß gefchont werden 333 

Kreditweſen 46 

Kreuzzeitung 141 

Krieg mit Rußland paßte der Sozial: 
demofratie in ihren Parteifram 285 

— zwifchen beiden Bölfern (Deutſch— 
land und England) wäre ein heillojes 
Unglücd 400 

— — zwifchen Deutfchland und Eng: 
land würde der größte Glücksfall fein 
für alle Nebenbuhler beider Mächte 
399 

— zwiſchen England und Deutjchland 
nichtS Notwendiges 424 

Kriegerifche Sprache gegen unjere Nach— 
barländer 210 

Krieginfichtepifode von 1875 335 

Kriegsmäßige Ausbildung 2 

Kriegsminifter aller Bundesftaaten 2 

Kriegsſchiffe ſchwimmende Gebietsteile 
des Reiches 373 

Kriegätreiberei 75 
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Krimfrieg 326 

Krimmitfchau 12 

Krifis für Südmeftafrifa 79 

Kritik 2f. 

— der füdmweltafrifanifchen Kolonial: 
reorganifation 129 

Kronftadt 114 

Kruppiche Waffenverkäufe 84 

Kuhfuß 85 

Kuhhandel Au. 78 

Kühnemann, Dr. Brof., Reftorder Rofener 
Alademie 384. 387. 444 

Kultur, Fundament der beitehenden Ord— 
nung 21 

Kulturfampf 202 

—, neuer 4h4 

Kündigung der Handelöverträge 41. 87. 
109. 147 

Künftler, die den Tempel aufführen, 
werden felten geboren 21 

Künftliche Empfindlichkeit 70 

Kuppel des Reichstagsgebäudes 175 

Küftenbeamte Deutjchlands 396 
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La Briyere, Bild eines Diplomaten 339 
La paix de Westphalie qui a fait la 
France et defait l’Allemagne 308 
La Russie ne boude pas, elle se re- 
cueille 322 

Labyrinth 70 

Zagarde 103 

Lage der Arbeiter im Zufunftsitaat 
Bebels wirklich und dauernd beſſer? 17 

Zandarbeiternot 402 

Landesgejeggebung, preußifche 220 

Landesgrenze mit Maroffo 303 

Landesmeliorationen 177 

Zandespferdezucht 37 

Landesverband für Fremdenverkehr in 
Ptiederöfterreich 385 

LZandesverrat 105. 276 

— Vorwurf des 277 

Landrat in Geeitemünde 114 

Landsdown, Lord 253 

Landmirtichaft das Sorgenkind Des 
deutichen NReichsfanzlers 441 
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Landwirtſchaft, Notlage 158 

—, Borteile aus der Regulierung der 
Waiferläufe 177 

Landwirtſchaftliche Mafchinen, Zoll 172 

— Bölle, Erhöhung 72. 161 . 

Landmirtjchaftsfreundlicher Tarif 85 

Zange Periode der Mißverftändniffe Liegt 
hinter Deutfchland und England 314 

Langenbed, von, fommandierender Gene: 
tal 371 

Langfriftige Handelverträge 160 

Laodicäer 106 

Laon, Bankett 85 

Lasker, Abg. 68 

Lafjalle, Ferdinand 154 

Laubes Gejchichte des Frankfurter Parla— 
ments von 1848 149 

Le roi regne, mais il ne gouverne pas 
341 
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Maiszoll 168 

Maltzahn, Frhr. von, Oberpräfident 371 

Manchefterdoftrin, Überwindung 452 

Mandelitamm 53 

Mandjchurei 19 

—, deutjche Politik zu paffiv 5 

—, Deutjchland hat dort nichts zu 
juchen 5 

Mangel an Egoismus 18 

— an Eigenarbeit und Kleinarbeit im 
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Milizſyſtem 121 

Mill, John Stuart 222 

Millerand 8f. 

Milliardenjegen 241 

Mimikry, diplomatifche 340 
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Mutlofigkeit der Staatsregierung umd 
des Reichskanzlers 232 

Mutungsgejeg 228 


N. 
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nicht Art der Deutjchen 188 

Rationale Aufgaben der Poſener Aka— 
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Rechtsſtaat Deutjchland 290 

—, moderner 120 

Redefreiheit und Berfammlungsfreiheit 
anderer Parteien von der Sozial- 
demofratie mißachtet 12 
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Reichserbichaftsfteuer 2477. 

Reichäfinanzreform 237 ff. 

Reichdgedanfe 102 

Neichsgefeggebung 8 

Reichshaushaltsetat für das Finanzjahr 
1904/05 1 

Reichsinvalidenfonds, Sanierung 244 

Reichsfanzler braucht für die Kolonien 
einen verantwortlichen Stellvertreter 
266 

— ohne Berftändnis für die Bedeutung 
von Handel und Jnduftrie ein Unding 
440 

— und Neichsfanzlei 181. 187. 303 

Reichstolonialamt 265f. 297 ff. 

— felbjtändiges 444 

Reichsmafchine, geordneter Gang 299 

Reichspfennig primo modo unerſchwing⸗ 
lich 134 

Reichsregierung und Miffionen in Süd— 
weitafrifa 3% 

Reichsjädel, für ihn müſſen die Kolo- 
nien eine Stüße werden 264 

Reichstag aufgelöft 361 

Reichite Klöfter hatten die dickſten 
Mauern 270 

Reich3verdrofjenheit 102. 329 

Reichäverfaffung, Art. 54 und 78 8 

Neiterei 1870/71 2 | 

— in den Napoleonifchen Zeiten 2 

— unter Friedrich d. Gr. 2 

Religion als Mittel brauchen zum 

Schutze politifcher Fraktionsintereſſen 

454 

—, Fundament der beſtehenden Ord— 
nung 21 

Reorganiſation 
teien 185 

— der KRolonialverwaltung 265. 355 

— von unten herauf 266 

Replik des Reichskanzlers gegen Bebel 
22 ff. 
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Repreſſivmaßregeln gegen die Soyial- 
demofratie 30 

Republik des Plato 18 

— nicht fo gut wie wir fie machen 218 

Republikaniſche Gefinnung der Sezial- 
demofratie 10 

Republiten: auch da wird mit Waſſer 
gekocht 10 

Reservatio mentalis 39. 61 

Nefpektierung der Hoheitärechte des 
Staates 64 

Refultate preußijcher Eifenbahnver- 
ftaatlichung 40 

Revanchegelüfte in Frankreich 145 

NReventlow, Graf, Abg. 8ff. 8ff. 

Reviſionismus 139 

Reviſioniſten 190 

Revolutionäre 156 

— Schrullen 196 

Revolutionärer Pferdefuß 213 

Revolutionen von oben 233 

Rhein B68F. 

— Leine-Kanal 179 

Rheinische Miffionsgefellichaft 390 

Rheinifch-Weftfälifche Zeitung 217 

Rheinland-Weitfalen 440 

Richelien 308 

Richter, Eugen, Abg., Aufhebung von 
s268 

—, —, „oberiter der Philifter“ 138 

—, — Reichsſchatzſekretär 249 

—, —, wafjerwirtfchaftliche Vorlagen 36 

Kichthofen, Frhr. von, Abg. 61 

—, Staatsfelretär von, unter der Laſt 
der kolonialen Arbeit zufammenge: 
brochen 2997. 348 

Richtige Linie 174 

Nidert, Abg. 61. 68 

Ridlin, Dr., Abg. 88 if. 

Riepenhaufen, von, Abg. 210 

— fein militärifcher Draufgänger 210 

Right or wrong, my country 188. 283 

Rifito eines unglüclichen Krieges 135 

Rivalität und Konkurrenz brauchen 
feinen Krieg hervorzurufen 311 

Roberts, Elmer, Berliner Vertreter der 
Aſſoeiated Preß 426 


486 


Robespierre 453 

Rod, der jedem Menfchen paßt 342 

Roeren, Abg. 354 

Roggenzoll 163 

Rohholz 168 

Roi qui s'amuse 32 

Romeo und Julia 108 

Roon, Graf, Generalfeldmarjchall 5 

Roofevelt, Präf. d. Ver. St. 153. 269 

Root, Staatsſekr. der Bereinigten 
Staaten 296 

Rotes Meer 437 

Rothan 308 

Rouvier, franzöfifcher Minifterpräfident 
405. 411. 414. 417, 422. 

Rübſen 167 

Rückſichtslos zu Boden werfen jeden, 
der es wagt, fich der Majorität des 
Geſetzes in den Weg zu ftellen 31 

Rücfichtslofigfeit der Verbündeten Re- 
gierungen 132 

— Graf Bülow! 69 

Rüdzugsgefecht 216 

Rüffel Bernfteins durch Bebel 13 

Ruhe und Befonnenheit bejjere Führer 
als Haftigkeit und unüberlegte Hiße 31 

Ruhig über dem tojfenden Meere 438 

Rührmichnicht an (Sozialdemofratie) 137 

Rubhrrevier 206 

Rumänien 19 

—, Zufagübereinfommen 157 ff. 

Rufjendienft 144 

Aufjenrummel 196 

Auffifch-englifches Ablommen 323 

— Polen, Deutfchland interveniert nicht 
320 

— türfifcher Krieg 198 

Ruffifche Anarchiften 46 ff. 

— Anleihe in Berlin 198 

— Demonftrationen für Deroulede 336 

— Induſtrie 180 

— Regierung verdient, vom Erdboden 
vertilgt zu werden (Vorwärts) 194 

— Revolutionäre 80 

— Studenten 53 

— Zölle für Mafchinen und Majchinen- 
teile 172 
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Ruffifcher Agent in Berlin 47 

Ruffifches Preftige 182 

Rußland 1849 in Ungarn 320 

— den Krieg erklären 183 

— eigne Induſtrie 170 

—, gefund und fräftig, wertvoll als 
Faktor der Grhaltung des Gleich— 
gewichts in Europa 321 

— innere Vorgänge 254 

— nachlaufen 183 

— und England, Berhandlungen über 
Tibet, Perfien und Afghaniftan 322 

—, Zufagübereintommen 157 ff. 

Ruplands Großmachtitellung 182 

— Heeresbudget 134 

— Machtzumachs im äußeriten Oſten 5 
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Säbelregiment, roheſtes und brutalites 
29 

Sachliche Argumente für Aufrechterhal: 
tung von $2 94 

— umd gerechte Kritik 2 

Sachſen, Schweineverbrauch 169 

Sächſiſcher Bundesratsbevollmächtigter 
12 

Sägeinduftrie, deutjche 168 

St. Germain bei Paris 369 

St. James, Kabinett von 115 

Saint Rene Taillandier, franzöftfcher 
Gefandter in Maroffo 257. 408 

Salus publica wird suprema lex 107 

Sammlung der ftaatserhaltenden Ele: 
mente 106 

Samoadifferenz; 335 

San Giuliano 315 

St. Petersburg 49 

Sattler, Dr., Abe. 73 ff. 

Sauherde 139 

Schadenfreude die reinjte Freude 351 

Schadenserfag 114 

Schädigung des Proteftantismus 78 

Schaedler, Dr., Abe. 2, 4 

Schafott Ludwigs XVI. 81 

Scharfmacherifche Nuance 214 
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Scheidung des Auswärtigen und des 
Kolonialreffort3 299 

Schergen im Zarenreiche 81 

Schentendorf, Mar von 370 

Schiff von dem Augenblid an, wo es 
zu Waſſer gleitet, feine Nummer, 
fondern ein bejeeltes Wefen 373 

Schiffahrtsabgaben auf der Unterweſer 8 

Schiffe aus englifchem Privatbefiß an 
die Japaner verkauft 184 

— zum Truppentransport 84 

Schlag gegen die Verbündeten Regie— 
rungen und die nationale Würde 454 

Schleppbahnen 177 

Schlefien wiederholt von verheerenden 
Überfchwemmungen heimgefucht 38 

Schmäbhlicher Kulturfrieden 65 

Schmoller, Prof. Dr., 162. 369 f. 

Schmidt, P., Direktor des fatholifchen 
Deutjchen Hofpizes in Serufalem 432 

Schmieding, Oberbürgermeifter von 
Dortmund 234 

Schnäbelefall 335 

Schnecdentempo 115 

Schneidemühl 193 

Scholl, Aurelien, franzöfifcher Journa— 
lift 394 

Schöne Zeiten für die britifchen Kreuzer, 
den deutichen Handel vom Meere zu 
verjagen 287 

Schonung des Feindes in Afrika ſetzt 
hohen Grad von Selbitbeherrfchung 
voraus 268 

Schrader, Abe. 95 

Schriften revolutionären, terroriftifchen 
und anarchiftiichen Inhalts 119 

Schriftenfchmuggel, ruffifcher 52 

Schulden des Reichs einfchließlich der 
Bundesitaaten 241 

Schuldenlaft, übermäßige 241 

Schulmeifterei zu Haufe laffen 340 

Schüren des Klaſſenkampfes 32 

Schürung des Hafjes 155 

Schuß der nationalen Arbeit 148 

— der Neutralität und de3 Beftandes 
Ghinas 395 

— der perfönlichen Freiheit 152 
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Schuß; des Reiches wird jedem Deutfchen 
ohne Unterfchied zuteil 331 

— für die bedrängte und notleidende 
Yandmirtjchaft 109 

Schußbedürfnis des Ditens 39 

Schußgefege für Landwirtfchaft, Indu— 
jtrie und Handwerk find ev. Sozialis- 
mus 220 

Schugmaßregeln für die Bergarbeiter 
224 

Schwäbifche Tagmwadıt 183. 194 

Schwäche der Regierung 105 

— gegenüber jubverfiven Bewegungen 
233 

Schwarzenberg, Fürft 324 

Schwarzrote Majorität 453 

Schwarzjeherei 97 

Schwebende Unterhandlungen, feine Aus: 
funft darüber in Parlamenten 86 

Schweinefontingent, oberjchleftfches 168 

Schweinit, General von 435 

Schweiz: jozialpolitifche Gejege von der 
Bundesverjammlung angenommen, in 
der Bolksabjtimmung abgelehnt 10 

— Bufagübereinfommen 157 ff. 

Schweizerifche oder holländische Polizei- 
jtationen 305 

Schwelgende Höfe 32 

Schwere Unterlafjung 357 

Schwerin, Feldmarfchall 285 

— Löwitz, Graf 293. 379, 434 

Schwierigfeiten bei der Zollabfertigung 
293 

Scribefche Luſtſpiele 339 

Sedan (Bebel) 111 

Seerecht 113 

Seewehr, Beritärfung 451 
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auf Arbeitszeit 226 
Selbjtverwaltung der Kolonien 265 
— Güdmejtafrifas 129 
Selbjtzucht 100 
Semenowfcher Pla 81 
Semmeringfeite 386 
Senat in Rom — Reichstag 11 
Serbien, Zufagübereintommen 157ff. 
Seßhaftmachung der Landarbeiter 402 


488 


Seucheneinfchleppung 429. 436 

Seuchenfonvention 165 

Seuchenübereintommen mit OÖfterreich- 
Ungarn 165 

Seuchen: und Sperrichug für deutfche 
BViehbeitände 164 

Shafefpeare 108 

— und Darwin gehören uns B11 

Sich nad den Umftänden richten, noch 
lange fein Zickzackkurs 340 

Sicherheit der in China lebenden Euro- 
päer 76 

— für Leben und Eigentum 126 

— und Stetigfeit im wirtjchaftlichen 
Leben 160 

Sicherung des Wahlgeheimnijjes 57 

Sichnähertreten von Volk zu Bolt ift 
nüßlich und notwendig 312 

Siebenerfommiffion 205 

Signatur der neuen Hamdelsverträge 
148 

Silberfarb 53 

Silvefterbrief 4b1f. 

Sinn für biftorifche Kontinuität und 
reale Bedürfniffe 452 

Sjipjägin, ruff. Miniſter des Innern 47 

Skarzynski, Dr. von, Abg. 208 

Skobeleff, General 336 

Soden: Frauenhofen, Frhr. von 380 

Soldaten nicht im Zukunftsſtaat 16 

Soldatenmißhandlungen 2ff. 23f. 

Sorglofigfeit der erjten Jahre im neuen 
Reich 241 

Solidarität aller Staatsbürger 376 

— der bürgerlichen ‘Parteien 106 

— zwifchen Yandmwirtjchaft und Induſtrie 
179 

Sonderbarer Schwärmer 139 

Sonderkandidatur des Bundes der Yand- 
wirte 107 

Sonnenmwenditein 385 

Sonnino 315 

Sonntag, deutjcher Fifcherdampfer 113 

Sozialdemokratie 1870/71 den nationalen 
Anfprüchen des eignen Landes ent- 
gegengetreten 283 

— arbeitet mit Bewußtjein daran, Die 
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in Rußland beſtehende Ordnung der 
Dinge zu bejeitigen 119. 143 

Sozialdemokratie auch nicht ganz ohne 
Schuld ımd Fehle 4 

— auf nationalem Gebiete nicht zu: 
ftändig 48 

— beanjprucht das Monopol der Frie: 
densarbeit und Friedensliebe 284 

— begeiftert fich micht für jeden Krieg, 
aber verurteilt auch nicht jede Teil— 
nahme am Krieg 284 

— behandelt die auswärtigen Fragen 
nach PBarteiinterefje 2737. 277 

— bejtrebt, Deutjchland nach außen 
verhaßt zu machen 287 

— beftrebt, in England Mißtranen 
gegen Deutjchland zu jchüren 277 

—, deutfche, ignoriert das Zarentum 20 

— —, treibt feine nationale Politik 274 

— —, umpatriotifche Haltung in aus: 
mwärtigen Fragen 83 

— —, weiß nicht, was nationale aus- 
wärtige Politik iſt 274 

—, franzöftfche, defertiert nicht vor dem 
auswärtigen ‘Feinde 275 

— führt die intolerantefte und roheite 
Sprade 12 

— groß im Zerjtören und Auinieren 21 

— hält feit an ihren leßten Zielen 215 

—, ihr feine Triumphe gönnen 235 

— immer auf der Seite von Deutſch— 
lands Gegnern, Borern, Hottentotten 
und Hereros 286 

— fümpft mit ®orliebe gegen den 
Bauernftand und jeine Intereffen 437 

— feine berechtigte Inſtitution int poli: 
tifchen Kampfe 2327. 

— lebt von den Fehlern ihrer Feinde 
105 

— Retterin des Rapitols 273 

— treibt zum Krieg mit Rußland 132 

— miderfegt ſich den nationalen Afpi- 
rationen der Slaven Ofterreich® und 
der Türfei 283 

— will das Vaterland nur dann ver: 
teidigen, wenn es ihr richtig erfcheint 
275 
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Sozialdemokratie will, daß fich das 
deutjche Volk für ihre internationalen 
Pläne verblute 280 


— will feinen Krieg gegen Rußland 


(von Bollmar) 142 

Sozialdemofratifche Agitation in Schle- 
fien 46 

— eine disziplinierte Preſſe 194 

— Gewerkſchaft 205 

— Partei herausgefordert (von Boll 
mar) 137 

— Preſſe, roher Ton 215 

— Redakteure 14 

— Schriften 119 

Sozialdemokratifcher Parteitag joll über 
Krieg und Frieden entjcheiden 275 

— Terrorismus 32 

— — in den Werkſtätten und auf den 
Arbeitsplägen 30 

— Vizepräfident 13 

Sozialdemofratifches Sammelbeden der 
Unzufriedenheit 105 

Soziale Fürforge für die Hilfsbedürfti- 
gen, wachjfende Anjprüche 243 

— Reformen If. 

— — erzeugen nur Undank 108 

— Revolution (Brofchüre) 16 

Sozialen Frieden dienen 219 

Soziales Königtum Wilhelms L und 
Bismards 32 

Sozialiftifche Parteifarbe 226 

— Zufunftspläne 14ff. 

Sozialpolitifche Bedeutung der Land— 
wirtjchaft 86 

— GErperimente, gewagte 235 

— Gefetgebung 225 

— —, Stillitand 9 

Sozialiftifcher Zufunftsftaat ein koloſ— 
fales Plögenfee 26 

Sozialreform, deutjche, anderen Ländern 
ein Vorbild 108 

— eines Landes unabhängig von feiner 
Staatsverfafjfung 10 

Spahn, Dr., Abg. 94. 125. 187 

— —, Ditmarfenpolitit 199 

—, Dr. Martin 57 

Spanien, König von 209 
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Spaniens und Frankreich ältere An- 
jprüche in Marokko 304 

Sparkaffen, wachjende Einlagen 162 

Sparjame und verjchmenderifche Men- 
fchen 18 

Sparſamkeit, unzeitige und übertriebene 
264 

Species faeti 114 

Sped von Sternburg, Frhr., deutfcher 
Botjchafter in Wafhington 296. 427 

Spencer, Herbert 29 

Spielball fremder Willkür 289 

Spießbürger, wildgemwordener 453 

Spite des NRathausturmes 175 

— gegen Deutjchland 257 

Spißel 52 

Splendid isolation 69 

Sporenflirren, unnüßes 91 

Sprache der fozialdemofratifchen Prefje 
82 

— und Daltung des Diplomaten und 
Politifers muß ſich nad) den Um— 
ftänden richten 209 

Sprung eines Blinden ins Dunfle 17 

Staat 21 

Staatliche Fürjorge 207 

— Hoheitsrechte 64 

— — preiögeben 41 

— Bermittlungsverjuche 205 

Staatserhaltende Kräfte 93 

— Parteien einigen 72 

Staat3gewalt fapitultert vor Kapitals- 
gewalt 230 

Staatsinterejje jeder Preußifchen Re— 
gierung 73 

Staatskühe 57 

StaatSleitung gegemüber den Klaſſen— 
fämpfen 369 

Staatsraifon 94 

Staatsrechtliche Stellung Elſaß-Loth— 
ringens 89 

Staatsregierung darf ſich von feiner 
Bartei regieren lajjen 72 

Staatsjefretär des Auswärtigen Amts 
130 

Staatsſtreich 139 

— Dr. Friedbergs ZI 
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Staatswagen, feitgefahrener 245 

Staatsmwille 207 

Staatszuchthaus (Zufunftsftaat) 17 

Stadien der Stodung: Knappheit, Ein: 
fchränfung des Reichsbedarfs, Defizit, 
Anleihen 238 

Stadt und Land 158 

Städteausjtellung in Dresden 370f. 

Städtifche Gemeinwejen 370 

Standes: und Klajjenvorurteile, klein— 
liche 389 

Starker Staat fteht nur ficher auf fich 
felbit 337 

Stärkung des Klajjengefühls 155 

Steigerung der Arbeitslöhne im Zukunfts— 
ſtaat 17 

Steinkohlenbergwerke, eigenartige und 
ſchwere Arbeit 223 

Stellung der Beamten zur Sozialdemo- 
fratie 27 

— deutjcher Unterhändler jchwächen und 
die der Unterhändler der anderen 
Vertragsftaaten ftärten, Bebels Art 8 

Stellvertretungsgefe von 1878 130 

Stempel eines Provijoriums 130 

Stengel, Frhr. von, Reichsſchaätzſekretär 
248f. 

Stettiner Vulkan 371 

Steuern werden nicht der Regierung 
bewilligt 249 

Stevervorjchläge 439 

Stillegen von Zechen 203 

Stillegung einiger Zechen 227 

Stillegungsgejet 228 

Stimmung zwifchen Deutjchland umd 
England nicht jo, wie fie fein follte 
281 

Strafgelder 203 

Straßburger Männergejfangverein 425 

Strauchritter des Mittelalters 322 

Streik im Ruhrgebiet 150. 210. 226 

Streiks, fozialdemofratifche Heßerei im 
Spiele 230 

Strenge gegen die Hereros 268 

Strifte Neutralität 75 

Strolch, parlamentarifcher 138 

Struggle for life 189 
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Stübel, Pflichttreue und Selbjtlofigfeit 
267 

Stüd von Marokko fordern 90 

Stüde von China fi) aneignen 76 

Studenten 186 

Studt, Dr., Preußifcher Staatsminifter 
391 

Stunde des Kleinmuts 358 

Stürmifche See neuer Gruppierungen 318 

Sturmlaufen gegen die Regierung 110 

Stuttgarter Vollsverfammlung 197 

Siüdafrilanifcher Krieg 84. 107 

Südmeitafrifa 99. 124f. 

Südmeftafrifanifche Farmer bei Graf 
Bülow 396 

Südweſtafrikaniſcher 
Opfer 263 

— Guerillafrieg eine Art militariftifcher 
Sport 360 

Sühneforderung an Rußland 115 

Sultan von Maroffo 210 

Summam diligentiam präjtieren 148 

Suum cuique 233 

Swakopmund 35f. 

—, Landungsverhältniſſe 443 

—⸗Otavi, Eiſenbahn 127 

Sympathieſtreik 226 

Sympathiſche Kundgebungen der deut— 
ſchen Regierung gegenüber Kolumbien 
abſolut erfunden 378 

Syndifatsbildungen 153 

Syrafus 98 
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Tabafiteuergefegentwurf vom 9, Febr. 
1878 239 

Tacitus 11 

Tadelnswerte Angriffe gegen befreundete 
Reiche 210 

Taktik bei Aufhebung von 82 des Je 
juitengefetes 58 

Zanga, Landungsverhältnijje 444 

Tarif von 1879, Erſtarken der Induſtrie 
157 

Tarifpolitik, Folgen der deutfchen in den 
80er Jahren 170 

Tarifverhandlungen unter Fürft Bis: 
mare 160 
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Tatfache, daß wir feinen Fürſten Bis: 
mard mehr haben 328 

Tattenbach, Graf, deutfcher Gefandter 
in Marofto 408. 423 

Telegramm Kaifer Wilhelms an den 
Kaiſer Nikolaus 11. 98 

Tells Geſchoß 121 

Temperament Dr. Friedbergs ZU 

— und Eigenwille ftärker als alle Theorie 
und Doktrin 39 

Tempi passati 150 

Temps, Interview Yürit Bülows 423 

—, Xobredner Bebels 280 

Tendenz der deutjchen Politik 210 

Tendenzen, das Wohl der Landwirtſchaft 
einfeitig und ohne Rüdficht auf andere 
Erwerbszmweige zu verfolgen 179 

Teendenzpolitif 197 

Terrorismus 152 

— der Arbeitgeber 12 

Terroriftifches Gebaren 32 

Tertius gaudens 96 

Tete baissee 107 

Themata, die vor das Forum des Reichs: 
tags gehören 41 

Teufel durch Beelzebub austreiben 436 

Thiers 271. 309 

— unter der AJulimonarchie 342 

Thomas von Aquino 72 

Thronrede 1 

Tiberius, röm. Kaifer 11 

Tibet-Angelegenheit 123 

Tibetifche Frage 39257. 

Tiele-Windler, Graf von 228 

Times 394 

—, Xobredner Bebels 289 

Tippelsficch, Lieferung von Sätteln, 
Stiefeln und Mänteln 3507. 

Tirpis, von, Staatsfefretär 371 

Tod fürs Vaterland von der Sozial: 
demofratie verglichen mit dem Tode 
des Schwein durch den — 
285f. 

Todesverachtung der Offiziere 126 

Totalifator 36 

Trachenberg, Herzog zu, Fürft von Hab: 
feldt 46 
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Tradition älterer Kolonialvölfer 131 

Traditionen des deutjchen Bolfes 6 

— des Fürſten Bismard 159 

Transportkoften, Verbilligung 177 

Transportmöglichkeiten, Verbeſſerung 
177 

Treitjchke, Heinrich von 286. 332 

— — über England 398 

Trennung von Militär: und Zivilver: 
waltung 265 

Treppe benußen 175 

Irieb zur Kolonifation in jedem Volke 
vorhanden, das ſich eines gejunden 
Wachstums und fräftiger Yebens- 
energie erfreut 345 

Trochu, Verteidiger von Paris 15 

Trodener Samum 28 

Trotha, von, Generalleutnant 100ff. 
125f. 

Truppenmacht in Südweitafrifa 127 

Iruppenfendungen nah Südmeitafrifa 
100 

Iruppentransportdampfer 84 

Truftbildungen 153 

Tſchili, Zurücziehung der Kontingente 
253 

Tichungufen 5 

Tüchtigkeit der Offiziere 126 

— preußifcher Offiziere 5 

Tummelplatz für fremde Beutegier 289 

Zunififation von Maroffo 258 

Zunis 411 

Turfan-Erpedition 391 

Iyrannei der Straße 291 

— in der Kranfenfafjenverwaltung 12 

— und Helotentum 28 
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Über allen Wipfeln ift Ruh 114 

Übereinftimmung der Grundanfchauung 
zwifchen Regierung und fonfervativer 
Partei 220 

Übermenfchen 88 

Überrumpelung des Bundesrats 94 

Überfchüffige Neichseinnahmen 247 

Überfeeifche Politit 335 

Übertreibung der Prinzipien 452 
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Übertriebener Peſſimismus 330 

— Tatendurjt 90 

Überwachung ruſſiſcher Anarchiften 47 

Ultramontanismus, Zugeltändnifje an 
ihn 77 

Umfang der Aufgaben, die auf fozial- 
politifchem Gebiet den Städtever— 
waltungen obliegen 371 

Umfturz, allgemeiner 120 

— in Rußland 120 

Umtriebe deutjcher Agenten in Tripolis 
316 

Unabhängigkeit der Wijjenjchaft 389 

— Marokkos 209 

Unbefümmert um Reichötag und Reichs: 
tagsmehrheit 107 

„Und das Haus abfolut, wenn es meinen 
Willen tut” 39 

„Und willit du nicht mein Bruder fein, 
So jchlag’ ich dir den Schädel ein“ 13 

Unduldſamkeit 65 

—, Engherzigfeit und Kegerrichterei des 
jozialdemofratifchen Parteitages 13 

Uneinigfeit, innere 452 

— und Zwiejpalt in die bürgerlichen 
Parteien tragen 30 

— — unter den bürgerlichen Parteien 
und zwifchen ihnen und der Regierung 
vermeiden 292 

Unerfüllbare Forderungen aufitellen 97 

Unfäbhigfeit der Sozialdemokratie im 
Innern wie nach außen 21 
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